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ULRICH BRAND, MARKUS WISSEN

Kapitalismus  
am Limit

Öko-imperiale Spannungen,  
umkämpfte Krisenpolitik und  

solidarische Perspektiven



Kapitalismus am Limit von Ulrich Brand und 

Markus Wissen ist ein brillant geschriebenes, von 

großem empirischen und konzeptuellen Wissen 

genährtes Zeitdokument. Der Kapitalismus 

wird in naher Zeit enden. Hoffentlich, bevor er 

den Planeten und die menschliche Gesellschaft 

zerstört hat. Wie eine postkapitalistische 

Produktionsweise beschaffen sein wird, hängt 

weitgehend von der solidarischen Überwindung 

der imperialen Lebensweise ab. Die Kämpfe, die 

uns dazu bevorstehen, analysiert dieses höchst 

eindrückliche Buch. 
Jean Ziegler

»

«

Ich habe mich auf der Stelle festgelesen. Wer sich  

fragt, wie wir noch Bewegung in die spät-

kapitalistische Todesstarre kriegen, findet hier 

systematische Antworten und einen Weg- 

weiser in die solidarische Selbstbegrenzung.  

Ein unverzichtbares Buch! 

Eva von Redecker

»

«



Der Systemsturz des Kapitalismus findet nicht 

automatisch und egalitär statt. Das bedeutsame Buch 

von Ulrich Brand und Markus Wissen beleuchtet die 

Bedingungen für die solidarische Überwindung der 

imperialen Lebensweise im globalen Norden und für 

den Kampf gegen Krieg und Faschismus. Es ist ein 

Muss für alle, die an einer emanzipatorischen Zukunft 

mitarbeiten wollen. 

Kohei Saito

»

«

Corona-Pandemie, Inflation, Klimakrise – der Kapitalismus hat 

keine Lösungen für die Probleme unserer Zeit. Vielmehr noch:  

Die Krise ist Normalzustand. Dieses Buch ist nicht nur eine 

Erklärung, sondern auch Anleitung für ein anderes Morgen. 

Carla Reemtsma

»

«

Die imperiale Lebensweise ist 

schon ins progressive Wörterbuch 

eingegangen. Es steht schwer zu 

befürchten, dass die Argumente 

und Formulierungen im neuen Buch 

von Brand und Wissen unseren 

Diskurs – geradezu sprichwörtlich – 

bereichern werden. 

Ilija Trojanow

»

«
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Vorwort

Dieses Buch ist das Produkt einer langjährigen freundschaftli-
chen wissenschaftlichen und politischen Kooperation der beiden 
Autoren. Nach anfänglichen Zweifeln und Suchprozessen, ob wir 
es uns in dieser sich rasch verändernden und unübersichtlichen 
Welt zutrauen können, das große Ganze zu denken, haben wir es 
aus unserer Sicht zu einem guten Ende gebracht. Doch es wäre 
in der vorliegenden Form nicht möglich gewesen ohne die vielen 
Diskussionen, Anregungen und Rückmeldungen zu Kapitelent-
würfen und einzelnen Argumentationsgängen. Dafür bedanken 
wir uns sehr herzlich bei allen Beteiligten. Wir schätzen uns sehr 
glücklich, in inhaltlich derart inspirierende und solidarische Kon-
texte eingebunden zu sein. 

Zuvorderst ist der Rosa-Luxemburg-Stiftung – allen voran 
Mario Candeias und Barbara Fried, damalige Direktor*innen 
des Instituts für Gesellschaftsanalyse (IfG), sowie Dagmar Enkel-
mann, ehemalige Vorsitzende des Vorstands der Stiftung – für 
die Gewährung von Forschungsstipendien zu danken, mit de-
nen wir zwischen 2021 und 2023 die Grundlage zu diesem Buch 
legen konnten. Ein wichtiger Diskussionszusammenhang wäh-
rend dieser Zeit war neben dem monatlichen IfG-Kolloquium 
der Jour fixe »Ökosozialistische Strategien«. In diesem Rahmen 
haben wir uns zehnmal getroffen, um begrifflich, konzeptionell 
und ausgehend von konkreten Erfahrungen in Bereichen wie 
Energie, soziale Infrastrukturen, Landwirtschaft oder Mobili-
tät die Eckpunkte eines emanzipatorischen sozial-ökologischen 
Projekts zu diskutieren. Wir danken allen Teilnehmer*innen 
und Vortragenden für die vielfältigen Anregungen. Beson- 
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ders bedanken wir uns bei Nina Treu, die den Jour fixe koor-
diniert hat.

Bei einem eintägigen Workshop in der Stiftung im Dezember 
2022 haben wir erste Überlegungen zu einzelnen Buchkapiteln 
vorgestellt und aufgrund der instruktiven Rückmeldungen das 
Konzept noch einmal überarbeitet. Das Graduiertenkolleg »Krise 
und sozial-ökologische Transformation«, das das Studienwerk der 
Stiftung gemeinsam mit der Hochschule für Wirtschaft und Recht 
(HWR) Berlin initiiert hat, war und ist für uns ein wichtiger und 
äußerst anregender Kontext. Ein großes Dankeschön dafür geht 
an die Stipendiat*innen, die Assoziierten, die Steuerungsgruppe 
sowie an Marcus Hawel und Jane Angerjärv, ohne die es das Kol-
leg nicht gäbe. Bei zwei Dissertant*innen-Seminaren von Kristina 
Dietz und Ulrich Brand im Mai und im Dezember 2023 gab es 
hilfreiche Rückmeldungen zu spezifischen Ideen.

Für wichtige Rückmeldungen danken wir: Frank Adler, Axel 
Anlauf, Lia Becker, Alexander Behr, Tobias Boos, Alina Brad, 
Michael Brie, Achim Brunnengräber, David Caicedo Sarralde, 
Kristina Dietz, Ines Dombrowsky, Simon Dreier, Wiebke Dreier, 
Dennis Eversberg, Gabriel Eyselein, Daniel Fuchs, Karin Gab-
bert, Christoph Görg, Tobias Haas, Christine Höbermann, Uwe 
Hoering, Sagal Hussein, Thomas Jahn, Tim Köhler, Mathias 
Krams, Stephan Krull, Steffen Kühne, Andreas Lob-Hüdepohl, 
Danyal Maneka, Julian Niederhauser, Anna Niesing, Carla Noever 
Castelos, Benjamin Opratko, Lia Polotzek, Oliver Prausmüller, 
Johannes Rendl, Wolfram Schaffar, Jakob Scherer, Nina Schlosser, 
Stefan Schmalz, Matthias Schmelzer, Etienne Schneider, Dieter 
Segert, Stefan Schoppengerd, Florian Steig, Anne Tittor, Johannes 
Waldmüller, Christa Wichterich, Gerrit von Yorck und Florian 
Zschoche. Pia Kauer und Patrick Makal danken wir für ihre enga-
gierte Recherche und Zuarbeit, Christian Prinz für seine versierte 
technische Unterstützung bei der Erstellung des Manuskripts. 
Und wir danken unseren Familien für die Toleranz in intensiven 
Arbeitsphasen.
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Die Zusammenarbeit mit dem oekom-Verlag ist eine Freude. 
Wir bedanken uns bei allen Mitarbeiter*innen für die profes-
sionelle Kooperation bei der Bucherstellung und für die Vorbe-
reitung der vielen Tätigkeiten, die auf die Veröffentlichung des 
Buches folgen. Ein ganz besonderes Dankeschön geht an Laura 
Kohlrausch, die uns im letzten Jahr intensiv begleitete und viele 
gute Ratschläge gab. Sie hat das Manuskript mit ihrer inhaltlichen 
Neugierde am Thema sowie mit Vorschlägen, den Text an wich-
tigen Stellen lesbarer und verständlicher zu machen, wesentlich 
verbessert.

Uns alle verbindet das gemeinsame Interesse am Verstehen 
der Dynamiken und Ursachen, welche die Lebensverhältnisse von 
immer mehr Menschen sowie die biophysischen Grundlagen des 
Zusammenlebens zunehmend verschlechtern. Und uns eint die 
Überzeugung, dass über engagiertes und strategisch umsichtiges 
Handeln doch eine bessere Zukunft und die Bedingungen für ein 
gutes Leben für Alle entstehen können. Wenn das Buch auch bei 
den Leser*innen Denkprozesse auslöst, Zusammenhänge erken-
nen und aktuelle Entwicklungstendenzen besser einordnen lässt, 
wenn es zum Handeln und Weitermachen ermutigt, dann hat es 
seinen Sinn erfüllt.

Berlin / Wien, im Januar 2024
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Kapitel 1

Kapitalismus und 
Klimakrise

Die sozial-ökologische Krise ist so 
schwerwiegend, dass wir uns der Realität 

des Kollapses nicht entziehen können: 
Er findet statt und wir müssen jetzt 

Entscheidungen treffen.

Maristella Svampa 1

Im Jahr 2022 sorgte eine Gruppe prominenter Klimaforscher*in-
nen für Aufsehen. Das internationale Team warnte vor der 
Gefahr eines möglichen climate endgame.2 Die Klimakrise, so 
das Argument, könnte sich zu einer globalen Katastrophe entwi-
ckeln, die nicht nur den Kollaps von Gesellschaften, sondern die 
komplette Auslöschung der Menschheit zur Folge haben würde. 
Die gängigen Klimaszenarien unterschätzten diese Möglichkeit. 
Sie konzentrierten sich zu sehr darauf, die Auswirkungen eines 
Temperaturanstiegs um 1,5 oder 2 Grad Celsius gegenüber dem 
vorindustriellen Zeitalter abzubilden. Gegenwärtig steuere die 
Welt aber auf einen Anstieg von 2,1 bis 3,9 Grad bis zum Jahr 
2100 zu. Die damit verbundenen Risiken, vor allem jene, die aus 
der wechselseitigen Verstärkung unterschiedlicher Krisen resul-
tieren – Klimakrise, Biodiversitätsverlust oder Pandemien –,  
seien noch zu unbekannt, um das Schlimmste auszuschließen. 
Wir sollten daher ernsthaft auch mögliche worst-case-Szenarien 
analysieren. Zu diesem Zweck schlagen die Klimawissenschaft-
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ler*innen Untersuchungen vor, die neben der Modellierung von 
Risiko-Kaskaden und extremen Temperaturanstiegen auch die 
Erforschung von früheren gesellschaftlichen Zusammenbrüchen 
beinhalten. 

Bemerkenswert an dem climate-endgame-Text ist zweierlei: 
Zum einen werfen die Autor*innen äußerst dringende und rele-
vante Fragen auf. Ihre Annahme, dass alles noch schlimmer kom-
men könnte als in den bisher entwickelten Szenarien vorhergesagt, 
klingt durchaus plausibel: So zeigt der Copernicus Climate Change 
Service in einer Studie, dass das Jahr zwischen November 2022 
und Oktober 2023 wahrscheinlich das wärmste seit 125.000 Jah-
ren war.3 Dazu kommen die jüngsten politischen Entwicklungen 
wie Kriege, umweltpolitisches Versagen und der Aufstieg einer 
autoritären Rechten. 

Umso auffälliger ist es zum anderen, dass sich die vorge-
schlagene Forschungsagenda nahezu gänzlich über die gesell-
schaftlichen Ursachen der Klimakrise ausschweigt: über die ihr 
zugrunde liegenden sozialen Verhältnisse und die Akteure,4 die 
eine Katastrophe vielleicht noch verhindern könnten. Um was 
genau wird beim climate endgame gespielt? Wer sind die Spiele-
rinnen und Spieler? Spielen sie alle mit denselben Voraussetzun-
gen oder starten einige mit einem riesigen Sack voller Macht und 
Geld, während die anderen eher schlechte Karten haben? Wer 
bestimmt die Spielregeln? Und arbeiten in diesem makabren Spiel 
wirklich alle darauf hin, den worst case möglichst zu verhindern? 
Solche Fragen sucht man in dem Text vergeblich. Wenn es ums 
Ganze der Menschheit geht, so ließe sich die implizite Prämisse 
etwas überspitzt charakterisieren, dann zählen primär die harten 
naturwissenschaftlichen Fakten. Mit sozialwissenschaftlichen Dif-
ferenzierungen kann man sich nicht länger aufhalten. Schließlich 
sitzen alle im selben Boot. Und das droht akut zu sinken.

Die Autor*innen des endgame-Textes lassen sich den Erdsys-
temwissenschaften zurechnen. Diese befassen sich mit den ganz 
großen Fragen: den »planetaren Grenzen« oder dem Übergang 
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der Menschheit in ein neues Erdzeitalter namens »Anthropozän«. 
Zunehmend werfen sie auch einen Seitenblick auf die sozialen 
Dimensionen der ökologischen Krise: Sie nehmen zur Kenntnis, 
dass soziale Ungleichheit ein Krisentreiber ist, und merken kri-
tisch an, dass diejenigen, die am wenigsten Verantwortung für die 
Krise tragen, am stärksten von ihr betroffen sind. Nach den gesell-
schaftlichen Verhältnissen, die diese Ungleichheiten hervorbrin-
gen, fragen sie jedoch nur selten.5 Eher scheint die Überzeugung 
vorzuherrschen, dass die dramatischen Befunde irgendwann 
schon aufrütteln würden, dass »die Macht« in Form von staat-
lichen und gesellschaftlichen Entscheidungsträger*innen letztlich 
nicht mehr umhinkönne, »der Wahrheit«, also der Wissenschaft, 
Gehör zu schenken und deren Erkenntnisse in eine wirksame 
Krisenpolitik zu übersetzen. »Die effektive Kommunikation der 
Forschungsergebnisse wird entscheidend sein«, schreiben die 
endgame-Autor*innen hoffnungsvoll.6

Nicht zuletzt die Erfahrungen mit der deutschen Ampel, 
die 2021 als »Fortschrittskoalition« gestartet war und die sozi-
ale Marktwirtschaft als sozial-ökologische Marktwirtschaft neu 
begründen wollte, zeigen, dass es sich bei dieser Hoffnung um 
einen Trugschluss handelt.7 Das liegt nur zum Teil daran, dass in 
der Ampel mit der FDP eine reformresistente Klientelpartei über 
ein enormes Erpressungspotenzial verfügt und nicht zögert, dieses 
bei jeder sich bietenden Gelegenheit zu aktivieren. Das Problem 
hat vielmehr tiefere Ursachen: Die Apparate des kapitalistischen 
Staates verfügen über eine enorme Kapazität, noch das größte 
Problem kleinzuarbeiten oder gar zu ignorieren. Wird dann doch 
einmal ein ambitionierterer politischer Entwurf gewagt, so gerät 
dieser schnell in die Mühlen einer durch die Boulevardpresse 
verstärkten konservativ-populistischen Meinungsmache. Ganz 
ähnlich kann man das in Österreich beobachten, wo die konserva-
tiv-grüne Regierungskoalition Anfang 2020 mit dem Motto »Das 
Klima und die Grenzen schützen« antrat. Die ÖVP, große Teile 
der staatlichen Apparate, in denen es bis heute kaum ökologische 
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Orientierungen gibt, sowie konservative Medien und der Boule-
vard erschweren eine weitreichende sozial-ökologische Politik.

Das ist kein Zufall und auch nicht nur eine Frage der Parteien-
koalition, die im jeweiligen Parlament gerade über eine Mehrheit 
verfügt. Vielmehr handelt es sich, so eine bereits 50 Jahre alte, 
aber immer noch treffende Formulierung von Claus Offe, um »die 
nicht-zufällige (d. h. systematische) Restriktion eines Möglich-
keitsraumes«8: Staatliche Politik im Kapitalismus ist strukturell 
begrenzt durch gesellschaftliche Orientierungen und tief veran-
kerte Herrschaftsverhältnisse, die sich in die staatlichen Apparate 
(Ministerien, Parlamente oder Notenbanken) einschreiben, vom 
staatlichen Personal verinnerlicht werden und den Horizont des-
sen abstecken, was politisch als möglich gilt. 

So müssen Umweltpolitiker*innen, die für den Übergang zur 
Elektro-Automobilität kämpfen, zwar mit dem Widerstand der 
Verfechter fossiler Freiheiten rechnen. Aber ihr Anliegen ist den-
noch anschlussfähig an die grundlegenden Logiken, die in Gesell-
schaft und Staatsapparaten walten: die Logik der Innovation, der 
Stärkung einer Kernindustrie des deutschen beziehungsweise 
österreichischen Exportmodells, des Erhalts von Arbeitsplätzen 
für eine mehrheitlich männliche Industriearbeiterschaft, des Aus-
baus automobiler Infrastrukturen, der automobilen Lebensweise. 
Wer sich dagegen für eine – aus klimapolitischen Gründen drin-
gend gebotene – Überwindung des autozentrierten Verkehrssys-
tems und der automobilen Lebensweise einsetzt, gerät mit genau 
diesen Logiken in Konflikt. Solch ein Anliegen befindet sich jen-
seits des Horizonts dessen, was als sag- oder machbar gilt, es hat 
den viel beschworenen »Boden der Realität« verlassen – einer 
sehr spezifischen Realität freilich, die sich systematisch gegen eine 
problemadäquate Wahrnehmung und Behandlung der sehr rea-
len Klimakrise sperrt. Hier auf die aufrüttelnde Wirkung wissen-
schaftlicher Befunde und eine effektive Kommunikation dersel-
ben zu vertrauen, ist ein unzureichendes und mitunter durchaus 
frustrierendes Unterfangen. 
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Das gilt noch stärker im Hinblick auf internationale Orga-
nisationen, in die sich die Kräfteungleichgewichte einer fossil 
getriebenen Weltwirtschaft noch viel unvermittelter einschreiben 
können als in die zumindest teilweise noch liberaldemokratisch 
ausbalancierten nationalen Arenen. Dies zeigte etwa die Welt-
klimakonferenz 2023 in Dubai. Sie wurde vom Industrieminister 
der Vereinigten Arabischen Emirate, Sultan Ahmed al Dschabir, 
geleitet, der gleichzeitig dem staatlichen Ölkonzern vorsteht. 
Die vermeintliche Kraft des besseren, weil durch wissenschaft-
liche Einsichten gestützten Arguments kollidierte hier besonders 
augenfällig mit den Interessen einer fossilistischen Politik und 
Ökonomie, die versuchen, auch die umweltpolitischen Arenen 
zu übernehmen.9 

Kapitalismus am Limit

Damit wollen wir nicht sagen, dass man sich gar nicht erst auf  
(internationale) staatliche Politik und bürgerliche Öffentlichkeit 
einlassen und versuchen sollte, den Horizont des hier Sag- und 
Machbaren zu erweitern. Es ist aber wichtig, sich der systemi-
schen Grenzen eines solchen Unterfangens ebenso bewusst zu 
sein wie der Tatsache, dass dieses nur dann erfolgreich sein kann, 
wenn es vom Rückenwind progressiver gesellschaftlicher Kräfte 
angetrieben wird. Letztlich kommt es darauf an, die politischen 
Handlungsmöglichkeiten dadurch zu erweitern, dass die sie ein-
schränkenden gesellschaftlichen Verhältnisse überwunden wer-
den: Verhältnisse, die nicht nur die Natur und nicht-menschliche 
Lebewesen im großen Stil zerstören, sondern in denen auch der 
Mensch – als Teil der Natur – »ein erniedrigtes, ein geknechtetes, 
ein verlassenes, ein verächtliches Wesen ist«.10 

Dazu bedarf es eines klaren Blicks auf die gesellschaftlichen 
Verhältnisse und die oft als selbstverständlich oder natürlich hin-
genommenen Logiken, die unserer Lebensweise zugrunde liegen –  
und die nicht selbstverständlich oder alternativlos sind. Wir brau-
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chen ein Verständnis des Kapitalismus und dessen vielfältiger 
Verbindungen mit patriarchalen, rassifizierten und kolonialen 
Herrschaftsverhältnissen. Und vor allem brauchen wir angesichts 
der tiefen Krise, in der wir uns befinden, eine Vorstellung von den 
Grenzen des Kapitalismus, genauer gesprochen von den vielfälti-
gen Grenzen, an die kapitalistische Gesellschaften aufgrund der 
ihnen innewohnenden Funktionslogiken heute stoßen und die 
sie mit katastrophalen Folgen zu überschreiten drohen. Um die 
Zeitdiagnose eines Kapitalismus am Limit geht es in diesem Buch. 

Unsere These ist, dass die kapitalistische Produktionsweise 
und die mit ihr verbundene imperiale Lebensweise die entschei-
dende Ursache dafür sind, dass die Menschheit die planetaren 
Grenzen überschreitet und sich in einen potenziell katastrophi-
schen Bereich manövriert. Dies führt zu vielfältigen Konflikten, 
die die Krise potenziell noch verschärfen, in denen aber auch 
solidarische Alternativen aufscheinen. Zu deren Stärkung beizu-
tragen, ist unser zentrales Anliegen.

Der Kapitalismus ist aufgrund der ihm innewohnenden Kon-
kurrenz-, Wachstums- und Profitlogik strukturell blind gegenüber 
seinen eigenen sozialen und ökologischen Voraussetzungen. Der 
Zwang, wachsen und in einem Konkurrenzumfeld profitabel sein 
zu müssen, führt kapitalistische Unternehmen auf Kollisionskurs 
mit den reproduktiven Notwendigkeiten der menschlichen und 
nicht-menschlichen Natur. Für unzählige Menschen und nicht-
menschliche Lebewesen bedeutete dies auch in der Vergangen-
heit schon enormes Leid oder gar Tod. Soziale und ökologische 
Standards im Sinne von Grenzziehungen mussten und müssen 
der Kapitalseite und dem Staat in harten Kämpfen immer wieder 
abgetrotzt werden. 

In den geographischen Räumen und den sozialen Klassen 
hingegen, in denen sich die kapitalistischen Reichtümer konzen-
trieren, wird die sozial-ökologische Destruktivität der Produktion 
und des Warenkonsums kaum als solche empfunden, sondern in 
der Öffentlichkeit sowie in den Alltagspraktiken und -wahrneh-
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mungen zum Verschwinden gebracht. Es wird verdrängt, dass wir 
die Erde und unsere Mitmenschen zerstören.

Lange Zeit ließen sich die Krisen verbergen: indem das Kapi-
tal sozial-ökologische Kosten in den globalen Süden, auf Arbei-
ter*innen, auf unbezahlte Reproduktionsarbeit oder auf künf-
tige Generationen verlagerte; indem es immer neue Sphären der 
Rohstoff-Extraktion erschloss (wie aktuell den expandierenden 
Tiefseebergbau); oder indem es sogar noch im Umweltschutz 
ein Geschäftsfeld entdeckte. Meist bereitete dabei die gewählte 
Form der ökologischen Problembearbeitung die nächste, noch 
tiefere Krise schon vor, die Problembearbeitung war also eher 
eine Problemverlagerung. Die energetische Nutzung von Kohle 
etwa wirkte zu Beginn der Industrialisierung einem anderen öko-
logischen Problem entgegen, nämlich der Holzkrise. Auf lange 
Sicht ebnete sie jedoch den Weg in ein viel größeres Problem: 
die Klimakrise. 

Das Neue an der gegenwärtigen Situation ist, dass sich die 
systemimmanenten Möglichkeiten, sozial-ökologische Krisen 
durch räumliche und zeitliche Verlagerungen zu bearbeiten, der 
Erschöpfung nähern. Anders gesagt: Die dem Kapitalismus inne-
wohnende Tendenz der Grenzverschiebung gerät selbst an ihre 
Grenzen.11 Die Indizien dafür häufen sich. Und sie bemächtigen 
sich zunehmend des Alltags auch der Menschen im globalen 
Norden. Es bleibt nicht mehr viel Zeit, um die sich zuspitzen-
den Katastrophen durch einen konsequenten Klimaschutz und 
durch wirksame Politiken der Klimaanpassung in ihren negativen 
Auswirkungen auf Mensch und Natur zumindest zu begrenzen. 
Deutschland etwa wird voraussichtlich bereits Mitte des Jahr-
hunderts »mindestens zwei Grad wärmer sein als zu Beginn der 
Industrialisierung im 19. Jahrhundert. Sommertage mit mehr als 
30 Grad werden dann völlig normal sein, die Spitzentemperatu-
ren 40 Grad überschreiten, die Zahl der tropischen Nächte (in 
denen die Temperatur nicht unter 20 Grad sinkt) wird sich ver-
doppeln.«12 
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Dabei ist die Klimakrise nur eines der Phänomene, die als 
Resultat ökologischer Grenzüberschreitungen krisenhaft in den 
Alltag hineinwirken. Eine weitere, für viele traumatische und in 
ihren Auswirkungen höchst ungleiche Krise war die Corona-
pandemie. Sie lässt sich nicht losgelöst von der Expansion einer 
kapitalistisch-industriellen Landwirtschaft begreifen. Denn in 
dem Maße, wie die Massentierhaltung zunimmt und Lebens-
räume für Tiere durch Abholzung und Monokulturen zerstört 
werden, wächst die Gefahr von Zoonosen: Menschen geraten mit 
Wildtieren in Kontakt, Mikroorganismen werden auf menschli-
che Körper übertragen, wo sie gefährliche Krankheiten auslösen 
können. SARS-CoV-2 ist das Resultat einer Strategie grenzenloser 
Expansion, die plötzlich an Grenzen gerät.13

Die Krise ist somit nicht länger lokal begrenzt, sondern global. 
Sie ist auch nicht länger ein zukünftiges Phänomen, das für Teile 
der Menschheit, vor allem die Wohlhabenden im globalen Nor-
den, primär über wissenschaftliche Beschreibungen zugänglich 
wäre. Vielmehr bricht die sozial-ökologische Krise auf vielfache 
Weise auch in den Alltag derer ein, die bislang – auf sehr unter-
schiedliche Weise – von der kapitalistischen Naturzerstörung in 
Form der imperialen Lebensweise profitierten. Trotzdem bleibt 
diese inklusive des Versuchs, ihre negativen Folgen zu verlagern, 
weiterhin attraktiv und interessierte politische und ökonomische 
Kräfte tun viel dafür, sie dauerhaft zu erhalten.

Die Krise wird dadurch verschärft, dass der Bedarf an Roh-
stoffen und Energie für die globale kapitalistische Produktions- 
und Wachstumsmaschinerie immer noch zunimmt, nicht zuletzt 
durch die Digitalisierung und partielle Dekarbonisierung, die 
sogenannte twin transition. Die Folgen dieser Entwicklung sind 
immens: Die »billige Natur«14 in Form von Rohstoffen, Energie 
oder CO2-Senken, auf die der Kapitalismus angewiesen ist, wird 
teurer und ist zunehmend umkämpft. Zudem lassen sich die Kos-
ten der bereits entstandenen und künftig zu erwartenden Schäden 
aus Katastrophenereignissen wie der Überflutung im Ahrtal oder 
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den Waldbränden in Griechenland kaum quantifizieren. Im sel-
ben Maße, wie der Kapitalismus die Menschheit in das ungewisse 
Terrain jenseits der planetaren Grenzen befördert, sieht er sich 
also mit immer höheren selbst verursachten Kosten konfrontiert 
und untergräbt seine eigenen Existenzbedingungen. 

Öko-imperiale Spannungen

Die staatliche Politik wird dieser Entwicklung in keiner Weise 
gerecht. Sie befindet sich selbst in einer tiefen Krise. Statt zur 
Einhegung trägt sie zur weiteren Entgrenzung des Kapitalismus 
und zur Eskalation des gesellschaftlichen Stoffwechsels mit der 
Natur bei. Das ist selbst dort der Fall, wo aktuell Strategien für 
eine Dekarbonisierung der Wirtschaft verfolgt werden. Im inter-
nationalen Maßstab werden die Versuche, die sozial-ökologische 
Krise zumindest teilweise abzufedern, von rasant zunehmenden 
geopolitischen und geoökonomischen Rivalitäten überformt. 
Diese entzünden sich nicht zuletzt am Zugang zu den Rohstof-
fen und Infrastrukturen, die für eine ökologische Modernisie-
rung erforderlich sind, etwa Metallen oder den Kapazitäten für 
die Produktion grünen Wasserstoffs. Insofern handelt es sich um 
»öko-imperiale Spannungen«. Sie entstehen im Verhältnis der 
kapitalistischen Zentren untereinander sowie zwischen diesen 
und aufstrebenden Ländern wie China und Indien. Öko-impe-
riale Spannungen werden zu einem Strukturmoment der interna-
tionalen Politik und manifestieren sich immer wieder in offenen 
politischen Konflikten bis hin zu Kriegen. 

Auch der Aufstieg rechter Kräfte in vielen Teilen der Welt ist 
ein politischer Ausdruck vielfältiger Krisenerscheinungen. Wir 
verstehen ihn als Indikator dafür, dass die Fähigkeit kapitalisti-
scher Gesellschaften, die eigenen Widersprüche im Rahmen libe-
raldemokratischer Verfahren zu bearbeiten, erodiert: Die Grenzen 
der liberalen Demokratie als eine dem Kapitalismus im globalen 
Norden lange Zeit adäquate politische Form zeichnen sich ab. 
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Umkämpfte Krisenpolitik

All dies bedeutet nicht, dass das Ende von Kapitalismus und libe-
raler Demokratie unmittelbar bevorstünde. Vielmehr befinden 
wir uns in einer Phase des Übergangs, deren Verlauf und Dauer 
ebenso ungewiss sind wie das, was nach ihr kommt. 

Es ist eine Phase der Suchprozesse und Kämpfe, die durchaus 
auch kurzzeitige, sehr selektive Stabilisierungen in Gestalt eines 
autoritären und/oder ökologisch modernisierten Kapitalismus 
beinhalten kann. So werden aktuell weltweit die Produktionsan-
lagen und Infrastrukturen für erneuerbare Energien stark aus-
gebaut, insbesondere im Strombereich.15 Viele Staaten haben sich 
zum Ziel gesetzt, ihre Ökonomien zu dekarbonisieren und klima-
neutral zu werden. Insofern leben wir auch und gerade wegen 
der Krisen in einer Zeit der dynamischen Restrukturierung des 
Kapitalismus, die in vielerlei Hinsicht nicht nur von den wirt-
schaftlichen und politischen Eliten, sondern auch von breiten 
Teilen der Bevölkerung willkommen geheißen oder zumindest 
als alternativlos angesehen wird. Die Ökologisierung des Kapi-
talismus mit dem Fokus auf seiner Dekarbonisierung hat in den 
letzten Jahren also deutlich an Konturen gewonnen. 

Gleichzeitig steigen der Verbrauch fossiler Energieträger und 
entsprechend deren Förderung weltweit weiter an – buchstäblich 
befeuert durch einen wachsenden Energiebedarf der Weltwirt-
schaft etwa im Zuge der Digitalisierung, aber auch durch hohe 
Energiepreise, die die Investitionen in die Förderung und Ver-
brennung fossiler Energieträger attraktiv machen.16 Im Jahr 2022 
wurden 80 Prozent der globalen Energie mit Erdöl, Kohle/Torf 
und Erdgas erzeugt, elf Prozent mit Biokraftstoffen – die nicht 
per se ökologisch und sozial nachhaltig sind – und nur jeweils 
ein Prozent mit Windenergie und Photovoltaik.17 Christian Zeller 
zufolge investiert das fossile Kapital »nach einigen Jahren zurück-
haltender Investitionstätigkeit wieder verstärkt in die Erneuerung 
und Erweiterung der fossilen Infrastruktur«.18
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Die ökologische Modernisierung des Kapitalismus – das 
deutet sich in diesen Entwicklungen an – birgt durchaus öko-
nomische und ökologische Potenziale. Aber sie konkurriert 
oder koexistiert mit fossilen Strategien und den konservativen 
sowie rechts-autoritären Kräften, die diese verfolgen. Die Kehr-
seite eines Grünen Kapitalismus, eines autoritär-fossilen Ent-
wicklungsmodells oder einer denkbaren Kombination zwischen 
autoritär-fossilen und grünen Elementen in den Zentren sind 
weiter zunehmende Katastrophen: sowohl an der Peripherie des 
kapitalistischen Weltsystems als auch im Verhältnis zwischen 
Zentren und Peripherien und im Verhältnis der Zentren unter-
einander. Keineswegs ausgeschlossen ist auch ein »Kollaps« in 
dem Sinne, dass Infrastrukturen wegbrechen, die für die Ver-
sorgung mit basalen Gütern und Dienstleistungen – Lebens-
mitteln, Kleidung, Energie oder Wohnraum – essenziell sind.19 
Politik reduziert sich in diesem Szenario auf ein reaktives Kri-
senmanagement, das wesentlich über Appelle an die individuelle 
Anpassungsfähigkeit und Resilienzsteigerung funktioniert. Die 
Funktionalitäts- als auch die Legitimationsreserven von grünen 
und autoritären Kapitalismusmodellen – das heißt ihr hegemo-
niales Potenzial, worauf wir noch eingehen werden – dürften 
folglich äußerst begrenzt und schnell aufgebraucht sein.20

Die sich zuspitzende sozial-ökologische Krise und die damit 
einhergehenden Verunsicherungen resultieren in Transforma-
tionskonflikten. Diese entstehen dort, wo die vielfältigen ökolo-
gischen Krisenerscheinungen auf gesellschaftliche Widersprüche 
treffen und sich in soziale Auseinandersetzungen übersetzen. 
Gekämpft wird um die künftigen Formen des Produzierens und 
Konsumierens, um die Tiefe und Reichweite der nötigen Verände-
rungen, um die Verteilung von deren Kosten. Es geht also um das 
Was und Wie der Transformation.21 Der Frankfurter Soziologe 
Dennis Eversberg spricht gar von einem Transformationskonflikt 
im Singular, denn die sozial-ökologische Krise sei »die grundle-
gende Matrix […], auf die fast jeder Konflikt in irgendeiner Weise 
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zumindest partiell bezogen sein wird«.22 Das werden wir im Ver-
lauf des Buches an verschiedenen Stellen zeigen.

Genau aus diesem Grund müssen auch die kritischen Sozial-
wissenschaften – im Verbund mit emanzipatorischen gesellschaft-
lichen und politischen Kräften und bezogen auf deren Kämpfe –  
die großen Fragen stellen. Das sind weniger Fragen nach den 
planetaren Grenzen – diesen widmen sich die Erdsystemwissen-
schaften. Im kritischen Dialog mit Letzteren wäre vielmehr die 
Frage nach den Funktionsmechanismen und Grenzen eines sozia-
len Systems mit seinen immer zerstörerischen kapitalistischen 
Naturverhältnissen aufzuwerfen, das die Menschheit mit fatalen 
und höchst ungleich verteilten Folgen über die planetaren Gren-
zen hinaus zu katapultieren droht.23 

Solidarische Perspektiven

Sicherlich wäre es ein mühsames Unterfangen, dieser Frage nach-
zugehen, ohne dass die Kritik des Bestehenden die Chance hätte, 
zur praktischen Kritik im Handgemenge zu werden. Aber diese 
Chance besteht. Denn trotz der und gegen die dystopisch anmu-
tenden Entwicklungen gibt es relevante gesellschaftliche Kräfte, 
die eine grundlegende sozial-ökologische Transformation voran-
treiben. Die Bewegung für Klimagerechtigkeit und ihre jüngsten 
und dynamischsten Teile, Fridays for Future (FFF), Ende Gelände 
und Letzte Generation, tun dies vor allem im Hinblick auf das Ver-
hältnis zwischen den Generationen: Die ökologischen Hinterlas-
senschaften der heute Lebenden, so das Argument, schränken die 
Möglichkeiten künftiger Generationen zu einem selbstbestimm-
ten Leben drastisch ein. Die linke Strömung von FFF hat diese 
Sichtweise um eine Analyse der sozialen Verhältnisse innerhalb 
der Generationen erweitert. Demnach gibt es heute wie in der 
Zukunft Gewinner*innen und Verlierer*innen der ökologischen 
Krise. Damit rücken etwa Klassenfragen ins Zentrum, der Pro-
test verschiebt sich von Appellen an »die Politik«, den Interessen 
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künftiger Generationen Rechnung zu tragen, zur konkreten Inter-
vention beispielsweise in betriebliche und tarifpolitische Ausei-
nandersetzungen.24 

Der in der Arbeiter*innenbewegung und von Seiten der 
Gewerkschaften erhobenen Forderung nach einer just transi-
tion, einem gerechten Strukturwandel, wohnt die Verbindung 
von ökologischer und Klassenfrage schon terminologisch inne. 
Allerdings wird sie in sehr unterschiedlicher Radikalität thema-
tisiert: einerseits in eher dialogorientierten Ansätzen, die das Pro-
blem vorrangig in den Beschäftigungswirkungen des Übergangs 
sehen – also im drohenden oder bereits stattfindenden Abbau 
von Arbeitsplätzen im Bergbau, in der Autoindustrie oder ande-
ren Problembranchen; andererseits in radikalen Positionen, die 
aus einer internationalistischen Perspektive die Ungerechtigkeit 
des Status quo beim Namen nennen und sich für einen grund-
legenden Strukturwandel und für eine gebrauchswertorientierte 
Reorganisation der Ökonomie einsetzen.25

Das ist auch die Stoßrichtung von dekolonialen und (öko-)
feministischen Bewegungen, die die Klimakrise als Teil neoko-
lonialer Nord-Süd-Beziehungen und einer umfassenden Krise 
der sozialen Reproduktion begreifen. Neben dem Kampf gegen 
patriarchale Gewalt sowie für eine Aufwertung von Sorgearbeit 
und sozialen Infrastrukturen geht es dabei zunehmend auch um 
die Frage, wer für die Kosten der Klimafolgenanpassung aufzu-
kommen hat, wie diese so gestaltet werden kann, dass soziale und 
globale Ungleichheiten abgebaut werden, und welche Reparatio-
nen von Seiten des globalen Nordens als Ausgleich für die Schä-
den zu zahlen sind, die die Klimakrise im globalen Süden bereits 
verursacht hat.26 

Viele dieser Ansätze konvergieren in der Degrowth- und Post-
wachstumsdebatte, die sich in jüngerer Zeit sehr dynamisch ent-
wickelt hat.27 In ihr gehen kapitalismuskritische, dekoloniale und 
feministische Ansätze, kritische Sozialwissenschaft und emanzi-
patorischer Aktivismus eine sehr lebendige und fruchtbare Ver-
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bindung ein. Ausgehend von einer Vielzahl von Kämpfen um eine 
sozial-ökologische Alternative zum Bestehenden wird die reale 
Utopie einer Welt entwickelt und in Ansätzen praktiziert, die die 
absolute Reduktion des Ressourcenverbrauchs und der Umwelt-
belastung mit einem Zuwachs an Gleichheit und Demokratie 
verknüpft. Der japanische Philosoph Kohei Saito hat jüngst das 
ökologische Denken des (späten) Marx für die Postwachstums-
debatte fruchtbar gemacht und deren Zielhorizont auf den Begriff 
des »Degrowth-Kommunismus« gebracht.28 

Zum Anliegen und Aufbau des Buches

Die tiefe Krise, in der wir uns befinden, hat viel dystopisches 
Potenzial. Oft scheint es so, als gehe es nur noch um eine »Über-
lebenswirtschaft« (Ulrike Herrmann).29 Die Widersprüche des 
Kapitalismus werden aber auch auf eine emanzipatorische Weise 
politisiert. Wir befinden uns mithin in einem Kairos-Moment: 
einer keineswegs völlig offenen, aber gestaltbaren Situation, in der 
soziale Kämpfe geführt werden, die über die Zukunft der Mensch-
heit mitentscheiden. Mit diesem Buch möchten wir ein Deutungs-
angebot machen, das die Krise und die Widersprüche besser zu 
verstehen hilft. Und wir wollen zum Handeln ermutigen sowie 
Debatten voranbringen, in denen nach emanzipatorischen Alter-
nativen gesucht wird. Diese werden ebenso reformorientiert wie 
radikal sein müssen. Ihr emanzipatorischer Gebrauchswert wird 
sich daran bemessen, inwieweit sie das ganz Andere und Neue in 
konkreten Veränderungen sichtbar werden lassen und mit die-
sen vorbereiten. Damit stellen wir uns in eine Denktradition, in 
der die notwendigen Spannungen zwischen konkreten Schritten 
und weitreichenden strukturellen Veränderungen strategisch 
produktiv gemacht werden – man denke etwa an »revolutionäre 
Realpolitik« (Rosa Luxemburg), »nicht-reformistische Reformen« 
(André Gorz), »radikalen Reformismus« (Joachim Hirsch) oder 
»doppelte Transformation« (Dieter Klein).
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Im folgenden zweiten Kapitel schlagen wir eine Brücke zu 
unserem Buch Imperiale Lebensweise. Ausgehend vom Diskurs 
über die »Zeitenwende«, dessen Vorstellungen von gesellschaft-
licher Normalität wir kritisieren, rekapitulieren wir das Grund-
anliegen des Konzepts der imperialen Lebensweise und erweitern 
dieses vor allem um klassentheoretische sowie die globalen und 
die Geschlechterverhältnisse betreffenden Aspekte. Das zweite 
Kapitel steckt damit den begrifflichen Rahmen für die Zeitdiag-
nose ab, die wir in den folgenden Kapiteln vornehmen.

Im dritten Kapitel setzen wir uns zunächst mit dem Konzept 
der planetaren Grenzen, dem Anthropozän-Narrativ, der ökolo-
gischen Ungleichheits- und der soziologischen Nachhaltigkeits-
forschung auseinander. Sodann entwickeln wir unseren eigenen 
Begriff von der sozial-ökologischen Krise. Dabei beziehen wir uns 
auf einschlägige öko-marxistische, gramscianische, feministische 
und dekoloniale Arbeiten. Das qualitativ Neue an der heutigen 
Situation besteht für uns darin, dass ökologische Krisenphäno-
mene disruptiv in die Menschheitsgeschichte einbrechen und 
soziale Krisen verstärken. 

Im vierten bis sechsten Kapitel betrachten wir die Entwicklun-
gen, die aus dieser Situation resultieren.30 Das vierte Kapitel wid-
met sich am Beispiel des European Green Deal den Tendenzen in 
Richtung eines Grünen Kapitalismus. Unsere These ist, dass dieser 
zwar wirkungsmächtig ist, aber nur über sehr begrenzte Poten-
ziale der Krisenbearbeitung verfügt. Das liegt an den sozial-öko-
logischen Kosten, die er selbst produziert und auf andere in Raum 
und Zeit verlagert, an geopolitischen und geoökonomischen Kon-
kurrenzen, die auch wegen der ökologischen Krise zunehmen, 
sowie an den sich häufenden disruptiven Krisenereignissen, die 
sich kaum mehr umfassend bearbeiten lassen.

Die unübersichtliche und sich rasch wandelnde internationale 
Lage ist Gegenstand des fünften Kapitels. Wir entwickeln den 
bereits erwähnten Begriff der »öko-imperialen Spannungen« vor 
dem Hintergrund der sich verschärfenden ökologischen Krise 
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und von drei weiteren globalen Entwicklungen: der Krise der neo-
liberalen Globalisierung, wie sie sich unter anderem in einer par-
tiellen »De-Globalisierung« zeigt, des Aufstieg Chinas zu einem 
Herausforderer der etablierten imperialen Zentren USA und EU 
sowie einer intensiveren Ausbeutung von Rohstoffen in Ländern 
des globalen Südens – Rohstoffen, die teilweise für eine Dekar-
bonisierung der kapitalistischen Zentrumsökonomien benötigt 
werden. Bei allen weltpolitischen und -wirtschaftlichen Verän-
derungen scheint ein Konsens darüber bestehen zu bleiben, die 
imperiale Lebensweise auszuweiten und zu vertiefen.

Im sechsten Kapitel untersuchen wir das Erstarken einer 
autoritären Rechten in der Krise der imperialen Lebensweise. Die 
Rechte versucht, dem Überschreiten und Durchlässig-Werden 
verschiedenster Grenzen durch neu-alte Grenzziehungen (gegen 
Migrant*innen und Geflüchtete) und Identitäten (Stärkung einer 
in die Krise geratenen Männlichkeit) zu begegnen. Damit treibt 
sie die bürgerlichen Parteien so vor sich her, dass diese sich selbst 
autoritäre Positionen zu eigen machen und z. B. in eine tödli-
che Asylpolitik übersetzen. Unsere Kritik richtet sich auch gegen 
links-autoritäre, sich selbst als »links-konservativ« bezeichnende 
Strömungen, die in jüngster Zeit in Deutschland eine zuneh-
mende Rolle spielen. Bei allen Unterschieden verstehen wir die 
autoritären Tendenzen als ein Symptom für die Grenze, an die die 
liberale Demokratie geraten ist. In deren Rahmen lassen sich die 
vielfältigen Krisenphänomene nicht mehr bearbeiten. Die Alter-
native besteht darin, hinter die liberale Demokratie zurückzufal-
len oder aber im Sinne einer »Demokratisierung der Demokratie« 
über sie hinauszugehen.

Im abschließenden siebten Kapitel skizzieren wir die Hori-
zonte einer solidarischen Krisenpolitik. Unser Ausgangspunkt ist 
der Konflikt um das Dorf Lützerath im rheinischen Braunkohle-
revier, der zu Beginn des Jahres 2023 für Aufsehen sorgte. Wir 
fragen, was sich aus den Erfolgen und dem Scheitern der Klima-
bewegung in Lützerath lernen lässt, und beschreiben die Elemente 
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einer emanzipatorischen Alternative, wie wir sie in zahlreichen 
Kämpfen zu erkennen glauben: solidarische Begrenzungen, Ver-
gesellschaftung als Basis für eine sozial-ökologische Wirtschaft, 
solidarische Resilienz, Reparatur sowie ein anderes Verständnis 
und eine andere Praxis von Freiheit. Am Ende stellen wir Über-
legungen im Hinblick auf »transformative Zellen« an.

Unser Buch versteht sich als Analyse und Kritik im Handge-
menge. Wir untersuchen die Grenzen von Kapitalismus und libe-
raler Demokratie, sind uns dabei aber der notwendigen Grenzen 
unserer eigenen Überlegungen bewusst. Diese liegen vor allem in 
der Dynamik der aktuellen Krisensituation und der Unvorherseh-
barkeit der konkreten Entwicklungen begründet. Wir wollen die 
Möglichkeiten identifizieren, die sich im Guten wie im Schlech-
ten angesichts des Manifest-Werdens zahlreicher Widersprüche 
andeuten – im Wissen um die Vorläufigkeit unserer Überlegun-
gen und im Bestreben, zur Orientierung emanzipatorischer Praxis 
beizutragen, als deren Teil wir uns selbst begreifen.
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Kapitel 2

Monströse Normalität

Wann immer wir uns auf Konsum-  
oder Produktionsmuster einlassen, die 

mehr verbrauchen, als wir brauchen, 
üben wir Gewalt aus.

Vandana Shiva 1

Es wird ungemütlich auf der Erde – inzwischen nicht nur im 
globalen Süden, in dem ökologische Katastrophen fast schon 
zur Tagesordnung gehören, sondern auch im globalen Norden. 
Überflutungen, Trockenheit, Waldbrände oder Stürme sind 
Unterbrechungen, die Normalitäten erschüttern, für selbstver-
ständlich gehaltene, weil weitgehend im Unsichtbaren funktio-
nierende Infrastrukturen außer Betrieb setzen und unendliches 
Leid hervorrufen. Die Klimakrise, die für viele Menschen im glo-
balen Norden bisher vor allem in wissenschaftlichen Modellen 
und Medienberichten existierte, wird zunehmend zur Alltags-
erfahrung.2 

Dazu kommen die Nachwirkungen der Coronapandemie, die 
ihrerseits eng mit der ökologischen Krise zusammenhängt und 
deswegen nicht die letzte ihrer Art bleiben wird. Der russische 
Angriff auf die Ukraine im Februar 2022 hat sein Übriges getan, 
um Selbstverständlichkeiten zu entsorgen, in diesem Fall: dass 
eine Versorgung mit preiswerter Energie jederzeit gesichert ist 
und dass konventionelle Kriege der Vergangenheit angehören – 
eine eurozentrische Selbstverständlichkeit freilich, die über die 
Alltäglichkeit von Energiearmut und kriegerischer Gewalt in 
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vielen Teilen der Welt hinwegsieht. Der Krieg im Nahen Osten 
ist ein weiterer, in seinen Konsequenzen kaum absehbarer welt-
politischer Einschnitt.

Zeitenwende – welche Zeitenwende?

Dass es sich hierbei nicht um temporäre Phänomene handelt, 
deutet sich in der »Zeitenwende« an, die seit der einschlägigen 
Rede des deutschen Bundeskanzlers unmittelbar nach Beginn des 
russischen Angriffskriegs beschworen wird. 

Zwar ließe sich diese Rhetorik leicht und ideologiekritisch als 
Rechtfertigung eines beispiellosen Aufrüstungsprogramms ent-
tarnen: In einem Land mit dem siebtgrößten Rüstungsetat welt-
weit wird ein 100 Milliarden Euro starkes Sonderprogramm auf-
gelegt, nicht etwa um der existentiellen ökologischen Bedrohung 
zu begegnen, sondern um die Armee schlagkräftiger zu machen. 
Künftig sollen zwei Prozent des Bruttoinlandsprodukts für das 
Militär ausgegeben werden. Aber zum einen sind Ideologien nicht 
einfach nur Schleier, die sich über die Wirklichkeit legen und 
von ihr getrennt existieren. Vielmehr sind sie Wahrnehmungs-
formen der Wirklichkeit, die das Handeln von Akteuren anleiten 
und insofern selbst Wirklichkeit schaffen. Zum anderen ist die 
Rede von der Zeitenwende ein Symptom der tiefen Verunsiche-
rung (nicht nur) der politischen Eliten angesichts eines epocha-
len Umbruchs, der nicht erst mit dem russischen Angriffskrieg 
begann und dessen konkreter Verlauf und Ausgang im Ungewis-
sen liegen. Als solches reiht sie sich ein in andere diskursive und 
politisch-strategische Verschiebungen, die sich etwa im European 
Green Deal oder dem europäischen Streben nach »strategischer 
Autonomie« gegenüber den USA, vor allem aber gegenüber 
China, manifestieren.3 

Mit Stephan Lessenich ließen sich solche Verschiebungen im 
gesellschaftlichen Diskurs als Spuren einer Krise von lange Zeit 
vorherrschenden Normalitäten begreifen:4 Das auf fossilen Ener-
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gieträgern beruhende Energieregime und die von ihm geprägten 
gesellschaftlichen Mentalitäten stoßen angesichts der Klimakrise 
unweigerlich an ihre Grenzen; Finanzkrisen werden zu Alltags-
phänomenen; das lange Zeit für selbstverständlich gehaltene 
Wirtschaftswachstum und der damit einhergehende »Fortschritt« 
werden brüchig.5 Flucht- und Migrationsbewegungen stellen das 
europäische Grenzregime in Frage, mit diesem geraten die domi-
nanten Vorstellungen von »Ordnung«, »Sicherheit« und »Stabili-
tät« ins Wanken, und das unermessliche Leid der Geflüchteten 
an den Außengrenzen der EU lässt sich kaum mehr verdrängen. 
Dazu kommt das Aufbegehren feministischer, queerer und anti-
rassistischer Bewegungen, das sowohl die von einer weißen, hete-
rosexuellen Männlichkeit geprägte soziale Positionsordnung als 
auch die alltäglichen Praktiken der rassifizierenden Zuschreibun-
gen gegenüber »anderen« erschüttert.6 

Der globale Norden befindet sich also in einer epochalen und 
irreversiblen »Denormalisierung«,7 die mit der großen Wirt-
schaftskrise Ende der Nuller-Jahre einsetzte und in der sich die 
bis dahin meist latenten und im Sinne der Herrschenden einiger-
maßen bearbeitbaren Widersprüche sichtbar in den Alltagsver-
hältnissen und gesellschaftlichen Auseinandersetzungen mani-
festieren.

Mit den vielfältigen und sich häufenden Krisen verschwinden 
die Normalitätsvorstellungen gleichwohl nicht. Im Gegenteil: Je 
mehr das, was lange Zeit als normal galt, in Frage gestellt wird, 
desto stärker scheint der Wunsch zu sein, es zu verteidigen und 
zur Normalität zurückzukehren – etwa in Form von wirtschaft-
lichem Wachstum um (fast) jeden Preis. Bestenfalls ist dabei von 
Anpassung und Resilienz die Rede: Es gelte, jene flexible Wider-
standsfähigkeit zu stärken, die es Individuen, Gesellschaften oder 
Ökosystemen erlaube, Störungen zu absorbieren, ohne dabei aus 
dem Takt zu geraten und in einen gänzlich anderen Zustand 
überzugehen. Resilienz, so heißt es kritisch-pointiert bei Stefa-
nie Graefe, »stimmt uns nicht nur auf eine in multipler Weise 
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ungewisse, undurchschaubare und deshalb eben prinzipiell auch 
bedrohliche Gegenwart ein, sondern gibt uns zugleich ein Mittel 
an die Hand, mit dieser Situation fertigzuwerden.«8 

So verstanden sollen die Maßnahmen, wie sie in jüngerer 
Zeit vom Staat im Rahmen der Zeitenwende ergriffen werden, 
die Resilienz und Anpassungsfähigkeit steigern. Bei aller Beto-
nung grundlegender Veränderungen beanspruchen sie, die für 
eine Verteidigung des Bestehenden nötigen gesellschaftlichen 
und wirtschaftlichen Ressourcen zu mobilisieren: Mit höheren 
Rüstungsausgaben wird auf militärische Bedrohungen reagiert; 
im Rekordtempo geschaffene Flüssiggasterminals sollen als infra-
strukturelle Schnittstellen die Voraussetzungen dafür schaffen, 
dass die fossilen Energieträger aus den USA, Afrika und anderen 
Teilen der Welt auch in die deutschen Netze eingespeist werden 
können. Resilienz in diesem Sinne verhält sich affirmativ zum 
Bestehenden. Sie wird zur Anforderung, der die Gesellschaft und 
die Individuen angesichts des Unvermeidlichen gehorchen müs-
sen. Das Unvermeidliche selbst gilt als äußere Bedrohung einer 
verteidigungswerten Normalität. 

Aus einer kritischen, transformativen Perspektive, wie wir sie 
einnehmen, kommt es dagegen darauf an, das scheinbar Unver-
meidliche in seinen gesellschaftlichen Ursachen zu begreifen und 
damit in seiner untrennbaren Verbindung mit der Normalität, die 
mit den affirmativen Politiken verteidigt werden soll: Die Krisen 
und Bedrohungen sind keine äußeren Phänomene. Vielmehr hat 
die lange Zeit für selbstverständlich gehaltene imperiale Lebens-
weise die Gefährdungen, mit denen sie sich heute konfrontiert 
sieht und vor denen sie geschützt werden soll, selbst hervorge-
bracht. Das Problem liegt also in eben jener Normalität, die mit 
der Zeitenwende verteidigt werden soll. 

Offensichtliche Beispiele dafür sind die Abhängigkeit von 
russischem Gas und Öl sowie die jahrzehntelange Weigerung, 
einen Pfad der konsequenten Dekarbonisierung einzuschlagen. 
Sie haben ein autoritäres Regime gestärkt, das sich nun nach 
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innen immer repressiver und nach außen kriegerisch gebärdet. 
Wladimir Putin, so der britische Historiker und Energieforscher 
Simon Pirani,9 war seit seinem Amtsantritt der »Gendarm des 
Kapitals«, der mit einem zentralisierten Staatsapparat nach den 
krisenhaften 1990er-Jahren die oligarchisierte Gesellschaft stabi-
lisierte und dafür Anerkennung im Westen erhielt – etwa durch 
die Mitgliedschaft in der Gruppe der führenden Industrieländer 
(G8) bis zur Annexion der Krim 2014. Grundlage seiner Macht 
waren und sind die hohen Einnahmen aus den Exporten fossiler 
Energieträger, insbesondere in den Westen. Spätestens mit dem 
Angriff auf die Ukraine ist der Gendarm außer Kontrolle geraten. 

Auch der Klimawandel ist eine direkte Folge unserer Norma-
lität: Er resultiert aus dem Wachstumszwang eines Wirtschafts-
systems, das nur auf Basis von Konkurrenz und fossilen Energien 
aufrechterhalten werden kann. Der Klimawandel ist die Kehrseite 
der gesellschaftlichen Normalisierung und globalen Ausbreitung 
emissionsintensiver Produktions- und Konsummuster; nicht zu-
letzt ist er der Tatsache geschuldet, dass die soziale Ungleichheit 
und die zerstörerischen Aktivitäten der Superreichen – in Deutsch-
land emittiert diese Gruppe, die 0,001 Prozent der Bevölkerung 
ausmacht, mit 11.700 Tonnen CO2 pro Kopf und Jahr das Tausend-
fache des Bundesdurchschnitts10 – zumindest toleriert werden.

Pandemien wie Covid-19 häufen sich nicht durch unglück-
liche Zufälle, sondern hängen mit der globalisierten industriellen 
Landwirtschaft und Lebensmittelerzeugung zusammen. Denn das 
Landwirtschafts- und Ernährungssystem ist entlang der gesamten 
Produktkette »um Praktiken herum organisiert, die die Entste-
hung und anschließende Übertragung von Krankheitserregern 
beschleunigen«.11 Die Krankheiten, die es hervorbringt, bilden 
folglich die Kehrseite von normalisierten Annehmlichkeiten wie 
der ständigen Verfügbarkeit vieler Lebensmittel, die der Agrar-
soziologe Philip McMichael als »food from nowhere« bezeich-
net hat.12 Bewusster Konsum allein, so wichtig er ist, kann daran 
nichts ändern. Er reicht nicht an die systemischen Ursachen des 
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Problems heran: Der Anbau, die Transportwege und die Distribu-
tion von Lebensmitteln über Supermärkte stellen eine notwendige 
Infrastruktur kapitalistischer Gesellschaften dar, die auch dann, 
wenn ihre Widersprüche nicht in Form von Pandemien manifest 
werden, für die Natur und viele Menschen zerstörerisch ist.13 

Die Liste der monströsen Kehrseite unserer Normalität ließe 
sich fast beliebig erweitern. Sie zeigt, dass die Normalität das 
Problem ist und dass jeder Versuch, sie zu schützen oder wieder-
herzustellen, auf Dauer nur tiefer in die Krise hineinführt.

Begreift man die als Zeitenwende titulierte Häufung von Kri-
sen auf diese Weise, dann liegt eine wichtige Herausforderung 
darin, einen klaren und kritischen Blick auf unseren Normal-
zustand zu werfen und die krisenerzeugenden Mechanismen 
darin zu verstehen: die vorherrschenden Produktions- und 
Konsummuster, wie sie in den gesellschaftlichen Kräfte- und 
Machtverhältnissen, den politischen und wirtschaftlichen Ins-
titutionen und den Infrastruktursystemen der Ernährung, der 
Energieversorgung oder der Mobilität verankert sind, sich im 
Alltag reproduzieren und durch eine ungleiche internationale 
Ordnung abgesichert werden. 

Interessant und politisch dringend geboten ist es vor allem, 
zu begreifen, wie Produktions- und Konsummuster, die weltweit 
derart viel Leid und Zerstörung verursachen, überhaupt als nor-
mal gelten können und warum eine Sicherung dieser monströsen 
Normalität – nichts anderes verbirgt sich hinter der Politik der 
Zeitenwende – ernsthaft als erfolgreiche Resilienz- und Anpas-
sungsstrategie erscheinen kann. 

Imperiale Lebensweise

Wir möchten mit dem Konzept der imperialen Lebensweise einen 
Beitrag zum Verständnis der geschilderten Paradoxie leisten: 
Warum halten wir so sehr an der monströsen Normalität fest? 
Warum verteidigen wir sie und versuchen sogar, sie mit viel Auf-
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wand wiederherzustellen, obwohl ihre Destruktivität kaum mehr 
geleugnet werden kann? Vor allem wollen wir die Dynamiken 
verstehen, die aus diesem Widerspruch entstehen: die widerstrei-
tenden Kräfte und Bewegungen für eine autoritäre Stabilisierung, 
eine ökologische Modernisierung und eine solidarische Über-
windung der imperialen Lebensweise. 

Unser Erkenntnisinteresse ist ein praktisches: Indem wir die 
sozial-ökologischen Widersprüche, ihre Zuspitzung und ihre 
zunehmend konflikthafte Manifestation analysieren, wollen wir 
zu einer Reflexion und Stärkung solcher Praxen beitragen, die 
die Grenzen des Kapitalismus in einem emanzipatorischen Sinn 
zu überschreiten versuchen. Es sollen also Optionen und Wege 
aufgezeigt werden, wie sich eine weitere Verschärfung der viel-
fältigen Krisen vermeiden lässt, wie die Anpassung an das nicht 
mehr Vermeidbare solidarisch gestaltet und wie das Zer- und 
Gestörte so weit wie möglich repariert beziehungsweise regene-
riert werden kann. 

Als imperiale Lebensweise haben wir in unserem gleichna-
migen Buch14 Produktions- und Konsummuster bezeichnet, die 
den tendenziell unbegrenzten Zugriff auf Natur und Arbeitskraft 
in einem globalen Maßstab voraussetzen. Die Organisation von 
Produktion und Konsum in Teilen der Welt (globaler Norden) 
beziehungsweise durch dominante gesellschaftliche Gruppen, 
so unsere Annahme, beeinträchtigt die Naturverhältnisse ande-
rer Gruppen und anderer Teile der Welt oder zerstört gar deren 
Lebensgrundlagen. 

Ein Ausgangspunkt unserer Überlegungen war die in sozial-
ökologischer Hinsicht paradoxe Konstellation der 2010er-Jahre: 
Einerseits wurde die ökologische Krise damals stark politisiert, 
und im Pariser Klimaabkommen von 2015 sowie in den UN-Zie-
len für nachhaltige Entwicklung, die im selben Jahr verabschiedet 
wurden, fand diese Politisierung einen prominenten Ausdruck. 
Andererseits wurden wesentliche Maßnahmen gegen die Wirt-
schafts- und Finanzkrise nach 2008 im Sinne eines bestenfalls 
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leicht modifizierten »Weiter so« formuliert, das den Interes-
sen der dominanten gesellschaftlichen Kräfte folgte. Ikonische 
Beispiele waren die »Abwrackprämie« in Deutschland und die 
»Schrottprämie« in Österreich: staatliche Zuschüsse in Höhe von 
2.000 beziehungsweise 2.500 Euro für die Verschrottung eines 
noch intakten Autos und die Anschaffung eines Neuwagens. Die 
Umweltzerstörung schritt in den 2010er-Jahren trotz aller Poli-
tisierung weiter voran, indem sich jene Produktions- und Kon-
summuster vertieften und verallgemeinerten, die den Problem-
kern der ökologischen Krise bildeten: Die Autos wurden größer, 
schwerer und mehr, der Flugverkehr intensivierte sich und der 
Verzehr von Fleisch und anderen Lebensmitteln, die unter einem 
hohen Ressourceneinsatz und oft miserablen Arbeitsbedingun-
gen sowie unter Inkaufnahme von großem Tierleid hergestellt 
wurden, nahm zu. Das galt im lokalen ebenso wie im globalen 
Maßstab, wobei die dynamische wirtschaftliche Entwicklung von 
Ländern wie China und Indien eine zentrale Rolle spielte. 

Mit dem Konzept der imperialen Lebensweise wollen wir ein 
Angebot machen, die widersprüchliche Gleichzeitigkeit einer 
Infragestellung der krisengenerierenden Prozesse und ihrer Ver-
stetigung, Ausbreitung oder gar Intensivierung hegemonietheore-
tisch zu begreifen. Dabei spielt der Begriff des »Alltagsverstands« 
von Antonio Gramsci eine zentrale Rolle. Gramsci zufolge neh-
men die Menschen die Welt und die gesellschaftlichen Verhält-
nisse, in denen sie leben, nicht auf eine kohärente und reflektierte 
Art und Weise wahr. Es sind vielmehr nicht weiter hinterfragte, 
durchaus widersprüchliche Traditionsbestände, die ihren Blick 
auf die Welt und die Gesellschaft prägen und den Alltagsverstand 
konstituieren. Der Alltagsverstand ist also ein Deutungsrahmen, 
den Menschen benötigen, um sich in den Verhältnissen zu orien-
tieren und zu bewegen. Er ist 

»keine einheitliche, in Raum und Zeit identische Auffassung: er 
ist die ›Folklore‹ der Philosophie, und wie die Folklore bietet er 



Monströse Normalität  39

sich in unzähligen Formen dar: sein grundlegender Charakter ist 
es, eine auseinanderfallende, inkohärente, inkonsequente Welt-
auffassung zu sein, der Beschaffenheit der Volksmengen ent-
sprechend, deren Philosophie er ist. […] Die Hauptelemente des 
Alltagsverstands werden von den Religionen geliefert, und zwar 
nicht nur von der aktuell herrschenden Religion, sondern auch 
von den vorangegangenen Religionen, ketzerischen Volksbewe-
gungen, von früheren wissenschaftlichen Auffassungen usw.«15 

Der Alltagsverstand ist widersprüchlich, weil die Welt wider-
sprüchlich ist. Menschen leben unbewusst oder auch absichtlich 
ignorant die imperiale Lebensweise, sie arbeiten und konsumie-
ren in ihr. Oft wissen sie um die Ausbeutung anderer Menschen 
in Textilfabriken, um die Zerstörung von Regenwäldern für 
die industrielle Landwirtschaft oder um die Klimakrise. Diese 
Widersprüchlichkeit des Alltagsverstands, die Ahnung und 
Erfahrung, dass nicht alles in Ordnung ist, stellt zugleich ein 
politisches Terrain von Auseinandersetzungen dar. Dabei kann 
auch ein kritisches Denken und Handeln bei einzelnen, wie auch 
in kollektiver Form, entstehen. In diesem Fall wird Hegemonie, 
die Zustimmung zu den bestehenden Verhältnissen, angegriffen 
(zum Hegemoniebegriff ausführlich in Kapitel 4). Dazu bedarf 
es neben oft wenig sichtbaren gesellschaftlichen Verschiebungen 
auch krisenhafter Momente und bewussten Handelns.

Warum ist diese widersprüchliche Lebensweise aber »impe-
rial«, ist der Imperialismus nicht längst Geschichte? Denker*in-
nen wie David Harvey argumentieren, dass der Imperialismus 
nicht nur eine historische Phase des Kapitalismus ist, deren Span-
nungen sich im Ersten Weltkrieg entluden.16 Vielmehr handelt 
es sich um einen Reproduktionsmodus kapitalistischer Gesell-
schaften und somit um ein Strukturmerkmal derselben: Der 
Kapitalismus ist immer räumlich expansiv und damit imperialis-
tisch. Allerdings lässt er sich als solcher mit den klassischen und 
neueren Imperialismustheorien allein nicht begreifen. In diesen 
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wird der Imperialismus vor allem als Gewalt- und geopolitisches 
Konkurrenzverhältnis betrachtet.17 Das ist zweifellos zutreffend. 
Um jedoch zu verstehen, wie dieses Verhältnis sich nicht nur 
wegen, sondern auch trotz der ihm innewohnenden physischen 
und strukturellen Gewalt reproduziert, müssen wir seine hege-
moniale Verankerung in den Alltagspraxen und -wahrnehmun-
gen vor allem im globalen Norden, aber auch in den Mittel- und 
Oberklassen der Gesellschaften des globalen Südens untersuchen. 

Das ist das Anliegen, das wir mit dem Konzept der imperialen 
Lebensweise verfolgen. Dieses verbindet Alltagsverhältnisse mit 
übergreifenden kapitalistischen gesellschaftlichen und internati-
onalen Strukturen und Imperativen wie der Kapitalakkumulation 
und des Wirtschaftswachstums. Es verdeutlicht, dass der Impe-
rialismus auch deshalb funktioniert, weil die ihm innewohnende 
Gewalt in unzähligen Akten des Produzierens und Konsumierens 
zum Verschwinden gebracht und gleichsam normalisiert wird: 
Man sieht den Autos nicht an, unter welchen Bedingungen die 
Ressourcen extrahiert wurden, aus denen sie hergestellt worden 
sind. Ebenso wenig lässt das Fleisch im Supermarkt das Leid der 
Tiere, die Arbeitsbedingungen in der Fleischproduktion oder 
die Treibhausgasemissionen der industriellen Landwirtschaft 
erkennen, ohne die es sich niemals in derart großen Mengen 
zum sprichwörtlich kleinen Preis verkaufen ließe. In den Super-
märkten und Autohäusern sowie in der Werbung werden ganz 
andere Assoziationen hervorgerufen. Es geht beim Auto um 
Kraft, Schnelligkeit, Männlichkeit und Freiheit beziehungsweise 
um Sicherheit und Schutz vor Bedrohungen, beim Fleischkon-
sum um normalisierte oder statusorientierte Ernährung, das 
heißt um Versprechen und positiv konnotierte Eigenschaften von 
Produkten, deren sozial-ökologisch destruktive Voraussetzungen 
systematisch verdunkelt werden. 

Die imperiale Lebensweise ist ebenso ein Ermöglichungs- wie 
ein Zwangsverhältnis, in das Menschen qua ihrer Zugehörigkeit zu 
einer kapitalistischen Gesellschaft hineinsozialisiert werden. Sie ist 
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für viele attraktiv und erstrebenswert. Gleichzeitig kann man sich 
ihr aber auch nicht einfach entziehen. Der Begriff der imperialen 
Lebensweise ist eine gesellschaftliche Strukturkategorie. Er soll die 
existenziellen und gegenseitigen Abhängigkeiten verdeutlichen, 
die tief in den ökonomischen, politischen und kulturellen Ver-
hältnissen verankert sind und zu sehr ungleichen Lebenschancen 
führen: Die Notwendigkeit, die eigene Arbeitskraft gegen Lohn 
verkaufen und sich dabei oft in der Produktion sozial-ökologisch 
problematischer Waren verdingen zu müssen, oder die Infrastruk-
turen einer autozentrierten Mobilität und eines agrarindustriellen 
Ernährungssystems lassen vielen kaum eine andere Wahl als die 
Partizipation an der imperialen Lebensweise. 

Deren Kern besteht deshalb nicht aus individuellen Konsum-
entscheidungen, die prinzipiell auch anders getroffen werden 
könnten, wenn die Konsument*innen nur ausreichend über die 
sozial-ökologischen Folgen aufgeklärt würden. Vielmehr sind 
Konsumentscheidungen in den meisten Fällen »notwendige 
Praktiken der sozialen Reproduktion, mit denen sich erst der 
Lebensunterhalt in einer kapitalistischen Wirtschaft bestreiten 
lässt (wohnt man auf dem Land, muss man zum Beispiel Benzin 
verbrauchen, um zur Arbeit zum kommen)«.18 Ferner wird die 
imperiale Lebensweise durch die unzähligen strategischen Ent-
scheidungen und Handlungen herrschender Akteure stabilisiert 
und immer wieder dynamisch verändert. Und schließlich sind es 
gesellschaftliche Diskurse, Narrative und mitunter tief verankerte 
Selbstverständlichkeiten wie etwa Vorstellungen von gutem Leben 
oder kaum hinterfragtem und als notwendig erachtetem Wirt-
schaftswachstum, welche integraler Bestandteil der imperialen 
Lebensweise sind. Auch diese werden durch Werbung, Marketing 
und politische Öffentlichkeit reproduziert.

Die imperiale Lebensweise resultiert somit einerseits daraus, 
dass sich sozial-ökologisch destruktive Produktions- und Kon-
summuster gesellschaftlich verallgemeinern. Im globalen Norden 
geschah dies in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts: Inner-
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gesellschaftliche Wohlstandsunterschiede wurden auf Kosten von 
Menschen und Natur im globalen Süden sowie der – meist unent-
geltlichen und weiblichen – Reproduktionsarbeit im globalen 
Norden tendenziell nivelliert. Andererseits basiert die imperiale 
Lebensweise auf einer klassen- und geschlechtsspezifischen Hier-
archisierung. Die Wohlstandssteigerungen im globalen Norden 
sind das Ergebnis eines von der Arbeiter*innenbewegung hart 
erkämpften, seit den 1970er-Jahren wieder erodierenden Kom-
promisses, ihnen liegt also immer schon ein Herrschaftsverhältnis 
zugrunde, das sie zugleich bearbeitbar machen. Die prinzipielle 
Zustimmung der Arbeiter*innenklasse zu ihrer subalternen Posi-
tion in der kapitalistischen Gesellschaft wird erkauft mit ihrer 
begrenzten Teilhabe an dem Reichtum, den diese Gesellschaft her-
vorbringt, oder zumindest mit einem Teilhabeversprechen, wobei 
sich mit der Art und Weise der Teilhabe, dem Familienernährer-
Modell, die geschlechtsspezifische Arbeitsteilung verfestigt. 

Das erklärt die relative Stabilität und Normalität der impe-
rialen Lebensweise, die die kapitalistischen Zentren auch in den 
sozialen Krisen seit 2008 und in Zeiten einer sich verschärfen-
den Klimakrise kennzeichnen. Voraussetzung dafür ist freilich 
die Möglichkeit, die enormen sozial-ökologischen Kosten der 
vorherrschenden Produktions- und Lebensweise in Raum und 
Zeit zu externalisieren und für die Nutznießer*innen unsichtbar 
zu machen. Tatsächlich kann das »Wir« des globalen Nordens, das 
in sich selbst entlang vielfältiger Gegensätze gespalten ist, seine 
sozial-ökologischen Existenzbedingungen nur so lange ignorie-
ren, wie die Kosten der imperialen Lebensweise räumlich und 
zeitlich von anderen getragen werden. Wie wir schon angedeu-
tet haben und in den nächsten Kapiteln noch vertiefen werden, 
wird dies jedoch umso schwieriger, je mehr die ökologische Krise 
auch im globalen Norden nicht länger nur über wissenschaftli-
che Beschreibungen, sondern zunehmend auch als katastrophi-
sches Alltagsphänomen erfahrbar wird. Dann ist eine Reaktion 
erforderlich: Zeitenwenden werden ausgerufen, Anstrengun-
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gen zur Verteidigung oder auch ökologischen Modernisierung 
einer bedrohten Normalität werden verstärkt. Gleichzeitig, auch 
darum wird es im Verlauf des Buches gehen, wird die imperiale 
Lebensweise ausgehend von den Rändern der Gesellschaft auf 
eine emanzipatorische Weise in Frage gestellt und in ihren zerstö-
rerischen Problemkernen attackiert, um Räume für solidarische 
Alternativen zu schaffen. 

Produktions- und Lebensweise

Der Begriff der imperialen Lebensweise lässt vor allem an eine 
globale Nord-Süd-Beziehung denken. Ebenso wichtig sind aber 
die sozialen Verhältnisse in den Gesellschaften des globalen 
Nordens selbst.19 Ohne sie lässt sich die systemische Tendenz zur 
Externalisierung und Normalisierung sozial-ökologischer Kosten 
nicht begreifen. 

So sind die Schaffung und Reproduktion der Akkumula-
tionsbedingungen des Kapitals und die damit einhergehende 
Bearbeitung des Klassenwiderspruchs im globalen Norden auf 
die Existenz nicht-kapitalistischer beziehungsweise weniger stark 
kapitalistisch entwickelter geographischer und sozialer Sphären 
angewiesen: auf Natur und Arbeitskraft im globalen Süden sowie 
auf Natur und die unbezahlte Reproduktionsarbeit im globalen 
Norden selbst. Insofern setzt die »normale« kapitalistische Aus-
beutung im globalen Norden die Gestaltung der gesellschaftlichen 
Naturverhältnisse andernorts voraus. Ohne diese, und das heißt 
auch ohne eine Aneignung dessen, was in einem kapitalistischen 
Sinn keinen Wert schafft – Natur, Reproduktionsarbeit – gibt es 
keine Ausbeutung und damit keine Kapitalverwertung. Femi-
nistische Autorinnen haben darauf schon früh hingewiesen. So 
vergleicht Maria Mies die kapitalistische Ökonomie mit einem 
Eisberg, von dem nur die Spitze aus Kapital und Lohnarbeit (im 
globalen Norden) aus dem Wasser ragt, während der große Rest 
(Reproduktionsarbeit, Natur, Kolonien …) unsichtbar unter der 
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Wasseroberfläche verbleibt, obwohl er die Spitze trägt, d. h. die 
Kapitalverwertung und die Ausbeutung der Lohnarbeit im glo-
balen Norden erst ermöglicht.20

In der Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg haben sich die 
Lebensbedingungen vieler Lohnabhängiger im globalen Nor-
den verbessert: Als Resultat gesellschaftlicher Auseinanderset-
zungen etablierte sich eine ressourcen- und emissionsintensive 
Konsumnorm, die den Arbeiter*innen selbst eine begrenzte 
Teilhabe am kapitalistisch produzierten Reichtum ermöglichte.21 
Kühlschränke, Radios, Fernseher, Waschmaschinen und andere 
dauerhafte Konsumgüter sowie industriell gefertigte Lebens-
mittel fanden Eingang auch in die Haushalte der Subalternen, 
der von kapitalistischen Unternehmen organisierte Tourismus 
nahm deutlich zu, das Auto wurde zum wichtigen Mittel der 
Fortbewegung, seine Produktion erforderte viele Arbeitskräfte, 
die aufgrund eines hohen gewerkschaftlichen Organisationsgrads 
vergleichsweise gut entlohnt wurden. Nicht nur die kapitalisti-
sche Produktionsweise, sondern auch die Lebensweise der Arbei-
ter*innenklasse des globalen Nordens wurde dadurch deutlich 
energie-, material- und emissionsintensiver und damit abhän-
giger von Rohstoffen und Vorprodukten, die andernorts unter 
sozial-ökologisch oft destruktiven Bedingungen extrahiert und 
weiterverarbeitet beziehungsweise hergestellt wurden.22 Die impe-
riale Lebensweise, die bis in die erste Hälfte des 20. Jahrhunderts 
hinein den oberen Klassen vorbehalten war, verallgemeinerte sich 
gesellschaftlich im globalen Norden auf Kosten von Natur und 
Arbeitskraft, die zunehmend auch im globalen Süden in Wert 
gesetzt und ausgebeutet wurden. 

Lebensweise bedeutet dabei nicht einfach »Konsum«. Auch 
kann die Alltagspraxis der Lohnabhängigen nicht einfach als 
solche von »Konsummonaden« begriffen werden.23 Konsum ist 
zweifellos eine zentrale Dimension des Alltags. Aber er lässt sich 
nur im Kontext kapitalistischer Produktion verstehen. Die viel 
bemühte Rede von der »Konsumentensouveränität« ist deshalb 
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eine Mär. Konsument*innen sind vielfältigen Einflüssen ausge-
setzt, nicht zuletzt seitens kapitalistischer Unternehmen und ihrer 
Werbestrategien, die auf subtile Weise Bedürfnisse generieren. Sie 
unterliegen zudem handfesten infrastrukturellen Restriktionen, 
in denen sich gesellschaftliche Macht- und Herrschaftsverhält-
nisse materialisieren. Das zeigt sich etwa an dem auf die indivi-
duelle Automobilität ausgerichteten Verkehrssystem. In manchen 
Regionen ist es kaum möglich, sich ohne Auto fortzubewegen. 
Konsum ist insofern immer zutiefst gesellschaftlich. Daher argu-
mentieren wir bewusst mit dem regulationstheoretischen Begriff 
der Konsumnorm,24 der die Reproduktion der kapitalistischen 
Produktionsweise in den Alltagsverhältnissen der Arbeiter*in-
nenklasse verstehbar macht. 

Die sozial-ökologischen Kosten, die die imperiale Lebens-
weise verursacht, sind enorm. Sichtbar werden sie dann, wenn 
sich Katastrophen ereignen: in Form von brennenden Ölplatt-
formen, havarierten Öltankern, eingestürzten Textilfabriken oder 
geborstenen Dämmen von Rückhaltebecken, die den schwer-
metallhaltigen Schlamm des Eisenerzbergbaus eigentlich daran 
hindern sollen, die Ortschaften und Ökosysteme der näheren 
und ferneren Umgebung unter sich zu begraben. Solche Ereig-
nisse wirken, vor allem wenn sie sich andernorts zutragen, meist 
nicht lange nach. Sie irritieren die ökonomischen Prozesse und 
Alltagsroutinen, denen sie geschuldet sind, allenfalls kurzfris-
tig, um dann recht bald in der Erinnerung zu verblassen und 
schließlich vergessen zu werden. Dazu kommt, dass Katastrophen 
allenfalls eine Ahnung von der weit weniger spektakulären all-
täglichen Gewalt vermitteln, die die vorherrschenden Produkti-
ons- und Konsummuster dort verursachen, wo ihre Vorausset-
zungen geschaffen werden. Rob Nixon hat dies als »slow violence« 
bezeichnet. Es ist die »Gewalt der zeitverzögerten Wirkungen«,25 
wie sie etwa die giftigen Hinterlassenschaften des Vietnam-Kriegs 
noch Jahrzehnte nach dessen Ende zeitigen, wie sie durch die in 
der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts beschleunigte Extraktion 
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und Verbrennung von fossilen Ressourcen hervorgebracht wer-
den oder wie sie sich toxisch in den Körpern der Arbeiter*in-
nen ausbreiten, die unter Einsatz von gefährlichen Herbiziden 
auf Plantagen schuften, nachdem sie zuvor gewaltsam von ihrem 
Land vertrieben wurden.

Es ist wichtig zu betonen, dass es sich bei der gesellschaft-
lichen Verallgemeinerung der imperialen Lebensweise nicht 
um eine zwangsläufige Entwicklung oder um das Ergebnis der 
Strategien aufgeklärter, also den Sinn sozialer Kompromisse ver-
stehender Kapitalfraktionen26 handelte, sondern um das – nicht 
intendierte – Resultat langer Auseinandersetzungen um soziale 
Sicherungssysteme und höhere Löhne. Zudem bedurfte es in den 
Ländern des globalen Nordens eines Staates, der in der Lage war, 
die Interessen des Gesamtkapitals nicht nur gegen die Subalter-
nen, sondern auch gegen die oft bornierten und selbstzerstöre-
rischen Interessen einzelner Kapitalfraktionen durchzusetzen.27 
Diese Kämpfe resultierten nicht nur in reproduktionsnotweni-
gen, gleichzeitig aber rohstoff-, energie- und emissionsintensi-
ven Institutionen und Infrastrukturen (der Energieversorgung, 
der Mobilität, der Ernährung oder des Wohnens), sondern auch 
in breit geteilten Vorstellungen von Wohlstand und einem guten 
Leben. Nur so lässt sich begreifen, warum die imperiale Lebens-
weise bis heute gesellschaftlich kaum an Attraktivität verloren hat 
und als Normalität verteidigt wird. 

Dabei sind allerdings Differenzierungen angebracht. Wenn 
sich die fossile Autoindustrie gegen Grenzwerte für Emissionen 
wehrt, wenn FDP und CDU die Tempolimit-freie Raserei auf 
deutschen Autobahnen als Bürgerrecht bezeichnen oder wenn 
die Produktion und Nutzung von SUVs als Ausdruck von unter-
nehmerischer Freiheit und Konsumentensouveränität beschönigt 
werden, dann handelt es sich um die Verteidigung illegitimer, 
da auf Kosten anderer gehender Privilegien von Erdzerstörern, 
wie die betreffenden Personengruppen und Kapitalfraktionen in 
einem Arte-Film treffend bezeichnet werden.28 Auch Teile der 
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Arbeiter*innenklasse nehmen insofern Privilegien in Anspruch, 
als sie sich etwa auf eine automobile Weise fortbewegen, die global 
nicht verallgemeinerbar ist. Aber – und dies ist eine Lehre aus den 
Gelbwesten-Protesten in Frankreich29 – sie tun dies unter anderen 
Bedingungen und aus einer anderen Motivation: Die imperiale 
Lebensweise der Subalternen lässt sich als Nachwirkung vergan-
gener Kämpfe begreifen, als tiefe Spur, die diese im kollektiven 
Gedächtnis hinterlassen haben, als Institutionalisierung der in 
ihnen errungenen Kompromisse, als Ausdruck tief sedimentierter 
Vorstellungen eines guten Lebens ebenso wie als Angewiesensein 
auf fossilistische Formen des Produzierens, Konsumierens und 
der Infrastrukturversorgung.30 Das erdölbasierte Konsummuster 
ist, so Matt Huber mit Blick auf die USA, eine Hinterlassenschaft 
»des Klassenkampfes um den ›Lebensstandard‹ und tief eingelas-
sen in die common-sense-Ideologien von Familie, Freiheit, Mobi-
lität und ›American way of life‹«. Die Verfügbarkeit von billigem 
Öl wird vor diesem Hintergrund zu einer »Frage des ökonomi-
schen Überlebens für die Mehrheit der Arbeiter*innen«.31

Das hat durchaus widersprüchliche Implikationen. Wenn die 
Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie, Energie (IGBCE) für 
eine zeitliche Streckung des Kohleausstiegs eintritt, handelt sie im 
zweifelsohne nachvollziehbaren Interesse der Bergbau-Beschäf-
tigten am Erhalt ihrer Arbeitsplätze. Aber dieses Interesse ist nicht 
universalisierbar. Es zu bedienen, bedeutet, mit der Verbrennung 
von Braunkohle fortzufahren und damit die Klimakrise zu ver-
stärken. Das aber geht zulasten anderer in Raum und Zeit. Damit 
machen wir kein moralisches Argument, werfen also den Bergleu-
ten oder der IGBCE nicht vor, bornierte Interessen zu verfolgen. 
Auch bagatellisieren wir nicht die harten, gefährlichen und der 
Gesundheit abträglichen Arbeitsbedingungen im Bergbau, also 
die strukturelle, ins Physische ausschlagende Gewalt des kapitalis-
tischen Produktionsprozesses.32 Lohnabhängige im globalen Nor-
den sind strukturell und dennoch auf sehr unterschiedliche Weise 
in die imperiale Lebensweise integriert. Und sie stehen dabei in 
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hierarchischen Verhältnissen. Sie werden ausgebeutet, erfahren 
häufig Unterdrückung und Verachtung, aber auch Handlungs-
fähigkeit und Sinnstiftung. Dabei ist die lohnarbeitende Klasse 
aufgrund unterschiedlicher Lebenslagen – aufgrund von Ein-
kommen, Bildung, Geschlecht, Herkunft und Stellung im Pro-
duktionsprozess – gespalten. Und diese Spaltung wird von oben, 
also von den herrschenden Kräften, aktiv betrieben. Gemeinsame 
Bedürfnisse, Interessen sowie Machtpositionen im Klassenkampf 
müssen bewusst geschaffen und auch von den Subjekten gewollt 
werden.33 Welche Konsequenzen im Alltag oder auch im Hin-
blick auf politische Orientierungen daraus gezogen werden, ist 
eine offene Frage. 

Darin liegt die Ambivalenz der imperialen Lebensweise aus 
der Perspektive der Arbeiter*innenklasse im globalen Norden. 
Sie ist gleichzeitig Teilhabeversprechen und Zwang, dem sich 
die Lohnabhängigen aufgrund ihres subalternen Status in einer 
kapitalistischen Gesellschaft nicht entziehen können und der ihr 
Leben und ihre Gesundheit beeinträchtigt. 

In der imperialen Lebensweise manifestiert sich zudem eine 
Entfremdung von den natürlichen Lebensgrundlagen: Je stärker 
der Produktionsprozess in kleinste Abschnitte unterteilt wird, je 
weniger der Gesamtprozess aus der Perspektive der Einzelnen also 
zu durchschauen ist und je mehr die Unmöglichkeit, etwas ande-
res zu produzieren, in eine inflexible Maschinerie eingeschrieben 
ist, desto unsichtbarer wird aus Sicht der einzelnen Lohnabhängi-
gen die Angewiesenheit der industriellen Produktion und Dienst-
leistungen auf natürliche Kreisläufe und die Vorleistungen von 
andernorts. Deren Unterbrechung beziehungsweise Abwertung 
und Aneignung lässt sich folglich umso leichter aus dem Bereich 
der Alltagserfahrungen verdrängen, mit anderen Worten: symbo-
lisch externalisieren. Die Grundbedingung des »environmenta-
lism of the poor«34 – nämlich eine Produktions- und Lebensweise, 
die nicht aus Altruismus oder aus einem Naturschutzdenken her-
aus ökologisch reflexiv ist, sondern weil die Berücksichtigung der 
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Reproduktionsnotwendigkeiten von Natur ihre Existenzbedin-
gung darstellt – wird damit außer Kraft gesetzt.35 

Gleichzeitig – auch dies gehört zur Ambivalenz der imperia-
len Lebensweise – stellt sich diese Grundbedingung in anderer 
Form wieder her: in Gestalt von monotonen, belastenden und 
gesundheitsgefährdenden Arbeitsbedingungen etwa in taylo-
ristisch durchorganisierten Fabriken und in Gestalt von lebens-
weltlichen Gefährdungen der Arbeiter*innenfamilien durch die 
Umweltverschmutzung in den Zentren von Produktion und 
Extraktion des globalen Nordens. Die intrinsische Verbindung 
von Klassenherrschaft und einem im nationalen wie internatio-
nalen Maßstab zerstörerischen Naturverhältnis, die ansonsten 
von der imperialen Lebensweise überlagert wird, bricht sich hier 
Bahn. Und damit deutet sich auch die Möglichkeit (wenn auch 
keineswegs Zwangsläufigkeit) eines »working-class environmen-
talism« an:36 Arbeiter*innen kämpfen gemeinsam mit ökologi-
schen und feministischen Bewegungen dafür, dass die Produk-
tion und die Erbringung von Dienstleistungen nicht länger einer 
sozial-ökologisch destruktiven Profitlogik folgt, sondern sich an 
gesellschaftlichen Bedürfnissen und ökologischen Restriktionen 
orientiert. 

Exemplarisch zeigte sich diese Orientierung im Kampf der 
Beschäftigten des britischen Rüstungsunternehmens Lucas Ae-
rospace in den 1970er-Jahren: Der Widerstand gegen eine men-
schenfeindliche, die Kontrolle des Kapitals über die Arbeit perfek-
tionierende Technologie ging darin einher mit der Forderung, das 
Unternehmen von der Rüstungsproduktion auf die Herstellung 
sozial-ökologisch sinnvoller Produkte – Wärmepumpen, Wind-
kraftwerke oder medizinische Geräte – umzustellen.37 Dass der 
»Lucas-Plan« letztlich scheiterte, kann nicht darüber hinwegtäu-
schen, dass er heute aktueller ist denn je und einen wichtigen Be-
zugspunkt für alle Kämpfe darstellt, die in der Überwindung von 
Herrschaft im Klassen- und Geschlechterverhältnis eine Voraus-
setzung für ein Ende der Naturzerstörung sehen (siehe Kapitel 7). 
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Die Klassenfrage und das 
Nord-Süd-Verhältnis

Der Zusammenhang von Externalisierung und Entfremdung 
sowie die Ambivalenz von Attraktivität und Abhängigkeit (von) 
einer ressourcen- und emissionsintensiven Produktions- und 
Lebensweise konsolidierten sich in der zweiten Hälfte des 20. Jahr-
hunderts. Sie wirken bis heute. In ihren stofflichen und energeti-
schen Dimensionen ermöglicht wurden sie durch die dominante 
Stellung der früh industrialisierten Länder im kapitalistischen 
Weltsystem. Diese Dominanz versetzte die herrschenden Klassen 
in den Ländern des globalen Nordens in die Lage, die gesellschaft-
lichen Natur- und sozialen Herrschaftsverhältnisse sowohl inner-
gesellschaftlich als auch andernorts in ihrem Sinn zu gestalten und 
die sozial-ökologischen Kosten einer ressourcen- und emissions-
intensiven Produktions- und Lebensweise zu externalisieren. 

Mit dem Konzept der imperialen Lebensweise relativieren 
oder negieren wir folglich nicht den Klassenwiderspruch im glo-
balen Norden zugunsten der Annahme eines alles überlagernden 
Nord-Süd-Konflikts. Im Gegenteil, es ist gerade die Existenz des 
Klassenwiderspruchs, genauer: seine Bearbeitung durch eine von 
den Lohnabhängigen selbst erkämpfte politische und materielle 
Teilhabe, die als ein zentrales Moment der Verursachung und 
Externalisierung sozial-ökologischer Kosten begreifbar wird.

Auch die Frage, ob wir einen Begriff von Externalisierung und 
ungleichem Tausch überhaupt brauchen, um die Produktions- und 
Lebensweise des globalen Nordens zu begreifen, oder ob Letztere 
nicht vielmehr der höheren Arbeitsproduktivität und den Klassen-
kämpfen in den kapitalistischen Zentren geschuldet ist,38 erscheint 
uns müßig. Sie ist nur unter der Voraussetzung sinnvoll, dass die 
stoffliche Seite der Transfers zwischen dem globalen Süden und 
dem globalen Norden vernachlässigt wird. Sobald man diese Seite 
aber – und darauf kommt es uns an – in Rechnung stellt, wird der 
ökologisch ungleiche Tausch als Voraussetzung der Produktivkraft-
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entwicklung im globalen Norden sichtbar, und zwar insofern, als 
die Materialien und die Energie, mit denen Maschinen hergestellt 
und angetrieben werden, aus dem globalen Süden kommen: Der-
selbe Prozess, der die Lebensbedingungen in dem einen Teil der 
Welt durch die Extraktion von Metallen, Mineralien oder fossilen 
Rohstoffen untergräbt, ermöglicht in dem anderen Teil die Erhö-
hung von Arbeitsproduktivität und -intensität, die Senkung der 
Reproduktionskosten der Arbeitskraft, die Steigerung des relativen 
Mehrwerts.39 

Wie Alf Hornborg betont, haben die technologisch fortgeschrit-
tenen Sektoren des Weltsystems die Ausbeutung ihrer eigenen 
Arbeiter*innen intensiviert, indem sie »gleichzeitig die Rate der 
Nettoressourcenimporte von anderswo gesteigert haben«.40 Die ka-
pital- und materialintensive Produktion, idealtypisch verkörpert im 
Fließband, war ein Instrument der Disziplinierung. Sie unterwarf 
die Arbeiter*innen im selben Maße der Kontrolle des Kapitals, wie 
sie Energieeinsatz und Materialverbrauch steigerte. »Menschliche 
Arbeit wird durch fossile Energie und Maschinen ersetzt, Arbei-
ter*innen werden dem Takt der Maschinen unterworfen.«41 

Die konstitutive Rolle zu berücksichtigen, die die Klassenver-
hältnisse in den fortgeschrittenen kapitalistischen Gesellschaften 
für die Vertiefung und Reproduktion der imperialen Lebensweise 
spielen, hat auch Implikationen für unser Verständnis der Begriffe 
»globaler Süden« und »globaler Norden«. Wir begreifen diese 
nicht nur als internationale beziehungsweise territoriale Katego-
rien, sondern auch in ihren innergesellschaftlichen Ausprägun-
gen: Der Nord-Süd-Gegensatz prägt die sozialen und räumlichen 
Strukturen nahezu aller Gesellschaften. Insofern gehen wir nicht 
vereinfachend vom sozial-räumlich integrierten globalen Norden 
und dem in der Funktion von Extraktion und Überausbeutung 
gehaltenen globalen Süden aus.42 Aber wir betonen, dass sich die 
sozial-räumlichen Ungleichheiten im Norden von denen im Süden 
insofern unterscheiden, als sie wohlfahrtsstaatlich und infrastruk-
turell in weitaus stärkerem Maße abgefedert werden.43 Sie sind in –  
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durchaus brüchige und in jüngerer Zeit erodierende – soziale 
Kompromisse eingebettet, die ebenso das Resultat vergangener 
Klassenkämpfe sind, wie sie sich der dominanten Position der früh 
industrialisierten Länder in der geopolitischen Konkurrenz ver-
danken, sprich: dem Imperialismus. 

Umgekehrt ist es auch die subalterne Stellung der Länder des 
Südens in eben dieser imperialistischen Weltordnung, die dort eine 
wohlfahrtsstaatliche und einigermaßen zivilisierte Bearbeitung der 
sozial-räumlichen Widersprüche blockiert.44 Die asymmetrischen 
Auswirkungen der Coronapandemie und der höchst ungleiche 
Zugang zu Impfstoffen haben dies in jüngerer Zeit unterstrichen. 
Insofern sind die sozial-räumlichen Widersprüche  des Nordens 
nicht nur qualitativ andere als die des Südens. Vielmehr bedingen 
sich die unterschiedlichen Qualitäten auch wechselseitig. Wenn 
dem aber so ist, dann spricht vieles dafür, an den Bezeichnungen 
»Norden« und »Süden« auch als territorialen Kategorien festzu-
halten. Die Fragmentierung des kapitalistischen Weltsystems in 
Nationalstaaten, die unter ungleichen Bedingungen miteinander 
konkurrieren, ist für die Bildung sozialer Kompromisse ebenso 
essenziell wie für die Bearbeitung der Widersprüche zwischen 
unterschiedlichen Kapitalfraktionen.45

Im Folgenden wollen wir in Diskurse wie jenen über die Zei-
tenwende intervenieren und die zerstörerischen Voraussetzungen 
für die Normalitäten offenlegen, die darin suggeriert werden. Das 
ist deshalb wichtig, weil diese Diskurse zutiefst eurozentrisch sind 
und weil die Politiken, denen sie den Weg bahnen, der Tiefe und 
Reichweite der gegenwärtigen Umbrüche in keiner Weise gerecht 
werden. Im Gegenteil: Anstatt die für immer mehr Menschen 
existenzgefährdenden Krisen einzudämmen, drohen sie diese zu 
verschärfen. Es bedarf deshalb der Arbeit an alternativen Analysen 
und Erzählungen, die die Herrschaftsförmigkeit nicht nur der Kri-
sen selbst, sondern auch der dominanten Formen ihrer Bearbei-
tung offenlegen und damit die Voraussetzungen dafür schaffen, 
Alternativen überhaupt erst denken zu können. 
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Kapitel 3

Chronologien einer Krise

Nach meiner Auffassung ist Geschichte 
in ihrer besten Form die subversivste 

Disziplin, insofern sie uns sagen kann, 
wie Dinge, die wir für selbstverständlich 

halten, entstanden sind. 

James Scott 1

Es gilt mittlerweile als weitgehend gesichert, dass die Menschheit 
in ein neues Erdzeitalter eingetreten ist. Dieses wird als »Anthro-
pozän« bezeichnet – das Menschenzeitalter. Spätestens seit der 
»großen Beschleunigung« des Ressourcenverbrauchs und der 
Umweltbelastung, wie sie Mitte des 20. Jahrhunderts einsetzte, 
ist das Handeln von Menschen »zu einem der wichtigsten Ein-
flussfaktoren auf die biologischen, geologischen und atmosphä-
rischen Prozesse auf der Erde«2 geworden. Und nicht nur das: 
Die Menschheit überschreitet dabei jene natürlichen »planetaren« 
Grenzen, deren Einhaltung eine Existenzbedingung menschli-
chen und nicht-menschlichen Lebens auf der Erde ist. Die Erd-
systemwissenschaften haben den Begriff des Anthropozäns popu-
larisiert. In jüngerer Zeit ist er aber auch von anderen Disziplinen 
wie der Geschichtswissenschaft aufgegriffen worden. Es handelt 
sich also um ein wirkmächtiges Narrativ, das wir zu Beginn dieses 
Kapitels auf seinen kritischen Gehalt ebenso wie auf seine Begren-
zungen untersuchen möchten. 

Anschließend wenden wir uns der soziologischen These der 
»nachhaltigen Nicht-Nachhaltigkeit« zu. Diese versucht zu verste-
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hen, warum trotz der alarmierenden Befunde der Erdsystemwis-
senschaften, des immer genaueren Wissens über die ökologische 
Krise und der zunehmenden alltäglichen Erfahrbarkeit letzterer 
nicht-nachhaltige Politiken und gesellschaftliche Praxen derart 
beständig sind oder sich sogar noch intensivieren. 

Die sozial-ökologische Ungleichheitsforschung ist der dritte 
Ansatz, den wir erörtern möchten. Sie schlüsselt die im Anthro-
pozän-Diskurs populäre Figur der »Menschheit« auf und nimmt 
die ungleiche Verteilung von Verantwortung und Betroffenheit 
im Hinblick auf die ökologische und insbesondere die Klimakrise 
in den Blick. 

Viertens befassen wir uns mit historisch-materialistischen 
Krisendiagnosen. Sie identifizieren den fossilen und kolonialen 
Kapitalismus, wie er sich im 19. Jahrhundert durchgesetzt hat, als 
den Problemkern der heutigen Krisen. Folglich sprechen sie nicht 
vom Anthropozän, sondern vom »Kapitalozän« und konzipie-
ren historische Nord-Süd-Verhältnisse unter anderem mit dem 
Begriff der »ökologischen Verschuldung«.

Vor diesem Hintergrund ordnen wir unseren Ansatz der impe-
rialen Lebensweise ein. Wir legen den Fokus insbesondere darauf, 
dass die kapitalistische Ökonomie für ihre dynamische Existenz 
ein Außen benötigt und dass ihre treibenden Kräfte dieses Außen 
tendenziell zerstören. Damit verbinden wir unser Verständnis des 
Imperialismus und entwickeln am Ende eine zentrale Überlegung, 
warum die aktuelle Krise nur unzureichend bearbeitet wird.

Die Erörterung dieser Debatten soll uns helfen, die Dramatik 
der gegenwärtigen Situation als Verschränkung von Krisenpro-
zessen zu begreifen, die auf sehr unterschiedlichen Zeitebenen 
ablaufen: der geologischen Zeitebene, der Zeitebene der kapitalis-
tischen Produktionsweise und der Zeitebene des »Postfordismus«, 
also jener kapitalistischen Formation seit den 1970er-Jahren, 
deren Grenzen sich seit der Finanzkrise 2008/2009 immer deut-
licher zeigen. Unser Argument ist, dass sich die sozial-ökologi-
schen Krisenphänomene unter den Vorzeichen des Kapitalismus 
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nicht mehr bearbeiten lassen. Gleichzeitig kann Letzterer nicht 
einfach überwunden werden, weil er vermittelt über die impe-
riale Lebensweise tief in den gesellschaftlichen Orientierungen, 
Alltagspraxen, sozialen Kräfteverhältnissen, Infrastrukturen und 
Institutionen verankert ist. Diese widersprüchliche Konstellation 
bildet den Hintergrund für die in den dann folgenden Kapiteln 
genauer zu untersuchenden Kämpfe und Krisenstrategien. 

»Die Menschheit« im Anthropozän 

Mit dem Konzept der »planetaren Grenzen« hat eine Gruppe aus 
Wissenschaftler*innen um Johan Rockström 2009 einen mittler-
weile mehrfach aktualisierten Rahmen vorgelegt, der die Ver-
änderungen des Erdsystems und seiner Einzelbereiche abbildet. 
Ihren Befunden zufolge haben mehrere biophysische Prozesse, 
die die Stabilität der lebensnotwendigen Erdsysteme regulieren, 
ihren »sicheren Handlungsraum« (safe operating space) bereits 
verlassen, also jene Belastungsgrenzen überschritten, innerhalb 
derer der Planet in einem stabilen Zustand funktioniert. Dabei 
handelt es sich um den Klimawandel, den Biodiversitätsverlust, 
den Süßwasserverbrauch, Landnutzungsänderungen, die Störung 
des Stickstoffzyklus und die Einbringung neuer Substanzen wie 
etwa Atommüll, Pestizide oder Mikroplastik in die Umwelt.3 

Diese alarmierenden Entwicklungen sind nicht auf natürli-
che Veränderungen zurückzuführen, sie sind vielmehr anthropo-
gen, also von Menschen gemacht. Deshalb steht ihre Diagnose 
in einem engen Zusammenhang mit der bereits zu Beginn der 
2000er-Jahre formulierten These, dass die Menschheit in ein neues 
Erdzeitalter, das Anthropozän, eingetreten ist.4 Im Unterschied 
zum Holozän, also jener Warmzeit, die vor fast 12.000 Jahren 
begann und den Hintergrund für das Sesshaftwerden von Men-
schen und das Entstehen menschlicher Zivilisationen bildete, ist 
das Anthropozän dadurch gekennzeichnet, dass die Menschheit 
sich zu einem geophysischen Einflussfaktor entwickelt hat.5 Der 
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Mensch hat die natürlichen Systeme in einem Ausmaß verändert, 
»dass sie nicht mehr als ›natürlich‹ betrachtet werden können« 
und dass die Folgen der Veränderungen nun negativ auf ihre 
Urheber zurückwirken.6 

Das ist eine historisch völlig neuartige Situation. Die Mensch-
heit ist erstmals damit konfrontiert, dass die stabilen Hinter-
grundbedingungen ihrer Geschichte aufgrund menschlichen 
Handelns in Bewegung geraten und sich die Lebensbedingungen 
auf der Erde grundlegend verändern. 

Grundsätzlich ist die Frage, wie sich epochale Kontinuitäten 
und Brüche auf das menschliche Handeln auswirken, für die 
Geschichtswissenschaft nicht neu. Schon lange bevor die Erdsys-
temwissenschaften über das Anthropozän und das Überschreiten 
planetarer Grenzen zu forschen begannen, hat der Historiker Fer-
nand Braudel zwischen verschiedenen Zeitlichkeiten beziehungs-
weise zeitlichen Ebenen unterschieden: dem kurzen Zeitablauf 
oder dem Ereignis, dessen »täuschender Rauch […] das Bewußt-
sein der Zeitgenossen« erfüllt, ohne lange vorzuhalten;7 der 
Konjunktur oder dem Zyklus, das heißt einer (wirtschaftlichen) 
Entwicklungsphase, die sich über mehrere Jahrzehnte erstrecken 
kann; und der langen Dauer (longue durée) oder Struktur, die 
den Prozessen auf der Ereignis- und Konjunkturebene über meh-
rere Jahrhunderte hinweg bei allen Veränderungen eine gewisse 
Kohärenz verleiht.8 Ein Beispiel für die Ebene der Struktur, der 
Braudels vorrangiges Interesse galt, ist der westeuropäische Han-
delskapitalismus des 15. bis 18. Jahrhunderts. Die ihn konstitu-
ierenden Elemente waren neben den innergesellschaftlichen und 
kolonialen Beziehungen – und mit diesen interagierend – auch 
die biologischen und geographischen Bedingungen: das Klima, 
die Vegetation, die Siedlungsstruktur oder die Verkehrsinfra-
strukturen. Die Ebene der Struktur und der langen Dauer zu 
fokussieren und sie in diesem umfassenden Sinn zu begreifen, 
bedeutete also auch, die Aufmerksamkeit auf die gesellschaftli-
chen Beziehungen zur Natur zu richten.
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Insofern gingen Braudel und die Umweltgeschichte nach 
ihm, wie Dipesh Chakrabarty bemerkt, über eine Geschichts-
schreibung hinaus, die »die Umwelt einfach als stille und passive 
Kulisse für ihre historischen Narrative« behandelte.9 Was Braudel 
jedoch fremd war, war der Gedanke, dass die natürlichen Bedin-
gungen sich als Folge menschlichen Handelns rapide verändern 
und katastrophisch in die Ereignisgeschichte einbrechen würden. 
Struktur meinte in Braudels Denken »eine Realität, die von der 
Zeit wenig abgenutzt und sehr lange fortbewegt wird«, eine »ver-
langsamte […] Zeit, die manchmal fast an der Grenze von Bewe-
gung überhaupt steht«.10 Dass Elemente der Struktur aufgrund 
der von Menschen verursachten Veränderungen in Bewegung 
geraten und ihrerseits zu sich häufenden Katastrophenereignis-
sen werden könnten, war in seiner Vorstellung nicht vorgesehen. 
Genau dies ist aber die Situation, in der wir uns befinden bezie-
hungsweise der wir uns mit dem Überschreiten der Kipppunkte 
des Klimasystems bedrohlich schnell annähern.11 Chakrabarty 
schreibt: »Was wir für den – in menschlicher Zeit – unbeweg-
lichen Hintergrund menschlichen Handelns gehalten haben, ist 
dabei, sich aufgrund menschlichen Handelns zu verändern, und 
gefährdet die Menschheit.«12 

Der Beginn des Anthropozäns wird – das scheint sich als 
wissenschaftlicher Konsens herauszubilden – auf die Mitte des 
20. Jahrhunderts datiert. Für diesen Zeitpunkt votierte 2016 eine 
damit betraute Arbeitsgruppe, die Anthropocene Working Group.13 
Diese Datierung ist kein Zufall: Die Mitte des 20. Jahrhunderts 
markiert den Beginn einer auch als »große Beschleunigung« 
bezeichneten »Periode des dramatischen und beispiellosen Wan-
dels in der Menschheitsgeschichte«, in der zahlreiche geologisch, 
biologisch und atmosphärisch relevante Parameter enorm in die 
Höhe schießen: Bevölkerung, Verkehrsaufkommen, Urbanisie-
rung, Bruttoinlandsprodukt, Wasserverbrauch, Einsatz von Dün-
ger etc.14 Die jüngsten Forschungen der Anthropocene Working 
Group haben die geologischen Folgen dieser Entwicklung nach-
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gewiesen. Demnach lassen sich zwar für Großbritannien und das 
übrige nördliche Europa die Spuren der Verbrennung fossiler 
Rohstoffe in den Sedimenten bereits für das frühe 19. Jahrhundert 
nachweisen. Wie Bohrungen an zwölf verschiedenen Orten der 
Welt ergeben haben, ist dies im globalen Maßstab aber erst seit 
der Mitte des 20. Jahrhunderts der Fall.15

Aus einer sozialwissenschaftlichen Sicht entscheidend ist neben 
der Frage des Beginns vor allem die nach der Verursachung des 
Anthropozäns und, damit zusammenhängend, der sozialen Ver-
hältnisse, in denen die biophysischen Prozesse über die Grenzen 
ihres sicheren Handlungsspielraums katapultiert wurden. Dies-
bezüglich hat, wie bereits in der Einleitung gezeigt, der Diskurs 
der Erdsystemwissenschaften Nachholbedarf. Zentrale Debatten-
beiträge lassen die sozialen Verhältnisse, die das Anthropozän her-
vorgebracht haben, im Abstraktum »Mensch« beziehungsweise 
»Menschheit« verschwinden: »[D]ie Effekte von Menschen auf die 
globale Umwelt sind eskaliert«,16 »die Menschheit selbst ist zu einer 
globalen geophysischen Kraft geworden«.17 Es scheint, so Andreas 
Malm und Alf Hornborg in ihrer kritischen Analyse des Anthro-
pozän-Narrativs, als sei das Überschreiten planetarer Grenzen die 
Folge einer evolutorischen Entfaltung menschlicher Potenziale, 
im Hinblick auf die Klimakrise vor allem der Fähigkeit, das Feuer 
zu manipulieren, die zwangsläufig in der großmaßstäblichen Ver-
brennung fossiler Energieträger resultierte.18

Erst seit kurzem zeichnet sich in den Erdsystemwissenschaf-
ten eine höhere Sensibilität für die gesellschaftlichen Dimensio-
nen der ökologischen Krise ab, und zwar derart, dass die Spezies 
»Mensch« gleichsam disaggregiert und die ungleiche Verteilung 
von Verantwortung und Betroffenheit in den Blick genommen 
wird. So verweisen Johan Rockström und seine Co-Autor*innen 
in einer Veröffentlichung aus dem Jahr 2021 auf das Gerechtig-
keitsproblem, das darin liege, dass die wohlhabenden Gesellschaf-
ten mit ihrem hohen Konsumniveau die Stabilität der lebensnot-
wendigen Erdsysteme in besonderem Maße bedrohten. Dagegen 
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trügen diejenigen, die von den Umweltveränderungen am stärks-
ten betroffen seien, am wenigsten zu ihrer Verursachung bei und 
verfügten über die geringste Resilienz und Anpassungsfähigkeit.19 
Zudem wird angemerkt, dass die besondere Vulnerabilität der 
ärmeren Bevölkerungsgruppen in ungerechten sozialen Struk-
turen, Einstellungen und Governance-Systemen gründe. Die 
»große Beschleunigung«, so konstatiert eine Autor*innengruppe 
um Crelis F. Rammelt, zeichne sich durch eine ebenso »große 
Ungleichheit« in der Nutzung und Schädigung der Umwelt aus. 
Der gerechte und zugleich ökologisch tragfähige Zugang zu Ener-
gie, Wasser, Nahrung und den lebensnotwendigen Infrastruktu-
ren, also zu jenen Leistungen und Versorgungssystemen, wie sie 
in den Sustainable Development Goals der UNO benannt werden, 
erfordere deshalb neben technologischen Änderungen und Ver-
haltensänderungen auch eine Begrenzung des Überkonsums der 
Reichen und eine faire Umverteilung von Ressourcen.20 

Über die Tiefe und Form der nötigen Veränderungen ist damit 
gleichwohl noch nichts gesagt. Dazu bedürfte es einer genaueren 
Analyse der konkreten Mechanismen, die die Produktion und 
den Konsum über ein ökologisch verträgliches Maß hinaustrei-
ben und die höchst ungleiche Verteilung der Folgen ökologischer 
Grenzüberschreitungen vermitteln.21 Ohne eine solche Analyse 
vermögen die eindringlichen Schilderungen der dramatischen 
Zuspitzung der ökologischen Krise seitens der Erdsystemwis-
senschaften zwar durchaus aufzurütteln. Sie verfehlen aber, wie 
Christoph Görg zutreffend bemerkt, eine wesentliche Problem-
dimension: »Einerseits soll die Notwendigkeit und Dringlichkeit 
politischen Handelns eindrücklich untermauert werden, anderer-
seits kümmert sich die Debatte überhaupt nicht darum, warum 
bisher keine irgendwie adäquate politische Reaktion erfolgt ist. 
Dem Anthropozän fehlt eine Debatte über ›den Anthropos‹, 
genauer: Über die gesellschaftliche Dynamik, die der great acce-
leration zugrunde liegt wie auch über die Probleme einer politi-
schen Gestaltung.«22
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Letztlich lässt sich diese Auslassung auf ein Paradoxon zurück-
führen: Das Anthropozän-Narrativ denaturalisiert Natur, es macht 
sie als vom Menschen gestaltete verständlich und zeigt gleichzeitig 
die Grenzen und kaum mehr beherrschbaren Folgen der mensch-
lichen Naturgestaltung auf.23 Gleichzeitig naturalisiert es aber die 
gesellschaftlichen Verhältnisse, unter denen Menschen auf Natur 
einwirken. Es hat keinen Begriff von Gesellschaft, ist also blind für 
die Tatsache, dass Menschen je nach der Gesellschaft, in der sie 
leben, sehr unterschiedlich mit der Natur umgehen. 

Keine Frage: Menschen befinden sich qua Existenz in einem 
Stoffwechsel mit der außermenschlichen Natur. Sie müssen sich 
Natur mittels Arbeit aneignen und sie dabei transformieren, um 
ihre Bedürfnisse befriedigen, um sich ernähren, sich kleiden und 
wohnen zu können. Der Arbeitsprozess, aus dem konkrete Ge-
brauchswerte für menschliche Bedürfnisse hervorgehen, ist folglich 
eine »ewige Naturbedingung des menschlichen Lebens und daher 
unabhängig von jeder Form dieses Lebens, vielmehr allen seinen 
Gesellschaftsformen gleich gemeinsam«.24 Jedoch kann die Aneig-
nung und Transformation von Natur mittels Arbeit sehr unter-
schiedliche gesellschaftliche Formen annehmen. Sie kann mit der 
Natur arbeiten, sich also an deren reproduktiven Notwendigkeiten 
orientieren. Sie kann sich aber auch über diese hinwegsetzen und 
große und irreversible Naturzerstörungen in Kauf nehmen  – etwa 
im Bestreben, das Wirtschaftswachstum um jeden Preis zu steigern. 

Diese zentrale Bedeutung des gesellschaftlichen Charakters 
beziehungsweise der gesellschaftlichen Form der Naturaneignung 
bleibt im Anthropozän-Narrativ unterbelichtet. Wie die Men-
schen auf ihre äußere Natur einwirken, scheint in diesem Narrativ 
weniger in den gesellschaftlichen Verhältnissen, als vielmehr in 
einer davon unberührten inneren Natur des Menschen angelegt 
zu sein. Die äußere Natur des Anthropozäns ist demnach das 
Resultat menschlicher Einwirkung, die im Neolithikum begann, 
die mit der industriellen Revolution intensiviert wurde und deren 
Bedrohlichkeit für die Fortdauer menschlichen Lebens auf die 
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»große Beschleunigung« ab Mitte des 20. Jahrhunderts zurück-
zuführen ist. Als treibende Kraft wird die dem homo sapiens 
innewohnende Fähigkeit gesehen, sich Natur anzueignen, sie im 
Sinne der Befriedigung seiner Bedürfnisse zu transformieren und 
dabei seine eigenen, technischen Kapazitäten immer weiter zu 
entwickeln – leider, aber unvermeidlich, über den Punkt hinaus, 
an dem diese Fähigkeit in Selbstzerstörung umzuschlagen droht. 
Diese Geschichte wurde vor allem in den westlichen Gesellschaf-
ten so oft wiederholt, dass wir vergessen haben, dass sie eben nur 
das ist: eine Geschichte.

Als Ausweg aus den ökologischen Krisen verbleibt in diesem 
Narrativ der Versuch, die Evolution in Richtung Selbsterhaltung 
umzulenken, also institutionelle Anpassungen vorzunehmen, 
Katastrophenmanagement zu betreiben und großtechnologische, 
die Sonneneinstrahlung auf die Erde vermindernde oder die CO2-
Absorptionsfähigkeit von Ökosystemen steigernde Lösungen 
(Geoengineering) zu entwickeln. Schon in seinem programma-
tischen Nature-Artikel von 2002 schrieb Paul Crutzen, dass das 
Umwelt-Management im Anthropozän »international akzep-
tierte, groß-maßstäbliche Geoengineering-Projekte« beinhalten 
könne.25 Seitdem wurden einschlägige Forschungen intensiviert 
und Experimente etwa zur Düngung von Ozeanen durchgeführt, 
um deren Fähigkeit, CO2 aufzunehmen, zu vergrößern. Disku-
tiert wird auch, inwieweit sich die Sonneneinstrahlung auf die 
Erde etwa durch das Ausbringen von Schwefelpartikeln in der 
Stratosphäre abschwächen ließe.26 Das alles ist sowohl im Hin-
blick auf seine Wirksamkeit als auch wegen der möglichen Neben-
wirkungen höchst fragwürdig. Dennoch dürften entsprechende 
Forschungs- und Entwicklungsanstrengungen in dem Maße 
intensiviert werden, wie das 1,5-Grad-Ziel durch die Reduktion 
von Treibhausgasemissionen allein unerreichbar wird.27 Geo-
engineering will die Symptome der Krise abmildern. Es handelt 
sich um den Versuch, ein gesellschaftliches Problem technolo-
gisch zu bearbeiten. Im Prinzip wird also dieselbe Rationalität 
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der Naturbeherrschung, die die Krise hervorgebracht hat, in den 
Dienst ihrer Bearbeitung zu stellen versucht. Das gilt auch für die 
bestehenden Institutionen und die vorherrschenden Produkti-
ons- und Konsummuster. Sie sollen zwar verändert werden, ihre 
grundlegende Infragestellung verbleibt im Anthropozän-Narrativ 
aber außerhalb des Denkhorizonts. »Kurz, die Produktivkräfte 
(Wissenschaft und industrielle Technologie) gelten als die einzig 
möglichen Werkzeuge, um die Irrtümer zu verstehen und zu repa-
rieren. Das System selbst steht nicht in Frage; seine Gender-, Klas-
sen-, rassifizierten und räumlichen Ungleichheiten sind entweder 
unsichtbar oder irrelevant: Kein Paradigmenwechsel ist nötig.«28

Der gerade zitierte Erik Swyngedouw hat diese Einschränkung 
von Möglichkeitsräumen als »Post-Politik« bezeichnet.29 Es handelt 
sich um ein weiteres Paradoxon, das sich aus dem der (De-)Natu-
ralisierung ergibt: Wenn die gesellschaftlichen Naturverhältnisse 
bestimmten angenommenen Zwangsgesetzlichkeiten unterliegen 
und insofern gar keine gesellschaftlichen Verhältnisse mehr sind, 
sondern bloße Entfaltungen eines evolutorischen Potenzials, dann 
ist die Schließung politischer Möglichkeitsräume die zwangsläufige 
Konsequenz. Die Anthropozän-Debatte gerät durch diese Grund-
annahme unwillentlich in eine »paradoxe Beziehung zwischen 
einem apokalyptischen ökologischen Denken auf der einen und 
dem institutionellen Status quo auf der anderen Seite […] Den 
fundamentalen Herausforderungen, vor die das Anthropozän die 
Organisation der Gesellschaften stellt, wird paradoxerweise mit 
vielen derselben Institutionen begegnet, die die jüngste Eroberung 
der natürlichen Welt durch die Menschen erst ermöglicht haben.«30

Nachhaltige Nicht-Nachhaltigkeit

In der soziologischen Ökologie-Debatte finden sich Positionen, 
die den Erdsystemwissenschaften an dieser Stelle Wasser in den 
Wein gießen, die also die Veränderungspotenziale der bestehen-
den Institutionen und den Veränderungswillen der Menschen 
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skeptisch beurteilen. Prominent vertreten Ingolfur Blühdorn und 
seine Kolleg*innen die These der »nachhaltigen Nicht-Nachhal-
tigkeit«. 

Ihre Grundfrage lautet, warum sich trotz intensiver öffentlicher 
Debatten und Bekenntnisse zu einem grundlegenden sozial-öko-
logischen Umbau nichts Substanzielles bewegt beziehungsweise 
die Bewegung in die falsche Richtung geht: Im Gegensatz zur 
öffentlichen Politisierung des Klimathemas würden, so Blühdorn, 
die gesellschaftlichen Mehrheiten und die von ihnen gewählten 
Regierungen sich immer mehr vom Projekt der Nachhaltig-
keit verabschieden. Denn jenseits von Protestbewegungen und 
Reformprojekten sei ein »Weiter-So faktisch offenbar nicht nur 
eine Option […], sondern das demokratisch legitimierte Priori-
tätsprojekt moderner Konsumgesellschaften – ganz egal, ob das 
so offen artikuliert wird oder nicht«.31 An der wachstumsfixierten 
Moderne, die Freiheit ermögliche oder zumindest verspreche, wird 
festgehalten. Dafür müssen Klima- und Umweltgesetze am Ende 
ineffektiv sein und Geflüchtete von den Wohlstandsinseln fern-
gehalten werden. Entsprechend müsse man heute von »simulati-
ver Demokratie« sprechen, deren hauptsächliche Funktion darin 
bestehe, soziale Ungleichheit, Exklusion und ökologische Zerstö-
rung abzusichern, politisch zu organisieren und zu legitimieren.32 

Blühdorn nimmt vor allem die Subjekte in den Blick. Der 
Anspruch an Aufklärung und Selbstbestimmung komme bei die-
sen mehrheitlich an ihre Grenzen oder werde aktiv aufgegeben, 
weil es einer starken Minderheit der Weltbevölkerung vor allem 
um eine Verteidigung des Status quo gehe. Individuelle Frei-
heit und »die Befreiung aus Verantwortungen, Verpflichtungen, 
Beschränkungen und Prinzipien«33 seien vielen Menschen wich-
tiger als ökologisch gebotene Begrenzungen. Statt Befreiung aus 
der selbstverschuldeten Unmündigkeit, politische Aushandlung 
und bessere Argumente im Hinblick auf die ökologische Krise, das 
heißt einer Emanzipation erster Ordnung, gehe es heute um »die 
Befreiung aus eben der Mündigkeit«, eine Emanzipation zweiter 
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Ordnung: Mit der Absage an die Verbindlichkeit der bürgerlich-
idealistischen Vorstellungen von Zivilisierbarkeit, Verantwortung, 
Würde und Autonomie könne die imperiale Lebensweise gelebt 
und gerechtfertigt werden.34

Die heute vorherrschenden Prioritäten »Unsere Freiheit, 
unsere Werte, unser Lebensstil« kämen tendenziell den »Mehr-
fachprivilegierten« zugute, während die weniger Privilegierten 
zunehmend den rechtspopulistischen Versprechen auf den Leim 
gingen und der rechtspopulistischen Revolte Resonanz und 
mehrheitsdemokratische Legitimität verschafften.35 Das führt 
Blühdorn zur provokanten These einer Art »Komplizenschaft«, 
denn für ihn drängt sich der Verdacht auf, »dass der unmorali-
sche und entzivilisierte Pöbel hier vielleicht eine dreckige Arbeit 
übernimmt, die das gepflegte Bürgertum zwar weit von sich weist, 
die ihm aber doch unverzichtbar ist«.36 Auch sieht er eine »stille 
Allianz« verschiedenster links-emanzipatorischer, rechtspopulis-
tischer und marktradikaler Akteure. Sie grenzen sich ab, befehden 
sich, »spielen aber doch ein gemeinsames Spiel«.37

In derselben Forschungsgruppe argumentiert Felix Butzlaff, 
dass die Systemimperative des Parlamentarismus genauso wie die 
systemstabilisierende Funktion von Massenorganisationen mit 
ihren eigenen Loyalitäten und Interessen der Amtsträger*innen 
und der Organisationsbürokratie stabilisierend wirken. Parteien, 
so eine Schlussfolgerung, »sind kaum mehr Träger und Transmis-
sionsriemen einer sozial-ökologischen Transformation«, sondern 
müssen »so sehr als Teil des politischen Systems betrachtet wer-
den, dass ein tiefgreifender Veränderungsimpuls nur von Akteu-
ren außerhalb dessen denkbar geworden ist«.38

Doch auch um derartige »Akteure außerhalb« sei es nicht gut 
bestellt. Soziale Bewegungen, so Michael Deflorian, betreiben 
angesichts unzureichender staatlicher Politiken und der nicht-
nachhaltigen Wirtschaft mehrheitlich »Nischenaktivismus«, 
etwa in Form von Gemeinschaftsgärten, Repair- und Näh-Cafés, 
Foodsharing, Leihläden oder offenen Fahrradwerkstätten. Die 
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Lebensweise von Nischenaktivist*innen selbst sei aus ökologi-
scher Sicht »durchwachsen«. Denn der Aktivismus sei nur eine 
begrenzte Praxis beziehungsweise ein eklektischer Lebensstil, 
sonst herrsche auch dort ein nicht-nachhaltiges Konsumverhalten 
vor: Flugreisen und der Kauf des neuesten Smartphones stehen 
neben ökologischem Konsum. Ein mehr oder weniger autonomes 
und integriertes Subjekt gebe es lediglich »für eine Zeit, an einem 
begrenzten Ort«.39 

Auch die Existenz von »grünen Konsument*innen« sei, so 
Mirijam Mock, eher eine Bestätigung der »nachhaltigen Nicht-
Nachhaltigkeit«, weil empirisch der grüne Konsum zwar wichtiger 
werde, aber minoritär bleibe. Vor allem führe die vermeintliche 
Verantwortung von Konsument*innen zu einer Individualisie-
rung gesamtgesellschaftlicher Verantwortung; es werde jener 
Bereich ausgeblendet, in dem die Nicht-Nachhaltigkeit vor allem 
erzeugt werde, nämlich die Produktion.40

Blühdorn und sein Team heben wesentliche Faktoren der herr-
schenden Nicht-Nachhaltigkeit und damit die relative Robustheit 
der imperialen Lebensweise hervor und entzaubern viele politi-
sche Naivitäten des aktuellen Nachhaltigkeits- und Transforma-
tionsdiskurses. Sie kritisieren auch ein in den Erdsystemwissen-
schaften vorherrschendes Wissenschaftsverständnis, demzufolge 
es bei ausreichendem Wissen um die ökologische Krise zu einem 
Umdenken und anderen Handeln kommen würde. 

Doch in den Diagnosen von Blühdorn und Kolleg*innen 
kommt es vielfach zu unterkomplexen und ahistorischen Ver-
eindeutigungen. Es wird eine Art übermächtiger und ungesteu-
erter Selbstlauf der Moderne angenommen. Blühdorn hat keinen 
Begriff von gesellschaftlichen Strukturen, sondern spricht von 
»westlichen Konsumgesellschaften« und betont damit – teilweise 
sehr erhellend – die Individuen beziehungsweise deren (Nicht-)
Handeln. Auch wenn die Produktions- und Arbeitssphäre ab und 
zu erwähnt wird, spielt sie keine wirkliche Rolle bei der Ana-
lyse.41 Widersprüche und gegenläufige Tendenzen werden dabei 
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kaum in den Blick genommen – und das können Blühdorn und 
Kolleg*innen mit diesem Analysetypus auch nicht. Ihre Herange-
hensweise steht zudem für den weitgehenden Verzicht auf eingrei-
fendes Denken und Kritik im Handgemenge. Doch darum geht 
es unseres Erachtens auch in der kritischen Analyse: Diese geht 
einher mit dem Aufspüren und Benennen von Widersprüchen, 
dem Hinweis auf bereits sich entwickelnde oder noch zu schaf-
fende Alternativen, mit der schwierigen Suche nach Strategie- und 
Handlungsfähigkeit.42 

Die ungleiche Verursachung der sozial-ökologischen Krise 
und auch ihre höchst ungleichen Auswirkungen werden bei 
der zweifelsohne wertvollen Beobachtung einer nachhaltigen 
Nicht-Nachhaltigkeit kaum thematisiert. Doch genau sie führen 
wesentlich dazu, dass die Formen der Krisenbearbeitung weitge-
hend im Rahmen der bestehenden Strukturen und im Horizont 
einer öko-kapitalistischen Modernisierung verbleiben. Zudem 
gibt es wenig Interesse an der konkreten Materialität der Natur-
verhältnisse und den unterschiedlichen Ausprägungen der öko-
logischen Krise in verschiedenen Versorgungsfeldern oder Sek-
toren wie etwa Wohnen, Mobilität, Ernährung, Kleidung. Doch 
die sich zuspitzende ökologische Krise führt möglicherweise zu 
instabilen bis katastrophalen gesellschaftlichen Verhältnissen. 
Beides – bestehende und wahrgenommene Ungleichheit wie 
auch instabilere Lebensbedingungen – kann zu kontingenten, 
nicht per se progressiven sozial-ökologischen Politisierungen, 
Konflikten und Veränderungen führen.

Schließlich bedarf es eines komplexeren Emanzipations-
begriffs. Die vorgebliche Befreiung aus Verantwortungen, Ver-
pflichtungen, Beschränkungen und Prinzipien findet unter 
herrschaftlichen Bedingungen statt, die selbst zu analysieren 
sind. Emanzipation bedeutet aus unserer Sicht nicht vermeint-
liche Befreiung von Verantwortung, sondern die Infragestellung, 
Zurückdrängung und Befreiung von Herrschaft, vom kapitalisti-
schen, patriarchalen, imperialen und (post-)kolonialen Regieren 
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und Sich-regieren-lassen. Befreiung von kapitalistischen Zumu-
tungen meint die Infragestellung eines Individualismus und einer 
vermeintlichen Autonomie, die von den gegenseitigen Abhängig-
keiten und der eigenen Verletzlichkeit absehen, die so tun, als 
wenn alles per Geldbeutel oder im Notfall vom Staat geregelt wird.

Ökologische Ungleichheiten

Dass soziale Ungleichheiten als Ursache der ökologischen Krise 
nur unzureichend berücksichtigt werden, hat eine bis in die frühen 
1970er-Jahre zurückreichende Tradition. Damals ging es in den 
Erdsystemwissenschaften weniger um die Störung erdsystemarer  
Prozesse durch die Klimakrise, den Biodiversitätsverlust oder die 
Versauerung von Ozeanen als um die Erschöpfung natürlicher 
Ressourcen und die damit einhergehenden »Grenzen des Wachs-
tums«.43 Die Argumentationsrichtung war aber eine ähnliche: In 
kritischer Absicht und unter Darlegung alarmierender Befunde 
zum Ausmaß und Verlauf der ökologischen Krise wurde über 
deren gesellschaftliche Dimensionen hinweggesehen. Wolfgang 
Sachs kritisierte das als »Astronautenperspektive«, als globalen 
Blick, der zwar Großphänomene erfasst, aber den sozial-räum-
lichen und zeitlichen Differenzierungen des Naturverbrauchs und 
der Zerstörung von Ökosystemen sowie den höchst unterschied-
lichen Betroffenheiten zu wenig Beachtung schenkt.44

Nun ließe sich einwenden, dass es sich hierbei um bloß akade-
mische Spitzfindigkeiten handelt: Ob man »die Menschheit« oder 
die gesellschaftlichen Verhältnisse in den Mittelpunkt stellt, ändert 
nichts daran, dass wir uns in einer existenziellen Krise befinden 
und alle Kräfte auf deren Bekämpfung sowie auf die Anpassung 
an ihre Folgen konzentrieren müssen. Dieser Einwand übersieht 
aber einen zentralen Punkt: Die Definition eines Problems gestal-
tet auch den Korridor mit, in dem nach Lösungen gesucht wird. 

Aus der »Astronautenperspektive« nimmt man die globalen 
Treibhausgasemissionen und ihre Konzentration in der Atmo-
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sphäre wahr. Entscheidend ist dann eigentlich nur, dass sie redu-
ziert werden. Wo und wie das geschieht, ist zweitrangig, sofern 
sie nur im globalen Maßstab absolut zurückgehen. So betrachtet 
liegt es nahe, die Emissionen mit marktwirtschaftlichen Instru-
menten dort zu reduzieren, wo dies am kostengünstigsten ist. Ein 
Instrument dafür ist der Emissionshandel.45 Auf diesen haben sich 
die Vertragsstaaten der Klimarahmenkonvention der Vereinten 
Nationen 1997 im Kyoto-Protokoll verständigt. Auch das Pariser 
Klimaabkommen von 2015 sieht die Möglichkeit des Emissions-
handels vor. Überdies wird er im Rahmen (supra)nationaler poli-
tischer Einheiten wie China und der EU praktiziert. Die Resultate 
sind bislang ernüchternd: Die marktwirtschaftlichen Instrumente 
haben nicht dazu beigetragen, Treibhausgasemissionen hinrei-
chend beziehungsweise hinreichend schnell zu reduzieren. Eher 
haben sie von unmittelbar wirksamen Eingriffen wie etwa dem 
Verbot besonders klimaschädlicher Aktivitäten (beispielsweise In-
landsflügen, Kohleverstromung, Abholzung von Regenwäldern, 
Massentierhaltung, Produktion und Nutzung von Autos mit Ver-
brennungsmotoren) abgelenkt. Ähnliches gilt für primär techno-
logische Lösungen, für deren Entwicklung nicht zuletzt die vom 
Emissionshandel ausgehenden Preissignale die erforderlichen 
Anreize schaffen sollen. Die Erwartung war, mittels ökologischer 
Effizienzsteigerungen zu einem CO2-neutralen Wirtschaftswachs-
tum zu gelangen. Stattdessen steigen die Emissionen weltweit an.46 

Der globale Blick ist das eine. Daneben gibt es aber noch einen 
zweiten Grund dafür, dass die soziale Ungleichheit als ökologi-
sche Krisentreiberin vernachlässigt oder gar negiert wird. So 
argumentiert Dipesh Chakrabarty in seinem viel beachteten Bei-
trag zum »Klima der Geschichte« gegen die Annahme eines not-
wendigen Zusammenhangs zwischen sozialer Ungleichheit und 
Klimakrise. Statt die Klimakrise zu verschärfen, habe die soziale 
Ungleichheit sogar dazu beigetragen, sie hinauszuzögern. Denn 
unter den Bedingungen des Bevölkerungswachstums und eines 
fossilen Energieregimes hätte eine gleichmäßigere Wohlstands-
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verteilung notwendigerweise zu mehr CO2-Emissionen geführt. 
Die Klimakrise wäre also in einer egalitäreren Welt größer, sie 
»wäre sehr viel früher und auf sehr viel drastischere Weise über 
uns hereingebrochen. Ironischerweise haben wir es den Armen –  
das heißt der Tatsache, dass die Entwicklung uneinheitlich und 
unfair ist – zu verdanken, dass wir nicht noch größere Mengen 
an Treibhausgasen in die Atmosphäre entweichen lassen, als wir 
es derzeit tun.«47 

Chakrabarty ist ein führender Vertreter der Subaltern Studies, 
also eines Ansatzes, der der historischen Rolle der Subalternen 
(etwa der Bäuerinnen und Bauern im kolonialen Indien) und 
ihrer Kämpfe gerecht zu werden versucht, indem er diese nicht 
als vormodernen Anachronismus, sondern in ihrer Eigenlogik 
und als Bestandteil der Moderne selbst begreift.48 Auch insofern 
verwundern seine Überlegungen zum Verhältnis von Klimakrise 
und sozialer Ungleichheit, deutet sich in ihnen doch die moder-
nisierungstheoretische Annahme an, dass eine egalitärere Vertei-
lung von Wohlstand zwangsläufig mit einem höheren Verbrauch 
an Material und (fossiler) Energie einhergeht. Gerechtigkeit, so 
könnte man Chakrabarty paraphrasieren, bedeutet Gleichheit in 
der Übernutzung von Natur. Sie ist eine Frage der Überwindung 
von Armut, nicht aber eine der Deprivilegierung des Reichtums. 

Das stellt sich aus der Perspektive der ökologischen Ungleich-
heitsforschung anders dar, insofern diese die enormen Unter-
schiede bei der Verursachung von CO2-Emissionen herausstellt. 
So argumentiert etwa der Climate Inequality Report: 

»Die obersten zehn Prozent der Emittent*innen sind für fast die 
Hälfte der globalen Kohlendioxid-Emissionen verantwortlich […]. 
Mit anderen Worten, die von den unteren 90 Prozent der Welt-
bevölkerung verursachten Emissionen sind nur geringfügig höher 
als die der obersten zehn Prozent. […] Das oberste eine Prozent 
erzeugt mehr als ein Sechstel der globalen Emissionen, wobei 
seine Pro-Kopf-Emissionen das 16-fache des globalen Durch-
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schnitts von 2019 betragen. Diese Zahlen beinhalten, dass die 
Gesamtemissionen des obersten einen Prozents die Emissionen 
der gesamten unteren Hälfte der Weltbevölkerung übersteigen«.49 

Wichtig ist, dass sich diese Zahlen nicht nur auf den Konsum, 
sondern auch auf Investitionsentscheidungen beziehen. Wenn die 
Superreichen in die Öl- und Gasindustrie oder in die für groß-
flächige Abholzungen verantwortliche industrielle Landwirtschaft 
des globalen Südens investieren, dann finanzieren sie damit öko-
nomische Aktivitäten, deren klimapolitische Folgen selbst noch 
ihren extremen Überkonsum in den Schatten stellen.50 

Die ökologische Ungleichheit offenbart sich nicht nur im 
räumlichen, sondern auch im zeitlichen Vergleich, in dem die früh 
industrialisierten Länder des globalen Nordens erwartungsgemäß 
schlecht abschneiden. Zwar emittiert China seit etwa Mitte der 
2000er-Jahre weltweit am meisten CO2, und bei den kumulier-
ten Emissionen im Zeitraum 1850 bis 2021 liegt es mittlerweile 
an zweiter Stelle hinter den USA. Legt man aber den Beginn des 
Anthropozäns Mitte des 20. Jahrhunderts zugrunde, dann wird die 
primäre Verantwortung des globalen Nordens und hier vor allem 
Großbritanniens und der Vereinigten Staaten deutlich. Beide Län-
der zusammen waren 1900 für 60 Prozent der bis dahin kumulier-
ten CO2-Emissionen verantwortlich, 1950 für 57 Prozent und 1980 
für fast 50 Prozent. Christophe Bonneuil und Jean-Bapiste Fressoz 
spitzen diesen Fakt pointiert zu: »Vom Standpunkt des Klimas 
sollte das Anthropozän eher ›Anglozän‹ genannt werden.«51

Begreift man die Klimakrise in ihren Verteilungsdimensio-
nen, dann ist es nicht länger egal, wo und wie Emissionen redu-
ziert werden. Und statt marktförmiger Instrumente und techno-
logischer Lösungen rücken Maßnahmen gegen die soziale und 
internationale Ungleichheit in den Vordergrund. Nicht die Ent-
wicklungsansprüche der Armen sind das Problem, sondern der 
Naturverbrauch der Reichen. Bei diesen gilt es folglich anzuset-
zen. Um noch einmal den Climate Inequality Report zu zitieren:
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»Es ist wahrscheinlich, dass dieselbe absolute Reduktion von 
Emissionen für Individuen (oder Unternehmen) mit hohem 
Einkommen vergleichsweise leichter zu erreichen ist als für 
Gruppen mit niedrigem Einkommen und niedrigen Emissionen. 
Hier sind die Kohlendioxid-Emissionen mit essentiellen Bedürfnis-
sen wie dem Heizen der eigenen Wohnung oder dem Pendeln zur 
Arbeit verbunden, es mangelt an den ökonomischen Ressourcen, 
um Änderungen vorzunehmen. Zu den offensichtlichen Gerech-
tigkeitserwägungen kommt also die Effizienzfrage. Der ›marginale 
Aufwand‹, der erforderlich ist, um dieselbe Höhe von Emissions-
reduktionen zu erreichen, dürfte für Hoch-Emissions-Gruppen 
deutlich geringer sein. Das schafft einen Anreiz für politische 
Maßnahmen, die auf diese Gruppen zielen.«52 

Die ökologische Ungleichheitsforschung hat die Verteilungs-
wirkungen der Klimakrise anschaulich herausgearbeitet. Der 
Abbau sozialer Ungleichheit erscheint in ihrem Licht als Schlüs-
sel sowohl für Maßnahmen der mitigation (Abmilderung der 
Krise durch Klimaschutz) als auch für solche der adaptation 
(Anpassung an den Klimawandel). Den Fluchtpunkt der Maß-
nahmen bildet ein »ökologischer Wohlfahrtsstaat«, der über die 
steuerpolitischen Kapazitäten verfügt, den nötigen Übergang in 
eine postfossile Gesellschaft gerecht und effizient zu gestalten.53 
Das geht deutlich über den derzeit vorherrschenden Ansatz hin-
aus, der Krise mittels marktförmiger und technologischer Maß-
nahmen beizukommen oder die Verantwortung den Individuen 
zuzuweisen. 

Wir halten die Diagnose der ökologischen Ungleichheit des-
halb für wichtig. Gleichwohl greift sie zu kurz. Denn sie sugge-
riert, dass die ökologische Krise vor allem durch Umverteilung 
von Einkommen und Vermögen bearbeitet werden könnte – 
und ignoriert strukturelle Veränderungen der Produktions- und 
Lebensweise. Die gesellschaftlichen Strukturprinzipien, die die 
Ungleichheiten letztlich hervorbringen, bleiben in der ökolo-
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gischen Ungleichheitsforschung ebenso unterbelichtet wie die 
sozialen Kräfte, die auf ihre Überwindung drängen. 

Hier müsste tiefer gebohrt werden, um zu jenem Problemkern 
vorzudringen, der letztlich in der kapitalistischen Produktions-
weise liegt: dem Zusammenhang zwischen zerstörerischen Natur- 
und gesellschaftlichen Herrschaftsverhältnissen. Der primär 
sozial-strukturelle Ansatz der ökologischen Ungleichheitsfor-
schung würde so um eine historische und gesellschaftsanalytische 
Betrachtungsweise ergänzt. Dies leisten marxistische, feministi-
sche und dekoloniale Beiträge sowie die Degrowth-Debatte, die 
die Treiber der sozial-ökologischen Krise ausgehend von der poli-
tischen Ökonomie und politischen Ökologie des Kapitalismus 
identifizieren, dessen Wachstums- und Wettbewerbszwänge in 
den Blick nehmen und dafür in die Geschichte des Kolonialismus, 
der Sklaverei, der industriellen Revolution und der Durchsetzung 
der Kohle als zentralem Energieträger zurückgehen.

Kapitalozän und racial capitalism

Die Verbrennung von fossilen Energieträgern in großem Maßstab 
begann im England des 18. Jahrhunderts und breitete sich von 
dort auf andere Länder vor allem des globalen Nordens aus. Das 
energetische Potenzial der Kohle war aber schon viel früher und 
andernorts bekannt. Dennoch wurde es nicht in der Weise genutzt, 
wie sie sich mit der industriellen Revolution etablierte. Wie kam es 
dazu, oder anders gefragt: Warum ging der gesellschaftliche Stoff-
wechsel an einem bestimmten Punkt der Menschheitsgeschichte 
in einem bestimmen Teil der Welt von einer solaren auf eine fossile 
Grundlage über? Dies primär mit einer »natürlich« verlaufenden 
Entwicklung technologischer Kapazitäten und als Entfaltung eines 
der Gattung homo sapiens immer schon innewohnenden Poten-
zials zu erklären, greift zu kurz. Es begründet weder den Zeitraum, 
in dem sich die fossilen Energien durchsetzten, noch warum diese 
Entwicklung in England ihren Ausgang nahm.
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Überzeugender sind Analysen wie die von Andreas Malm, 
die den Aufschwung von fossilen Energien mit dem Industrie-
kapitalismus, dem Kolonialismus, dem Klassengegensatz und 
der kapitalistischen Konkurrenz in Verbindung setzen.54 Denn 
im frühen 19. Jahrhundert war keineswegs klar, dass sich die mit-
tels der Verbrennung von Kohle erzeugte Dampfkraft als zent-
rale Energieform durchsetzen würde. Im Gegenteil, vieles sprach 
zunächst für eine erneuerbare Energie, die Wasserkraft, für deren 
umfassende Nutzung in der Textil- und anderen Industrien ausge-
klügelte Pläne entwickelt worden waren. Dass diese letztlich nicht 
realisiert wurden, lag daran, dass das komplexe System aus Was-
serreservoirs und Aquädukten, mit dem die Wasserkraft für die 
industrielle Nutzung verfügbar gemacht werden sollte, die Koope-
ration von Akteuren erfordert hätte, die ökonomisch miteinander 
konkurrierten.55 Es war also die konkurrenzbedingte Unfähigkeit 
von Kapitalisten, eine zentrale Infrastruktur kooperativ zu betrei-
ben, die einer erneuerbaren und überdies preiswerten Energie 
schon zu Beginn des Industriekapitalismus den Garaus machte. 

Dass sich statt der Wasserkraft die Dampfkraft durchsetzte, 
hat aber noch einen weiteren Grund. Wesentlich war auch 
das spezifische Potenzial der Kohle, eine von raum-zeitlichen 
Schwankungen unabhängige Energieversorgung zu gewährleis-
ten.56 Im Vergleich zur Wasserkraft war die mittels Kohlever-
brennung erzeugte Dampfkraft die zuverlässigere Energiequelle. 
Wasser konnte im Sommer knapp werden und im Winter frie-
ren, so dass die Wasserkraft für industrielle Zwecke jahreszeit-
lich bedingt nicht oder nicht in ausreichendem Maße zur Ver-
fügung stand. Kohle ließ sich dagegen jederzeit in Dampfkraft 
verwandeln, die ihrerseits einen stetigen Betrieb der Maschinen 
gewährleistete. Das war aus der Perspektive der Kapitalisten 
wichtig. Denn nur so konnten diese eine anfangs widerstrebende 
Arbeiter*innenschaft der Fabrikdisziplin unterordnen und zu 
jeder Jahreszeit ein Maximum an Leistung aus ihr extrahieren. 
Zudem war Kohle transportabel. Während in einer auf Wasser-
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kraft basierenden Produktion die Arbeitskräfte zu den Orten 
gebracht werden mussten, die entweder an geeigneten Wasser-
läufen lagen oder aber über Aquädukte beliefert werden konnten, 
ermöglichte es die Kohle dem Kapital, dorthin zu gehen, wo es 
bereits eine große Zahl an ausbeutbaren Arbeitskräften vorfand, 
also in die urbanen Zentren. 

Insofern war der Übergang von einem solaren – also auf Bio-
masse und Sonnenergie basierenden – zu einem fossilen Stoff-
wechsel zwischen Gesellschaft und Natur keineswegs zwangsläu-
fig. Er resultierte vielmehr aus der kapitalistischen Konkurrenz 
und dem Konflikt zwischen Arbeit und Kapital in der indust-
riellen Revolution. Anders gesagt: Das neue Erdzeitalter wurde 
nicht einfach vom Menschen gemacht. Es ist vielmehr das Ergeb-
nis einer bestimmten Einrichtung von Gesellschaft: der Durch-
setzung des Kapitalismus, in dessen Funktionsmechanismen die 
umfassende Aneignung, Transformation und Zerstörung von 
Natur eingelassen sind. In der marxistischen Debatte wird das 
Anthropozän denn auch als »Kapitalozän« bezeichnet.57

Zentral war der Nutzen, den Großbritannien aus seinem Impe-
rium zog – ein Faktor, der nicht nur in der Anthropozän-Debatte, 
sondern auch in kritischen wirtschafts- und sozialwissenschaft-
lichen Zugängen wie dem von Ulrike Herrmann vernachlässigt 
wird, wenn sie die Entwicklung des britischen Kapitalismus vor 
allem mit der Arbeitskräfteknappheit, den relativ hohen Löhnen 
sowie der daraus resultierenden Nachfrage-Dynamik und den 
Anreizen zur Steigerung der Arbeitsproduktivität erklären.58 
Historiker wie Bonneuil und Fressoz schlagen hier eine andere 
Sichtweise vor. Sie zeigen, dass es neben der Verfügbarkeit der 
Kohle und deren Rolle in den Klassenauseinandersetzungen vor 
allem die Ressourcenlieferungen aus den Kolonien waren, die 
dem Industriekapitalismus in Großbritannien zum Durchbruch 
verhalfen. Ein Indikator hierfür ist die Fläche, die Großbritan-
nien in anderen Weltregionen in Anspruch nahm, um seinen 
Bedarf an land- und forstwirtschaftlichen Produkten zu decken, 
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also seine Arbeiter*innen mit Lebensmitteln und seine Fabriken 
mit biobasierten Rohstoffen zu versorgen. Bonneuil und Fressoz 
zufolge entsprach diese Fläche 1830 zwei Dritteln der landwirt-
schaftlich nutzbaren Fläche von England und Wales. Dazu kamen 
die riesigen Land- und Seeflächen, die über die Photosynthese das 
Kohlendioxid aufnahmen, an dessen globalen Emissionen Groß-
britannien 1825 einen Anteil von 80 Prozent hatte.59

Diese Entwicklung intensivierte sich im 20. Jahrhundert, als 
sich mit der »großen Beschleunigung« die ökologische Schuld des 
globalen Nordens gegenüber dem globalen Süden potenzierte: 
1961 betrug der ökologische Fußabdruck60 der USA 126 Prozent 
der Biokapazität des Landes, 1973 waren es bereits 176 Prozent. 
Der britische Fußabdruck betrug 1973 377 Prozent, der franzö-
sische 141 Prozent, der westdeutsche 292 Prozent und der japani-
sche 576 Prozent der eigenen Biokapazität. Dagegen nutzten viele 
asiatische, afrikanische und lateinamerikanische Länder zu dieser 
Zeit nur 50 Prozent ihrer Biokapazität.61 

»Dies zeigt, dass das treibende Phänomen der großen Beschleu-
nigung, wie sie zwischen 1945 und 1973 stattfand, die enorme 
ökologische Verschuldung der westlichen Industrieländer war. Im 
wahrsten Sinne des Wortes entzogen sie dem Rest der Welt seine 
Materialien und hochwertige Energie […] Mittels des Zugangs zu 
diesen billigen Ressourcen schlugen sie einen nicht-nachhaltigen 
Entwicklungspfad ein, ihre massiven Emissionen von Schadstof-
fen und Treibhausgasen hingen von den Aufnahme-Kapazitäten 
der Ökosysteme andernorts ab. Die große Beschleunigung korre-
spondiert also mit einer Besitzergreifung der ökologischen Über-
schüsse der Dritten Welt durch die westlichen Industrieländer. 
Sie erscheint als der Aufbau einer ökologischen Schuld zwischen 
nationalen Ökonomien, die ihren Wohlstand steigerten, ohne ihre 
eigenen Territorien exzessiv zu belasten, und den Ökonomien im 
Rest der Welt, dessen Territorien ein großer ökologischer Fuß-
abdruck aufgebürdet wurde.«62
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Die imperiale Lebensweise beinhaltet die ungleiche Aneignung 
nicht nur von Natur, sondern auch von menschlicher Arbeits-
kraft. Das zu berücksichtigen, ist wichtig, wenn es darum geht, 
die kolonial-kapitalistischen Wesenszüge des Anthropozäns zu 
bestimmen. So spielten der Sklavenhandel und die Sklaverei bei 
dessen Durchsetzung eine entscheidende Rolle, und dies gleich 
in mehrfacher Hinsicht: Erstens waren es Sklaven, die in Brasilien 
oder auf den Westindischen Inseln den Zucker ernteten, der zu 
einer Quelle billiger Kalorien für die englischen Industriearbeiter 
wurde. Und es waren ebenfalls Sklaven, deren Arbeit wichtige 
Rohmaterialen für die industrielle Produktion lieferte. Schon 
1846 stellte Marx fest: 

»Die direkte Sklaverei ist der Angelpunkt unserer heutigen Indust-
rie ebenso wie die Maschinen, der Kredit etc. Ohne Sklaverei keine 
Baumwolle; ohne Baumwolle keine moderne Industrie. Erst die 
Sklaverei hat den Kolonien ihren Wert gegeben, erst die Kolonien 
haben den Welthandel geschaffen, der Welthandel ist die not-
wendige Bedingung der maschinellen Großindustrie.«63 

Zweitens haben der Sklavenhandel und die Sklaverei den Auf-
stieg der Bourgeoisie zur dominierenden gesellschaftlichen Kraft 
unterstützt. C. L. R. James hat dies am Beispiel der Französischen 
Revolution aufgezeigt, deren ökonomische Grundlage der Han-
del mit Sklaven und die Arbeit von Sklaven in den Kolonien 
bildeten. Die »traurige Ironie der menschlichen Geschichte«, so 
zitiert James den Historiker Jean Jaurès, sei es gewesen, dass die 
Emanzipation des Bürgertums in Europa auf der Versklavung von 
Menschen andernorts beruhte. »Der Reichtum, der in Bordeaux 
und Nantes mithilfe des Sklavenhandels angehäuft wurde, verlieh 
der Bourgeoisie jenen Stolz, der nach Freiheit verlangte und zur 
menschlichen Emanzipation drängte.«64 

Auf einen dritten Aspekt hat Donna Haraway in ihrer kriti-
schen Auseinandersetzung mit dem Begriff des Anthropozäns und 
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dem des Kapitalozäns hingewiesen: Das maschinenbasierte Fab-
riksystem des fossilen Kapitalismus, das als wesentlicher Treiber 
des Übergangs in das Anthropozän beziehungsweise des Kapi-
talozäns gilt, beruht, so Haraway, auch auf Organisationsprinzi-
pien, die zuerst im Rahmen des Plantagensystems, also auf der 
Grundlage von Sklavenarbeit und der systematischen Kontrolle 
nicht-menschlicher Lebewesen, entwickelt wurden. Insofern sei 
»Plantagozän« für das neue Erdzeitalter der angemessene Begriff.65 

Der fossile Kapitalismus, dessen große Beschleunigung in der 
zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts die Menschheit in ein neues 
Erdzeitalter beförderte, war also immer auch ein racial capita-
lism.66 Sein Aufstieg war »abhängig von Waren, die mit Sklaven-
arbeit produziert wurden, in Gebieten, die man kolonialisierten 
Menschen gestohlen hatte, und verarbeitet in Fabriken, in denen 
europäische Bauern schufteten, die durch Enclosure gewaltsam 
vertrieben worden waren«.67 Das setzt sich bis heute fort: Die »nor-
male« kapitalistische Ausbeutung von Arbeitskraft geht einher mit 
der Anwendung direkter Gewalt und mit Sklaverei-ähnlichen 
Bedingungen für migrantische Arbeitskräfte in der Landwirt-
schaft, der Textilindustrie, dem Bausektor oder den Exportpro-
duktionszonen des globalen Südens;68 und nach wie vor werden 
Indigene in siedlerkolonialer Tradition von ihren Territorien ver-
drängt beziehungsweise in ihren Lebensgrundlagen bedroht, um 
Platz für fossile Extraktions- und Pipeline-Projekte zu schaffen.69 

Anstatt also die Geschichte des Anthropozäns als einen evo-
lutorischen Prozess zu deuten, als eine gleichsam naturwüchsige 
Entfaltung von ebenso produktiven wie zerstörerischen mensch-
lichen Potenzialen, kommt es darauf an, sie als Geschichte der 
Kämpfe und der verschütteten Alternativen zu rekonstruieren. 
Das ist bei weitem nicht nur eine Frage der historischen Korrekt-
heit, sondern gerade auch eine der Gestaltung der Gegenwart, der 
Öffnung von Denk- und Handlungshorizonten in Zeiten einer 
existenziellen Krise. »Indem sie die Unaufhaltsamkeit fossiler 
Brennstoffe relativiert, ermöglicht es uns die Geschichte, deren 
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heutige Vorherrschaft zu re-politisieren.«70 Das Anthropozän wird 
dann als Kapitalozän71 oder auch als »Plantagozän« begreifbar, als, 
so Farhana Sultana, koproduziert durch »Kolonialismus, Kapita-
lismus, white supremacy und Plantagen-Extraktivismus, die glo-
bale und sich ungleich auswirkende klimatische und ökologische 
Verwüstungen beschleunigt haben«.72 

Damit wird einerseits der von den Erdsystemwissenschaften 
entwickelte und mit empirischen Daten untermauerte Befund 
anerkannt, dass der menschliche Stoffwechsel mit der Natur 
zutiefst gestört ist, so tief, dass die uns bekannten Bedingungen 
menschlichen und nicht-menschlichen Lebens auf der Erde in 
Frage stehen. Andererseits aber wird – im Unterschied zur Anth-
ropozän-These und analytisch tiefergehend als die ökologische 
Ungleichheits- und die soziologische Nachhaltigkeitsforschung 
– die Ursache der Krise in den Strukturmechanismen kapitalis-
tischer Gesellschaften sowie in deren kolonialer Geschichte und 
Gegenwart verortet. Das bedeutet nicht, die menschlichen Zer-
störungskräfte zu leugnen. Die Perspektivenerweiterung besteht 
vielmehr darin, die Verhältnisse mit in den Blick zu nehmen, die 
die Entfaltung dieser Kräfte begünstigen, die Kräfte selbst also als 
eine gesellschaftliche Eigenschaft der Menschen zu begreifen, als 
ein Resultat ihrer kapitalistischen Subjektivierung. 

Das Außen der kapitalistischen Ökonomie

Die Kapitalozän-These lässt sich als eine zeitdiagnostische Aktu-
alisierung von Befunden lesen, wie sie sich schon im Werk von 
Marx73 oder auch bei Polanyi finden. Bei Letzterem heißt es: 

»Die maschinelle Produktion in einer kommerziellen Gesell-
schaft bedeutet letztlich nichts Geringeres als die Transformation 
der natürlichen und menschlichen Substanz der Gesellschaft in 
Waren. Die Schlussfolgerung ist zwar unheimlich, aber für die 
völlige Klarstellung unvermeidlich: Die von solchen Einrichtun-
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gen verursachten Verschiebungen müssen zwangsläufig die zwi-
schenmenschlichen Beziehungen zerreißen und den natürlichen 
Lebensraum des Menschen mit Vernichtung bedrohen.«74

Wie gesehen ist es wichtig, in Rechnung zu stellen, dass sich diese 
Bedrohung oder gar die tatsächliche Vernichtung nicht auf die 
entwickelten kapitalistischen Gesellschaften beschränkt, sondern 
jenseits derselben seit Jahrhunderten an der Tagesordnung ist. 
Mehr noch: Warenproduktion, Produktivitätssteigerungen und 
materieller Wohlstandszuwachs einerseits sowie Zerstörung und 
Entwertung andererseits sind zwei Seiten derselben Medaille. 
Die kapitalistische Ökonomie hat von Beginn an vom Zugriff 
auf Natur und Arbeitskraft in außerökonomischen Sphären 
und nicht-kapitalistischen Räumen profitiert, ihre Entwicklung 
lässt sich kaum von den damit einhergehenden Zerstörungen 
trennen. Das liegt darin begründet, dass das Kapitalverhältnis 
sich aufgrund seiner Widersprüche nicht aus sich selbst heraus 
reproduzieren kann. Es ist, wie Bob Jessop feststellt, »konstitu-
tiv unvollständig« und bedarf deshalb der »außerökonomischen 
Ergänzung«, wenn der Prozess der Kapitalakkumulation funk-
tionieren soll.75 Jessop hat dabei vor allem den Staat im Blick. 
Dieser verleiht den Kämpfen zwischen Arbeit und Kapital sowie 
zwischen einzelnen Kapitalfraktionen durch das Arbeitsrecht, 
das Wettbewerbsrecht oder die Garantie der Tarifautonomie eine 
bestimmte Form. Die Kämpfe verlaufen dadurch in geregelten 
Bahnen, sie verlieren ihren antagonistischen Charakter, so dass 
sich das Kapitalverhältnis trotz seiner Widersprüche und durch 
diese hindurch reproduzieren kann. 

Man kann den Gedanken des Außerökonomischen oder des 
Außens der kapitalistischen Ökonomie aber auch auf andere gesell-
schaftliche Sphären und geographische Räume ausweiten. Dies hat 
unter anderem Nancy Fraser getan, indem sie neben dem Staat die 
Aneignung von Reproduktionsarbeit, von Natur sowie der Arbeit 
von kolonialisierten und rassifizierten Menschen als notwendige 
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Voraussetzungen der kapitalistischen Ökonomie bezeichnet.76 
Zwischen diesen Sphären existieren vielfältige Wechselbeziehun-
gen: So haben sich, wie gesehen, die kapitalistischen Zentren die 
Natur der Kolonien auch mittels Sklavenarbeit angeeignet; und 
der Staat gestaltet wesentlich die Bedingungen mit, unter denen 
Reproduktionsarbeit stattfindet, etwa indem er soziale Infra-
strukturen schafft oder zurückbaut. Mitunter – das deutet sich in 
diesem Beispiel schon an – sind auch die Beziehungen zwischen 
der ökonomischen und der außerökonomischen Sphäre fließend. 
Außerdem ist der Verlauf der Grenze zwischen ihnen umkämpft: 
So kann die Reproduktionsarbeit die Form sowohl von Lohn-
arbeit als auch von unbezahlter, meist weiblicher Arbeit in den 
Privathaushalten annehmen; und lohnarbeitende Migrant*innen 
werden sowohl ökonomisch ausgebeutet als auch aufgrund ihrer 
Herkunft benachteiligt und rassistisch diskriminiert, mangels 
staatsbürgerlicher Rechte sind sie einer verschärften Ausbeutung 
oft ungeschützt ausgeliefert. Was die außerökonomischen Sphären 
und geographischen Räume miteinander verbindet, ist, dass sie in 
der Gesellschaftsordnung namens Kapitalismus eine subalterne 
Stellung einnehmen: Von der kapitalistischen Ökonomie werden 
sie abgespalten und abgewertet, gleichzeitig werden sie angeeignet 
und mittels der häufig zerstörerischen Form, die die Aneignung 
annimmt, in ihrer Existenz bedroht. 

In kritischen polit-ökonomischen Debatten ist die Bedeutung 
des nicht-ökonomischen Außens für die kapitalistische Ökonomie 
umstritten.77 Während die einen die Steigerung der Arbeitsproduk-
tivität und mit ihr die Dynamik der Klassenkämpfe in den Zentren 
in den Vordergrund stellen und die Relevanz eines Außens für den 
entwickelten Kapitalismus negieren oder zumindest relativieren,78 
betonen die anderen eben den Beitrag, den das geographische und 
gesellschaftliche Außen sowohl zur Herausbildung des kapitalisti-
schen Weltsystems als auch zu seiner heutigen Reproduktion leis-
tet. Wie wir in Kapitel 2 und unter Bezugnahme auf Bonneuil und 
Fressoz dargelegt haben, tendieren wir zu der zweiten Position, 
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versuchen aber, diese mit der ersten zu vermitteln: Es ist die Exis-
tenz eines Außens im globalen Norden und im globalen Süden, 
das in Gestalt billiger Ressourcen und Senken, kolonialisierter und 
rassifizierter Arbeitskraft sowie unbezahlter Reproduktionsarbeit 
die Steigerung der Arbeitsproduktivität, die relative Mehrwert-
produktion und die Bearbeitung des Klassenkonflikts in den kapi-
talistischen Zentren ermöglicht. Damit schieben sich gegenüber 
den innerökonomischen Widersprüchen des Kapitalismus und 
mit diesen vermittelt solche Widersprüche in den Vordergrund, 
die an der Grenze zwischen der kapitalistischen Ökonomie und 
ihren »außerökonomischen« Existenzbedingungen zu verorten 
sind. Diese zweite Kategorie von Widersprüchen resultiert dar-
aus, dass der Kapitalismus auf Voraussetzungen angewiesen ist, 
die er selbst nicht herstellen kann, sondern im Gegenteil ständig 
zu untergraben droht. Nancy Fraser nennt dies »Abspaltung plus 
Abhängigkeit plus Nichtanerkennung«.79 

Ein zunehmendes Krisen- und Konfliktpotenzial liegt darin, 
dass der Mechanismus des Abspaltens und Aneignens selbst an 
seine Grenzen gerät: Seine immer schon zerstörerischen Wir-
kungen auf das Außen, auf menschliches und nicht-menschli-
ches Leben, drohen in Selbstzerstörung umzuschlagen. Für die 
kapitalistischen Ökonomien des globalen Nordens wird es immer 
schwieriger, ihre sozial-ökologischen Kosten zu externalisieren 
und sich ihre äußeren Voraussetzungen in Gestalt von Natur und 
unbezahlter oder gering bezahlter Arbeit anzueignen, ohne dabei 
gleichzeitig ihre eigenen Existenzbedingungen zu untergraben. 
Die Aneignung wird gewaltförmiger. 

Davon zeugen die verschiedensten Krisenphänomene. Die 
systematische und in Krisenzeiten verschärfte Tendenz, Lohn-
kosten ebenso wie die Kosten der sozialen Reproduktion zu sen-
ken, führt nicht mehr nur zu großem Leid bei den Betroffenen. 
Sie wird für den Kapitalismus selbst zu einem Problem, und zwar 
insofern, so Gabriele Winker, als »die benötigten qualifizierten, 
fitten und gesunden Arbeitskräfte kaum mehr in ausreichendem 
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Umfang zur Verfügung stehen.«80 Gleichzeitig sind natürliche 
Ressourcen und Senken zunehmend umkämpft. Ressourcensei-
tig gilt das sowohl für fossile Brennstoffe als auch für Metalle 
wie Lithium, denen bei der ökologischen Modernisierung der 
kapitalistischen Produktionsweise eine zentrale Rolle zukommt. 
Konflikte um die Senken, vor allem um solche für CO2 , werden 
auch auf dem Terrain der internationalen Klimapolitik ausge-
tragen. Sie werden umso schärfer, je mehr der konkurrenzver-
mittelte Wachstumsimperativ, der immer auch eine gesteigerte 
Naturaneignung beinhaltet, in Konflikt mit der klimapolitisch 
unabweisbaren Notwendigkeit gerät, die CO2-Emissionen dras-
tisch zu reduzieren. Sie werden aber auch in dem Maße inten-
siviert, wie aufsteigende, (ehemals) dem globalen Süden zuge-
hörige Ökonomien dem globalen Norden das Monopol auf die 
Senken-Nutzung streitig machen: allen voran China, aber auch 
Indien, Brasilien oder Südafrika.81 

Das Vorhandensein eines Außens, von dem die Gesellschaften 
des entwickelten Kapitalismus lange Zeit profitiert haben, kann 
also heute nicht mehr vorausgesetzt werden. Seine zunehmende 
Umkämpftheit beziehungsweise sein Verschwinden ist Resultat 
einer jahrhundertealten Praxis der Abspaltung und Aneignung. 
Diese stellte immer schon eine zerstörerische Bedrohung für die 
Natur, für kolonialisierte, versklavte oder Lohnarbeit leistende 
Menschen im globalen Süden und für diejenigen dar, die mit ihrer 
Sorgearbeit die soziale Reproduktion gewährleisteten – meist 
Frauen, häufig Migrant*innen. 

Neu ist, dass eben dieser Prozess der Externalisierung von 
sozial-ökologischen Kosten in Raum und Zeit, der Übernutzung 
von Arbeitskräften und Natur, heute von einer Existenzbedin-
gung in eine existenzielle Bedrohung der kapitalistischen Pro-
duktionsweise umschlägt. Die Mechanismen der Externalisierung 
greifen immer weniger, denn die geographischen Räume und 
gesellschaftlichen Sphären, auf die sich die sozial-ökologischen 
Kosten der kapitalistischen Produktionsweise in der Vergangen-
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heit verlagern ließen, schrumpfen: Die natürlichen Senken sind 
mit der Aufnahme der Emissionen, die beim Produzieren und 
Konsumieren entstehen, überfordert; wichtige Rohstoffe gelten 
zunehmend als »kritisch«; und die Aneignung und Ausbeutung 
von Arbeitskraft geraten an ihre Grenzen. Ein »kannibalischer 
Kapitalismus«, so formuliert es Nancy Fraser, ist drauf und dran, 
seine eigene Substanz – die außer-ökonomischen Voraussetzun-
gen, die er nicht selbst herstellen kann, auf die er aber angewie-
sen ist – zu verschlingen.82 Verschärft wird dieser Prozess noch 
dadurch, dass sich der Kapitalismus konkurrenzvermittelt über 
seine historischen Zentren hinaus ausdehnt, so dass immer mehr 
Ökonomien darauf angewiesen sind, ihre sozial-ökologischen 
Kosten zu externalisieren. 

Man kann hier durchaus Anleihen bei der klassischen Impe-
rialismustheorie machen, namentlich bei der Annahme von 
Rosa Luxemburg, dass der Kapitalismus auf nicht-kapitalistische 
Milieus angewiesen ist, die er aber gleichzeitig aufgrund der ihm 
innewohnenden Tendenz zur imperialistischen Expansion zum 
Verschwinden bringt. Insofern manifestiert sich im Imperialismus 
die grundlegende Widersprüchlichkeit der kapitalistischen Pro-
duktionsweise: »Der Imperialismus ist ebensosehr eine geschicht-
liche Methode der Existenzverlängerung des Kapitals, wie das 
sicherste Mittel, dessen Existenz auf kürzestem Wege objektiv ein 
Ziel zu setzen.«83 Das Problem bei Luxemburg war, dass sie die 
Möglichkeit der »inneren Landnahme«84 unterschätzte. Nicht-
kapitalistische Milieus gibt es nicht nur im geographischen Außen 
der kapitalistischen Zentren, das diese sich mittels imperialisti-
scher Expansion aneigneten, sondern auch im »gesellschaftlichen 
Außen« der Zentrumsökonomien selbst. Hier zeigten sie sich etwa 
darin, dass Teile der Lohnabhängigen die zu ihrer Reproduktion 
notwendigen Lebensmittel lange Zeit noch selbst produzierten. 
Diese semi-subsistenten Lebensweisen wurden im 20. Jahrhundert 
nach und nach durchkapitalisiert, die Reproduktion der Arbei-
ter*innen wurde zunehmend marktabhängig. Neben den (neo)
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kolonialen Beziehungen zum globalen Süden war es diese Form 
der Landnahme, aus der der Kapitalismus in der zweiten Hälfte des 
20. Jahrhunderts seine Dynamik gewann. Die Grenzen zwischen 
der kapitalistischen Ökonomie und ihrem Außen wurden also 
auch innergesellschaftlich neu justiert – ohne dabei gleichwohl 
gänzlich zu verschwinden: Die Waren, die in den Haushalten der 
Lohnabhängigen an die Stelle der selbst erzeugten Lebensmittel 
traten, mussten weiterverarbeitet, das Essen musste zubereitet, 
die Wohnung sauber gehalten, Kinder mussten großgezogen und 
Angehörige gepflegt werden. Dass dies alles zum großen Teil von 
unbezahlter oder gering entlohnter weiblicher Reproduktions- 
und Sorgearbeit erledigt wurde, war für den fordistischen Kapi-
talismus hochgradig funktional. Insofern beruhte auch die innere 
Landnahme auf der Existenz einer außer-ökonomischen Sphäre, 
in der die Reproduktion der Arbeitskraft durch weibliche und 
(später) durch migrantische Arbeit gewährleistet wurde. 

Ein zweiter Punkt, der bei Rosa Luxemburg zu kurz kam, ist, 
dass der Kapitalismus mit der Durchdringung aller nicht-kapi-
talistischen Milieus nicht unbedingt an seine Grenzen gerät. 
Der Inwertsetzung einer geographischen oder gesellschaftlichen 
Sphäre kann zu einem späteren Zeitpunkt auch die Außerwert-
setzung folgen, etwa weil sich an anderen Orten neue Leitsektoren 
der Kapitalakkumulation herausbilden. Das ist eine Erfahrung, 
die weltweit altindustrielle Regionen gemacht haben: Sie wur-
den außerwertgesetzt, wurden damit aber zumindest in Teilen 
zu Milieus, die für neue Formen der Inwertsetzung wieder zur 
Verfügung standen. In noch stärkerem Maße gilt das für viele 
Regionen des globalen Südens. Deren In- und Außerwertsetzung 
folgt letztlich dem Takt der sich wandelnden Rohstoff﻿bedarfe der 
Ökonomien im globalen Norden. Nicht selten hinterlässt sie ver-
brannte Erde.85 

Den Problemen ihrer Imperialismustheorie zum Trotz hat 
Rosa Luxemburg auf einen zentralen Zusammenhang hingewie-
sen, nämlich das Verhältnis der kapitalistischen Ökonomie zu 
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ihren nicht-kapitalistischen Existenzbedingungen. Die Bedeu-
tung dieses Zusammenhangs erschließt sich erst dann richtig, 
wenn man ihn ökologisch wendet. Ökonomisch gerät der Kapi-
talismus im Gegensatz zu Luxemburgs Annahme mit der Land-
nahme nicht-kapitalistischer Milieus nicht notwendigerweise an 
seine Grenzen. Denn, wie gesehen ist die räumliche und soziale 
Durchkapitalisierung nie vollständig, es bleiben immer Sphären 
als nicht-kapitalistische erhalten, obwohl oder auch gerade weil 
die in ihnen erbrachten Leistungen kapitalistisch angeeignet wer-
den – siehe etwa die unbezahlte Reproduktionsarbeit oder die von 
Marcel van der Linden untersuchten hybriden Arbeitsverhältnisse 
an den Grenzen von Lohnarbeit, Sklaverei und Selbständigkeit.86 
Zudem ist die kapitalistische Inwertsetzung nicht-kapitalistischer 
Milieus nicht notwendigerweise endgültig. Ihr können Außer-
wertsetzung und neuerliche Inwertsetzung folgen. 

In ökologischer Hinsicht stellt sich das anders dar: Die Ver-
nichtung von Biodiversität, die Übernutzung natürlicher Res-
sourcen und die Konzentration von CO2 in der Atmosphäre sind 
irreversibel beziehungsweise nur in langen Zeiträumen zu korri-
gieren. Im Unterschied zu ihren anderen außer-ökonomischen 
Voraussetzungen impliziert die kapitalistische Aneignung von 
Natur in aller Regel deren Zerstörung. Hier bewahrheitet sich 
also die Beobachtung von Luxemburg, dass eine Existenzbedin-
gung des Kapitalismus in eine harte Grenze desselben umschlägt. 

An den Grenzen der imperialen 
Lebensweise

Obwohl die Krise kapitalistischer Naturverhältnisse existenziell 
ist, zeichnet sich keine auch nur einigermaßen problemadäquate 
politische und gesellschaftliche Reaktion ab. Das liegt daran, dass 
Kapitalismus und Imperialismus vermittelt über die imperiale 
Lebensweise so tief in den gesellschaftlichen Kräfteverhältnissen, 
den wirtschaftlichen und politischen Institutionen, den physi-
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schen Infrastrukturen sowie den Alltagswahrnehmungen und 
-praxen vieler Menschen verankert sind. Eine effektive Krisenbe-
arbeitung wird dadurch erschwert oder gar unmöglich, der Hori-
zont dessen, was als vorstell- und machbar gilt, wird begrenzt. 

Durch die konkurrenzvermittelte räumliche Ausdehnung der 
imperialen Lebensweise und die damit einhergehende Normali-
sierung ressourcen- und emissionsintensiver Produktions- und 
Konsummuster verschärft sich das Problem zusätzlich. Das ist 
der zentrale Widerspruch unserer Zeit: Mit der Verfestigung und 
Ausbreitung der imperialen Lebensweise wird der Kapitalismus 
für immer mehr Menschen zur Normalität und gerät gleichzeitig 
an seine (ökologischen) Grenzen. 

Ein Symptom dieses Widerspruchs ist die Verschränkung ver-
schiedener Chronologien. Mehrere Krisenprozesse, die mit den 
zuvor diskutierten Zeitdiagnosen in den Blick geraten, sind dabei 
zu unterscheiden. Erstens, das zeigt die Anthropozän-Debatte, 
bricht die »planetare Zeit« der geologischen Geschichte in die 
historische Zeit der Menschheitsgeschichte ein und dynamisiert 
deren zuvor weitgehend unbewegliche Hintergrundbedingungen 
in einer für die Menschheit und für nicht-menschliche Lebewe-
sen existenzbedrohenden Art und Weise. Die planetare Krise und 
das Alltagsleben stehen in einem engen Zusammenhang. Erstere 
sickert in Letzteres ein und geht gleichzeitig »teilweise auf Ent-
scheidungen zurück […], die wir in unserem Alltagsleben treffen 
(wie etwa ob wir fliegen, Fleisch essen oder anders mit Energie 
aus fossilen Brennstoffen umgehen)«.87 In jedem Fall ist die öko-
logische Krise eine globale Krise, die sich in ihrem Ausmaß und 
in ihren Wirkungen nur in geologischen Zeiträumen denken lässt. 

Im Hinblick auf ihre Ursachen, so ein Befund der Kapitalozän-
Debatte, handelt es sich jedoch um eine Krise auf einer zweiten, 
darüberliegenden Zeitebene, nämlich jener der kapitalistischen 
Produktionsweise. Mit dem fossilen Metabolismus und dem 
Akkumulations- und Wachstumsimperativ, die dem Kapitalismus 
innewohnen, hat sich die Menschheit innerhalb weniger Jahrhun-
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derte in die geologische Geschichte eingeschrieben. Bonneuil und 
Fressoz verdeutlichen die zeitliche Diskrepanz zwischen Ursache 
einerseits sowie Wirkung und Ausmaß andererseits sehr anschau-
lich: »Reduziert man die Geschichte unseres Planeten auf einen 
Tag mit 24 Stunden, dann erschien der Homo habilis erst in der 
letzten Minute, das Holozän begann im letzten Viertel einer 
Sekunde und die industrielle Revolution in den letzten zwei Tau-
sendsteln einer Sekunde.«88 

Die Anthropozän-Debatte unterschätzt die zentrale Bedeu-
tung, die der kapitalistischen Produktionsweise aufgrund ihrer 
ökologischen Destruktivkraft zukommt. So ist bei Chakrabarty 
zu lesen, »dass die Geschichte der Menschheit sich nicht mehr 
aus der Perspektive von (höchstens) 500 Jahren Kapitalismus 
erzählen lässt.«89 Zweifellos zeitigt der Kapitalismus ökologi-
sche Folgen, die weit über seine eigene Existenz hinausreichen. 
Er erzeugt Hinterlassenschaften wie den Atommüll, mit denen 
postkapitalistische Gesellschaften noch sehr lange zu kämpfen 
haben werden, und zwar insofern, als sie erst einmal aufräumen, 
reparieren und wiedergutmachen müssen. Das ändert aber nichts 
daran, dass es sich um kapitalistische Hinterlassenschaften han-
delt, dass also in einer kurzen Spanne der Menschheitsgeschichte 
Prozesse in Gang gesetzt worden sind, die die natürlichen Bedin-
gungen künftiger Geschichte nachhaltig verändern. Das Problem 
bei Chakrabarty liegt mithin darin, dass er in dem (wichtigen) 
Bemühen, das Zusammenfallen unterschiedlicher Chronologien 
zu denken, auch Ursache und Wirkung zusammenfallen lässt – 
oder, wie Bonneuil und Fressoz Chakrabarty pointiert kritisieren: 
»[W]eil der Kapitalismus ein geologisches Phänomen hervorge-
bracht hat, das viel größer ist als er selbst und das ihn überleben 
wird, reicht eine Kritik des Kapitalismus nicht länger aus.«90 In 
ihrem Anspruch, »speziesbezogenes Denken und Kapitalkritik«91 
zusammenzubringen, schlägt Chakrabartys Argumentation trotz 
der vielen guten Einsichten, die seine Arbeiten ermöglichen, 
immer wieder in Richtung Spezies aus. So mündet seine Erörte-
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rung des Verhältnisses von Klimakrise und sozialer Ungleichheit 
in der Behauptung, dass »die Bevölkerungszahl oftmals der Ele-
fant im Raum« sei.92 Wie die ökologische Ungleichheitsforschung 
zeigt, führt dies in die Irre.

Eine dritte, noch konkretere Zeitskala, auf der sich derzeit 
krisenhafte Veränderungen ereignen, ist die der kapitalistischen 
Formation.93 In der Finanzkrise von 2008/2009 haben sich die 
Widersprüche des Postfordismus beziehungsweise der Globali-
sierung zugespitzt. Der Finanzkrise folgte 2019 die Coronapan-
demie, in deren Zuge viele Lieferketten unterbrochen wurden, 
die lange Zeit das Rückgrat der kapitalistischen Globalisierung 
gebildet hatten. Letztere ist zudem durch die zunehmenden geo-
politischen und -ökonomischen Spannungen zwischen den USA 
und China bedroht. Statt von globaler wirtschaftlicher Integration 
ist nun von Entflechtung und – in der EU – von »strategischer 
Autonomie« die Rede. Diese Entwicklungen deuten an, dass wir 
uns in einer Krise des postfordistischen, finanzdominierten Kapi-
talismus befinden, der sich seit den 1970er-Jahren herausgebildet 
hat. Auch auf dieser Zeitskala hat die Krise eine sozial-ökolo-
gische Dimension: Im Postfordismus hat sich die fossilistische 
imperiale Lebensweise in den kapitalistischen Zentren vertieft 
und über diese hinaus weiter ausgebreitet. Der Ressourcenver-
brauch und die CO2-Emissionen sind enorm gestiegen. Zudem 
hat die drastisch verschärfte soziale Ungleichheit die ökologischen 
Zerstörungspotenziale, über die die Reichen und Superreichen 
der Welt verfügen, vervielfältigt. Ein exzessiver Luxuskonsum und 
Investitionen in ressourcen- und emissionsintensive Aktivitäten 
seitens dieser Bevölkerungsgruppe haben wesentlich zur Ver-
schärfung der ökologischen Krise beigetragen (siehe die Befunde 
der ökologischen Ungleichheitsforschung). Trotz der steigenden 
Sichtbarkeit der Krisen existiert in weiten Teilen der Bevölkerung 
des globalen Nordens der Wille, die imperiale Lebensweise zu 
festigen, der auch von den politischen Institutionen abgesichert 
wird (siehe die soziologische Nachhaltigkeitsforschung).
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Die etablierten liberaldemokratischen Verfahren sind für 
die Bearbeitung von Krisen, die auf derart unterschiedlichen 
und zugleich miteinander verschränkten Zeitskalen auftre-
ten, denkbar schlecht gerüstet.94 Die Logiken, denen sie fol-
gen, werden der Tiefe und den zeitlichen Dimensionen der 
Krisen nicht annähernd gerecht. Das Denken in langen Zeit-
räumen oder auch in Begriffen wie dem der kapitalistischen 
Produktionsweise ist in den bestehenden Institutionen kaum 
möglich, es fällt durch das Raster der epistemischen Selektivi-
täten, die den institutionellen Vorstellungs- und Machbar-
keitshorizont systematisch begrenzen. Bestenfalls erlauben es 
die Institutionen der liberalen Demokratie, die Krisenbearbei-
tung als ökologische Modernisierung und als Übergang in eine   
neue kapitalistische Formation zu imaginieren und zu gestalten.95 
Doch selbst diese ist hochgradig umkämpft. Die politischen und 
gesellschaftlichen Kräfte, die den fossilen und neoliberalen Kapi-
talismus hervorgebracht, die ihn getragen und von ihm profitiert 
haben, sind noch immer stark und widersetzen sich selbst der 
kleinsten Veränderung. Dies zeigt sich unter anderem an der 
Ampelkoalition in Deutschland, in der mit der FDP eine anti-
ökologische Klientelpartei die ökologische Modernisierung blo-
ckiert. Dass sie dazu in der Lage ist, ist eine Frage der Hegemonie 
und damit auch der institutionellen Einschreibungen der impe-
rialen Lebensweise. Dass die Kämpfe dennoch geführt werden, 
verweist auf die objektiven Grenzen Letzterer, die zunehmend 
sichtbar werden.

»Die Krise besteht gerade in der Tatsache, dass das Alte stirbt 
und das Neue nicht zur Welt kommen kann.«96 Diese von Antonio 
Gramsci 1930 vorgenommene Charakterisierung der Epoche, die 
mit dem Ersten Weltkrieg begann, lässt sich auf die heutige Zeit 
übertragen: Aus ökologischen Gründen ist das Alte – der fossile 
Kapitalismus – nicht mehr funktionsfähig. Allerdings sind die 
Kräfte, Überzeugungen und Institutionen, die das Alte hervor-
gebracht und so lange getragen haben, noch stark genug, um jene 
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des Neuen daran zu hindern, ihrerseits wirkmächtiger zu werden. 
Zudem sind die Konturen des Neuen je nach zeitlicher Ebene sehr 
unterschiedlich. Auf der Ebene der planetaren Zeit übersteigen sie 
sogar unsere Vorstellungskraft. Gramsci benutzt für diese Kon-
stellation den Begriff des »Interregnum«, mit dem ursprünglich 
die Zeit zwischen dem Tod oder dem Abdanken eines Herrschers 
und dem Amtsantritt seines Nachfolgers bezeichnet wurde. Ob 
und inwiefern wir uns heute (noch) in einem solchen befinden, 
ist umstritten. So diagnostiziert Mario Candeias für die Gegen-
wart ein »Ende des Interregnums«, das mit der Krise 2008/2009 
begann.97 »Wir leben in keiner offenen gesellschaftlichen Situa-
tion mehr, die Entwicklungspfade sind umkämpft, viele mögliche 
Alternativen aber bereits verunmöglicht, Wege verschlossen.« Zu 
beobachten sei die Herausbildung eines hegemonialen »grünen 
Katastrophen-Kapitalismus«, der sich räumlich gleichwohl sehr 
unterschiedlich auspräge. Wir teilen die Diagnose, dass sich der-
zeit ein Katastrophenkapitalismus mit grünen Elementen heraus-
bildet, halten dessen hegemoniale Potenziale aber für begrenzt. 
Die Zuspitzung der ökologischen Krise ist der game changer. Die 
disruptiven Ereignisse, die sich nicht länger nur in der Zukunft 
andeuten oder auf den globalen Süden beschränken, sondern 
zunehmend auch in den Alltag der kapitalistischen Zentren ein-
brechen, lassen sich politisch-institutionell kaum einfangen bezie-
hungsweise bearbeiten. Insofern deutet sich eine neue Qualität 
von sozialen und internationalen Auseinandersetzungen an, für 
deren geordnete Austragung es weder Erwartungshorizonte noch 
die entsprechenden Institutionen gibt. 

Umso wichtiger erscheint uns eine Analyse der Konflikte, 
die derzeit um die sozial-ökologische Transformation ausgetra-
gen werden. Sie kann helfen, besser zu verstehen, wie sich der 
Übergang darstellt, wohin er führt und wie er sich einigerma-
ßen human gestalten ließe, aber eben auch, was genau mit dem 
Übergang zu Ende geht. Dass die Wirkungen und Hinterlassen-
schaften des Industriekapitalismus die Geologie und Biologie der 
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Erde dauerhaft prägen werden, ist unabweisbar. Jedoch sagt dies 
noch nichts über die künftigen Formen des Zusammenlebens 
aus, allenfalls über die Hintergrundbedingungen, mit denen diese 
klarkommen müssen. Wahrscheinlich ist, dass der Kapitalismus 
in nicht allzu ferner Zeit endet. Aber wie das geschehen wird, ob 
und inwieweit er sich kurz- bis mittelfristig im Rahmen einer 
neuen, auf den Postfordismus folgenden Formation stabilisiert 
und wie eine postkapitalistische Produktionsweise beschaffen sein 
wird, zeichnet sich erst in Ansätzen ab. Es wird wesentlich vom 
Ausgang der Kämpfe um eine ökologische Modernisierung, auto-
ritäre Stabilisierung oder solidarische Überwindung der imperia-
len Lebensweise abhängen. Die Konturen der Kämpfe und der in 
ihnen aufeinandertreffenden gesellschaftlichen Strategien zeich-
nen sich gleichwohl in jüngerer Zeit deutlicher ab. 
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Kapitel 4

Grüner Kapitalismus

Die Geschichte der Energie ist keine 
Geschichte der Übergänge, sondern eine 

der fortlaufenden Hinzufügung neuer 
Primärenergiequellen. 

Christophe Bonneuil und  
Jean-Baptiste Fressoz1

Eigentlich interessiert sich im Sommer niemand für Heizungen. 
Außer 2023. Da stritt die deutsche Ampelkoalition erbittert über 
das umgangssprachlich als »Heizungsgesetz« bezeichnete neue 
Gebäudeenergiegesetz. Mit dessen Neugestaltung sollte nach dem 
Willen des grünen Ministers für Wirtschaft und Klimaschutz, 
Robert Habeck, ein gesellschaftlicher Bereich auf Klimafreund-
lichkeit getrimmt werden, der ebenso wie das Verkehrssystem 
in puncto CO2-Reduktion erheblichen Nachholbedarf hat: der 
Wärmesektor. Im Stromsektor war die Energiewende schon vor 
vielen Jahren eingeleitet worden, der Wärmesektor hinkte bisher 
hinterher. Umstritten war dabei vor allem die Frage, ab wann Gas- 
und Ölheizungen in Neubauten verboten und in Bestandsbauten 
durch Wärmepumpen beziehungsweise Fernwärmeanschlüsse 
ersetzt werden sollten. 

Rechte und Konservative hatten im Verbund mit der Bou-
levardpresse den ungeschickt kommunizierten Gesetzentwurf 
innerhalb kurzer Zeit sturmreif geschossen. Die Liberalen nutz-
ten diesen Rückenwind, um das zu tun, was sie immer tun, wenn 
es darum geht, sozial-ökologisch sinnvolle Vorhaben im Sinne 
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fossiler Kapitalfraktionen auszubremsen: Sie forderten »Techno-
logieoffenheit«, sprich: Gasheizungen sollten weiter erlaubt sein, 
sofern sie sich auf Wasserstoff oder Biomethan umrüsten ließen. 
Nach vielen entrüsteten Diskussionen wurde das Gesetz schließ-
lich in einer gegenüber dem ursprünglichen Entwurf deutlich 
weniger ambitionierten Form verabschiedet.

Ganz ähnlich in Österreich. Das zwischen den Regierungs-
parteien ÖVP und Grünen im Jahr 2022 ausverhandelte Erneuer-
bare-Wärme-Gesetz sah vor, dass es bis 2035 keine Ölheizungen 
und bis 2040 keine Gasheizungen mehr in Österreich geben soll. 
Dieses Ziel wurde im Oktober 2023 aus dem Gesetz gestrichen. 
Stattdessen wurde lediglich festgelegt, dass ab 2024 Neubauten 
keine Öl- und Gasheizungen mehr haben sollen. Dafür wurden 
andere Maßnahmen verabredet. So will der Staat von Energie-
armut betroffene Haushalte künftig stärker unterstützen. Zudem 
sollen der Heizungstausch und die Installation kleiner Photovol-
taikanlagen staatlich bezuschusst werden. Offensichtlich haben 
sich Kräfte in der Regierungspartei ÖVP gegen den weitergehen-
den Gesetzesentwurf mit grüner Handschrift gewehrt. Die Wirt-
schaftsverbände unterstützten die Abschwächung.2

An das Verkehrssystem trauen sich die Regierenden in 
Deutschland erst gar nicht ran. Dabei ist der Handlungsbedarf 
groß und ebenso einfache wie unmittelbar wirksame Maßnahmen 
liegen auf der Hand. So könnte ein Tempolimit von 120 Kilometer 
pro Stunde auf Autobahnen und 80 auf Straßen außerhalb von Ort-
schaften dem Umweltbundesamt zufolge »den Treibhausgasaus-
stoß des deutschen Straßenverkehrs insgesamt um gut 5 Prozent 
reduzieren. Das entspricht 8 Millionen Tonnen CO₂-Äquivalenten 
pro Jahr.«3 Auch die Zahl der Unfälle könnte zurückgehen. Doch 
der liberale Bundesverkehrsminister blockiert und stellt sich damit 
in die Traditionslinie seiner christlich-sozialen Vorgänger: Als 
»gegen jeden Menschenverstand« gerichtet bezeichnete im Jahr 
2019 der damalige Verkehrsminister, Andreas Scheuer (CSU), 
die Empfehlung einer von der Bundesregierung eingesetzten 
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Experten*innenkommission, die Geschwindigkeit auf deutschen 
Autobahnen auf 130 Kilometer pro Stunde zu begrenzen.4 Scheuer 
muss dabei von einem sehr begrenzten Menschenverstand ausge-
gangen sein, denn Deutschland ist das einzige europäische Land, 
auf dessen Autobahnen kein generelles Tempolimit gilt – und dies 
obwohl es dafür in der Bevölkerung eine Mehrheit gäbe.5 

Diese Episoden verdeutlichen exemplarisch, wie schwer sich 
unsere Gesellschaft mit einer ökologischen Modernisierung tut: 
Die fossilen Beharrungskräfte sind stark. Nachdem sie jahre-
lang den ökologischen Fortschritt verschlafen oder gar blockiert 
haben, werden diese Unternehmen von ihren politischen Fürspre-
chern, in Deutschland allen voran der »Fortschrittspartei« FDP, 
so lange protegiert, bis sie die Kurve gekriegt und technologisch 
halbwegs den Anschluss gefunden haben. 

Doch die Kräfte, die die ökologische Modernisierung forcieren, 
bekommen langsam ebenfalls Rückenwind. Und dieser wird umso 
stärker, je deutlicher die Klimakrise in den Alltag einbricht, je fort-
geschrittener die benötigten Technologien sind und je einfluss-
reicher die Unternehmen werden, die diese zur Verfügung stellen. 
Von der staatlichen Politik erwarten diese »ökologisch« orien-
tierten Kapitalfraktionen gute rechtliche Rahmenbedingungen, 
direkte Subventionen und Haftungsübernahmen, die für die nötige 
Investitionssicherheit sorgen.6 Solche Entwicklungen begünstigen 
grüne politische Kräfte, wie sie etwa in Deutschland und Öster-
reich derzeit an nationalen Regierungen beteiligt sind. Zumindest 
weniger strittige Vorhaben wie die Energiewende und der Aus-
bau der Elektro-Automobilität, die von den Vorgängerregierun-
gen zum Teil vernachlässigt oder gar ausgebremst wurden, werden 
nun mit größerem Nachdruck angegangen.7 Es geht – das ist die 
Lehre aus den Konflikten um die beiden erwähnten Gesetze –  
kaum mehr um das Ob, sondern vor allem um das Wie und Wann 
der ökologischen Modernisierung. 

Deutschland und Österreich stehen damit nicht allein. Die 
ökologische Modernisierung bestimmt zunehmend die inter-
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nationale politische Agenda. So verbessert der European Green 
Deal die finanziellen Anreize und rechtlichen Bedingungen 
für grüne Innovationen. In vielen Ländern wird verstärkt eine 
»grüne« Industriepolitik betrieben.8 Die Biden-Administration 
hat im Rahmen ihres Inflation Reduction Act von August 2022 
unter anderem den Ausbau erneuerbarer Energien und eine 
Unterstützung beim Kauf von Elektroautos beschlossen. Auch in 
Ländern wie Indien und China werden die erneuerbaren Ener-
gien ausgebaut.9 In puncto Elektro-Automobilität ist China der 
europäischen Autoindustrie weit voraus. Schließlich dürfte auch 
der russische Krieg gegen die Ukraine, neben den Bemühungen 
westlicher Staaten um eine Diversifizierung der Versorgung mit 
fossilen Energien, den Ausbau der »Erneuerbaren« beflügeln, um 
von Energieimporten unabhängiger zu werden.10 

Die ökologische Modernisierung nimmt also Fahrt auf, obwohl 
es kontraproduktive Maßnahmen gibt wie die bedingte Aufnahme 
von Gas- und Atomkraftwerken in die EU-Taxonomie für umwelt- 
und klimafreundliche Geldanlagen. Mehr noch: Die ökologische 
Modernisierung wird politisch sehr aktiv und mit beträchtlichen 
staatlichen Subventionen und konkreten Zeitplänen vorangetrie-
ben, etwa beim Aufbau einer europäischen Batterieproduktion. 
Auch die EU-Verordnung zu kritischen Rohstoffen (CRMA) 
formuliert ambitionierte Ziele: Bis 2030 sollen zehn Prozent der 
Rohstoffe in der EU selbst gewonnen und 25 Prozent der jährlich 
verbrauchten Rohstoffe in Europa recycelt werden. Zudem wird 
angestrebt, dass 40 Prozent der Rohstoffe in Europa verarbeitet 
werden – ein Hinweis auf den sich intensivierenden globalen Wett-
bewerb um grüne Technologien.11 Die EU-Verordnung strebt auch 
eine Beschleunigung der Genehmigungsverfahren, de facto also 
die Verkürzung öffentlicher Konsultationen, an: Extraktionspro-
jekte sollen nach maximal 27 Monaten, Verarbeitungs- und Recy-
clingprojekte nach 15 Monaten genehmigt werden.12 

Auch die Judikative mischt sich in die ökologische Moder-
nisierung ein und mahnt zu mehr Tempo.13 So hat das deutsche 
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Bundesverfassungsgericht in einem Beschluss im April 2021 das 
Klimaschutzgesetz von 2019 insofern als mit den Grundrechten 
unvereinbar bezeichnet, als es keine hinreichenden Maßgaben 
für die Reduktion von Treibhausgasen nach 2030 enthalte. Emis-
sionsminderungslasten würden in die Zukunft und damit auf 
künftige Generationen verschoben, die dadurch in ihren Frei-
heitsrechten verletzt würden.14 Die Klage, auf die der Beschluss 
antwortete, war von Aktivist*innen von Fridays for Future ein-
gereicht worden; unterstützt wurden sie dabei vom BUND, der 
Deutschen Umwelthilfe und Greenpeace. Sie reiht sich ein in eine 
Reihe vergleichbarer und durchaus erfolgreicher Aktivitäten auf 
internationaler Ebene.15

Wir sehen in diesen Verschiebungen Anzeichen für eine öko-
logische Modernisierung der imperialen Lebensweise in Richtung 
eines Grünen Kapitalismus.16 Dessen Konturen und die damit ein-
hergehenden Transformationskämpfe wollen wir im Folgenden 
nachzeichnen. Dabei beschränken wir uns notwendigerweise 
auf eine Momentaufnahme von Entwicklungstendenzen, deren 
künftige Entfaltung angesichts vielfältiger Widersprüche, Kon-
flikte und Krisen ungewiss ist. 

Dabei darf man sich nie täuschen lassen: Die öko-kapitalisti-
sche Modernisierung der imperialen Lebensweise ist nicht deren 
Überwindung. Ganz im Gegenteil, die selektive Bearbeitung 
ihrer Widersprüche trägt vielmehr zur Aufrechterhaltung, gar 
Ausweitung und Vertiefung der imperialen Lebensweise bei. Ein 
Grüner Kapitalismus, so unsere These, verursacht neue sozial-
ökologische Kosten und verlagert sie auf andere in Raum und 
Zeit. Er verändert Formen und Dynamiken gesellschaftlicher 
(Re-)Produktion sowie gesellschaftliche Kräfteverhältnisse. Die 
ökologische Krise wird auf lange Sicht und im globalen Maß-
stab nicht erfolgreich bearbeitet. Eben deshalb erscheint es uns 
wichtig, das Projekt eines Grünen Kapitalismus genauer und in 
seinen Widersprüchen zu analysieren. Es geht aber auch darum, 
die Dynamiken zu verstehen, die freigesetzt werden könnten 



Kapitel 498

und die gegebenenfalls über seine eigenen sozial-ökologischen 
Begrenzungen hinausweisen.17 

Wir beginnen mit einigen Begriffen von Antonio Gramsci, mit 
deren Hilfe sich unseres Erachtens ein Grüner Kapitalismus gut 
fassen lässt. Die entwickelte Perspektive ist auch für das sechste 
Kapitel zur autoritären Stabilisierung der imperialen Lebensweise 
relevant. Anschließend wenden wir uns dem European Green Deal 
(EGD) zu, der Ende 2019 von der damals neuen EU-Kommission 
unter der konservativen Politikerin Ursula von der Leyen vorge-
stellt wurde. Wir verstehen den EGD als Strategie der relevanten 
wirtschaftlichen und politischen Kräfte, den europäischen Kapita-
lismus an eine sich verändernde geopolitische und -ökonomische 
Konstellation anzupassen, aber auch als einen Versuch, die Kli-
makrise zu bearbeiten.18 Zum Abschluss des Kapitels verdichten 
wir unsere Argumentation in einigen Überlegungen zu der Frage, 
inwiefern der öko-kapitalistische Umbau im Sinne eines effekti-
ven Krisenmanagements fragil bleibt.

Gramsci und der Grüne Kapitalismus

Manchmal wissen die herrschenden politischen und wirtschaftli-
chen Akteure selbst nicht genau, wie es weitergehen soll. Oft wird 
in solchen Momenten auf »alte Rezepte« zurückgegriffen – sofern 
sie sich mehr oder weniger bewährt haben. Manchmal müssen 
aber unter dem Druck neuer Krisen neue Strategien entwickelt 
und Wege beschritten werden. 

Insbesondere angesichts der sich zuspitzenden sozial-ökologi-
schen Krise gibt es seitens der Unternehmen und der ihre Inter-
essen vertretenden Politiker*innen aktuell zunehmend Versuche, 
»grüne« Antworten zu finden. Doch solche Projekte sind hoch-
gradig umkämpft und es ist unsicher, ob sie wie geplant funktio-
nieren. Die Unternehmen beziehungsweise Kapitalfraktionen ver-
folgen dabei verschiedene Strategien, etwa in ihrer Orientierung 
auf den transatlantischen oder asiatischen Wirtschaftsraum, und 
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sind unterschiedlich gut organisiert – das fossile Kapital bislang 
besonders gut. Einige wollen die fossilen Energieträger oder die 
Atomenergie noch länger behalten, andere sind für einen raschen 
Umstieg auf erneuerbare Energien; einige sind für eine verstärkte 
Integration in den Weltmarkt, andere sehen ihre Interessen eher 
gewahrt, wenn der nationale oder europäische Markt geschützt 
wird. Mehr oder weniger starke Kompromisse und Konsense 
zwischen den herrschenden politischen und wirtschaftlichen 
Akteuren, auch unter Einbezug der Interessensorganisationen 
der Regierten wie etwa der Gewerkschaften, müssen aktiv orga-
nisiert werden. Dabei spielt der Staat eine zentrale Rolle. Dies 
ist umso mehr in krisenhaften und unübersichtlichen Zeiten der 
Fall. In supranationalen politischen Einheiten wie der EU sind 
oft führende Staaten wie Deutschland oder Frankreich wesentlich 
für die Durchsetzung bestimmter ökonomischer und politischer 
Interessen.

Durch viele Kompromisse können sich so gewisse Konsense 
unter den wirtschaftlichen und politischen Eliten herausbilden 
und Veränderungen wie eine Dekarbonisierung der europäischen 
Wirtschaft eingeleitet werden. Trotz aller Differenzen überwiegt 
dann ein gemeinsames Interesse: Es gilt, die umkämpften und 
unsicheren Veränderungsprozesse weitgehend unter Kontrolle zu 
behalten und mögliche Gegenkräfte entweder zu inkorporieren, 
ihre Interessen also zumindest teilweise zu berücksichtigen, oder 
sie zu demobilisieren.

Passive Revolution
Gramsci verwendete dafür den Begriff der »passiven Revolu-
tion«.19 Diese zeichnet sich dadurch aus, dass die herrschenden 
Kräfte fähig sind, die aktuelle Produktionsweise in tiefen Krisen 
und angesichts von Verunsicherungen abzusichern, indem sie 
sie erneuern. Die herrschenden Kräfte sind dabei dahingehend 
progressiv, dass sie neue Zukunftsoptionen im Hinblick auf die 
Produktions- und Lebensweise schaffen sowie Unmut und Forde-
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rungen der Regierten aufnehmen und bearbeiten. Aber sie unter-
binden dadurch auch aktiv, dass grundlegend Neues entstehen 
kann. Der Staat spielt in einer passiven Revolution eine wichtige 
Rolle, insofern er die in Konkurrenz stehenden Kapitalfraktionen 
in eine neue Entwicklungsweise zu führen versucht. 

Eine solche passive Revolution würde auf eine Überwindung 
der Krise zielen, in der sich der Kapitalismus und seine aktuelle 
Ausprägung seit 2008 befinden. In der Vergangenheit hat sich  
der Kapitalismus schon öfter neu erfunden – zuletzt in der Krise 
des Fordismus ab Mitte der 1970er-Jahre. Die Überwindung der 
Krise des Wachstums und der Kapitalakkumulation bestand in 
vielen Ländern in der Durchsetzung neoliberaler Politiken.20 Von 
den 1970er- bis zu den 1990er-Jahren war es neoliberalen Kräften 
europaweit – nicht zuletzt mit Hilfe der auf EU-Ebene etablierten 
Sachzwänge – gelungen, die Gewerkschaften und sozialen Bewe-
gungen zu schwächen und das Finanzkapital sowie die weltmarkt-
orientierten Fraktionen des industriellen Kapitals zu stärken.21 
Der bis in die 1970er-Jahre vielerorts existierende fordistische 
Klassenkompromiss – basierend auf hohen Wachstumsraten, 
hoher Arbeitsdisziplin und Anerkennung der Interessen der (vor 
allem männlichen) Lohnabhängigen durch das Kapital, aber auch 
auf der Ausbeutung des globalen Südens und der Natur – wurde 
aufgebrochen. 

Jamie Peck und Adam Tickell haben dies als roll-back neolibe-
ralism bezeichnet, als einen Neoliberalismus, dem es gelingt, die 
Widersprüche der vorausgehenden Entwicklungsweise, des For-
dismus, aus Sicht der dominanten Kapitalfraktionen erfolgreich 
zu bearbeiten.22 Es folgte ein roll-out neoliberalism. Insbesondere 
die neoliberalen Politiken der Deregulierung und Flexibilisie-
rung von Arbeitsbeziehungen haben sich tief in den Arbeits- und 
Lebensalltag der Menschen eingeschrieben. 

Die EU schrieb die neoliberalen Regeln in Form eines »neuen 
Konstitutionalismus« fest: Die Möglichkeiten der öffentlichen 
Haushalte, sich zu verschulden, wurden eingeschränkt. Seit den 
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1990er-Jahren überwachte die EU die Mitgliedstaaten im Hin-
blick auf den maximalen Schuldenstand und die jährliche Neu-
verschuldung.23 Seit damals ist die EU die »Schutzmacht neolibe-
raler Global Economic Governance« (Oliver Prausmüller), denn 
sie sichert die Interessen der transnationalen Wirtschaftsakteure 
rechtlich ab, unter anderem über Freihandels- und Investitions-
abkommen oder ein entsprechendes internationales Wirtschafts- 
und Vertragsrecht.24 In den Ländern der europäischen Peripherie, 
aber auch in Ländern wie Deutschland, sollte die internationale 
Wettbewerbsfähigkeit unter anderem durch eine neoliberale 
Agenda der Austeritätspolitik gestärkt werden.

Diese Entwicklungen verknüpften sich seit den 1990er-Jahren 
mit den weltpolitischen Tendenzen, wie sie sich im Zuge des Falls 
der Berliner Mauer und des Endes der Sowjetunion verfestigten: 
einer zunehmend offen gewaltförmigen internationalen Politik 
und dem Aufstieg einiger »Schwellenländer« wie China, Brasilien 
oder Indien. 

Schien es in der EU mit Hilfe einer neoliberal gewendeten 
Sozialdemokratie zunächst noch zu gelingen, die Widersprüche 
mittels einer Disziplinierung von Gewerkschaften und Lohnab-
hängigen einzudämmen, so wurden die Grenzen der Einhegung 
mit der Krise seit 2008 manifest: Die von der EU und dem IWF 
orchestrierte Austeritätspolitik schaffte nicht die Voraussetzungen 
für einen europaweiten Wirtschaftsaufschwung. 

Inzwischen sind die Potenziale des Neoliberalismus ausge-
schöpft: Unter neoliberalen Vorzeichen gelingt es weder, eine 
einigermaßen störungsfreie Akkumulation von Reichtum zu 
gewährleisten und eine neue anhaltend stabile Wachstumsphase 
einzuleiten, noch die gesellschaftlichen Widersprüche zu bearbei-
ten. In Europa zeigt sich das an den desaströsen Folgen der neo-
liberalen Austeritätspolitik, welche die EU in eine tiefe Funktions- 
und Legitimationskrise führten.25

Deren Symptome sind zum einen die Desintegrationstenden-
zen, die im Brexit ihren bislang prominentesten und weitestrei-
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chenden Ausdruck gefunden haben. Zum anderen erleben wir 
den Aufstieg rechter Kräfte in nahezu allen EU-Mitgliedstaaten, 
die den neoliberalen Block an der Macht herausfordern, ohne 
damit – siehe das sechste Kapitel – den Neoliberalismus not-
wendigerweise in Frage zu stellen. Doch es gibt auch progres-
sive Initiativen und Formen der Krisenpolitisierung, wie sie sich 
etwa in diversen linken Neugründungen, sozialdemokratischen 
Reorientierungen und dem Erstarken der Klimabewegung zeigen. 

In jüngerer Zeit wird die strikte Austeritätspolitik in der 
EU teilweise abgeschwächt – eine erste Antwort auf die Krise. 
Gestärkt wird die »soziale Dimension« Europas, etwa durch die 
europäische Mindestlohnrichtlinie oder die Reform der Entsen-
derichtlinie im Jahr 2017 nach dem Prinzip »gleicher Lohn für 
gleiche Arbeit am gleichen Ort«, um Sozialdumping zu bekämp-
fen.26 Auch die unkonventionelle Geldpolitik der Europäischen 
Zentralbank in den letzten Jahren gehört dazu.

Ein wichtiges Symptom der Krise sind ferner die Suchprozesse 
in der EU selbst, deren bislang wichtigstes Ergebnis der Euro-
pean Green Deal von 2019 ist. Damit reagieren die herrschenden 
Kräfte auf die sozialen, ökonomischen und ökologischen Verwer-
fungen, aber auch – darum geht es im fünften Kapitel – auf die 
geopolitischen und -ökonomischen Veränderungen. Gramsci hat 
die Quintessenz eines solchen Versuchs in einem ganz anderen 
zeithistorischen Kontext klarsichtig erkannt: »Die traditionell 
führende Klasse […] wechselt Menschen und Programme aus 
und gewinnt die Kontrolle wieder«.27 

Hegemonie
In gewisser Weise können die Politiken der Europäischen Union, 
die verstärkte Ökologisierung von Produktion, Produkten und 
Konsum, aber auch viele gegenwärtige Politiken in China und den 
USA als Ausdruck einer passiven Revolution verstanden werden. 
Angetrieben wird sie vor allem durch die Führung wirtschaftli-
cher und politischer Repräsentant*innen: Sie treiben Initiativen, 
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Gesetze, Technologie- und Produktentwicklungen, Investitionen, 
die Organisation von Lieferketten, Standortentscheidungen und 
ähnliche Entwicklungen voran, mit denen der Produktionsap-
parat, die dazugehörigen Infrastrukturen und die Beschaffungs-
systeme reorganisiert werden sollen. Vieles davon wird gar nicht 
als Teil umfassender Strategien öffentlich verhandelt, sondern in 
unzähligen unternehmerischen Entscheidungen oder kleinteili-
gen staatlichen Politiken einfach umgesetzt.

Was würde all das für einen Grünen Kapitalismus bedeu-
ten? Unternehmen und Kapitalgruppen würden dafür in enger 
Kooperation mit der EU-Kommission und den Regierungen der 
einflussreichen EU-Länder ein kapitalistisches Wachstumspro-
jekt organisieren. Es würden also grün-kapitalistische Sektoren – 
Unternehmen beziehungsweise Teile von Unternehmen und Ver-
bänden – stärker werden. Die entsprechenden wirtschaftlichen 
und politischen Kräfte würden sich zunehmend gegen fossile 
durchsetzen. Damit würden starke Wachstumseffekte und Erfolge 
in der Weltmarktkonkurrenz einhergehen. Die andere Seite der 
Medaille – weitere Landnahme, Enteignung und Umweltzerstö-
rung – würde für die grünen Kapitalfraktionen nicht zum grö-
ßeren Problem werden. Ein solches grün-kapitalistisches Projekt 
würde auch von bislang fossilen Unternehmen der Automobil- 
oder der Energiebranche weitgehend mitgetragen, weil sie sich 
dort gewinnbringend einklinken könnten, oder aber Teile dieser 
Branchen würden wirtschaftlich und damit auch politisch irrele-
vant werden. 

Wie würden sich in einer solchen Konstellation Macht und 
Herrschaft entwickeln? Ein Grüner Kapitalismus ist Gramscis 
Hegemonie-Begriff zufolge vor allem dann möglich, wenn die 
Kernstrategien des Grünen Kapitalismus, also Dekarbonisierung 
und selektive Ökologisierung, in der Gesellschaft verankert und 
breit akzeptiert werden. Gramsci spricht hier von »organisier-
tem Konsens«, den der Staat verlangt und zu dem er erzieht.28 
Zustimmung zu den Umbauprozessen wird in den Unterneh-
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men und durch den Staat selbst aktiv geschaffen, aber auch in 
gesellschaftlichen Organisationen wie Medien, Unternehmens-
verbänden, Gewerkschaften oder Umweltverbänden, in Schulen 
und Hochschulen, Kirchen, formalisierten NGOs, Parteien, aber 
auch in gesellschaftlichen Institutionen wie der Familie. Die herr-
schenden Sichtweisen auf die Verhältnisse, Probleme, Krisen und 
Lösungsmöglichkeiten werden so vor allem von den politischen 
und wirtschaftlichen Eliten, in Zusammenarbeit mit Medien und 
Kulturschaffenden, vorgegeben – es ist eine Art top-down-Kul-
turwandel.

Die Umbaustrategien reichen also weit in die Gesellschaft 
hinein: »Zu diesem Zweck werden Kompromissmöglichkeiten 
ausgelotet, Bedürfnisse der Bevölkerung aufgegriffen und verän-
dert. Ein solches Projekt bietet den Subjekten handlungsleitende 
Deutungen der gesellschaftlichen Situation und der Verände-
rungsprozesse an und gibt ihnen so Orientierung.«29 Insofern geht 
es auch um die Integration relevanter Interessengruppen – ins-
besondere der Gewerkschaften und Sozialverbände – und brei-
ter Bevölkerungsteile in dem Sinne, dass sie materiell von solch 
einer Konstellation durchaus profitieren oder diese wenigstens 
als Versprechen auf eine bessere Zukunft begreifen.30 Das grün-
kapitalistische Wachstumsmodell wäre zumindest für Teile der 
Bevölkerung inklusiver, wenngleich damit höchstwahrscheinlich 
der Ausschluss anderer Teile und eine intensivere Ausbeutung 
anderer Weltregionen und der Natur einhergehen. Um Missver-
ständnisse zu vermeiden: Denkbar ist auch eine grün-kapitalis-
tische Umorientierung der Wirtschaft, die weitgehend autoritär 
von oben gesteuert wird und viele Menschen ausschließt. Dies 
wäre ebenfalls eine passive Revolution, aus der aber keine Hege-
monie im Sinne von Kompromissen zwischen den politischen 
und wirtschaftlichen Eliten und Zustimmung in der Bevölkerung 
und den jeweiligen Interessensverbänden resultierte.31

Egal, ob die Bevölkerung einbezogen wird oder nicht: In einer 
passiven Revolution werden die vorherrschenden Herrschafts-
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strukturen nicht angetastet. Im Gegenteil: Diese sollen gerade 
durch die ökologische Modernisierung gesichert werden. 

Wir unterscheiden in Bezug auf die mögliche Herausbildung 
eines Grünen Kapitalismus zwischen einer strategischen und 
einer strukturellen Dimension von Hegemonie.32 Die strategische 
Dimension besteht in der aktiven Herstellung von Konsens, also 
der Überzeugung der Bevölkerung, dass die von den Herrschen-
den angestrebten Veränderungen gut und sinnvoll sind. Mögli-
cherweise gelingt das auch nur in einigen Bereichen oder für einen 
Teil der Bevölkerung – das würden wir als »fragmentierte Hege-
monie« bezeichnen (siehe unten). Die strukturelle Dimension von 
Hegemonie basiert auf breit geteilten gesellschaftlichen Vorstellun-
gen im Alltag. Große Ungleichheiten und Ausbeutungsstrukturen 
werden durch Gewohnheit ganz praktisch und alltäglich gelebt 
und als alternativlos, ja quasi »natürlich«, wahrgenommen.33 

Der als »Fordismus« bezeichnete Nachkriegskapitalismus, 
mag hier als Veranschaulichung dienen. Er bestand aus einer 
bestimmten Organisation des (Massen-)Produktionsprozesses 
und der Lohn- und Reproduktionsarbeit sowie der Durchsetzung 
einer damit korrespondierenden (Massen-)Konsumnorm, die vor 
allem in den Gesellschaften des globalen Nordens sozialstaatlich 
eingebettet und Teil einer imperialen internationalen Arbeits-
teilung waren.34 In der Gesellschaft wurde damals ein Konsens 
darüber hergestellt, dass diese Art der Organisation von Arbeit 
sinnvoll sei, da sie für die Bevölkerung ein Leben in materiel-
lem Wohlstand sichere – oder zumindest die Möglichkeit dafür 
eröffne. Gleichzeitig gewöhnten sich die Menschen im globalen 
Norden daran, in einer Welt zu leben, in der Rohstoffe und bil-
lige Arbeitskräfte aus weit entfernten Teilen der Erde kamen, sie 
selbst an Fließbändern schufteten und mit dem Lohn sehr viele 
vergleichsweise billige Konsumgüter kauften, die ihren Alltag 
leichter machten (oder dies zumindest in der Werbung verspra-
chen). Diese Art zu leben etablierte sich bald so sehr, dass sie 
den Menschen als normal erschien – Gramsci sprach schon in 
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den 1930er-Jahren von einem »neuen Menschentyp«, der eine 
»psycho-physische Anpassung an die neue industrielle Struktur«35 
des Fordismus durchlief. 

Durch die herrschende Orientierung an einer bestimmten 
Lebensweise – an Konsummustern, Vorstellungen eines ange-
messenen Einkommens, von Arbeitsteilung, Arbeitsformen und 
Arbeitsdisziplin – wird die kapitalistisch-imperiale Produktions-
weise in den Alltagspraxen und dem Alltagsverstand der Men-
schen verankert. Auch strukturell ungleiche soziale Verhältnisse 
zwischen Klassen, Geschlechtern, dem globalen Süden und dem 
globalen Norden sowie rassifizierte Verhältnisse gewinnen ihre 
Stabilität und Dauerhaftigkeit gerade dadurch, dass sie in den 
Alltagsverhältnissen normalisiert und in hegemonialen Diskur-
sen legitimiert werden: Ausbeutung im kapitalistischen Produk-
tionsprozess erscheint als freiwilliges Vertrags- oder zumindest 
als legitimes Unterordnungsverhältnis zwischen »Arbeitgeber« 
und »Arbeitnehmer«, Aneignung unbezahlter Reproduktions-
arbeit (meist von Frauen verrichtet) als normal, neokoloniale 
Ungleichheit im Nord-Süd-Verhältnis als notwendiges Resultat 
kultureller Differenzen. Entscheidend ist dabei, dass Hegemonie 
einen materiellen Kern hat, die Verhältnisse also praktisch lebbar 
und akzeptiert sein müssen. Hegemonie ist entsprechend in der 
Produktions- und Arbeitswelt verankert und damit in den alltäg-
lichen sozialen Praxen auch der Lohnabhängigen.36 

Den Grünen Kapitalismus in diesem Sinne zu durchleuchten 
bedeutet, auf den umkämpften und prekären Charakter seiner 
Herausbildung hinzuweisen. Aus unserer Sicht handelt es sich bis-
lang nicht um ein umfassendes hegemoniales Projekt, also um eine 
neue Entwicklungsweise in den Ländern des globalen Nordens 
unter Führung des Staates und von grünen Kapitalfraktionen 
sowie unter Einbindung relevanter Teile der Regierten. 

Wir würden den Grünen Kapitalismus deshalb als ein Hege-
monieprojekt bezeichnen, das in der Krise des Neoliberalismus 
mit anderen Hegemonieprojekten konkurriert (etwa mit einem 
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rechtsautoritären – siehe Kapitel 6).37 Allerdings sind die hege-
monialen Potenziale eines Grünen Kapitalismus begrenzt. Das 
hängt auch an der Neuartigkeit der Krisensituation: Wir haben es 
nicht nur mit der großen Krise des Neoliberalismus und mit geo-
politischen Spannungen zu tun, die eher zunehmen als erfolgreich 
bearbeitet zu werden. Ein entscheidendes Merkmal der gegen-
wärtigen Krisensituation, die diese von den großen Krisen frühe-
rer Stadien des Kapitalismus unterscheidet, ist die fundamentale 
Störung des gesellschaftlichen Stoffwechsels mit der Natur. Diese 
lässt sich, so unser Argument, auch unter grün-kapitalistischen 
Vorzeichen kaum mehr hegemonial bearbeiten. Was wir allen-
falls erwarten können, ist eine selektive, räumlich und zeitlich 
begrenzte ökologische Modernisierung mit dem Ergebnis einer 
»fragmentierten Hegemonie«, also eines partiellen Konsenses 
innerhalb der Gesellschaf﻿﻿﻿﻿ten des globalen Nordens, der – letzt-
lich mit geringen Erfolgsaussichten – gegen die Verlierer*innen 
im globalen Süden und globalen Norden zu verteidigen versucht 
wird.38 In den kommenden Jahren wird sich deshalb die Frage 
stellen, ob der Kapitalismus die Grenze seiner Stabilisierungs-
möglichkeit bereits überschritten hat.

Im Folgenden machen wir mit dem European Green Deal eine 
supranationale staatliche Strategie zum Ausgangspunkt unserer 
Analyse des Grünen Kapitalismus. Wir konzentrieren uns auf die 
staatlichen Politiken, weil die ökonomisch herrschenden Kapital-
fraktionen von sich heraus nicht in der Lage sind, ein Hegemo-
nieprojekt zu formulieren und durchzusetzen, denn sie verfol-
gen zuallererst ihr eigenes partikulares Interesse und stehen in 
Konkurrenz zueinander.39 Die EU in Form der Kommission, des 
Ministerrats oder des Parlaments, ist auch deshalb wichtig, weil 
die nationalen Machtblöcke – etwa jene Deutschlands und Frank-
reichs – selbst in Konkurrenz zueinander stehen. »Gemeinsame 
europäische Interessen« müssen aktiv und durch Kompromisse 
hindurch formuliert werden, an denen Unternehmensverbände, 
Gewerkschaften, Denkfabriken oder NGOs beteiligt sind. 
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Die wesentlichen Aushandlungsprozesse finden deshalb auf 
staatlichem Terrain und mittels des Staates statt. Auch die Euro-
päische Union fassen wir in dem dargestellten Sinne als Form 
von Staatlichkeit beziehungsweise als Ensemble von Staatsappa-
raten, die eng mit der nationalstaatlichen Ebene verbunden sind.40 
Nicht selten sind es staatliche Akteure, die wichtige Veränderun-
gen gerade auch gegen bestimmte Kapitalfraktionen durchsetzen, 
die also die Reproduktion der kapitalistischen Produktionsweise 
gewährleisten, indem sie den Interessen von Einzelkapitalen zuwi-
derhandeln beziehungsweise diese transformieren. Sie schaffen 
die Erwartungssicherheit, die sowohl für Investitionen als auch 
für die Zustimmung seitens der Subalternen unabdingbar ist. Für 
diese Zwecke mobilisieren die Staaten der kapitalistischen Zentren 
die ihnen eigenen enormen finanziellen, rechtlichen, administ-
rativen und Wissensressourcen. Die Rolle des Staates oder von 
Staatengebilden wie der EU nimmt gerade angesichts der Krise des 
Neoliberalismus, der sich zuspitzenden ökologischen Krise und 
zunehmender geopolitischer und -ökonomischer Konkurrenz zu. 

Greening the Empire?  
Der European Green Deal

Dass die herrschende Politik zunehmend auf die Klimakrise 
reagiert, zeigt sich insbesondere beim European Green Deal 
(EGD), den die Europäische Kommission im Dezember 2019 
präsentierte. Der EGD wurde in den letzten Jahren zur neuen 
Leiterzählung und zum zentralen Rahmen für vielfältige Pro-
gramme und Strategien in Europa.41 Im Kern geht es darum, die 
CO2-Emissionen in der EU bis 2030 um 55 Prozent im Vergleich 
zu 1990 zu reduzieren. Dafür muss, so die Selbstbeschreibung, 
nichts Geringeres geschehen, als die EU »zu transformieren«. Der 
EGD sei eine Antwort auf die entscheidende Aufgabe unserer 
Zeit, nämlich »die Bewältigung klima- und umweltbedingter Her-
ausforderungen«. Es handle sich »um eine Wachstumsstrategie, 
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mit der die EU zu einer fairen und wohlhabenden Gesellschaft 
mit einer modernen, ressourceneffizienten und wettbewerbsfä-
higen Wirtschaft werden soll, in der im Jahr 2050 keine Netto-
Treibhausgasemissionen mehr freigesetzt werden und das Wirt-
schaftswachstum von der Ressourcennutzung abgekoppelt ist.«42

Dafür soll es zum einen massive öffentliche Investitionen 
geben, zum anderen sollen die Bemühungen intensiviert werden, 
»privates Kapital in Klima- und Umweltmaßnahmen zu lenken 
und gleichzeitig die Abhängigkeit von nicht nachhaltigen Prak-
tiken zu vermeiden«.43 Zentral seien der Aufbau einer Kreislauf-
wirtschaft, ein Umbau der Industrie, der Ausbau erneuerbarer 
Energien, nachhaltiges Bauen, die nachhaltige Gestaltung von 
Mobilität, Landwirtschaft und Ernährungssystemen sowie der 
Erhalt der biologischen Vielfalt und eine schadstofffreie Umwelt. 
Ein »gerechter Übergang« solle »niemanden zurücklassen«. Dazu 
werden Ziele wie soziale Inklusion und der Schutz schwächerer 
Bevölkerungsteile formuliert. Über den »Mechanismus für einen 
gerechten Strukturwandel« (just transition) sollen bis 2027 etwa 
100 Milliarden Euro an privatem und öffentlichem Kapital für 
Regionen mobilisiert werden, die vom ökologischen Struktur-
wandel besonders betroffen sind, etwa solche, in denen der Koh-
lebergbau dominiert.44

Der grundlegende Ton des EGD ist trotz der dramatischen 
Klimakrise optimistisch. Die EU-Kommission geht davon aus, 
dass die Bearbeitung der Krise zum einen neue Geschäftsfelder 
und »grüne« Wachstumsmöglichkeiten erschließen und zum 
anderen die moralische Überlegenheit der EU beweisen kann. 
Europa als »erster klimaneutraler Kontinent« – das ist ein häufig 
verwendeter Slogan.

Werfen wir kurz einen Blick auf den historischen Kontext 
des EGD. Unter José Manuel Barroso, Präsident der EU-Kom-
mission von 2004 bis 2014, wurde die neoliberale Politik in der 
EU vorangetrieben.45 So sollten laut Maastricht-Vertrag von 
1992 etwa das jährliche Haushaltsdefizit eines Mitgliedsstaats 
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maximal drei Prozent und die staatliche Verschuldung maxi-
mal 60 Prozent des Bruttoinlandsprodukts betragen. Der 1997 
geschaffene und seitdem mehrfach verschärfte »Stabilitäts- und 
Wachstumspakt« sah bei Nichteinhaltung der Maastricht-Krite-
rien Sanktionen etwa in Form von Geldstrafen vor. Es bildete 
sich ein »autoritärer Krisenkonstitutionalismus« heraus, der 
die innereuropäischen Ungleichheiten eher vergrößerte und 
Desintegrationstendenzen förderte.46 Überragendes Kriterium 
war der Erhalt oder die Herstellung der Wettbewerbsfähigkeit 
der europäischen Wirtschaft. Treibende politische Kräfte dieser 
neoliberalen Wettbewerbsorientierung waren die deutsche 
Bundesregierung und die von der neoliberalen Orientierung 
profitierenden Unternehmen.47

Klima- und Umweltpolitik waren zu dieser Zeit wenig ambi-
tioniert. Das änderte sich, als die Klimakrise immer deutlicher 
wurde und damit das gesellschaftliche Unbehagen sowie die 
Bewegungen für Klimagerechtigkeit zunahmen. Darauf reagier-
ten die Regierungen, mit der EU als treibender Kraft, etwa mit 
dem Pariser Klimaabkommen von 2015.48 Ein weiterer wichtiger 
Grund für die mit dem EGD anvisierten weitreichenden Verän-
derungen war die zunehmende geopolitische und -ökonomische 
Konkurrenz (siehe Kapitel 5). 

Umgekehrt ist der EGD selbst ein Baustein der globalen Poli-
tik der EU.49 In den letzten Jahren wurden verstärkt Projekte for-
muliert, mit denen die EU und ihre Unternehmen stärker im glo-
balen Wettbewerb positioniert werden sollen. Nach innen hat die 
EU etwa die strikten Regeln des Beihilferechts für den internen 
Wettbewerb gelockert und setzt nun stärker auf Kooperation.50 
Über Industriepolitiken sollen vor allem strategische Sektoren 
wie die Produktion von Batterien oder Mikroelektronik stärker 
in Europa verankert werden. Dies ist ein großer Unterschied zur 
EU-Integration früherer Jahre, als es vor allem um Wettbewerbs- 
und weniger um Industriepolitik ging; auch die EU-Fusionskon-
trolle beim Zusammenschluss potenziell marktbeherrschender 
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Unternehmen wurde aufgeweicht.51 Nicht zuletzt hat die Kontrolle 
über ausländische Direktinvestitionen – etwa im Bereich kriti-
scher Infrastruktur, im Rohstoffsektor oder in der Telekommuni-
kation (5G-Standard) – zugenommen.52 Der EGD fügt sich damit 
auch in eine Tendenz staatlicher Politik ein, die Daniela Gabor 
als »derisking« bezeichnet: Die öffentliche Hand übernimmt die 
Risiken der privaten Unternehmen.53

Ein jüngeres Element der EU-Politik sind die sogenannten 
»Vorhaben von gemeinsamem europäischen Interesse« (engl. 
IPCEI)54, mit denen die EU-Kommission forschungs- und ent-
wicklungsintensive Produkte und Produktionsprozesse mit 
öffentlichen Geldern fördert. Diese Vorhaben wurden unter 
anderem in den Bereichen Mikroelektronik (2018), Batteriezellen 
(2018), Cloud-Technologie sowie Wasserstofftechnologie (beide 
2021) aufgelegt, wobei vor allem die großen Firmen profitieren. 
Die Rolle des Staates und der europäischen Bürokratie wird damit 
in Bereichen wie der Industrie-, Technologie- oder Außenwirt-
schaftspolitik aufgewertet. Die Implementierung des EGD erfolgt 
in enger Kooperation zwischen Spitzenpolitik, Bürokratie und 
Unternehmensmanagement. 

Nach außen hin werden diese Politiken durch eine aktive 
Handelspolitik ergänzt, insbesondere in Form von bilateralen 
Abkommen wie dem mit der lateinamerikanischen Wirtschafts-
organisation Mercosur, in der Definition von technischen und 
administrativen Standards und Normen und in der Kontrolle von 
Auslandsinvestitionen, Infrastrukturen und Technologien.55

Vor den IPCEIs hat bereits 2017 die strategische Neuausrich-
tung der Batterieproduktion mit der »Europäischen Batterieal-
lianz« begonnen. Sie wurde von der EU-Kommission gemein-
sam mit einzelnen Ländern – insbesondere den Regierungen 
Deutschlands und Frankreichs –, Unternehmen (vor allem aus 
der Autobranche) und Forschungseinrichtungen gegründet. Den 
damaligen Plänen zufolge sollten bis zum Jahr 2025 Batteriezellen 
für sieben bis acht Millionen Elektroautos in Europa produziert 
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werden, um die »strategische Autonomie« – der Begriff wird seit 
2016 immer häufiger verwendet – gegenüber dem bislang den 
Weltmarkt dominierenden China zu erhöhen.56 Es sollten 15 Mil-
liarden Euro investiert und dafür die EU-Beihilferegeln gelockert 
werden. Benötigt werden schätzungsweise 800.000 qualifizierte 
Beschäftigte.57 

Die EU reagiert damit auf die Krise der europäischen, vor 
allem auch der deutschen Autokonzerne, die im Gegensatz zu 
US-amerikanischen und chinesischen Unternehmen den recht-
zeitigen Einstieg in die Elektrifizierung und Digitalisierung der 
Automobilität verpasst haben und ihren Wettbewerbsnachteil 
nun teilweise durch joint ventures mit Batteriezellen-Herstellern 
aus China zu kompensieren versuchen. Das ist eine Umkehrung 
der lange Zeit vorherrschenden chinesischen Praxis, die Techno-
logieentwicklung über joint ventures mit europäischen Unterneh-
men voranzutreiben.58 

Übergeordnetes Ziel ist es, die europäischen Unternehmen 
besonders im Hightech-Bereich besser in den globalen Wert-
schöpfungsketten zu positionieren und bestimmte Produktions-
schritte nach Europa zurückzuholen.59 Dabei geht es auch um die 
Beschaffung »strategischer« und »kritischer« Rohstoffe sowie der 
Vorprodukte wie Halbleiter, die derartige Rohstoffe enthalten, so-
wie um »kritische« Infrastrukturen, die für die Aufrechterhaltung 
essenzieller gesellschaftlicher Funktionen wie des Gesundheitswe-
sens nötig sind. Die EU-Kommission schätzt, dass sich die globale 
Nachfrage nach Rohstoffen von 79 Milliarden Tonnen im Jahr 2023 
auf 167 Milliarden Tonnen im Jahr 2060 verdoppeln könnte. »Der 
weltweite Wettbewerb um Ressourcen wird im kommenden Jahr-
zehnt immer härter werden. Die Abhängigkeit von kritischen Roh-
stoffen könnte bald die heutige Abhängigkeit vom Öl ersetzen.«60 

Die partielle Abkehr von der neoliberalen Austeritätspolitik, 
die sich im EGD Ende 2019 bereits andeutete, verstärkte sich 
im Zuge der Pandemie ab März 2020. Das Bruttoinlandspro-
dukt in der EU ging im Jahr 2020 um 6,5 Prozent zurück, am 
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stärksten in Spanien mit über 12 Prozent. Im Dezember 2020 
wurde ein EU-Rettungspaket (Recovery Plan for Europe) über 
750 Milliarden Euro geschnürt, die zum Teil als Kredite zur 
Verfügung gestellt wurden. 37 Prozent davon sollten in Klima-
schutzmaßnahmen gehen, so wie sie vom EGD ein Jahr vorher 
geplant worden waren. Im Juli 2021 konkretisierte die EU-Kom-
mission den EGD weiter durch das Programm »Fit for 55«. Das 
übergeordnete Ziel des EGD, bis 2030 die CO2-Emissionen im 
Vergleich zum Jahr 1990 um 55 Prozent zu reduzieren, soll mit 
ausgeweiteten Maßnahmen in Bereichen wie Emissionshandel, 
Gebäudeeffizienz und erneuerbare Energien erreicht werden. 
Ein CO2-Grenzausgleichssystem soll etwaige Nachteile emis-
sionshandelspflichtiger europäischer Unternehmen gegenüber 
ihren außereuropäischen Konkurrenten kompensieren und das 
Abwandern von emissionsintensiven Unternehmen in Drittstaa-
ten (»carbon leakage«) verhindern.61 

Die Pandemie entblößte die Fragilität globaler Wertschöp-
fungsketten und die Importabhängigkeit der EU bei bestimmten 
Produkten. Auch darauf reagiert die EU mit dem Bemühen um 
»strategische Autonomie«, also um geringere Abhängigkeiten bei 
Rohstoffen und strategischen Industriesektoren von einzelnen 
Ländern wie China. Die angestrebte Versorgungssicherheit hängt 
bei den meisten Rohstoffen nicht von ihrem physischen Vorkom-
men ab, sondern von einem gesicherten Zugang zu einem aus Sicht 
der Nutzer angemessenen Preis. Die EU hat inzwischen 34 Roh-
stoffe zu »kritischen« beziehungsweise »strategischen« erklärt. 
Dazu gehören Kupfer, Nickel, Kobalt, Lithium, natürlich vorkom-
mendes Graphit, Seltene Erden und Bauxit.62 Die Herkunftsorte 
sind bei einigen Metallen sehr eingeschränkt: Aktuell kommen 
100 Prozent der »schweren« Seltenen Erden und 85 Prozent der 
»leichten« Seltenen Erden für die EU aus China, 79 Prozent des 
Lithiums kommen aus Chile. Diese monopolartigen Lieferketten 
enthalten das Potenzial für vielfältige Spannungen und Transfor-
mationskonflikte innerhalb der EU und auf internationaler Ebene.
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Grüner und fossiler Kapitalismus

Der EGD ist Ausdruck der Bemühungen, das Projekt des Grü-
nen Kapitalismus gemeinsam mit »grünen« Kapitalfraktionen 
und »grünen« Unternehmensstrategien voranzutreiben. Es han-
delt sich um eine passive Revolution im Sinne Gramscis, denn 
durch den EGD sollen die Dynamik und Legitimität der kapita-
listischen Produktionsweise in einer akuten Krisensituation wie-
derhergestellt werden.63 Der Bevölkerung wird signalisiert, dass 
die EU-Kommission, die Regierungen und die Parlamente die 
Dringlichkeit der ökologischen Krise ernst nehmen. Der EGD 
und die einzelnen Maßnahmen zu seiner Umsetzung passen die 
Veränderungen in die bestehenden Machtstrukturen ein und 
versuchen, diese in einigen Bereichen zu ökologisieren. Man 
könnte den EGD als zentralen Baustein einer hegemonialen Ver-
allgemeinerung öko-kapitalistischer Strategien verstehen. Die EU 
verabschiedet sich damit partiell von einer lange Zeit dominanten 
neoliberalen Orientierung. 

Angesichts der Klimakrise, zunehmender internationaler 
Konkurrenz um zentrale Technologien sowie einer bedrohli-
chen, auch durch die Austeritätspolitik bewirkten Deindustria-
lisierung in den südeuropäischen Mitgliedstaaten scheint sich 
in der Industriepolitik eine staatsinterventionistische Wende 
zu vollziehen.64 Das ist keineswegs widerspruchsfrei, denn die 
industriepolitisch erforderlichen Investitionen des Staates ste-
hen im Gegensatz zu einer nach wie vor neoliberal ausgerich-
teten Wettbewerbspolitik und einer Fiskalpolitik, deren Hand-
lungsmöglichkeiten durch den Stabilitäts- und Wachstumspakt 
sowie durch den Fiskalpakt beschränkt werden.65 Allerdings sind 
diese Regelungen und ihre nationale Umsetzung in Gestalt von 
verfassungsrechtlich verankerten Schuldenbremsen angesichts 
der enormen Investitions- und Kriseninterventionserforder-
nisse in die Kritik geraten. Selbst in Deutschland – lange Zeit 
ein Widersacher einer aktiveren europäischen Industriepolitik –  



Grüner Kapitalismus  115

werden jene gesellschaftlichen und politischen Kräfte stärker, 
die eine solche Politik für nötig halten.66 In Ländern wie Frank-
reich wurde ein »Ministerium für den ökologischen Übergang 
und den territorialen Zusammenhalt« gebildet, in Spanien ein 
»Ministerium für den ökologischen Umbau«. Strategien zur Stär-
kung der Kreislaufwirtschaft werden formuliert. Beschäftigte und 
Gewerkschaften könnten ein wachsendes Interesse an »grünen« 
Jobs in den entsprechenden Branchen haben. Zudem gibt es stark 
entwickelte Klimadiskurse und ein Klimabewusstsein in Wissen-
schaft und Bevölkerung. 

Das führt zu erheblichen Konflikten und entsprechend wird 
der EGD insbesondere von »fossilen« Kapitalfraktionen attackiert 
oder instrumentalisiert.67 Denn neben dem Hegemonieprojekt 
des Grünen Kapitalismus gibt es auch eines der weitgehenden 
Erhaltung der fossilen Wirtschaft. Und es spricht einiges dafür, 
dass auch dieses aktuell stärker wird. Christian Zeller weist darauf 
hin, dass die Profite bislang vor allem in den fossilen Sektoren 
hoch sind, weniger im Bereich der erneuerbaren Energien. Das 
wurde besonders befeuert durch die steigenden Energiepreise 
im Zuge des russischen Krieges gegen die Ukraine und die im 
Anschluss daran verhängten Sanktionen:

»ExxonMobil, Shell, Chevron, TotalEnergies und BP konnten 2022 
ihre Profite jeweils mehr als verdoppeln und erzielten zusammen 
einen Überschuss in der Höhe von 200 Milliarden USD. Exxon-
Mobil setzte sich mit einem Profit von 59,2 Milliarden USD als 
Branchenprimus durch. Shell erzielte den höchsten Profit der 
115-jährigen Unternehmensgeschichte.«68 

Auch die Investitionen in die Förderung und den Vertrieb fossiler 
Energieträger haben deutlich zugenommen; damit werden Ent-
wicklungspfade auf Jahre festgeschrieben. Im Juli 2023 kündigte 
die britische Regierung an, die Förderung von Erdöl und Erdgas 
in der Nordsee deutlich zu intensivieren. 
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Dennoch gehen wir davon aus, dass zumindest mittelfristig 
die Kräfte in Richtung einer ökologischen Modernisierung stärker 
werden. Umso wichtiger ist es, neben den Potenzialen auch auf 
die Probleme dieses Projekts hinzuweisen.

Ein Hauptproblem besteht darin, dass de facto die Dekarboni-
sierung der europäischen Wirtschaft bis 2050 mit einem enormen 
Anstieg des Verbrauchs von Rohstoffen einhergeht. Zwar wird im 
EGD suggeriert, dass erneuerbare Energie im Überfluss vorhan-
den sei. Dabei wird jedoch übergangen, dass die technischen Sys-
teme zu ihrer Produktion und Distribution fossile Energieträger 
und andere Rohstoffe wie Stahl, Zement und Seltene Erden benö-
tigen.69 In einer Studie mit zwei Szenarien kalkulieren der Verband 
Eurometaux und die Uni Leuven, dass für eine Dekarbonisierung 
bis 2050 der globale Verbrauch an Aluminium im Vergleich zu 
2020 um 43 Prozent, an Nickel um 168 Prozent, an Kupfer um 
51 Prozent und an Kobalt um 403 Prozent zunehmen wird.70 In 
Bezug auf Lithium stellt eine Foresight-Studie von 2023 für die EU 
fest, dass für Batterien in der EU die Lithiumnachfrage zwischen 
2020 und 2030 um den Faktor 12 steigen wird, bis 2050 um den 
Faktor 21. Global soll die Nachfrage um den Faktor 18 bis 2030 
und um den Faktor 90 bis 2050 steigen.71 Denn auch der Übergang 
zur Elektro-Automobilität ist nicht nur energie-, sondern auch 
rohstoffintensiv.72 Und so wichtig der rasche Ausbau der Produk-
tion erneuerbarer Energien ist, so sehr müssen diese Zielkonflikte 
berücksichtigt werden.

Das Außen des Grünen Kapitalismus

Der EGD und die sich daran anschließenden Politiken sehen vor, 
dass über »Energie-Diplomatie« und »Rohstoff-Partnerschaf-
ten« die Verfügbarkeit von Energieträgern und Rohstoffen für 
die europäische Wirtschaft gesichert werden soll. Die Absiche-
rung des Zugangs zu Rohstoffen und Energie ist Bestandteil der 
europäischen Strategien zur Liberalisierung des Außenhandels. 
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Die materiellen Folgen der Dekarbonisierung der europäischen 
Wirtschaft werden im EGD als geopolitische Risiken und Her-
ausforderungen gerahmt. Diana Vela Almeida und Kolleg*innen 
sprechen nach einer eingehenden Analyse vieler EU-Strategie-
papiere in diesem Zusammenhang von einem »greening« des 
europäischen Imperiums. Sie kritisieren unter anderem die ein-
seitige Interessendurchsetzung bei der Beschaffung von Rohstof-
fen und Energieträgern aus Ländern des globalen Südens für die 
Dekarbonisierung in Europa.73 

Der EGD beinhaltet die Weiterführung eines Wirtschaftsmo-
dells, das auf Externalisierung beziehungsweise Verschiebung der 
Kosten in Länder des globalen Südens und an die europäische 
Peripherie basiert.74 Insofern gibt es eine starke Kontinuität des 
grün-kapitalistischen Projekts zu früheren Entwicklungsphasen 
des Kapitalismus. Beispielhaft dafür steht die bereits erwähnte 
EU-Verordnung zu kritischen Rohstoffen (CRMA). Sie beinhaltet 
zwar durchaus ein Einsparziel: Die Rohstoffimporte sollen um 
zehn Prozent reduziert werden. Aber sie sieht eben auch vor, den 
Zugang zu kritischen Rohstoffen in anderen Ländern zu sichern 
und zu diversifizieren.75 

Zudem präsentiert sich die EU in der angestrebten ökologi-
schen Modernisierung positiv als »moralische Interventionskraft« 
und »globale Verwalterin« eines Allgemeininteresses, nämlich des 
erfolgreichen Kampfes gegen den Klimawandel. Dabei versucht 
sie, globale Standards zu setzen und neue Märkte zu schaffen – oft 
im Interesse der eigenen Unternehmen. Das zeigt sich auch in der 
Annahme, dass vor allem eurozentrisches und wissenschaftlich-
technokratisches Wissen dafür geeignet sei, die als grundsätzlich 
lösbar erachteten Probleme anzugehen.76 Mit einem geflügelten 
Wort des Entwicklungsforschers Wolfgang Sachs aus den 1990er-
Jahren ließe sich sagen: »Wie im Westen, so auf Erden.«77 Insofern 
steht der EGD für eine Kontinuität in Sachen Rohstoffkolonialis-
mus.78 Die hohen Investitionen in erneuerbare Energien und die 
rasche Entwicklung der dazugehörigen Infrastrukturen wie etwa 
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Hochleistungs-Stromtrassen führen zu einer »infrastrukturellen 
Kolonisierung«.79 Auf der internationalen Ebene treibt die Kom-
mission zudem nicht nur Freihandelspolitiken voran, sondern 
stärkt auch den Grenzschutz und das Budget für EU-externe Mili-
täroperationen.80 

Festhalten lässt sich also, dass Teile der wirtschaftlichen und 
politischen Eliten eine Dekarbonisierung der Weltwirtschaft und 
insbesondere der Wirtschaften des globalen Nordens sowie Chi-
nas durchaus als notwendig erachten. Das grün-kapitalistische 
Projekt kann sich folglich auf relevante gesellschaftliche Kräfte 
und Orientierungen stützen. Denn es stellt die Wachstumslo-
gik nicht infrage und suggeriert, dass die ökologische Krise mit 
der versöhnlerischen Zauberformel des Kapitalismus bearbeitet 
werden kann: Wirtschaftswachstum – nun eben »grün«. Zudem 
wird konkret mit der Umsetzung des EGD angestrebt, die impe-
riale Lebensweise und damit die systematische Ausbeutung eines 
Außen zu vertiefen. Auch das stößt weiterhin auf Zustimmung bei 
den wirtschaftlichen und politischen Eliten und in weiten Teilen 
der Bevölkerung. Ob das aber reicht, um den Krisen zu entgehen, 
ist fraglich.

Die Fragilität des grün-kapitalistischen 
Krisenmanagements81

Wir haben gezeigt: Der Grüne Kapitalismus wird in Form einer 
passiven Revolution vorangetrieben. Man könnte ihn dahinge-
hend verstehen, dass er die Widersprüche der imperialen Lebens-
weise entpolitisiert und auf eine eher technokratische Weise zu 
bearbeiten versucht. Die relevanten politischen und wirtschaft-
lichen Kräfte des Hegemonieprojekts Grüner Kapitalismus versu-
chen, die künftigen Bedingungen der Kapitalakkumulation durch 
eine ökologische Modernisierung zu gewährleisten und dafür 
die politischen Rahmenbedingungen zu sichern. Gleichzeitig 
intensivieren sie die Bemühungen, den Zugriff auf ein Außen zu 
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organisieren, insbesondere auf Rohstoffe und Vorprodukte, aber 
auch auf die globalen Senken. Der EGD steht exemplarisch für 
ein solches Projekt. Die nationalen Staaten und das europäische 
Ensemble der Staatsapparate übernehmen hier eine organisie-
rende Funktion im Hinblick auf die Konfliktbearbeitung und die 
Bildung von Kompromissen zwischen den dominanten Akteuren 
und gegenüber den Regierten. 

Das große Problem ist jedoch, dass der Grüne Kapitalismus 
nur über geringe hegemoniale Potenziale verfügt. Es dominieren 
Probleme und Widersprüche, die sich kaum bearbeiten lassen. 
Der ökonomische Umbau beschränkt sich auf Teilbereiche und 
seine ökologischen Wirkungen drohen durch das angestrebte 
Wirtschaftswachstum konterkariert zu werden. 

Der erste Widerspruch liegt daher im Akkumulations- und 
Wachstumszwang begründet: Im Kapitalismus kann Stabilität nur 
geschaffen werden, wenn die Wirtschaft wächst und Kosten in 
Zeit und Raum externalisiert werden können. Daher steht und 
fällt das Vorhaben, die ökologische Krise mit kapitalistischen 
Mitteln in den Griff zu kriegen, mit der Möglichkeit, ökonomi-
sches Wachstum absolut vom Ressourcenverbrauch und von der 
Nutzung natürlicher Senken zu entkoppeln. Vieles deutet darauf 
hin, dass diese Möglichkeit schlicht nicht existiert. Zwar lässt sich 
durchaus beobachten, dass es bezogen auf einzelne Regionen, 
Länder und ökologische Belastungen zu absoluten Entkopplun-
gen kommt, etwa bei der Gewässerverschmutzung oder bei den 
Treibhausgasemissionen. So gingen Letztere in der EU zwischen 
1990 und 2021 um fast 29 Prozent zurück, in Deutschland um 
fast 40 Prozent, in Österreich um zwei Prozent.82 Teilweise ist 
das jedoch auf die Auslagerung von besonders energieintensiven 
industriellen Aktivitäten zurückzuführen, die die Bilanz des einen 
Landes zu Lasten anderer Länder schönt. Zudem ist das Tempo 
der absoluten Entkopplung, dort, wo sie stattfindet, nicht hin-
reichend, um die Klimakrise in einem beherrschbaren Rahmen 
zu halten, ganz zu schweigen davon, dass es im globalen Maßstab 
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keinerlei Anzeichen für eine absolute Entkopplung des Wirt-
schaftswachstums von der Naturzerstörung gibt.83

Ein zweiter zentraler Widerspruch der grün-kapitalistischen 
Modernisierung bleibt die Rohstofffrage. Die Schaffung der Inf-
rastrukturen und Produkte eines Grünen Kapitalismus ist ener-
gie- und materialintensiv. Vor allem der Bedarf an Metallen wird 
zunehmen, wenn der Ausbau erneuerbarer Energien und der 
Elektroautomobilität forciert wird. Damit droht sich, das füh-
ren wir im nächsten Kapitel aus, die internationale Konkurrenz 
zwischen den kapitalistischen Staaten beziehungsweise Staaten-
blöcken um strategische und kritische Rohstoffe zu verschärfen. 
Es besteht die Gefahr, dass ressourcenreiche Länder des globalen 
Südens die sozial-ökologischen Kosten zu tragen haben, die die 
Dekarbonisierung des globalen Nordens verursacht. Die kapita-
listische Ökonomie ist auf ein Außen angewiesen und tendiert 
gleichzeitig systematisch dazu, es durch Aneignung zu zerstören. 
In dem Maße aber, wie das Außen verschwindet, zerstört wird, 
sich erschöpft oder aber – wie im Falle des Staates – strukturell 
in seinen Problembearbeitungsmöglichkeiten begrenzt, geht der 
Kapitalakkumulation die Existenzgrundlage verloren.

Drittens werden grün-kapitalistische Strategien dauerhaft 
damit konfrontiert sein, dass ökologische Katastrophen disrup-
tiv in gesellschaftliche Prozesse hereinbrechen und die Bearbei-
tung der ökologischen Krise wie auch anderer Krisenphänomene 
ungleich schwerer machen als in der Vergangenheit. Insofern 
kann immer weniger von mittelfristiger wirtschaftlicher und 
politischer Stabilität in den Ländern des globalen Nordens aus-
gegangen werden – in vielen Ländern des globalen Südens war 
eine dem Norden vergleichbare Stabilität historisch ohnehin die 
Ausnahme. Die Unmöglichkeit, die konkreten Erscheinungs-
formen der Krise vorherzusagen sowie zeitlich und räumlich zu 
lokalisieren, aber auch die zu erwartenden sozialen Verwerfungen 
machen jede Form der technokratischen und/oder autoritären 
Krisenbearbeitung zu einer höchst fragilen Angelegenheit. Nicht 
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zuletzt die Sommer 2022 und 2023 haben gezeigt, dass die EU-
Staaten unzureichend auf punktuelle Kollapse vorbereitet sind. 
Außerdem werden aufgrund von ökologischen Katastrophen 
die Reparaturkosten, die nicht gerade wohlstandssteigernd sind, 
steigen. Die Politik droht hier immer wieder in Legitimations-
probleme zu geraten, weil sie für milliardenschwere Reparaturen 
finanzielle Mittel bereitstellen muss, die für andere Verwendun-
gen fehlen. 

Viertens sind die Politiken des (supranationalen) Staates im 
Zuge einer öko-kapitalistischen Modernisierung notwendiger-
weise selektiv. Der Staat ist, darauf haben wir bereits in der Ein-
leitung hingewiesen, kein neutraler Akteur und kein neutrales 
Terrain. Er ist in seinen Politiken, seinem Personal und seiner 
Logik darauf ausgerichtet, die Bedingungen für Akkumulation, 
Wachstum und Wettbewerbsfähigkeit zu schaffen und dabei 
Legitimität zu sichern. Viele Konflikte werden in den Staatsappa-
raten und ihrem Umfeld ausgetragen. Dabei verbleiben staatliche 
Politiken in einem gewissen Korridor, ihr Möglichkeitsraum wird 
durch die bestehenden Machtverhältnisse sowie den Akkumula-
tions- und Wachstumsimperativ begrenzt. Grundlegende sozial-
ökologische Alternativen können auf den staatlichen Terrains 
deshalb kaum sichtbar gemacht werden, geschweige denn sind 
sie verhandelbar.

Dazu kommt: Die institutionellen Hinterlassenschaften aus 
der neoliberalen Phase der europäischen Integration (Stabilitäts- 
und Wachstumspakt, Fiskalpakt, Wettbewerbspolitik, nationale 
Schuldenbremsen) schränken die Möglichkeiten einer ökologi-
schen Modernisierung ein. Der EGD korrigiert zwar neoliberale 
Politiken in Bereichen wie der Industriepolitik, insbesondere auf-
grund der geoökonomischen Konkurrenz. Dabei sieht er sich 
aber – das zeigen etwa die Konflikte in der deutschen Ampel-
koalition – mit starken, weil primärrechtlich verankerten fiskal-
politischen Restriktionen konfrontiert. Zudem scheint er nicht 
mit den neoliberalisierten Arbeits- und gesellschaftlichen Spal-
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tungstendenzen zu brechen. Im Bereich der Lohnarbeit hält trotz 
einer versuchten Stärkung der »sozialen Dimension« der EU die 
Prekarisierung an. Auch wenn der EGD green jobs verspricht, 
führt das nicht per se zur Verbesserung der Lebensbedingungen 
der Lohnabhängigen. Die Unternehmen üben Druck auf Löhne 
und soziale Leistungen aus, um die Profitraten zu sichern. Die 
Beschäftigten werden in der Standortkonkurrenz sowie entlang 
von Geschlechter- und rassifizierten Verhältnissen gegeneinan-
der ausgespielt. Kostensenkung aus Sicht der Unternehmen wird 
auch dadurch betrieben, dass bestimmte Tätigkeiten als unbe-
zahlte Reproduktionsarbeit ausgelagert und sozialstaatliche Leis-
tungen, die über Sozialbeiträge, Steuern und Abgaben finanziert 
werden müssen, reduziert werden. Auch die care crisis84 wird in 
den Projekten des EGD nicht angegangen, was die Organisierung 
von Zustimmung für den grünen Umbau erschweren dürfte.

Schließlich sind ein grün-kapitalistisches Krisenmanagement 
und öko-kapitalistische Strategien mit starken wirtschaftslibera-
len und rechten Strömungen konfrontiert. Die wirtschaftslibe-
ralen Kräfte – in Deutschland politisch organisiert in der FDP 
und Teilen der Unionsparteien, in Österreich in Teilen der ÖVP 
– setzen alles daran, ein grün-kapitalistisches Projekt im Inte-
resse der alten fossilen Kapitalfraktionen und im Namen von 
»Freiheit« und »Wachstum« auszubremsen. Dabei werden sie 
von rechtsautoritären Kräften wie der AfD beziehungsweise der 
FPÖ unterstützt, die die ökologische Krise und damit auch die 
Notwendigkeit eines Krisenmanagements entweder leugnen oder 
aber nationalistisch und rassistisch kodieren. Die Rechten geben 
vor, »heimische Ressourcen« vor ihrer Übernutzung schützen 
zu wollen, indem die Grenzen für Migrant*innen geschlossen 
werden. Damit dürften sie umso stärker reüssieren, je mehr die 
klimapolitischen Maßnahmen von grün-kapitalistischen Kräften 
als unausweichlich dargestellt werden und je mehr die Umset-
zung der Maßnahmen zu sozialen Härten, etwa dem Verlust 
von Arbeitsplätzen, führt und die gesellschaftliche Ungleichheit 
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verschärf﻿t. Das wäre dann eine grüne TINA-Politik (There is no 
alternative), eine »Austeritäts-Ökologie«, bei deren reaktionä-
rer Politisierung die autoritäre Rechte leichtes Spiel hätte.85 Ob 
es dazu kommt, ist unklar. Aber zumindest gibt es Indizien wie 
die starken austeritätspolitischen Vorbehalte, die die FDP in den 
Vertrag der Ampel-Koalition hineinverhandelt hat. Die Alterna-
tivlosigkeit, die der Neoliberalismus über Jahrzehnte hinweg pro-
pagiert hat, erhielte einen neuen, grünen Anstrich. Und erneut 
wären es nicht zuletzt (links-)liberale und sozialdemokratische 
Akteure, die eine solche Politik der (ökologischen) Sachzwänge 
exekutierten. Damit würde einer autoritären Rechten der Nähr-
boden bereitet. Bevor wir darauf in Kapitel 6 näher eingehen, 
beschäftigen wir uns im nun folgenden fünften Kapitel mit den 
internationalen Entwicklungen und Konfliktpotenzialen, die aus 
den Widersprüchen der imperialen Lebensweise und ihrer öko-
logischen Modernisierung resultieren.
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Kapitel 5

Öko-imperiale 
Spannungen

Die internationale Arbeitsteilung 
und die ungleiche Entwicklung sind 

gewissermaßen die Achillesferse 
jeder emanzipatorischen Politik. 

Thomas Sablowski 1

In der ersten Hälfte des Jahres 2023 versuchten die dominanten 
politischen und wirtschaftlichen Kräfte der Europäischen Union, 
ein Freihandelsabkommen zwischen der EU und der lateiname-
rikanischen Wirtschaftsorganisation Mercosur zum Abschluss zu 
bringen.2 Doch die Präsidenten der im Mercosur zusammenge-
schlossenen Länder Argentinien, Brasilien, Paraguay und Uru-
guay wehrten sich gegen das seit 1999 (!) verhandelte und 2019 
vorerst fertiggestellte Abkommen. Das damalige argentinische 
Staatsoberhaupt Alberto Fernández sagte, durch das Abkommen 
würde Südamerika »zum ewigen Rohstofflieferanten« degradiert. 
Brasiliens Staatschef Lula da Silva nannte das Abkommen in der 
vorliegenden Form »inakzeptabel«.3 

Wie bei anderen Handelsabkommen der neoliberalen Ära 
geht es auch hier um Zollsenkungen, den Abbau nicht-tarifärer 
Handelshemmnisse, die Sicherung geistiger Eigentumsrechte und 
Deregulierungen beim öffentlichen Beschaffungswesen. Damit 
soll der Austausch von Waren zwischen den beiden Regionen 
angekurbelt werden – und letztendlich auch die Produktion und 
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Profite. Aus der EU sollen mehr Autos, Maschinen, Chemikalien 
und Pestizide in den Mercosur-Raum geliefert werden.4 Umge-
kehrt sollen mehr Rindfleisch, Soja und Agrartreibstoffe, aber 
auch metallische und mineralische Rohstoffe aus den vier Län-
dern nach Europa exportiert werden.

Um das Abkommen angesichts der Skepsis auf lateinameri-
kanischer Seite doch noch zu retten, entwickelten europäische 
Spitzenpolitiker*innen eine rege Reisediplomatie. Der deutsche 
Bundeskanzler Olaf Scholz besuchte Argentinien und Brasilien 
im Januar 2023 und versprach »Partnerschaften auf Augenhöhe«. 
Im März reisten Wirtschaftsminister Robert Habeck und sein 
Kollege aus dem Landwirtschaftsressort, Cem Özdemir, in die 
Region, um Bedenken zu zerstreuen.5 Im Juni desselben Jahres 
folgten ihnen erst die deutsche Außenministerin Annalena Baer-
bock und Arbeitsminister Hubertus Heil und kurz darauf die 
Präsidentin der EU-Kommission. Ursula von der Leyen betonte 
bei ihrem Besuch, dass die EU, unabhängig vom Abkommen, im 
Rahmen der Global-Gateway-Initiative zehn Milliarden Euro in 
den Ausbau der Infrastruktur Lateinamerikas investieren möchte.6

In den Argumenten für und gegen den Abkommensentwurf 
spiegeln sich vielfältige Interessen, Erwartungen und Probleme 
wider. So sehen die Befürworter*innen des Abkommens die Mög-
lichkeit, aufgrund der Spezialisierungen in beiden Regionen den 
materiellen Wohlstand insgesamt zu steigern. Das Abkommen 
wird auch aus klimapolitischen Gründen als wichtig erachtet: Die 
EU benötige dringend metallische und mineralische Rohstoffe für 
die Technologien der Dekarbonisierung. Nur damit könne der 
Klimawandel eingedämmt und die Anpassung an diesen betrie-
ben werden. Kommissionspräsidentin von der Leyen sagte bei der 
erwähnten Reise: »Lithium, Kupfer, grüner Wasserstoff – das sind 
Dinge, die Europa braucht und die Argentinien liefern kann.«7 

Zudem war immer wieder zu hören, dass die EU ihre Wirt-
schaftsbeziehungen zu Regionen wie Lateinamerika ausbauen 
müsse, um europäische Abhängigkeiten von China zu verringern 
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und nach den Sanktionen gegen Russland die Rohstoffe verstärkt 
aus anderen Ländern zu bekommen. Als weitere Begründung für 
das Abkommen wird angeführt, dass China als internationaler 
Rivale in der Weltwirtschaft und Weltpolitik gesehen wird. Des-
halb sollen der Staat und die Firmen des asiatischen Landes in 
Lateinamerika nicht zu mächtig werden. Ein Tenor in den Aus-
einandersetzungen um das Abkommen war: Wenn nicht die EU 
mit Südamerika Geschäfte macht, dann macht es China.8 

Die Gegner*innen des Abkommens argumentierten ähnlich 
wie der argentinische Präsident, dass mit dem Abkommen eine 
neokoloniale, das heißt eine asymmetrische und auf ungleichem 
Tausch basierende Welt(un)ordnung weiter festgeschrieben 
würde: Südamerika solle die Industrieländer vor allem mit Roh-
stoffen und Agrargütern versorgen.9 Den Regierungen würden 
über ein solches Abkommen Möglichkeiten genommen, steuernd 
in die nationale Wirtschaft einzugreifen, etwa zum Aufbau eigener 
Industrien. Das sei ungerecht, denn genau diese Art von bewuss-
ter staatlicher Förderung zum Aufbau eigener Industrieproduk-
tion hätten die alten Industrieländer in Europa und den USA 
sowie die neuen Industrieländer in Asien auch betrieben.10 Ein 
weiterer Einwand gegen das Abkommen lautet, dass die Strategien 
für die Dekarbonisierung der europäischen Wirtschaft unter den 
vorgeschlagenen Bedingungen einen »grünen« Extraktivismus 
beziehungsweise Kolonialismus stärken würden. Kurzum: Das 
Abkommen atme den Geist der neoliberalen Globalisierung der 
1990er-Jahre, durch die der globale Norden systematisch vom 
globalen Süden profitierte. 

Das umstrittene und vorerst gescheiterte Abkommen muss 
unseres Erachtens in einem breiteren Kontext verstanden wer-
den, und nicht nur als Handelsabkommen zwischen zwei wich-
tigen Wirtschaftsräumen. Es ist einerseits Ausdruck einer sich 
wandelnden Weltordnung, verbunden insbesondere mit dem 
wirtschaftlichen und politischen Aufstieg Chinas und mit einer 
intensiven Konkurrenz im Hightech-Bereich zwischen China, den 
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USA und der EU. Die Regierungen der Mercosur-Länder lassen 
das Abkommen bislang auch scheitern, um sich verschiedene 
handels- und investitionspolitische Optionen offen zu halten – 
insbesondere gegenüber Großinvestoren aus China.11 Das Vor-
gehen ist aus Sicht der politischen und wirtschaftlichen Eliten 
in Südamerika erst einmal nachvollziehbar: China war im Jahr 
2022 mit 25 Prozent aller Importe und Exporte ein wichtiger 
Handelspartner der Mercosur-Länder, deutlich vor der EU und 
den USA.12 

Andererseits ist das Abkommen Teil der europäischen Bemü-
hungen, den Status quo der imperialen Lebensweise aufrechtzu-
erhalten. Kann die EU sich den Zugang zu klassischen, aber auch 
zu »kritischen« und »strategischen« Rohstoffen, die die kapitalis-
tischen Zentren für die ökologische Modernisierung ihrer eige-
nen Ökonomien benötigen, nicht sichern, ist diese Lebensweise 
in Gefahr. Neben den Metallen und Mineralien aus anderen Welt-
regionen geht es auch um Wasserstoff, der für die europäische 
Industrie (etwa zur Dekarbonisierung der Stahlproduktion) oder 
den Flugverkehr wichtig werden könnte.13 

Am Beispiel des gescheiterten Abkommens kann man gut 
beobachten, dass sowohl die ökologische Krise als auch die unter-
schiedlichen Lösungsansätze, die Gesellschaften derzeit für sie 
entwickeln, zu verstärkten öko-imperialen Spannungen führen – 
also Spannungen zwischen Staaten oder Staatenverbunden, die aus 
dem Zugriff des Kapitalismus auf ein »Außen« resultieren, das in 
der ökologischen Krise zunehmend unverfügbar und umkämpfter 
wird. Diese öko-imperialen Spannungen werden zu einem Struk-
turmoment internationaler Politik, sind also nicht nur vorüber-
gehend, sondern dauerhaft vorhanden. 

Die Spannungen resultieren erstens aus den wirtschaftlichen 
Aufholbewegungen einiger Länder, allen voran Chinas, und 
der damit einhergehenden Infragestellung der US-dominierten 
Weltordnung mit der EU als Juniorpartnerin; zweitens aus dem 
unverminderten Zugriff auf Rohstoffe – auch und gerade im Zuge 
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der Strategien zur Dekarbonisierung der Wirtschaft im globalen 
Norden und in China; drittens aus dem dargestellten Sachverhalt, 
dass herkömmliche Strategien und Möglichkeiten der Externa-
lisierung der negativen Voraussetzungen und Folgen der impe-
rialen Lebensweise abnehmen. Viertens strukturieren die öko-
imperialen Spannungen zunehmend nicht nur die internationale 
Wirtschafts-, Finanz- oder Sicherheitspolitik, sondern auch die 
internationale Umweltpolitik. Fünftens ist der Umgang mit den 
Folgekosten der zunehmenden ökologischen Katastrophen ein 
enorm spannungsgeladenes Thema und sechstens nimmt nicht 
zuletzt aufgrund der ökologischen Krise die Gefahr von militä-
rischen Auseinandersetzungen zu, auch wenn zwischen Klima-
krise und Kriegen kein einfacher Kausalzusammenhang besteht. 
Es lohnt sich, die Gründe und Folgen dieser globalen Spannungen 
näher zu betrachten, um zu verstehen, welche Herausforderungen 
die ökologische Krise für globale Politik mit sich bringt.

Zunächst beleuchten wir einige zentrale strukturelle Rah-
menbedingungen des kapitalistischen Weltsystems und jüngere 
Entwicklungen seit den 1970er-Jahren, die mit dem Begriff der 
Globalisierung gefasst wurden. Anschließend zeichnen wir aktu-
elle Entwicklungstendenzen und Strategien nach, die wir mit den 
Begriffen Krise der Globalisierung und Deglobalisierung, Auf-
stieg Chinas und Zweiter Kalter Krieg sowie »grüner Extrak-
tivismus« diskutieren. Aus diesen Tendenzen heraus präzisieren 
wir den Begriff beziehungsweise zentrale Dimensionen der öko-
imperialen Spannungen.

Hegemonie, Dominanz und Abhängigkeit 
im globalen Kapitalismus

Wenn die Politiker*innen der EU in Südamerika ein Abkom-
men für einen gleichberechtigten Handel versprechen, dann ver-
schweigen sie einen brutalen Tatbestand: Die Weltwirtschaft ist 
kein Marktgeschehen, bei dem Güter und Dienstleistungen per 
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Angebot und Nachfrage zwischen Gleichberechtigten gegen Geld 
getauscht werden. Sie ist vielmehr Teil eines institutionalisier-
ten Systems, in dem sehr unterschiedlich mächtige Akteure ihre 
Interessen verfolgen. Die Weltwirtschaft basiert auf internatio-
nalen und nationalen bis hin zu lokalen Regeln und Institutio-
nen, durch die Unternehmen Zugang zu Arbeitskraft, Energie, 
Rohstoffen und Land haben. Das ermöglicht ihnen Produktion, 
Distribution und Konsum von Waren sowie Gewinne. Die kapi-
talistische Ökonomie ist strukturiert entlang von Merkmalen 
wie Konkurrenz und Dominanz, internationale Arbeitsteilung, 
Abhängigkeit und Ausbeutung. Sie ist tendenziell expansiv, pro-
duziert immer mehr und durchdringt die Gesellschaften immer 
stärker mit Warenproduktion, damit Profite entstehen. Gleich-
zeitig benötigt sie ein Außen. 

Die wesentlichen Akteure der konkurrenzbasierten Weltwirt-
schaft sind transnational agierende, profitorientierte private und 
öffentliche Unternehmen. Sie versuchen, möglichst effektiv zu 
produzieren, zu ihren Gunsten Vorprodukte zu kaufen oder die 
eigenen Güter und Dienstleistungen zu verkaufen. Gleichzeitig 
sind sie selbst Teil mehr oder weniger komplexer Güterketten, 
in denen sie in der Regel eine dominante Machtposition gegen-
über anderen Unternehmen und Akteuren einnehmen.14 Diese 
Unternehmen und ihre Eigentümer*innen versuchen, oft über 
Wirtschaftsverbände, wirtschafts- und finanzpolitische Rahmen-
bedingungen zu ihren Gunsten zu beeinflussen. Dabei stehen sie 
jedoch in Konkurrenz zueinander und sind nicht in der Lage, ein 
gemeinsames politisches Interesse zu formulieren. Dafür und für 
die Austarierung von Kompromissen bedarf es des Staates und 
der internationalen politischen Institutionen.

Ein weiteres Strukturmerkmal des Weltsystems ist, dass die 
Warenproduktion und der Handel in vielen Bereichen grenz-
überschreitend organisiert sind, während das politische System 
territorialstaatlich oder in politischen Zusammenschlüssen wie 
der EU fragmentiert ist. Die fragmentierten Räume stehen in 
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einem konkurrierenden, ungleichen und machtförmig geprägten 
Verhältnis zueinander. Sie sind Teil der internationalen Arbeits-
teilung, deren Asymmetrie sich unter anderem in sehr unter-
schiedlichen Durchschnittslöhnen für die Beschäftigten und in 
verschiedenen Umweltstandards zeigt.15 Diese Unterschiede sind 
ein Anreiz dafür, dass Unternehmen in Ländern mit geringeren 
sozialen und ökologischen Standards produzieren.16

Die früheren Kolonien waren von Beginn an und sind bis 
heute zentral für die Herausbildung beziehungsweise Reproduk-
tion des Kapitalismus im globalen Norden – durch die von dort 
angeeignete Arbeitskraft in Form von Sklaverei sowie durch die 
dort erfolgte Warenproduktion und Ressourcenausbeutung, ein-
gebettet in rassifizierte Verhältnisse.17 Seit dem Kolonialismus hat 
sich eine internationale Arbeitsteilung herausgebildet, derzufolge 
bestimmte Länder vor allem Rohstoffe extrahieren und expor-
tieren.18 Dabei werden Material und Energie in die industriel-
len Zentren geschafft, wobei auf den Primärgütermärkten in der 
Regel eine intensive Preiskonkurrenz herrscht. Die Produktion 
und der Verkauf von international gehandelten Industriegütern 
finden eher auf oligopolistischen Märkten statt, weshalb es zu 
Preisaufschlägen kommen kann.19 Die kapitalistischen Zentren 
eignen sich dabei durch die Importe überproportional Reichtum 
an; zudem lagern sie viele emissionsintensive industrielle Vor-
produkte in die (Semi-)Peripherie aus. 

Die heutigen Länder der kapitalistischen Semi-Peripherie und 
Peripherie20 sind aus einer im Vergleich zu den Zentren schwäche-
ren Position in die weltwirtschaftlichen, politischen und kulturel-
len Strukturen eingebunden. Ihre Regierungen können weniger 
die internationalen Regeln bestimmen. Und ihre Bewohner*in-
nen erfahren eher als jene in den Ländern des Nordens struktu-
relle oder gar offene Gewalt.21 

Die Konstellation einer hierarchisch-imperialen internatio-
nalen Arbeitsteilung wird nicht nur über die starken Staaten, 
sondern auch über politische Institutionen wie die Welthandels-
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organisation oder die Weltbank beziehungsweise über Freihan-
delsabkommen abgesichert. Internationale Kredite und Verschul-
dung sind eine weitere Form von Dominanz und Abhängigkeit, 
weil Überschüsse von den oft im globalen Süden befindlichen 
Schuldnerländern in den globalen Norden und zunehmend nach 
China, wo meist die Kreditgeber sitzen, transferiert werden.22 Sie 
sind auch ein Mechanismus der neoliberalen Disziplinierung 
der verschuldeten Länder, insbesondere wenn diese Regierun-
gen haben, die eigenständige Wirtschaftspolitiken betreiben wol-
len.23 Der ungleiche Transfer von Werten und Naturstoffen, oft als 
»ungleicher ökologischer Tausch« bezeichnet, ist strukturell eng 
verbunden mit der imperialen Lebensweise. Soziale Kompromisse 
können in den Ländern des globalen Nordens eher geschlossen 
werden, da deren Kosten ins Außen verschoben werden. Im 
globalen Süden trägt der Werttransfer zu erzwungenem Wohl-
standsverzicht bei und es gibt weniger Spielräume für eine sozial 
gerechte Verteilung.24

Die internationale Arbeitsteilung ist nicht nur produktions-
getrieben, sondern sie nistet sich in den Alltag der Gesellschaf-
ten und der Menschen ein. Denken wir nur an Technologien, 
Maschinen und die Arbeitsorganisation in Fabriken und Büros, 
an Bildungs- und Forschungssysteme, an als attraktiv empfun-
dene Konsumgegenstände wie Autos und modische Kleidung 
oder an Hightech-Geräte wie Computer und Smartphones. Oder 
an Architekturen, Stadtplanung oder als attraktiv empfundene 
Mobilitätsinfrastrukturen. 

Die imperiale Produktions- und Lebensweise führt dazu, 
dass immer mehr Menschen in die vollständige Lohnabhängig-
keit geraten, weil sie von den für ihre Selbstversorgung nötigen 
Mitteln – Land, Gemeingüter – getrennt wurden. Das führte in 
der europäischen Industrialisierung dazu, dass Bauern und Bäue-
rinnen ihr Land verloren und in die Städte und Fabriken gedrängt 
wurden, und es führt bis heute in den Gesellschaften der kapita-
listischen Semi-Peripherie und Peripherie wie den afrikanischen 
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Staaten dazu, dass Menschen ihre Lebensgrundlage verlieren und 
in die Lohnabhängigkeit gedrängt werden. Einmal in der Lohnab-
hängigkeit stehen die Beschäftigten von der betrieblichen bis zur 
internationalen Ebene in einem Konkurrenzverhältnis zueinan-
der. Dabei haben sie ein legitimes Interesse an guten Arbeitsmög-
lichkeiten und Löhnen. Doch genau diese basieren im Kapitalis-
mus auf der (Über-)Ausbeutung anderer Weltregionen und dem 
ungleichen Tausch von »kostenlosen« beziehungsweise möglichst 
preisgünstigen Naturstoffen, verschärfen also die öko-imperia-
len Spannungen.25 Wohlstand ist dementsprechend zwischen den 
Lohnabhängigen sehr ungleich verteilt und basiert im globalen 
Norden strukturell auch für jene, die weniger wohlhabend sind, 
auf der Existenz der imperialen Lebensweise. Dies ist einer der 
Gründe, warum die imperiale Lebensweise insbesondere im glo-
balen Norden so wirkmächtig und attraktiv ist. 

Der globale Kapitalismus ist in seinen Grundstrukturen nicht 
starr, das heißt die Expansion kapitalistischer Produktions- und 
Konsummuster vollzieht sich nicht entlang fixer Dominanz-, 
Abhängigkeits- und Ausbeutungsverhältnisse. Über gewisse Zeit-
räume können die hierarchischen Strukturen der Weltwirtschaft 
und -politik zwar relativ stabil sein. Doch es kommt auch immer 
wieder zu Umbrüchen, nämlich zum wirtschaftlichen Aufstieg 
neuer Mächte und damit zu geopolitischen Verschiebungen. An 
den Rändern der kapitalistischen Weltwirtschaft entstehen neue 
Pole der Kapitalakkumulation. Sie fordern die herrschenden 
Mächte und die von ihnen etablierte Ordnung heraus.

Solche Verschiebungen und Übergangsperioden sind dyna-
misch, unsicher und voller Verwerfungen. So stieg Großbritan-
nien beispielsweise im 18. Jahrhundert von einem Land an der 
Semi-Peripherie des europäischen Handelskapitalismus zum 
Zentrum des sich entwickelnden Industriekapitalismus auf und 
bestimmte wesentlich die Weltordnung des liberalen Kapitalis-
mus, die »Pax Britannica«. Im 19. Jahrhundert breitete sich die 
Siedlerkolonie USA durch Eroberungen auf dem amerikanischen 
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Kontinent immer weiter aus, in der ersten Hälfte des 20. Jahrhun-
derts rückte sie von der Semi-Peripherie ins Zentrum und wurde 
zur überragenden Industrienation der kapitalistischen Welt. Sie 
gestaltete wesentlich die »Pax Americana« als westliche Weltord-
nung, der eine von der Sowjetunion dominierte »Pax Sovietica« 
gegenüberstand. Die führenden Mächte, die jeweils auch Zentren 
der Kapitalakkumulation waren, setzten finanzielle, politische und 
militärische Ressourcen ein, um die Regeln der Weltwirtschaft zu 
bestimmen, Sicherheit in ihrem Interesse zu garantieren und Inf-
rastrukturen zu schaffen und zu kontrollieren. Sie dominierten 
die Diplomatie und die internationalen politischen Institutionen. 
Im Fall der USA waren dies nach dem Zweiten Weltkrieg etwa die 
Weltbank und der Internationale Währungsfonds.26 

Seit den 1990er-Jahren erleben wir mit dem Aufstieg insbe-
sondere Chinas eine neuerliche Umbruchphase, auf die wir noch 
genauer eingehen werden. Die neuen Konkurrenten versuchen, 
die Kontrolle über Teile der physischen Infrastrukturen – Han-
delsrouten, Häfen, Telekommunikationssysteme – zu bekommen 
beziehungsweise eigene Infrastrukturen aufzubauen, um die wirt-
schaftlichen Verlagerungen zu ermöglichen und abzusichern. 
Sie stellen die bestehenden, westlich dominierten Arrangements 
infrage. So kommt es zur Auseinandersetzung darüber, wer die 
Institutionen der Weltwirtschaft und auch regionaler Wirtschaf-
ten gestaltet. Gestritten wird dabei über den Welthandel, die 
Investitionsbedingungen, den Schutz von (geistigen) Eigentums-
rechten, das Weltfinanzsystem, die Verfügung über starke Wäh-
rungen, die Kontrolle über Produktionsnetzwerke, Handelswege 
und Infrastrukturen, Normen und Standards, den Zugriff auf 
schlecht entlohnte Arbeitskräfte sowie energetische, metallische 
und mineralische Rohstoffe.

Bei allen Konflikten scheint es jedoch einen Konsens zu geben, 
der gleichzeitig die Ursache von vielfältigen Spannungen darstellt: 
Die Existenz, Ausbreitung und Vertiefung der imperialen Lebens-
weise wirkt bisher wie eine Kompromissformel in den Ländern 
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des globalen Nordens und Südens. Trotz aller weltwirtschaftlichen 
und -politischen Veränderungen und Konflikte bleibt das System 
auf Wachstum und Akkumulation und damit auf mehr oder weni-
ger rücksichtslose Naturausbeutung getrimmt. Und genau dieser 
Konsens vertieft die globale (Über-)Ausbeutung der Lohnabhän-
gigen, liegt den öko-imperialen Spannungen zugrunde und treibt 
uns zügig in den ökologischen Kollaps. Zudem stellt er eine harte 
Restriktion für einen tiefgreifenden und umfassenden sozial-öko-
logischen Umbau der Weltwirtschaft dar. Internationale Umwelt-
politik bleibt unter den gegenwärtigen Bedingungen strukturell 
im Schatten von Wachstumspolitik. 

Dynamik und Krise der Globalisierung

Werfen wir einen genaueren Blick auf wichtige globale Entwick-
lungen der letzten Jahrzehnte.27 Die jüngere Phase der Globalisie-
rung seit den 1970er-Jahren und vor allem seit den 1990er-Jahren 
bestand wirtschaftlich aus einer Vertiefung der internationalen 
Arbeitsteilung durch die Internationalisierung von Wertschöp-
fungsketten. Unter anderem wurden ressourcen- und emissions-
intensive Industrien wie die Textil- und Stahlproduktion in Länder 
verlagert, die sich nun zunehmend industrialisierten. Dies führte 
für die Unternehmen zu Produktivitätsgewinnen durch die Nut-
zung spezifischer Standortvorteile, zur Ausbeutung schlecht ent-
lohnter Arbeitskräfte in den Ländern des globalen Südens inklu-
sive Osteuropas und für die Investoren zu hohen Profiten. Eine 
Voraussetzung dafür waren technologische und organisatorische 
Umbrüche, unter anderem neue Informations- und Kommunika-
tionstechnologien, Digitalisierung, flexiblere Formen der Unter-
nehmensorganisation sowie eine beschleunigte Warenproduktion 
und -zirkulation. Die Einführung des normierten Containers seit 
den 1970er-Jahren revolutionierte den – sehr umweltbelastenden –  
Schiffsverkehr, der sich im Zuge der Globalisierung des Handels 
mit Halbfertig- und Endprodukten enorm ausweitete.28 
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Dass die wirtschaftliche Globalisierung und die internatio-
nale Arbeitsteilung ab 1970 stetig intensiviert wurden, kann man 
an der Zunahme des internationalen Handels, gerade mit Zwi-
schengütern, im Vergleich zur Zunahme der globalen Produktion 
ablesen. Bis zur Wirtschaftskrise 2007/2008 wuchs der globale 
Handel stärker als die globale Produktion.29 Mit dem Anstieg von 
Handel und Produktion steigen auch Naturnutzung und Emissio-
nen. Dazu kommen das enorme Verkehrswachstum (gemessen 
etwa in Form von Autokilometern, Tourismus oder internatio-
nalen Flügen), rasch wachsende internationale Finanztransaktio-
nen oder das Wachstum der internationalen Kommunikation. Ab 
dem Zweiten Weltkrieg spricht man wegen des rasanten Anstiegs 
dieser Zahlen, wie in Kapitel 3 angesprochen, von einer »großen 
Beschleunigung« der materiellen Wohlstandsentwicklung, aber 
eben auch des Verbrauchs von Energie und Rohstoffen.30 

Die Globalisierung war aber kein rein technologisch oder öko-
nomisch getriebener Prozess, sondern wurde von Beginn an poli-
tisch von den führenden Staaten beziehungsweise deren Regie-
rungen sowie starken Wirtschaftsakteuren gefördert.31 Wichtige 
Schritte dazu waren die Aufgabe fester Wechselkurse und die 
Liberalisierung der Finanzmärkte zu Beginn der 1970er-Jahre.32 
Gleichzeitig gelang es den Regierungen, auch in der Wirtschafts-
krise der 1970er-Jahre die Weltwirtschaft offen zu halten, sodass 
es keine Rückkehr zum handelspolitischen Protektionismus gab 
wie in den 1930er-Jahren.33 Die im Zuge der Krise durchgesetzten 
neoliberalen Politiken beinhalteten, dass jeder Staat Bedingun-
gen für ökonomischen Wettbewerb schaffen und die »eigenen« 
Unternehmen darin unterstützen sollte, international erfolgreich 
zu sein. Doch de facto begünstigt der Freihandel die wirtschaft-
lich Stärkeren.34

In der internationalen Politik gilt die Gründung der Welt-
handelsorganisation (WTO) im Jahr 1995 als Meilenstein eines 
»globalen Konstitutionalismus« (Stephen Gill), also der Absiche-
rung einer neoliberalen Weltwirtschaftsordnung, die von ihren 
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Protagonisten seit dem Zweiten Weltkrieg angedacht und seit den 
1970er-Jahren nach und nach umgesetzt wurde. 35 

Die Globalisierung ermöglichte schnelle Industrialisierungs-
prozesse in einigen Ländern des globalen Südens, insbesondere 
in Südkorea, Taiwan, Singapur und Hongkong und ab Anfang 
der 1990er-Jahre in China. Zunächst wurden aus dem globalen 
Norden einzelne Fertigungsschritte dorthin verlagert, aus Profit-
interessen, aber auch wegen verbesserter Transport- und Kom-
munikationsmöglichkeiten. Dann aber bauten die Länder eigen-
ständige Industrien auf. Das führte zu einem starken Wachstum. 
In China etwa wuchs das Bruttoinlandprodukt von umgerechnet 
400 Milliarden US-Dollar im Jahr 1990 auf fast 18.000 Milliarden 
im Jahr 2022.36 Dies ging einher mit materiellen Wohlstandsge-
winnen für Teile der Bevölkerung, die sich infolgedessen an den 
Verheißungen der imperialen Lebensweise orientierte: motori-
sierter Individualverkehr, das Auto als Statussymbol, Tourismus, 
die private Eigentumswohnung als Norm. Das wurde etwa durch 
die Verkehrs- und Stadtplanung befördert. Der »urbane Konsu-
ment« wurde zum Vorbild, beispielsweise durch den Ausbau von 
Straßennetzen oder das statusorientierte Bild einer als westlich 
begriffenen Lebensweise. 

Bemerkenswert ist, dass die Industrialisierung in diesen Län-
dern gerade deshalb funktionierte, weil sie sich nicht den Prin-
zipien der neoliberalen Globalisierung und dem sogenannten 
Washington-Konsens von US-Regierung, Weltbank und Welt-
währungsfonds fügten.37

Ebenfalls ab den 1970er-Jahren wurde die ökologische Krise 
global zum politischen Thema: Die Umweltbewegung brachte sie 
genauso auf die politische Tagesordnung wie Publikationen wie 
»Grenzen des Wachstums«38 oder ein paar Jahre später die von 
US-Präsident Jimmy Carter in Auftrag gegebene Studie »Global 
2000«. Mit der ersten Weltumweltkonferenz 1972 in Stockholm 
erkannten auch Regierungen offiziell das Problem der Übernut-
zung von Rohstoffen an.39 
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Der Begriff der Nachhaltigkeit beziehungsweise der nachhal-
tigen Entwicklung wurde wenig später zum globalen Leitstern. 
1980 nahm die International Union for the Conservation of Nature 
(IUCN) ihn in seine globale Naturschutzstrategie auf. Die Brundt-
land-Kommission der Vereinten Nationen veröffentlichte 1987 
ihren Bericht »Unsere gemeinsame Zukunft«.40 Seit der Weltkon-
ferenz zu »Umwelt und Entwicklung« 1992 in Rio de Janeiro ist 
nachhaltige Entwicklung als politisches Ziel fest etabliert. In der 
brasilianischen Metropole wurden damals etwa die internationa-
len Rahmenabkommen zum Klimaschutz und zur biologischen 
Vielfalt unterzeichnet, die wenig später in Kraft traten.

Doch die politischen Ansätze einer nachhaltigen Entwicklung 
konnten dem weiterhin eskalierenden Rohstoff- und Energiever-
brauch sowie den steigenden Treibhausgasemissionen bislang 
nichts entgegensetzen, im Gegenteil: Wissenschaftler*innen dia-
gnostizierten – in Anlehnung an die große Beschleunigung nach 
dem Zweiten Weltkrieg – eine zweite große Beschleunigung seit 
der Jahrhundertwende, die insbesondere vom Aufstieg Chinas, 
Indiens und anderer Schwellenländer angetrieben wird.41

Die Globalisierung lief also nicht so rund wie erhofft. Seit den 
1990er-Jahren wurden die Widersprüche, Probleme und Krisen 
der Globalisierung verstärkt thematisiert: die Prozesse der Dein-
dustrialisierung in Regionen des globalen Nordens, eine entspre-
chende Arbeitslosigkeit, die zunehmende soziale Polarisierung, 
Verarmung und Verunsicherung – emblematisch stand dafür der 
sich rasch deindustrialisierende rust belt im Nordosten der USA, 
der tausende Menschen in die Arbeitslosigkeit trieb.42 Die globali-
sierungskritische Bewegung sowie eine kritische Publizistik und 
Wissenschaft problematisierten die zunehmende Macht der trans-
nationalen Unternehmen und den eingeschränkten Handlungs-
spielraum der Regierungen südlicher Länder. Dazu kamen erste 
»Globalisierungskrisen« Ende der 1990er-Jahre in den »Tiger-
Staaten« sowie in einigen BRICS-Ländern wie beispielsweise in 
Russland und Brasilien.
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Insgesamt hat die neoliberale Globalisierung die sozial-öko-
logischen Widersprüche verschärft, durch die enorme wirtschaft-
liche Expansion, die zunehmende Integration von Ländern des 
globalen Südens in den kapitalistischen Weltmarkt und die damit 
einhergehende Vertiefung der imperialen Lebensweise. Diese 
Veränderungen finden nicht nur international statt, sondern sie 
sind eng mit den Alltagsverhältnissen von Menschen verbun-
den, nämlich mit dem stark zunehmenden Konsum im globalen 
Norden und der grundsätzlich wünschenswerten materiellen 
Besserstellung von Hunderten von Millionen Menschen in den 
Ländern des globalen Südens – beide Tendenzen sind von großer 
Ungleichheit geprägt. Die Veränderungen führen zu verstärkter 
Konkurrenz um Rohstoffe und zu neuen Formen der Externali-
sierung. Zudem verschärfen sie dramatisch die ökologische Krise 
und steigern die Katastrophenrisiken weltweit. 

Nach und nach verlor die neoliberale Globalisierung als 
Projekt der Vermögenden und der ihre Interessen vertretenden 
politischen Repräsentant*innen so ihre Attraktivität und Funk-
tionalität.

Globalisierung und selektive 
Deglobalisierung

In der Krise der neoliberalen Globalisierung und angesichts der 
sich vertiefenden ökologischen Krise kam es zwar bisher nicht 
zu umfassenden sozial-ökologischen Reformen. Dennoch setzte 
ein Strukturwandel der Weltwirtschaft ein. Der britische Econo-
mist brachte im Januar 2019 – also vor Beginn der Coronapan-
demie – eine jüngere Entwicklung mit einem ikonischen Bild 
und Begriff auf den Punkt: Eine Schnecke mit der Weltkugel als 
Schneckenhaus zierte das Cover. »Slowbalization. Die Zukunft 
des globalen Handels« steht dort als Titel, gemeint ist eine beob-
achtbare Verlangsamung des vermeintlich alles beschleunigenden 
Globalisierungsprozesses. Ein Indikator für diese Behauptung des 
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Economist ist, dass der Welthandel in absoluten Zahlen zwar wei-
terhin zunimmt, aber der Anteil des Welthandels an der globalen 
Produktion seit 2009 langsam abnimmt.43 

Hinter diesem Phänomen steht eine Tendenz, die auch als 
»Deglobalisierung« bezeichnet wird:44 Unternehmen struktu-
rieren die Wertschöpfungsketten und transnationalen Produk-
tionsnetzwerke neu. Vielen Regierungen geht es darum, dass 
möglichst viel Wertschöpfung wieder im eigenen Land erfolgt 
und technologieintensive Branchen über eine möglichst große 
»technologische Souveränität« und Kompetenz vor Ort verfügen. 
Man könnte von einer »strategischen Deglobalisierung von oben« 
sprechen.45 Die dominanten politischen Akteure in den USA und 
der EU versuchen, durch aktive Industriepolitik – in China schon 
länger betrieben – eigene Kapazitäten aufzubauen, um die Ver-
fügbarkeit von wichtigen Produkten und die Wertschöpfung in 
der jeweiligen Region zu sichern.46 Das betrifft Forschung und 
Entwicklung sowie die Schlüsselbranchen der Hightech-Industrie, 
insbesondere die Produktion von Batteriezellen und Halbleitern, 
die wiederum zentraler Bestandteil von Mikrochips sind. Doch 
Deglobalisierung bedeutet nicht Abschottung oder den Aufbau 
zuvorderst regionaler Wirtschaftskreisläufe. Vielmehr verbindet 
sie sich mit staatlicher Exportförderung und dem Bemühen um 
internationale Wettbewerbsvorteile.

Dazu kommt eine politische Dynamik der Deglobalisierung, 
nämlich der Aufstieg rechtsautoritärer oder gar faschistischer 
Kräfte, denen es auch um die Verteidigung der imperialen Lebens-
weise geht. Besonderen Ausdruck fand diese Entwicklung im frü-
her wirtschaftlich offenen Großbritannien. Das erfolgreiche Bre-
xit-Referendum im Juni 2016 war Konsequenz einer jahrelangen 
Kritik an den »globalisierungsfreundlichen Machteliten« und an 
der wirtschaftsliberalen Art und Weise der EU-Integration (»take 
back control!«). Die rechten Kräfte schüren die Stimmung gegen 
Migration, sie politisieren die Zukunftsängste vieler Menschen, 
die wiederum mit Arbeitslosigkeit sowie dem Abbau sozialstaat-
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licher Leistungen und öffentlicher Infrastrukturen zusammen-
hängen, auf eine reaktionäre Art und Weise. Das Programm des 
im November desselben Jahres zum US-Präsidenten gewählten 
rechten Globalisierungskritikers Donald Trump war im Kern die 
aggressive Verteidigung einer exklusiven imperialen Lebensweise 
(»America First!«). 

Diese Tendenzen der Deglobalisierung wurden durch das 
Coronavirus nochmals verstärkt.47 Die durch die Pandemie ver-
ursachte Unterbrechung von Lieferketten nahm einigen bisheri-
gen Annahmen der neoliberalen Globalisierung ihre Selbstver-
ständlichkeit, so etwa der Annahme »freier« Weltmärkte oder 
der Überzeugung, dass der Zugriff auf Arbeitskraft und Rohstoffe 
überall auf der Welt jederzeit gesichert sei. Das wurde mit dem 
russischen Angriffskrieg nochmals verstärkt. In einigen Branchen 
versuchen Unternehmen seitdem, ihre Wertschöpfungsketten 
dadurch zu stabilisieren, dass sie Güterketten regionalisieren 
beziehungsweise diversifizieren.48 Günther Maihold spricht von 
einer »neuen Geopolitik der Lieferketten«. Er argumentierte im 
Jahr 2022, dass sich in den nächsten fünf Jahren 25 Prozent der 
Warenströme weltweit verlagern könnten. Das sind bis zu 4,6 Bil-
lionen US-Dollar. Diese Veränderung dürfte mit einem hohen 
Zeit- und Kostenaufwand für die Unternehmen sowie höheren 
Preisen einhergehen.49

In anderen Bereichen sind die Ökonomien des globalen Nor-
dens noch wenig auf eine strategische Deglobalisierung von oben 
vorbereitet. Das betrifft die enorme Abhängigkeit von der Kon-
sumgüternachfrage in Asien, vor allem in China. Diese Nachfrage 
wird zunehmend dadurch befriedigt, dass die Wirtschaften asia-
tischer Länder vermehrt für den Binnenmarkt produzieren. Das 
bereitet vielen exportorientierten Branchen in Europa Probleme. 
Der chinesische Autohersteller BYD hat beispielsweise im ers-
ten Quartal 2023 von VW die Marktführerschaft in China, dem 
wichtigsten Auslandsmarkt von VW, übernommen. Ein Grund 
liegt unter anderem darin, dass in China der Absatz von E-Autos 
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massiv gefördert wird und VW in diesem Segment bisher deutlich 
weniger konkurrenzfähig ist.50

Eine Deglobalisierung im Sinne eines Rückgangs interna-
tionaler Wirtschaftsbeziehungen findet zudem nicht in allen 
Bereichen statt. So kann in Bezug auf die starke Abhängigkeit der 
Europäischen Union von fossilen und metallischen Rohstoffen 
kaum von Deglobalisierung gesprochen werden. Im Gegenteil: 
Der Versuch von US-amerikanischen und europäischen Regie-
rungen, in einigen Branchen die Produktion in die eigenen oder 
in benachbarte Länder zurückzuholen, geht mit einer verstärkten 
Weltmarktintegration insbesondere der rohstoffexportierenden 
Länder einher.

Daher erscheint es uns sinnvoll, von einer selektiven Deglo-
balisierung zu sprechen: Die Unterbrechung von Produktions- 
und Lieferketten führt zur Diversifizierung und Verlagerung 
innerhalb von Produktionsnetzwerken, Unternehmen machen 
sich nicht länger von einer Bezugsquelle abhängig. Die globalen 
Güter- und Wertschöpfungsketten samt der damit verbundenen 
Infrastrukturen und Interessen – insbesondere globaler Investo-
ren an Profiten – bestehen weiter und können nur nach und nach 
verändert werden.51 

Eine simple Gegenüberstellung von globalen versus lokalen 
Produktionsnetzwerken unterschlägt zudem, dass diese Netz-
werke sehr dynamisch sind:

»Obwohl in vielen Produktionsnetzwerken Produkte von globalen 
Zulieferfirmen, insbesondere aus Ländern des Globalen Südens, 
bezogen werden, hat die globale Produktion immer auch eine 
lokale und regionale Dimension, wobei globale Auslagerungen, 
regionale Produktionscluster und lokal konzentrierte Operatio-
nen eng miteinander verbunden sind. Auch bei den am stärksten 
globalisierten Sektoren wie der Bekleidungs- oder Elektronik-
industrie spielen regionale Zulieferer und die Konzentration der 
Produktion in regionalen Clustern eine wichtige Rolle.«52 
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Es spricht einiges dafür, dass die wirtschaftlichen Verflech-
tungen des oben skizzierten Globalisierungsprozesses der letz-
ten Jahrzehnte sich nicht vollständig zurückdrehen lassen. Und 
zudem könnten im Zuge der Umwelt- und Klimapolitik globale 
Verflechtungen vorangetrieben werden: durch Emissionshandel, 
Offsetting oder Finanzialisierung der Natur.53 

Ein Zweiter Kalter Krieg? 

Nicht nur die Integration der Weltwirtschaft und die Stabilität von 
Lieferketten, sondern auch die bisherige globale Ordnung unter 
der Vorherrschaft des Westens befindet sich in einer tiefen Krise. 
Die dominanten Mächte gehen damit unterschiedlich um. Wäh-
rend sich die USA und die EU darum bemühen, den Status quo zu 
erhalten, wird dieser – und mit ihm die »Pax Americana« – durch 
die Politik Chinas oder gar durch offene militärische Angriffe wie 
im Fall der fossilen Großmacht Russland auf die Ukraine infrage 
gestellt. Die konkurrierenden Strategien wirken destabilisierend, 
sie resultieren in einer Weltunordnung.54 Viele südliche Länder – 
etwa die Mercosur-Staaten – suchen in der Konkurrenzsituation 
nach eigenen Spielräumen.

Eine derzeit brennende Frage ist entsprechend, welche Rolle 
China und die von ihm dominierten Allianzen künftig in der 
Weltwirtschaft und -politik spielen werden. Die Strategien der 
chinesischen politischen und wirtschaftlichen Eliten scheinen 
darauf hinauszulaufen, die US-dominierte Weltordnung her-
auszufordern, um damit die zunehmende eigene wirtschaftlich-
technologische Bedeutung zu untermauern. Der holländische 
Sozialwissenschaftler Kees van der Pijl hat den Begriff des »Her-
ausforderer-Staates« (contender state) für solche Länder vorge-
schlagen, die ab einem bestimmten Punkt der eigenen wirtschaft-
lichen Entwicklung die Vorherrschaft des »Kernlandes« (heart 
land) infrage stellen, verstärkt eigene internationale Produktions-
netzwerke und Infrastrukturen aufbauen und kontrollieren sowie 
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die Regeln der Weltwirtschaft und -politik mitgestalten möchten. 
Van der Pijl streicht ein Charakteristikum bei den Herausforder-
Staaten hervor: 

»In solchen Staaten fallen die Rollen der herrschenden und der 
regierenden Klasse, ökonomische und politische Kontrolle, in eins. 
Dies gilt in praktisch allen politischen Formationen außerhalb des 
reichen liberalen Westens. In den Herausforderer-Staaten besaß 
der Gesellschaftsvertrag immer autoritäre Züge. Neuerdings wur-
den diese Verträge so revidiert, dass sich auch eine Oligarchie 
kapitalistischen Stils formieren kann. Dies gilt am offenkundigsten 
für Russland und China, aber auch für den Iran, die arabischen 
Staaten und andere.«55

China ist primärer Herausforderer, weil es zum Akkumulations-
zentrum des globalen Kapitals geworden ist, wobei die Reichtums- 
und Vermögenskonzentration in den kapitalistischen Zentren 
hoch bleibt.56 Der Aufstieg Chinas spiegelt sich nicht nur darin, 
dass seine Wirtschaft (kaufkraftbereinigt) im Jahr 2023 etwa 
18,5 Prozent des Weltsozialprodukts erzeugte – im Vergleich zu 
gut zwei Prozent im Jahr 1980 und sieben Prozent im Jahr 2000.57 
In China fand nach Weltbankangaben im Jahr 2022 auch etwa ein 
Viertel der globalen Industrieproduktion (inkl. Bausektor) statt.58 
Chinesische Unternehmen wie die Energiekonzerne Sinopec und 
China National Petroleum, der Bauriese China State Construction 
Engineering, Hightech-Konzerne wie Huawei und Lenovo und der 
Online-Händler Alibaba gehören in ihren Branchen zu den größ-
ten Unternehmen der Welt. Die in der Bilanzsumme vier größten 
Banken der Welt waren im Jahr 2021 alle in chinesischem Besitz, 
allen voran die Industrial and Commercial Bank of China, die 
zum zehnten Mal in Folge die weltweit größte Bank war. Die Rolle 
Chinas als »Herausforderer« zeigt sich auch an diesen Zahlen.

Im sich globalisierenden Kapitalismus lag die Dynamik der 
wirtschaftlichen Aufholbewegung von Ländern wie China oder 
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Indien darin begründet, dass sie als Zulieferer mit preislich güns-
tigeren Gütern und Dienstleistungen zur Vertiefung der impe-
rialen Lebensweise im globalen Norden beigetragen haben. Das 
wiederum hängt mit einer starken Ausbeutung menschlicher 
Arbeitskraft, Nichteinhaltung von Menschen- und Arbeitsrech-
ten bis hin zu massenhafter Zwangsarbeit zusammen. Die chine-
sische Provinz Xinjang, die dortige Unterdrückung der Uiguren 
und die Inhaftierung vieler Menschen in Arbeitslagern ist nur 
ein drastischer Ausdruck dieses Sachverhalts. Viele Menschen 
in China leben weiterhin ohne Zugang zu Energie, zu sauberem 
Wasser und zur Gesundheitsversorgung. Gleichzeitig haben sich 
die materiellen Lebensbedingungen von Millionen Menschen in 
China in den letzten Jahrzehnten verbessert. Nicht nur durch die 
Produktion für den Weltmarkt, sondern auch durch den raschen 
Ausbau des Wohnsektors, der Verkehrsinfrastruktur und der 
Nahrungsmittelproduktion für China selbst ist der Rohstoffbe-
darf des Landes gewaltig gestiegen. 

Politisch abgesichert wird der autoritäre Staatskapitalismus 
Chinas durch starke wirtschaftliche, parteistaatliche und soziale 
Kontrolle, starke Eingriffe in den Markt und eine merkantilisti-
sche Außenwirtschaftsorientierung. Unter der Regierung Xi Jin-
ping wurden zudem »die Flammen eines gekränkten chinesischen 
Nationalismus angefacht«, um die Unterstützung der Bevölke-
rung zu sichern; es handelt sich um eine Form strategischer Hege-
monie (vgl. Kapitel 4).59 Der US-Führung wird vorgeworfen, sie 
wolle die bestehenden strategischen und territorialen Verhältnisse 
im westlichen Pazifik zu ihren Gunsten verändern.

Die rasche wirtschaftliche und gesellschaftliche Dynamik 
Chinas wurde ab 2008 erstmals erschüttert. Die Weltwirtschafts-
krise und das rasche Wegbrechen von Exportmärkten zogen auch 
in China wirtschaftliche Probleme, Arbeitslosigkeit, innergesell-
schaftlichen Unmut und Streiks von Lohnabhängigen nach sich. 
Die chinesischen Entscheidungsträger*innen stabilisierten die 
eigene Wirtschaft mit umgerechnet mehreren Hundert Milliar-



Kapitel 5146

den Euro. Um die Wertschöpfung im Land zu erhöhen, setzten 
sie verstärkt auf technologische Innovationen und den Auf-
bau von Hightech-Branchen. Bei der Entwicklung der fünften 
Mobilfunkgeneration, von künstlicher Intelligenz, Big Data und 
Speichertechnologien ist China daher heute weltweit führend. 
Das entspricht dem technologischen Führungsanspruch, den die 
Regierung in ihrer Strategie »Made in China 2025« formuliert 
hat, und betrifft auch die Bereiche der »grünen« Technologien: 
E-Automobilität, Hochgeschwindigkeitszüge sowie Sonnen- und 
Windkraft.60  Die massive Förderung von E-Autos in China kann 
auch als Einsatzpunkt im globalen Technologiewettbewerb ver-
standen werden, da China in der Produktion von Lithium-Ionen-
Batterien mit großem Abstand Weltmarkführer ist.61 

Ein weiteres Ziel Chinas ist, den Binnenmarkt – und entspre-
chend die Kaufkraft – stärker zu entwickeln, ohne die Exporte zu 
vernachlässigen. Die chinesische Wirtschaft soll über den zusätz-
lichen Aufbau von Zulieferern in China von Importen unabhän-
giger werden. Produktionsstandorte wurden nach West- und 
Zentralchina verlagert beziehungsweise dort aufgebaut.62

Die chinesischen politischen und wirtschaftlichen Eliten 
scheinen rascher als der Westen erkannt zu haben, dass die Län-
der des globalen Südens in den geopolitischen Rivalitäten und 
Auseinandersetzungen um die Regeln und Ressourcen der Welt-
wirtschaft wichtig sind.63 Sie bauen Verbindungen zu ihnen aus, 
indem sie in Infrastrukturen, in den Bergbau oder in Technolo-
giekooperationen investieren. Chinesische Unternehmen und die 
Regierung wurden in den letzten Jahren so zum internationalen 
Player. Prominent ist hier die Belt and Road Initiative (begriff-
lich-historisch verklärt als »Neue Seidenstraße«) oder die 2015 
gestartete Initiative für eine »Digitale Seidenstraße«, die zu einer 
Diversifizierung von Zulieferer- und Absatzmärkten beitragen 
soll.64 Damit einher gehen Entwicklungsversprechen gegenüber 
südlichen Ländern, in denen chinesische Firmen massiv inves-
tieren und die chinesische Entwicklungsbank eine wichtige Rolle 
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spielt.65 Weil für die chinesische Wirtschaft künftig auch der 
Zugang zu Rohstoffen wichtig ist, zieht es chinesische Investoren 
in afrikanische Länder und nach Lateinamerika.66 Im Hinblick 
auf die Versorgung mit Öl und Gas erklärt das auch teilweise die 
Hinwendung zu Russland. 

China bemüht sich, aktiv internationale Bündnisse zu stärken 
und mehr Einfluss in internationalen politischen Institutionen 
zu gewinnen. Die BRICS-Staaten können als Versuch der Regie-
rungen von Brasilien, Russland, Indien, China und Südafrika 
gewertet werden, sich mehr weltpolitisches Gehör und Einfluss 
zu verschaffen. Ein Beleg für die Stärkung des Bündnisses ist das 
15. Treffen der Regierungen der BRICS-Staaten im August 2023 
in Johannesburg, bei dem 68 Staats- und Regierungschefs zusam-
menkamen. Ägypten, Äthiopien, Argentinien, die Vereinigten 
Arabischen Emirate sowie die lange verfeindeten Länder Iran 
und Saudi-Arabien wurden in den Verbund aufgenommen. Nach 
vielen Jahren scheint hier nun ein Gegengewicht zur »Gruppe der 
7« der etablierten imperialen Mächte zu entstehen. Der BRICS-
Zusammenschluss ist weiterhin von vielen Widersprüchen durch-
zogen. Seine Mitglieder sind ungleich groß und verfolgen unter-
schiedliche Interessen. Das äußerte sich bisher etwa darin, dass 
wichtige Initiativen wie ein eigener Reservefonds zur Stabilisie-
rung der Währungen als Alternative zum IWF oder eine eigene 
Entwicklungsbank nicht fruchteten. Zudem plant Indien mit der 
EU eine eigene Handelsinfrastruktur nach Europa, durchaus in 
Konkurrenz zur chinesischen BRI.67 Aus einer ökologischen Per-
spektive sollte die Erweiterung zu »BRICS-plus« Anlass zu Sorge 
sein, denn hier versammeln sich vor allem Länder wie Argen-
tinien, Iran und Saudi-Arabien – allesamt Stützen der fossilen 
Weltwirtschaft.68

Die USA vertreten offen aggressive Positionen gegenüber dem 
Herausforderer China. Bereits die Regierung Barack Obama ver-
kündete 2011 einen »Schwenk nach Asien«. Obamas Nachfolger 
Donald Trump erklärte 2017, dass die zentrale internationale Aus-
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einandersetzung für die USA nicht mehr der »Krieg gegen den 
Terrorismus« sei, sondern der Konflikt mit China.69 Er verlieh die-
ser Ankündigung mit einer aggressiveren Handels- und Sanktions-
politik Nachdruck, die von chinesischer Seite mit einer Erhöhung 
von Importzöllen beantwortet wurde.70 Die Biden-Administration 
setzte den Konfrontationskurs fort. Die politisch-militärischen 
Spannungen im südchinesischen Meer und um den Status von 
Taiwan sind Teil des Konflikts. Aktuell verstärken die USA ihre 
Militärbasen im West- und Ostpazifik. Der Politikwissenschaftler 
Ingar Solty vermutet, dass die US-Regierung damit die Bedingun-
gen für eine mögliche Seeblockade Chinas schaffen will. Die BRI 
muss auch in diesem Kontext gesehen werden.71 

Eine wichtige Dimension des Konflikts besteht darin, dass es 
nicht nur um die unmittelbare Ausweitung des territorialen Ein-
flusses in verschiedenen Weltregionen geht, sondern um die Set-
zung internationaler Regeln, um Einfluss auf die internationale 
Sicherheitsarchitektur und um die Schaffung und Kontrolle von 
Produktionsnetzwerken und Infrastrukturen, etwa in den Berei-
chen Logistik, Energie und Finanztransaktionen sowie digitale 
Netzwerke.72

Die EU und ihre Mitgliedsstaaten sind in dem Konflikt zwi-
schen den beiden Großmächten teilweise eingezwängt: Die chi-
nesische Produktion und der dortige Absatzmarkt spielen eine 
wichtige Rolle für die europäische Wirtschaft. Dasselbe gilt für 
europäische Investitionen in China und chinesische Investitio-
nen in der EU.73 In einem Strategiepapier der EU-Kommission 
von 2019 wird China »als Kooperationspartner und Systemri-
vale« bezeichnet. Josep Borrell, Hoher Vertreter der EU für die 
Außen- und Sicherheitspolitik und Vizepräsident der Europäi-
schen Kommission, sagt, die »Welt wird zunehmend von reiner 
Machtpolitik« beherrscht, Ursula von der Leyen betont, die EU 
müsse die »Sprache der Macht neu erlernen«.74

Wir müssen an dieser Stelle und zu diesem Zeitpunkt (Anfang 
2024) offenlassen, inwieweit das politische System und die wirt-
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schaftliche Dynamik in China ins Straucheln geraten oder das 
Land weiterhin ein Zentrum der globalen Kapitalakkumulation 
bleiben wird und entsprechend selbstbewusste politische Strate-
gien formulieren kann.75 

In jeden Fall wird die Legitimität des chinesischen politischen 
Regimes wesentlich davon abhängen, ob es die für viele Menschen 
durchaus attraktiven Erfahrungen der imperialen Lebensweise 
weiterhin ermöglichen und seine Versprechungen einlösen kann. 
Doch auch China kämpft mit dem Paradoxon, dass die Auswei-
tung und Vertiefung der imperialen Lebensweise die ökologische 
Krise verschärfen und dass die Möglichkeiten der nötigen Exter-
nalisierung abnehmen.

»Grüner« Extraktivismus

Wir haben in anderen Teilen des Buches argumentiert, dass in den 
Ländern des globalen Nordens und in China die politischen und 
wirtschaftlichen Eliten Strategien einer selektiven grün-kapitalis-
tischen Modernisierung und Deglobalisierung verfolgen. Auch 
wenn damit die globale Klimakrise nicht angemessen bearbeitet 
wird, entwickelt sich dadurch ein Ausbau »grüner« Geschäftsfel-
der, insbesondere von forschungsintensiven und kapitalstarken 
Unternehmen. Damit wird die internationale Konkurrenz um 
Rohstoffe und Hochtechnologien intensiviert, weil eben diese für 
den partiellen ökologischen Umbau der Wirtschaften von zent-
raler Bedeutung sind.

Ulrike Herrmann betont in ihrem Buch »Das Ende des Kapi-
talismus«, dass die Energiewende »eine gigantische Material-
schlacht« ist.76 Dazu kommt der enorme Bedarf an Rohstoffen 
im Zuge der Digitalisierung der Gesellschaft. Die meisten dieser 
Rohstoffe befinden sich in den Ländern des globalen Südens und 
werden dort vor allem für den Export gefördert.

Ein Beispiel: Ein Elektroauto benötigt für Kabel, E-Motor und 
Lithium-Ionen-Batterie durchschnittlich vier Mal so viel Kupfer 
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wie ein mit Verbrennungsmotor betriebenes Fahrzeug. Auch wenn 
es inzwischen recht hohe Recyclingraten gibt, sind die Wirtschaf-
ten des globalen Nordens dadurch auf einen stetigen Zufluss an 
neu gefördertem Kupfer angewiesen. Die Förderung ist aufwendig, 
energie- und wasserintensiv. Prognosen gehen global von einer 
jährlichen (!) Zunahme der Produktion von Batterien um 30 Pro-
zent aus. An den Lithium-Ionen-Batterien für Elektroautos – dort 
kommen sie neben Laptops und Smartphones am stärksten zum 
Einsatz – lassen sich neu entstehende Abhängigkeiten und Prob-
leme beobachten. Batterien sind die zentralen Komponenten der 
Elektroautos, sie machen aktuell etwa 20 bis 40 Prozent des Fahr-
zeugpreises aus. In einer 400 Kilogramm schweren Batterie, die 
Volkswagen für einen Mittelklassewagen produziert, befinden sich 
unter anderem 126 Kilogramm Aluminium, 41 Kilogramm Nickel, 
22 Kilogramm Kupfer, neun Kilogramm Kobalt und acht Kilo-
gramm Lithium.77 Die aktuelle Unternehmensstrategie von VW 
zielt allerdings darauf ab, vor allem SUVs zu produzieren, deren 
Rohstoffbedarf noch deutlich höher ist.

Mit dem enormen Rohstoffhunger der Energie- und Verkehrs-
wende rücken nicht nur die kapitalistischen Zentren und China 
in den Fokus, sondern auch die rohstoffexportierenden Länder 
des globalen Südens. Unsere These ist, dass der erwähnte Kampf 
um eine neue Weltordnung ganz zentral entlang des Zugangs zu 
Rohstoffen stattfinden wird. Das hat weitreichende Auswirkungen 
auf die Rohstoffpolitiken in Form der Extraktion, der Weiterver-
arbeitung und des Exports, aber auch auf die Strategien von oft 
transnational agierenden Rohstofffirmen.

Vor dem Hintergrund dieser Dynamiken beziehen wir uns 
auf die seit fünfzehn Jahren zuvorderst in Lateinamerika inten-
siv geführte Debatte um den »Rohstoff-Extraktivismus«.78 So 
wird ein Wirtschaftsmodell bezeichnet, bei dem große Mengen 
natürlicher Rohstoffe in einem Land abgebaut und weitgehend 
unverarbeitet in andere Länder exportiert werden; damit erzielen 
die betreffenden Länder in der Regel mehr als die Hälfte ihrer 



Öko-imperiale Spannungen  151

Exporteinnahmen. Die ökologischen Kosten bleiben dabei in den 
Extraktionsländern zurück, getragen werden sie von der Natur 
und der ärmeren Bevölkerung. Die Einnahmen fließen an profit-
orientierte Unternehmen mit oft monopolisierter Macht, unter-
stützt von Regierungen. 

Die Rohstoffe werden unter höchst ungleichen wirtschaft-
lichen und politischen Bedingungen gefördert, verarbeitet, ver-
trieben und genutzt – nämlich unter Bedingungen der globalen 
Konkurrenz von Bergbau- und Industrieunternehmen sowie 
von Ländern und Regionen. Der Abbau und mögliche erste Ver-
arbeitungsschritte finden auf dem Rücken jener statt, die in den 
Gebieten leben, wo die Rohstoffe abgebaut werden und Natur 
beschädigt oder sogar zerstört wird. Bei erneuerbaren Ressour-
cen wie Holz oder Fischereiprodukten ist die Ausbeutung meist  
intensiv, dass sich die Bestände nicht regenerieren können. Der 
Rohstoff-Extraktivismus ist damit Teil eines globalen Systems 
von ökonomischer Konkurrenz und Staatenkonkurrenz sowie 
des ungleichen ökologischen Tauschs.

Historisch dominierten in Lateinamerika Bergbau und Land-
wirtschaft, später die Förderung fossiler Energieträger und mono-
kulturelle industrialisierte Landwirtschaft. Die extraktivistischen 
Aktivitäten sowie die dazugehörigen Infrastrukturen sind kapital-
intensiv und werden meist von großen privaten oder auch staat-
lichen Unternehmen betrieben, die Teile globaler Güter- und 
Wertschöpfungsketten sind. Lokale oder kleinere Unternehmen 
können hier nicht einfach miteinsteigen, denn Bergbau bedarf 
vieler Maschinen, der Agrar-Extraktivismus mit seinen Mono-
kulturen hängt an teuren chemisch erzeugten Inputs wie Dün-
gemitteln, Pestiziden und gentechnisch verändertem Saatgut.79 
Die ökologischen Folgen auch dieser Vorprodukte sind hoch: Seit 
1950 stieg der weltweite Verbrauch von Stickstoffdünger um den 
Faktor 23, wobei die Herstellung von einer Tonne Dünger so viel 
fossile Energie benötigt wie die von zwei Tonnen Benzin. Der 
Abbau von Phosphatgestein, ein weiterer Rohstoff für Dünge-



Kapitel 5152

mittel, erhöhte sich von zehn Millionen Tonnen im Jahr 1945 auf 
über 160 Millionen Tonnen im Jahr 1990.80

Ein weiteres Problem: Trotz der oft geringen Wertschöpfung 
in den Extraktionsländern sind die ersten Verarbeitungsschritte 
sehr material- und energieaufwendig: »Bis beispielsweise chile-
nisches Kupfererz, mit weniger als einem Prozent Metallgehalt, 
zu dem exportierten Kupferkonzentrat oder -draht verarbeitet 
worden ist, müssen – unter Einsatz hoher Mengen fossiler Ener-
gieträger – erhebliche Massen an Erz abgebaut und bearbeitet 
werden, die nicht direkt im Exportfluss aufscheinen.«81 

Das Wirtschaftsmodell des Rohstoff-Extraktivismus prägt 
viele Gesellschaften des globalen Südens, deren formelle Öko-
nomien zum größeren Teil vom Rohstoffexport abhängig sind. 
In den extraktivistischen Ländern sind die Eigentums- und Klas-
senstrukturen stark um den Rohstoffsektor und die Verfügung 
über Land organisiert. Dasselbe gilt für die materiellen Infra-
strukturen – Straßen, Eisenbahn, schiffbare Flüsse, Häfen, Lager-
möglichkeiten – sowie für die Energie- und Wasserversorgung. 
Wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit der Rohstoffe am Welt-
markt wird auch erreicht durch eine massive Ausbeutung der 
lokalen Arbeitskraft: durch prekäre Arbeitsbedingungen, lange 
Arbeitszeiten und einen großen informellen Sektor.82 Die staat-
lichen Politiken und Apparate orientieren sich weitgehend an den 
extraktivistischen Sektoren. Denn von diesen hängen die staat-
lichen Einnahmen aus Steuern, Zöllen und Konzessionsvergaben 
ab. Diese Einnahmen sind oft eine wichtige Finanzierungsquelle 
für staatliche Sozial-, Bildungs- und Gesundheitspolitiken. 

Die Verfügung über Land ist für die Extraktion von Rohstof-
fen zentral und deshalb geht das extraktivistische Wirtschaftsmo-
dell mit autoritärer, mitunter gewaltförmiger Kontrolle und Land-
raub einher. Regierungen weisen immer wieder Vorzugsgebiete 
für den Bergbau aus, in denen ohne große Rücksicht auf soziale 
und ökologische Folgen Rohstoffe extrahiert werden. In der kri-
tischen politischen und wissenschaftlichen Debatte werden diese 
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verloren gegebenen Gebiete und die gegebenenfalls dort lebenden 
Menschen als »Opferzonen« (sacrifice zones) bezeichnet. 83

Dessen ungeachtet stößt das extraktivistische »Entwicklungs-
modell« durchaus auf Zustimmung. Allen voran ist das bei Regie-
rungen und Unternehmen der Fall, aber auch in den Teilen der 
Bevölkerung, denen Arbeitsplätze, eine wachsende Wirtschaft 
und mehr Verteilungsspielräume für den Staat in Aussicht gestellt 
werden. Die argentinische Soziologin Maristella Svampa spricht 
in diesem Zusammenhang von einem »Rohstoff-Konsens« (con-
senso de los commodities).84

In der Zeit zwischen 2003 und 2013 kam es zu einem globalen 
Nachfrage- und Preisboom bei Rohstoffen. Dieser hing mit dem 
wirtschaftlichen Aufstieg von Ländern wie China und Indien, 
aber auch mit der Ausweitung der Warenproduktion in den 
kapitalistischen Zentren zusammen. Die hohen Staatseinnahmen 
infolge des Booms ermöglichten es in Lateinamerika, die extreme 
Armut zu reduzieren. Neben den Unternehmen und dem Staat 
profitierten in der Regel die politisch artikulationsstarken städ-
tischen Mittelklassen, deren Einkommen, Kaufkraft und damit 
Konsummöglichkeiten stiegen.85 Anna Landherr und Jakob Graf 
bezeichnen das als »periphere imperiale Lebensweise«: Materielle 
Konflikte zwischen verschiedenen Klassen werden durch höhere 
Staatseinnahmen befriedet; doch damit werden auch die Klassen-
strukturen stabilisiert.86 

Derzeit könnte die Weltwirtschaft wieder am Beginn eines 
Rohstoffbooms stehen. Bereits seit Ende 2020 steigt die Nach-
frage nach Rohstoffen stark an. Manche sprechen – in Anleh-
nung an die letzte Boomphase – von einem möglichen »neuen 
Super-Zyklus«. Angesichts der hohen Nachfrage ist es für die 
dominanten Akteure in den lateinamerikanischen Ländern und 
für transnationale Unternehmen nach wie vor attraktiv, Roh-
stoffe zu fördern und neue Quellen zu erschließen. Allerdings 
haben sich die hohen Preise von 2022 im Jahr 2023 nicht stabi-
lisiert, sondern sind in den meisten Rohstoffgruppen gesunken, 
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teilweise erheblich.87 Die Nachfrage und damit die Rohstoffför-
derung bleiben jedoch hoch.

Die Lateinamerikaspezialistin Kristina Dietz verortet die 
Gründe für den sich intensivierenden Rohstoff-Extraktivismus in 
der wachsenden Suche nach sicheren Kapitalanlagen im Zuge der 
globalen Pandemie und in den Wachstumserwartungen der Zeit 
nach der Coronakrise. Durch den Ukrainekrieg wird das welt-
weite Angebot an fossilen Energieträgern und Weizen drastisch 
eingeschränkt, was zu einem weiteren Preisanstieg führt – mit 
dramatischen Folgen insbesondere für jene, die nicht über aus-
reichend Kaufkraft verfügen.88 Ein weiterer entscheidender Grund 
für die hohe Rohstoffnachfrage sind die vorherrschenden Strate-
gien der Dekarbonisierung im globalen Norden, in China und in 
anderen Ländern.89 

Dabei entsteht eine Art »grüner« oder »postfossiler« Extrak-
tivismus, der weder ökologisch noch sozial ist.90 

Vorhin sind wir am Beispiel der Komponenten für eine Auto-
batterie auch auf die Lithium-Bedarfe des globalen Nordens ein-
gegangen. Werfen wir nun einen Blick auf die andere Seite der 
Medaille.91 Das »weiße Gold«, wie das Leichtmetall auch genannt 
wird, kommt zwar verglichen mit anderen Rohstoffen in relativ 
vielen Ländern vor. Etwa die Hälfte der weltweit bekannten Reser-
ven von insgesamt 26 Millionen Tonnen (Stand 2023) befindet 
sich allerdings im sogenannten Lithium-Dreieck Argentinien–
Bolivien–Chile: 9,3 Millionen Tonnen in Chile, 2,7 Millionen in 
Argentinien und eine bislang nicht quantifizierte Menge in Boli-
vien. Den Prognosen des U.  S. Geological Survey zufolge könn-
ten sich die bolivianischen Ressourcen auf 21 Millionen Tonnen 
belaufen.

»Ressourcen« lassen sich im Unterschied zu »Reserven« aus 
technischen Gründen noch nicht beziehungsweise noch nicht 
ökonomisch rentabel abbauen. Zum Vergleich: Australien verfügt 
über deutlich kleinere Vorkommen (7,9 Millionen Tonnen) als 
Bolivien, aber dafür über zusätzliche Reserven von etwa 6,2 Mil-
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lionen Tonnen. Das Land ist aktuell – vor Chile – der weltweit 
größte Lithiumexporteur. Mittlerweile werden immer mehr 
Explorationsgebiete in China, das über zwei Millionen Tonnen 
Lithiumreserven verfügt, erschlossen, wo Lithium hauptsächlich 
weiterverarbeitet wird.92 Die Förderung ist attraktiv: Zwischen 
2006 und 2022 hat sich der Preis für eine Tonne Lithiumkarbonat 
von etwa 6.000 US-Dollar auf 37.000 US-Dollar erhöht.93

Bleiben wir in Chile. Die dortige Regierung und Unternehmen 
hoffen, dass das Leichtmetall Chile eine dynamische Wirtschafts-
entwicklung ermöglicht und das Land zum »Saudi-Arabien des 
Lithiums« (New York Times) macht. Der chilenische Lithium-
konzern SQM – dessen Anteile unter anderem dem ehemali-
gen Schwiegersohn des autoritären Diktators Augusto Pinochet 
gehören – spricht dabei von »grünem Lithium«, weil 95 Prozent 
der für den Abbau notwendigen Energie solaren Ursprungs seien 
und in Chile bis 2030 Klimaneutralität bei der Produktion von 
Lithium angestrebt wird.94 Selten erwähnt wird in diesen positiven 
Zukunftsszenarien der immense Wasserverbrauch zur Lithium-
förderung in ohnehin trockenen Regionen.95

Die Länder des globalen Südens sind keine passiven Behälter, 
deren Arbeitskräfte und Rohstoffe unendlich entlang der Interes-
sen des globalen Nordens ausgebeutet werden können. Wir haben 
bereits auf die Mechanismen der peripheren imperialen Lebens-
weise hingewiesen, die in den Ländern des globalen Südens wir-
ken. Dazu kommt: Auch in Rohstoffländern wie Argentinien, 
Chile, Kolumbien, Mexiko oder Peru soll eine Energiewende for-
ciert werden, doch diese steht vielfach am Anfang. Kristina Dietz 
beobachtet, dass es aktuell viele Gesetze und Gesetzesinitiativen 
gibt, die als Ziel formulieren:

 
»Ausstieg aus fossilen Energieträgern mittels der Förderung von 
Wind- und Solarenergie, Wasserkraft und Geothermie, Elektro-
mobilität sowie der Produktion von vorzugsweise grünem, aber 
auch blauem und grauem Wasserstoff als alternative Energieträ-
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ger. Neben der Transition hin zu einer klimaneutralen Energie-
produktion und Mobilität im Inland zielen die Gesetze darauf, das 
jeweilige Land in einen führenden Exporteur von erneuerbaren 
Energien, insbesondere grünem Wasserstoff zu verwandeln.«96 

Insbesondere die Produktion von Wasserstoff ist aktuell ein 
politisches Topthema. Die deutsche Bundesregierung hat 2020 
eine Strategie verabschiedet, der zufolge ein Teil des Wasserstoffs 
mit Strom aus Deutschland gewonnen werden soll. Allerdings 
wird das nicht reichen, um den Wasserstoffbedarf vor allem für 
die Dekarbonisierung der industriellen Produktion zu decken. 
Deshalb werden Importe aus anderen Ländern nötig sein.97 In 
diesem Kontext spielen die in den vergangenen Jahren vielfach 
etablierten »Energiepartnerschaften« eine wichtige Rolle: Bei den 
Kooperationen mit Ländern wie Brasilien, Chile, Marokko, Süd-
afrika, Tunesien oder der Türkei geht es explizit um Wasserstoff.98 
Besonders wichtig ist dabei die Gewinnung von »grünem« Was-
serstoff aus erneuerbaren Energien. Doch die »Partnerschaften« 
thematisieren nicht die Bedingungen, unter denen Wasserstoff 
erzeugt wird oder erzeugt werden soll: Denn der dafür benötigte 
Strom aus erneuerbaren Energien bedarf enormer Windkraft- 
und Solaranlagen, die nicht nur selbst sehr materialintensiv sind, 
sondern angesichts ungleicher Machtverhältnisse in den Ländern 
zu einer neuen Runde von Landraub und Vertreibungen führen 
könnten.

In den hehren Zielen der grünen Modernisierung steckt durch 
den Rohstoffhunger also eine Vertiefung des klassischen Extrak-
tivismus, dass heißt der kapitalistisch getriebenen Suche und 
Förderung nach fossilen Brennstoffen, Metallen und Mineralien, 
sowie die Ausweitung der industriellen Landwirtschaft und Tier-
zucht im »Außen«. In diesem »grünen« Extraktivismus bleiben 
die internationale und innergesellschaftliche Arbeitsteilung, die 
Dynamiken kapitalistischer Inwertsetzung und die ihr zugrunde-
liegenden Interessen sowie Kontroll-, Macht- und Herrschaftsver-
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hältnisse unangetastet. Das »grün« darf hier also keineswegs als 
ein sozialer oder ökologischer Fortschritt missverstanden werden.

Das Begründungsmuster der dominanten Akteure lautet, 
dass beim Projekt der Dekarbonisierung der Weltwirtschaft alle 
gewinnen können: Das Klima wird geschützt, die Ökonomien 
des globalen Nordens ergrünen und die des globalen Südens 
profitieren von der erhöhten Nachfrage nach den dafür benötig-
ten Rohstoffen. Die Rohstoffgewinnung selbst soll ökologischer 
werden: Begriffe wie »grüner Bergbau«, »kohlenstoffarme Infra-
strukturen« oder »smarte Landwirtschaft« sollen andeuten, dass 
Ökologie und Ökonomie in der Rohstoffproduktion in Einklang 
gebracht werden können.99 Die negativen Folgen für Mensch und 
Natur vor Ort werden in diesen Diskursen wie bisher unsichtbar 
gemacht.100 

Die Bergbaukonzerne scheinen ihre Lektion aus den jahre-
langen Protesten gelernt zu haben. Für eine größere Zustimmung 
seitens der betroffenen Bevölkerung implementieren immer mehr 
Unternehmen corporate-social-responsibility-Projekte. So binden 
sie etwa lokale und/oder indigene Gruppen ein, indem sie mit 
den Einnahmen aus dem Rohstoffverkauf Bildungs- und Gesund-
heitsprojekte finanzieren. Im Norden Chiles, in der Atacama-
Wüste, wo das Lithium ausgebeutet wird, proklamiert der US-
amerikanische Chemiekonzern Albemarle, er wolle das indigene 
Wissen erhalten, und finanziert Kulturfeste. Damit fördert er die 
Zustimmung der Bevölkerung zur Expansion des Lithiumberg-
baus in der Region. Die hier operierenden Firmen stellen sich 
als »gute Arbeitgeber und Nachbarn« dar. Und ihre Strategien 
zur Bildung eines Rohstoff-Konsenses – Nina Schlosser spricht 
im Hinblick auf Chile von einem »Lithium-Konsens« – scheinen 
erste Früchte zu tragen.101

Dennoch können angesichts des wachsenden »grünen« 
Extraktivismus bereits verschiedene Widersprüche und Span-
nungen beobachtet werden. Auf der politischen Ebene liegt ein 
Konflikt darin, wie viel Wertschöpfung in den Extraktionsländern 
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erfolgen soll. Werden die Rohstoffe weitgehend unverarbeitet 
exportiert oder findet zumindest ein Teil der Weiterverarbeitung 
oder gar eine Industrialisierung in den Ländern statt? Ökono-
misch gesprochen: Auf welcher Stufe der Wertschöpfungskette 
sollen Rohstoffe exportiert werden? Aber auch in der Höhe der 
Steuern oder Exportzölle liegt immer wieder politischer Spreng-
stoff zwischen nationalen Regierungen, die etwas vom »Kuchen« 
abhaben wollen, und (trans-)nationalen Unternehmen. Das ist 
insbesondere bei Regierungen der Fall, die Politiken der Umver-
teilung oder der Diversifizierung der Wirtschaft verfolgen. 

Eine andere Konfliktachse, die der »grüne« Extraktivismus 
verursacht, besteht zwischen denen, die an der Förderung der 
Rohstoffe interessiert sind, und der lokalen Bevölkerung, die ein 
historisch begründetes, tiefes Misstrauen gegenüber den Ver-
sprechen von Unternehmen und Regierung hegt. Kaum ein Berg-
baugebiet hat sich wirtschaftlich nachhaltig entwickelt, zumeist 
werden die Regionen beziehungsweise einzelne Bevölkerungs-
gruppen ärmer.

An vielen Orten der Rohstoffextraktion organisiert sich des-
halb die Bevölkerung, um gegen den Angriff auf ihre Lebens-
grundlagen zu protestieren und für Umweltgerechtigkeit zu 
kämpfen.102 Oft werden diese Proteste gewaltsam unterdrückt, 
teilweise gespalten und/oder kooptiert. Mitunter sind sie aber 
auch erfolgreich. Sie übersetzen sich teilweise auch in staatliche 
Konflikte, etwa zwischen Parteien oder zwischen Bergbau- und 
Umweltministerien. Im Zuge der enormen Zunahme von Berg-
bauprojekten und der Re-Politisierung ökologischer Fragen gibt 
es vielfältige Widerstände gegen diese Projekte. Maristella Svampa 
spricht in diesem Zusammenhang von einer »öko-territorialen 
Wende« sozialer Kämpfe in Lateinamerika.103 Diese Auseinander-
setzungen können unter bestimmten Umständen auch staatlich 
oder sogar durch Verfassungen gestützt werden. Allerdings hat 
die Intensität der Widerstände und Transformationskämpfe der 
Jahre 2005 bis 2008 in letzter Zeit deutlich abgenommen.
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Wir wollten in diesem Abschnitt zeigen: Die grün-kapitalis-
tischen Strategien der Dekarbonisierung sind nicht nur von geo-
politischen und geoökonomischen Dynamiken zwischen alten 
und neuen kapitalistischen Zentren geprägt, sondern sie ergänzen 
auch den »klassischen« Extraktivismus in rohstoffexportierenden 
Ländern des globalen Südens um einen »grünen« Extraktivismus. 

Öko-imperiale Spannungen

Viele der zurzeit zu beobachtenden internationalen Spannungen 
und kriegerischen Auseinandersetzungen haben einen ökologi-
schen Gehalt. Sie werden zunehmend von der ökologischen Krise, 
besonders von der Energie- und Klimakrise, überformt (nicht 
determiniert). Deshalb sprechen wir von öko-imperialen Span-
nungen. Diese werden zu einem bisher unterschätzten dauerhaf-
ten Strukturmoment internationaler Politik. Ob und wie sie sich 
in manifesten Konflikten entladen, zeigt sich jeweils konkret.

Eine erste öko-imperiale Spannung entsteht durch die Krise 
der US-getriebenen neoliberalen Globalisierung, den Aufstieg 
Chinas und die sich daran entzündenden Auseinandersetzungen 
zwischen den USA und China, bei denen sich Europa in einer 
Zwischenrolle wiederfindet. Diese Entwicklung ist voller Wider-
sprüche. So ist der Aufstieg Chinas in gewisser Weise historisch 
einmalig, denn er ereignet sich unter den Bedingungen der öko-
logischen Krise. Der Soziologe John Urry argumentiert, dass im 
Unterschied zum Aufstieg der USA vor 100 Jahren heute die bio-
physischen Bedingungen für eine chinesische Vorherrschaft unter 
kapitalistischen Vorzeichen überhaupt nicht mehr gegeben seien. 
Waren damals Energie und Rohstoffe in großen Mengen und 
preisgünstig verfügbar, so hat sich heute nicht nur der Energie- 
und Rohstoffbedarf deutlich erhöht, sondern es gibt auch durch 
den Klimawandel verursachte Probleme in der Landwirtschaft 
und in anderen Bereichen. Der Weg zu einem »chinesischen Jahr-
hundert«, so Urry, wird kein einfacher sein und China wird seine 
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Vorherrschaft angesichts zunehmender Probleme möglicherweise 
nur für kurze Zeit sichern können.104

Die zunehmenden öko-imperialen Spannungen hängen zwei-
tens eng mit der weiterhin bestehenden Expansionsdynamik des 
Kapitalismus und der entsprechend stetigen Zunahme der Extrak-
tion und des Verbrauchs von metallischen, mineralischen und 
fossilen Rohstoffen zusammen. Der Zugriff auf »billige« Rohstoffe 
sichert die globale Produktion von Textilien, Nahrungsmitteln, 
Autos, anderen alltäglichen Konsum- wie auch Luxusgütern, 
er ermöglicht Dienstleistungen wie das Fliegen und die digitale 
Kommunikation. Er ist aber auch die Voraussetzung für die digi-
tale und »grüne« doppelte Transition (twin transition), mit der 
sich die technologische Basis kapitalistischer Ökonomien verän-
dert.105 Zwar gibt es Pläne, die Ressourceneffizienz zu erhöhen 
und damit die Menge der benötigten Ressourcen zu verringern. 
Doch diese Effizienzgewinne werden durch die im Kapitalismus 
zwangsweise expandierende Wirtschaft ganz oder zumindest teil-
weise »aufgefressen« oder überkompensiert, daher sind wach-
sende Spannungen auf diesem Gebiet vorprogrammiert.106 

Die resource frontiers werden entsprechend stetig ausgeweitet –  
beispielsweise wird aktuell die Tiefsee für die Extraktion von 
Ressourcen erschlossen. Auf dem Land erzeugt die Ausweitung 
insbesondere auf der lokalen Ebene Spannungen und Konflikte.107 
Global gesehen sind die meisten Rohstoffe, auch die »kritischen« 
und »strategischen«, im derzeit notwendigen Ausmaß vorhanden. 
Doch es stellt sich die Frage, zu welchem Preis sie gefördert und 
in den kapitalistischen Verwertungsprozess eingespeist werden 
können. Hier spielen vielfältige politische und ökonomische Inte-
ressen hinein: zwischen Förder- und Abnehmerländern, zwischen 
verschiedenen Unternehmen entlang der Güterketten, zwischen 
der betroffenen Bevölkerung und mächtigen wirtschaftlichen und 
politischen Akteuren.

Dabei geht es nicht nur um die Extraktion und den Trans-
port von Rohstoffen zu ihrer Weiterverwertung, sondern auch 
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um die Kontrolle der Rohstoffe, der dafür erforderlichen Infra-
strukturen und der Preisbildungsprozesse. Vor allem in den 
Extraktionsgebieten kommt es daher immer wieder zu mani-
festen Konflikten. 

Die dritte Art öko-imperialer Spannungen liegt darin begrün-
det, dass aufgrund der Ausbreitung der imperialen Lebensweise 
in immer mehr gesellschaftliche Bereiche und Weltregionen die 
etablierten Möglichkeiten der Externalisierung abnehmen. Vor 
allem die enorme wirtschaftliche Entwicklung in den Schwellen-
ländern, nicht zuletzt vorangetrieben durch die massiven Kre-
dite und Investitionen des westlichen und chinesischen Kapitals 
sowie entsprechende Handelspolitiken, hat diese zu wirtschaft-
lichen und auch ökologischen Konkurrenten des globalen Nor-
dens gemacht – »ökologisch« nicht im Sinne einer Konkurrenz 
um die beste Transformationsstrategie, sondern im Sinne eines 
Anspruchs, die Natur zu nutzen. Die Herausbildung der Mittel-
klassen in den Schwellenländern führt zu einer Expansion der 
imperialen Lebensweise und zu einer Verschärfung der ökologi-
schen Krise, aber eben auch zu einer Abnahme der »klassischen« 
Möglichkeiten der Externalisierung durch den globalen Norden. 

Die öko-imperialen Spannungen bestehen und intensivieren 
sich viertens auch auf jenen politischen Terrains, auf denen man 
sie erst einmal nicht vermutet, nämlich den Institutionen der 
internationalen Umweltpolitik. Lange Zeit repräsentierten die 
internationalen Umweltabkommen und -strategien einen Ansatz 
globaler Kooperation und gemeinsamer Problembearbeitung. 
Dazu gehören etwa das 1972 gegründete Umweltprogramm der 
Vereinten Nationen (UNEP), die in den 1990er-Jahren errichtete 
Klimarahmenkonvention (UNFCCC) – und ihr prominentes 
Abkommen von Paris 2015 – und die Konvention zum Schutz 
und zur nachhaltigen Nutzung der biologischen Vielfalt (CBD) 
mit ihren jährlichen beziehungsweise zweijährlichen Konferen-
zen. Die ambitionierten UN-Ziele für nachhaltige Entwicklung 
von 2015 sind wichtige Orientierungspunkte.108 
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Doch gerade das globale Klimaregime steht nicht nur für 
kooperative Problemlösungen, sondern ist machtvoll und span-
nungsreich strukturiert. Mächtige politische und wirtschaftliche 
Akteure mischen sich ein und bremsen weitergehende Klimapoli-
tik. Andere Akteure wollen möglicherweise effektive Maßnahmen 
gegen die ökologische Krise, doch diese sollen in ihrem Sinne 
formuliert und umgesetzt werden.109 Die Strukturen und Prozesse 
der imperialen Lebensweise werden durch die internationale Kli-
mapolitik nicht infrage gestellt. Vielmehr ist die herrschende Kli-
mapolitik Teil der Versuche, die imperiale Lebensweise selektiv 
und vor allem in den kapitalistischen Zentren und in China öko-
logisch zu modernisieren. Dies geschieht unter den Bedingungen 
der globalen kapitalistischen Konkurrenz und Arbeitsteilung, die 
auch in den SDGs nicht thematisiert werden. 

Insofern zeigen sich globale Rivalitäten auch auf den inter-
nationalen umweltpolitischen Terrains. Es geht dabei um die 
Nutzung der biologischen Vielfalt und den ökonomischen Wert 
pflanzengenetischer Ressourcen oder um den Zugriff auf CO2-
Senken. Die Terrains wurden in den 1990er-Jahren unter den 
Bedingungen der neoliberalen Globalisierung und der Dominanz 
des globalen Nordens geschaffen, was die Priorisierung »markt-
basierter Lösungen« erklärt. Hier klafft ein großer Widerspruch: 
In Zeiten des Aufstiegs der Schwellenländer und einer neuen 
Systemkonkurrenz zwischen den USA und China funktionieren 
die Institutionen internationaler Umweltpolitik immer schlechter. 
Gleichzeitig sind sie dringend nötig, damit multilaterale politische 
Verständigung stattfindet, die Probleme und Krisen diskutiert 
und Bearbeitungsstrategien entwickelt werden. 

Fünftens nehmen Folgekosten der ökologischen Krise zu, etwa 
in Form von Trockenheit, Hitzewellen, Waldbränden und Über-
flutungen. Die Zahl der Hitzetoten und Flutopfer steigt, es kommt 
zu Ernteausfällen, Menschen werden zu Flucht und Migration 
gezwungen, Biodiversität und Kulturlandschaft gehen verloren, 
und immer mehr finanzielle Mittel fließen in die Reparatur von 
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Gebäuden und Infrastrukturen. Die Liste der Schäden ließe sich 
fortsetzen. Die Konflikte darüber, wer dafür aufzukommen hat, 
gewinnen an Intensität. Der pakistanische Staat hat angesichts der 
Überschwemmung erheblicher Landesteile mit schätzungsweise 
30 Millionen betroffenen Menschen im Sommer 2022 weit weni-
ger Mittel zum Umgang mit den Folgen als etwa der deutsche oder 
der österreichische Staat. Und mit Ernteausfällen und steigenden 
Lebensmittelpreisen können materiell wohlhabende Gesellschaf-
ten anders umgehen als einkommensschwächere. Dazu kommt 
die Frage, wer sich wie gegen Krisenfolgen wie Hochwasserschä-
den oder Ernteausfälle versichern kann. Drastisch steigen werden 
schließlich die Kosten für solche Maßnahmen, mit denen sich 
Gesellschaften an den Klimawandel und andere biophysische Ver-
änderungen anpassen, um sich gegen die von diesen ausgehenden 
Bedrohungen zu wappnen. 

In den internationalen Klimaverhandlungen werden Aus-
gleichszahlungen für die Folgen von ökologischen Katastrophen 
unter dem Stichwort »Verluste und Schäden« (loss and damage) 
diskutiert. Verluste werden dabei als dauerhaft angesehen, 
Schäden als reversibel. Diese Diskussion wurde seit Beginn der 
Verhandlungen über die Klimarahmenkonvention Anfang der 
1990er-Jahre vor allem von betroffenen Ländern wie den klei-
nen Inselstaaten eingefordert. Denn diese sind buchstäblich vom 
Untergang aufgrund steigender Meeresspiegel bedroht. Es dauerte 
jedoch bis zur 28. Vertragsstaatenkonferenz der UNFCCC 2023 
in Dubai, dass sich die Staaten auf einen Fonds für Schäden und 
Verluste verständigten. Dabei geht es insbesondere um finanzielle, 
technische und anderweitige Unterstützung für Länder des globa-
len Südens.110 Das Thema Schäden und Verluste ist – wie immer, 
wenn es um Geld geht – sehr konfliktbehaftet (siehe auch Kapi-
tel 7). Es könnte sich künftig zu einem der zentralen Gegenstände 
zunehmender öko-imperialer Spannungen entwickeln.

Übrigens: Auch die Vorbeugung und Bekämpfung von Pande-
mien verursachen Kosten. Das zeigte zuletzt die Coronapandemie 
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(vgl. Einleitung). Wir haben daran gesehen, zu welchen gesell-
schaftlichen und internationalen Spannungen und auch offenen 
Konflikten eine solche Ausnahmesituation führt: Der Zugang zu 
medizinischem Material und Gerät wie die Entwicklung und Ver-
wendung von Impfstoffen zeigte, dass die materiell wohlhaben-
den Länder des Westens zuvorderst an sich denken. Außerdem 
unterlagen die Produktion und der Vertrieb dem kapitalistischen 
Profitprinzip. Daher wurden die politisch geforderten und ethisch 
gebotenen Ausnahmen von den Patenten den Ländern des globa-
len Südens nicht gewährt.111

Sechstens können militärische Bedrohungen und Konflikte 
tendenziell auch wegen der Verschärfung der ökologischen Krise 
zunehmen. So lässt sich etwa die Stabilität des Putin-Regimes, 
die Putin selbst wohl zu einer Überschätzung des außenpoliti-
schen Gewichts und der militärischen Fähigkeiten seines Lan-
des verleitet hat, nicht ohne die fossilistische Produktions- und 
Lebensweise Westeuropas begreifen.112 Es ist die westeuropäische 
Nachfrage nach Gas und Öl, die dem russischen Staat erhebli-
che Exporteinnahmen bescherte und die es seinem autoritären 
Herrscher ermöglichte, die Oligarchen seines Landes an sich zu 
binden, Zustimmung in der Bevölkerung durch Sozialprogramme 
zu erkaufen und dadurch ein fragiles Kräftegleichgewicht her-
zustellen. Die russischen politischen und wirtschaftlichen Eliten 
halten an der fossilistischen Ausrichtung der Weltwirtschaft fest, 
weil sie ihre Akkumulations- und Legitimationsbasis ist. Bisher 
fahren sie damit gut: In den ersten sieben Monaten des Jahres 
2023 hat die EU  40 Prozent mehr Flüssigerdgas aus Russland 
importiert als im gleichen Zeitraum vor dem Krieg. Insbeson-
dere Spanien, Belgien und Österreich sind von Gasimporten aus 
Russland abhängig. Das funktioniert, da Flüssigerdgas nicht unter 
die EU-Sanktionen fällt.113 Düngemittel, die bislang in Europa auf 
der Basis von russischem Gas hergestellt wurden, importieren die 
europäischen Staaten nun zum Teil direkt aus Russland, wo die 
Produktion einen größeren Fußabdruck verursacht. Marc Wid-
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mann hat für Die Zeit recherchiert, dass der Anteil des russischen 
Düngers am europäischen Verbrauch in nur einem Jahr von sechs 
auf 23 Prozent gestiegen ist.114 Diese Konstellation ist exempla-
risch: Der Fossilismus des globalen Nordens stärkt Regime, die 
sich dann mitunter gegen den globalen Norden selbst richten.115 
Das galt in den 1990er-Jahren für den Irak unter Saddam Hussein. 
Heute gilt es für Putins Russland.

Kriege selbst verursachen neben unsäglichem menschlichen 
Leid hohe Treibhausgasemissionen. Das gilt auch für den russi-
schen Angriffskrieg gegen die Ukraine. Dessen erstes Jahr ver-
ursachte etwa so viele Emissionen wie ein Land in der Größe 
Belgiens im selben Zeitraum. »Fachleute schätzen den Anteil der 
Emissionen, der durch das direkte Kampfgeschehen verursacht 
wird, auf 19 Prozent des Gesamtausstoßes. Den größten Teil der 
Emissionen – nämlich rund 50 Millionen Tonnen – veranschlagt 
die Berechnung für den Wiederaufbau nach dem Krieg.«116 Stu-
art Parkinson geht davon aus, dass die globalen Streitkräfte und 
die Produktion ihrer Ausrüstung für sechs Prozent der globalen 
Treibhausgasemissionen verantwortlich sind.117 

Militarisierung und Kriege sind für bestimmte Wirtschafts-
branchen ein gutes Geschäft. So profitieren vom aktuellen Krieg 
auch die westlichen Öl- und Gaskonzerne wie BP, Chevron, 
ExxonMobil, Total und Shell durch den enormen Preisanstieg 
infolge der Sanktionen gegen Russland. Die weltweiten Militär-
ausgaben haben sich nach Angaben des Stockholmer Friedens-
forschungsinstituts SIPRI zwischen 1998 und 2022 verdoppelt 
und werden absehbar deutlich ansteigen.118 Davon profitieren 
Rüstungsunternehmen wie Northrop Grumman, Raytheon oder 
Lockheed Martin in den USA sowie Rheinmetall, Airbus oder 
ThyssenKrupp in Deutschland.119 Der Rüstungssektor ist selbst 
ein wichtiger Bereich kapitalistischer Akkumulation und eine 
zentrale Stütze militaristischer Politik, das heißt der Drohung 
oder Anwendung physischer Gewalt in der internationalen Poli-
tik. Der »militärisch-industrielle Komplex«, eine für das Parla-
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ment und die Öffentlichkeit wenig transparente und kontrol-
lierbare Zweckgemeinschaft von Rüstungsindustrie, Militär und 
Teilen der staatlichen Apparate, ist Nutznießer der öko-imperia-
len Spannungen und sich immer wieder entladender Konflikte.120 

Reduktion statt Verlagerung

Zusammengefasst drängt sich folgende Schlussfolgerung auf: 
Angesichts der sich zuspitzenden ökologischen Krise und der 
damit verbundenen öko-imperialen Spannungen wird es immer 
unwahrscheinlicher, dass tragfähige internationale politische 
Kompromisse sowie einigermaßen stabile Rahmenbedingungen 
für die internationale Politik und Wirtschaft entstehen werden. 
Rahmenbedingungen und Kompromissstrukturen, in denen Kon-
flikte friedlich ausgetragen, die Ursachen der Krisen angegangen 
und stabile Lebensverhältnisse geschaffen werden und in denen 
der globale Norden eine Bereitschaft zum Ausgleich zeigt, sind 
akuell in weiter Ferne. Stattdessen werden öko-imperiale Span-
nungen zu einem Strukturmoment der internationalen Politik, 
der Umgang mit ihnen wird zu einem zentralen Moment politi-
scher und wirtschaftlicher Strategien – aber auch der Organisa-
tionen der Subalternen und der solidarischen Kräfte.

Zwar sind internationale Kooperationen für die Bearbeitung 
der ökologischen Krise wie auch anderer Probleme und Krisen 
dringend geboten. Doch unter Bedingungen der expansiven 
kapitalistisch-imperialen Produktions- und Lebensweise, der 
sich intensivierenden politischen, wirtschaftlichen, aber auch 
»ökologischen« Konkurrenz sowie der sich zuspitzenden öko-
logischen Krise sind sie höchst unwahrscheinlich.121 Die alten 
kapitalistischen Zentren, der neue Herausforderer China, aber 
auch die anderen Länder müssen sich angesichts der ungebroche-
nen kapitalistischen Expansionsdynamik und der fortwährenden 
Attraktivität der imperialen Lebensweise die Rohstoffe für ihre 
Wirtschaften in ihren Ländern, aber auch international organi-
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sieren – mit Geld, mit Diplomatie, mit Regeln, die ihnen Vorteile 
verschaffen, notfalls auch mit Gewalt.

Die Auswirkungen der ökologischen Krise werden dramatisch 
zunehmen, die damit einhergehenden Reparaturarbeiten folglich 
monetär ansteigen und materiellen Wohlstand kosten. Solange 
aber die Vermögensbesitzer*innen und ihre politischen Reprä-
sentant*innen sich selbst und ihren Gesellschaften eine Weiter-
führung und Vertiefung der imperialen Lebensweise versprechen, 
dürften die Expansion und Extraktion von Naturstoffen weiter 
intensiviert werden. Die Konkurrenz um Rohstoffe wird zuneh-
men, gerade auch um solche, die für die ökologische Modernisie-
rung der imperialen Lebensweise gebraucht werden. 

Deshalb sind Strategien unzureichend, die den Fokus darauf-
legen, die Wirtschaften zu dekarbonisieren, ohne sie grundlegend 
umzubauen und in wichtigen Sektoren zurückzubauen. Unter der 
Bedingung kapitalistischen Wachstums bedeuten Strategien der 
Dekarbonisierung keine Reduktion des Rohstoffverbrauchs. Sie 
bedeuten nur dessen Verlagerung im Sinne einer selektiven Ver-
änderung der Rohstoffbasis. Insgesamt droht der gesellschaftliche 
Stoffwechsel mit der Natur derzeit weiter zu eskalieren. 

Internationale Dominanz- und Abhängigkeitsstrukturen wer-
den durch den Aufstieg Chinas reorganisiert. In dem Maße, wie 
die alten kapitalistisch-imperialen Zentren am überkommenen 
Gefüge festhalten, nehmen die öko-imperialen Spannungen zu. 
Die Gesellschaften der kapitalistischen Semi-Peripherie und Peri-
pherie werden weiterhin rücksichtslos ausgebeutet. Allerdings 
könnten für sie in der sich intensivierenden Konkurrenz zwischen 
den alten imperialistischen Zentren und ihren Herausforderern, 
allen voran China, neue Handlungsspielräume entstehen, die sich 
für ein upgrading in den rohstoffbezogenen Wertschöpfungsket-
ten nutzen ließen. Dies würde jedoch den ökologisch zerstöreri-
schen Rohstoffkonsens eher festigen als in Frage stellen. Schon 
gar nicht handelte es sich um eine solidarische Reorganisation 
der internationalen Arbeitsteilung »auf Augenhöhe«. 
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Die beschriebenen Tendenzen bedeuten nicht, dass umsich-
tiges und problembewusstes politisches Handeln nicht möglich 
wäre. Es ist dringend geboten, dass fossile Energieträger im Boden 
bleiben, es müssen offene militärische Konfrontationen vermie-
den werden, es lohnen sich Initiativen wie ein Lieferkettengesetz. 
Es bedarf sowohl umfassender als auch tiefgreifender Vorschläge, 
neuer Initiativen beziehungsweise der Stärkung bestehender, 
oft lokaler und regionaler Ansätze, um den beschriebenen und 
besorgniserregenden Dynamiken etwas entgegenzusetzen.
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Kapitel 6

Autoritäre Politiken

Die liberale Demokratie lässt 
die Tür zum Faschismus offen, 
besonders in Zeiten der Krise. 

Sabrina Fernandes 1

Antonio Gramscis im dritten Kapitel zitierte Krisendiagnose, 
dass das Alte sterbe und das Neue noch nicht zur Welt kommen 
könne, wird oft mit der Äußerung in Verbindung gebracht, diese 
Zwischenzeit – das Interregnum – sei »die Zeit der Monster«. Ver-
mutlich handelt es sich dabei nicht um Gramscis eigene Worte, 
sondern um eine recht freie Übersetzung, die durch einen Aufsatz 
von Slavoj Žižek bekannt geworden ist.2 Bei Gramsci selbst heißt 
es, dass es im Interregnum »zu den unterschiedlichsten Krank-
heitserscheinungen« kommt.3 Nichtsdestotrotz ist die Bezeich-
nung »Monster« für viele der derzeitigen Krisenphänomene und 
die Kräfte, die davon in einflussreiche Positionen gespült werden, 
nicht unangemessen. Die »Monster« werden von tiefgreifenden 
Umbrüchen hervorgebracht, sind mittels der etablierten liberal-
demokratischen Verfahren kaum mehr zu kontrollieren, setzen 
diese vielmehr gezielt außer Kraft und vertiefen die Krise, deren 
Ergebnis sie sind, nicht zuletzt, indem sie deren tatsächliche Ursa-
chen leugnen. 

Die »Systemfrage« wurde in den letzten Jahren insbesondere 
von rechtspopulistischen und rechtsextremen Kräften gestellt. In 
gewisser Weise ist es eine Kritik an Globalisierung und Neolibe-
ralismus von rechts, mit einem autoritären, militaristisch-männ-
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lichen und menschenfeindlichen Angebot, das Menschen entlang 
von Kriterien wie Herkunft oder Religion sortiert, mit Katego-
rien wie »das Volk« vermeintlich Einheitlichkeit schafft und ver-
lorengegangene Regierbarkeit zurückzugewinnen verspricht.4 
Wir erleben einen zunehmenden Autoritarismus, der sich in 
der Verachtung Andersdenkender bis hin zu physischer Verfol-
gung in Ländern wie Russland, Ungarn, Indien, den Philippinen 
oder der Türkei äußert, in Anti-Genderismus, Antisemitismus 
und anti-muslimischem Rassismus in westlichen Ländern. Der 
Autoritarismus beinhaltet Politiken der Abschottung, aber auch 
neue Formen einer exklusiven Solidarität im Sinne des sozial-
staatlichen Schutzes der einheimischen Bevölkerung gegenüber 
angenommenen Bedrohungen »von außen«.5 Die konservativ-
grüne Regierung in Österreich etwa präsentierte Anfang Januar 
2020 ihr Programm mit dem Motto »Das Klima und die Grenzen 
schützen«.6

Die Politiken rechter Kräfte stellen einen Versuch dar, die in die 
Krise geratene imperiale Lebensweise autoritär zu stabilisieren.7 
Ähnlich wie beim Grünen Kapitalismus handelt es sich bei der 
autoritären Stabilisierung also um ein Hegemonieprojekt. Wie der 
Titel des Programms der österreichischen Regierung zeigt, ist dabei 
eine Verbindung zwischen beiden Projekten durchaus denkbar. Sie 
könnte die Gestalt einer nach außen und innen autoritär abgesi-
cherten, selektiven Ökologisierung des Kapitalismus annehmen. 
Die autoritäre Rechte bricht nicht mit dem Neoliberalismus, son-
dern setzt die Politiken der Liberalisierung, Privatisierung, Deregu-
lierung, Finanzialisierung und Austerität in vielen Bereichen fort. 
Dabei profitiert sie von zwei miteinander zusammenhängenden 
Entwicklungen und verleiht diesen einen reaktionären politischen 
Ausdruck: zum einen von der Verschärfung des Klassengegensatzes 
und dem Versäumnis beziehungsweise der Unfähigkeit der Linken, 
dem eine progressive politische Antwort entgegenzusetzen; zum 
anderen von der Verunsicherung, die aus der Infragestellung einer 
hegemonialen weißen Männlichkeit resultiert. 
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Die Zuspitzung der sozial-ökologischen Krise überlagert und 
dynamisiert diese Verunsicherungen und führt zu Transforma-
tionskonflikten. In den Alltagserfahrungen manifestiert sich 
zunehmend die Ahnung, dass sich alles, für immer und in einem 
erdgeschichtlichen Ausmaß verändern wird. Damit verstärkt die 
ökologische Krise auch die Verlustängste und die tatsächlichen 
oder wahrgenommenen Erfahrungen sozialer Missachtung, die 
in der Krise des (neoliberalen) Kapitalismus gründen. In ihren 
geschlechtsspezifischen Dimensionen wirkt sie verstärkend auf 
die Krise der Männlichkeit ein, die aus feministischen Kämpfen 
resultiert. 

Die autoritäre Rechte macht sich das zunutze. Sie zieht ihre 
Stärke gerade daraus, dass sie die von den etablierten Parteien 
dethematisierten Klassenkonflikte regressiv politisiert, das Ideal 
weißer Männlichkeit bekräftigt und die ökologische Krise ent-
weder leugnet oder nationalistisch und rassistisch zu bearbeiten 
versucht. Die verlorene männliche und weiße Dominanz lässt sich 
wiederherstellen, solange es nur gelingt, die immer größer wer-
dende und sich immer wahrnehmbarer artikulierende Zahl der 
»Anderen« kleinzuhalten, auszugrenzen, zu bekämpfen – so lautet 
das Versprechen einer autoritären Stabilisierung der imperialen 
Lebensweise.8 

Wir möchten im Folgenden die beiden Verunsicherungen 
in ihrer Verbindung mit der imperialen Lebensweise, in ihren 
demokratiepolitischen Implikationen und im Hinblick auf ihre 
Herausforderungen für solidarische Strategien genauer betrach-
ten. Dabei geht es uns erstens darum, die autoritären Tendenzen 
sowohl unter den Subalternen als auch im bürgerlichen Spektrum 
im Kontext einer sich zuspitzenden sozial-ökologischen Krise zu 
begreifen. Zweitens untersuchen wir, wie diese Krise und ihre 
Bearbeitung eine bestimmte, klassenübergreifende Form von 
Männlichkeit tangieren: die von Cara Daggett so genannte »Petro-
maskulinität«9, die ihrerseits eine hohe Affinität zu rechtsautoritä-
ren Positionen aufweist. Im Rahmen der liberalen Demokratie, so 
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unser Argument im dritten Schritt, lässt sich die sozial-ökologi-
sche Krise nicht mehr bearbeiten. Die Alternative ist stattdessen, 
hinter die liberale Demokratie zurückzufallen und die imperiale 
Lebensweise autoritär zu stabilisieren oder über beide hinauszu-
gehen, das heißt die Demokratie zu demokratisieren und eine 
solidarische Lebensweise anzustreben. Mit Letzterer beschäftigen 
wir uns ausführlich in Kapitel 7. Im letzten Abschnitt des vor-
liegenden Kapitels wollen wir diesbezüglich bereits einige vor-
bereitende Bemerkungen machen, die sich unmittelbar aus der 
Analyse von Kämpfen für und gegen eine autoritäre Stabilisierung 
der imperialen Lebensweise ergeben.10

Die autoritäre Rechte und der 
sozial-ökologische Klassenkonflikt

In seinem autobiographischen Buch Rückkehr nach Reims schil-
dert der Soziologe Didier Eribon die Hinwendung von Teilen der 
französischen Arbeiter*innenklasse zum Front National (heute 
Rassemblement National) als ein Scheitern der linken Parteien. 
Diese hätten sich von der Vorstellung verabschiedet, dass die 
Gesellschaft in Klassen gespalten und vom Gegensatz zwischen 
links und rechts strukturiert sei. Sie hätten sich den Gedanken 
der »Individualisierung« zu eigen gemacht und damit verlernt, 
die Sprache der Regierten zu sprechen. 

»Die Idee der Unterdrückung, einer strukturierenden Polarität 
zwischen Herrschenden und Beherrschten, verschwand aus 
dem Diskurs der offiziellen Linken und wurde durch die neu-
tralisierende Vorstellung des ›Gesellschaftsvertrags‹ ersetzt, 
in dessen Rahmen ›gleichberechtigte‹ Individuen (gleich? 
was für ein obszöner Witz) auf die Artikulation von Partiku-
larinteressen zu verzichten (das heißt zu schweigen und sich 
von den Regierenden nach deren Gusto regieren zu lassen) 
hätten.«11 
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Die Linke, so Eribon, entfernte die Klassen und Klassenverhält-
nisse »aus den Kategorien des Denkens und Begreifens und damit 
aus dem politischen Diskurs«. Damit ließ sie all jene kollektiv im 
Stich, »die mit den Verhältnissen hinter diesen Wörtern objektiv 
zu tun haben«.12 Die Lücke, die sie damit schuf, füllte die Rechte: 
Ihr gelang es, jene Klassenerfahrungen regressiv zu politisieren, 
die eine in Teilen neoliberal gewendete Linke als nicht länger exis-
tent betrachtete, die aber angesichts wachsender sozialer Ungleich-
heit und Unsicherheit im Alltag der Arbeiter*innen fortwirkten. 

Die Entwicklungen in Deutschland ähnelten denen in Frank-
reich. Spätestens mit der Kanzlerschaft und dem Parteivorsitz von 
Gerhard Schröder begann die SPD, die Relevanz der Unterschei-
dung von links und rechts zu negieren und sich einer sogenann-
ten »neuen Mitte« zuzuwenden.13 Die arbeitsmarkt- und sozial-
politischen Reformen der von Schröder geführten rot-grünen 
Bundesregierung trugen dazu bei, die Verantwortung für soziale 
Notlagen zu individualisieren. Die »Reformen« verschärften jene 
sozialen Spaltungen und Klassenerfahrungen, die sie gleichzeitig 
aus ihrer Programmatik verbannten. Im Zuge der Krise ab 2008 
gelang es einer sich neu formierenden autoritären Rechten, in das 
dadurch entstandene politische Vakuum vorzustoßen: Sie griff 
den politisch dethematisierten, gleichwohl fortexistierenden oder 
gar verschärften vertikalen Konflikt zwischen Kapital und Arbeit 
auf und definierte ihn in einen horizontalen Gegensatz zwischen 
innen und außen um: Klassenverhältnisse und Verteilungskämpfe 
artikulierten sich nun, so Klaus Dörre und Kolleg*innen, verstärkt 
»im Modus der Konkurrenz, über eine permanente Scheidung der 
Gewinner von den Verlierern sowie mittels kollektiver Abwertun-
gen und Ausgrenzung sozialer Großgruppen«.14

Bei diesen Großgruppen handelt es sich nach 2015 vor allem 
um Geflüchtete. Sie kommen von »außen« und der rechten Erzäh-
lung zufolge geht es ihnen um die Teilhabe an dem von »uns« hart 
erarbeiteten Wohlstand. Bürgerliche Politiker*innen machen die 
rechten Ressentiments sprachfähig, so etwa der frühere Bundes-
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innenminister Horst Seehofer mit seiner Äußerung, die Migration 
sei die »Mutter aller Probleme«.15 Bis zur Übersetzung der Ressen-
timents in eine tödliche Migrationspolitik ist es dann nur noch 
ein kleiner Schritt. Im Juni 2023 sank vor der griechischen Küste 
ein Schiff mit Geflüchteten. Mehrere hundert Menschen kamen 
ums Leben, auch weil die griechische Küstenwache und die euro-
päische Grenzschutzagentur Frontex keine wirksamen Rettungs-
maßnahmen ergriffen. Es besteht sogar der Verdacht, dass das 
Eingreifen der griechischen Küstenwache zum Sinken des Schif-
fes geführt hat.16 Im Dezember 2023 einigten sich die EU-Mit-
gliedstaaten auf eine Verschärfung des Asylrechts. Demnach soll 
über Asylanträge, die aufgrund der Herkunft der Geflüchteten 
als wenig aussichtsreich gelten, in Schnellverfahren an den EU-
Außengrenzen entschieden werden. Die betroffenen Menschen 
sollen erst gar nicht in die EU einreisen dürfen, sondern bis zur 
Entscheidung über ihre Anträge unter haftähnlichen Bedingun-
gen in Auffanglagern festgehalten werden können. Das gilt auch 
für Familien mit Kindern. Zudem werden mehr Länder als bisher 
als »sichere Drittstaaten« eingestuft, in die Asylbewerber*innen, 
sofern ihre Flucht durch deren Territorium führte, leichter abge-
schoben werden können. 

Ebenso wenig wie »wir« den Wohlstand allein erarbeitet haben, 
ist das »Außen« mit seinen zunehmend katastrophalen, Menschen 
zur Flucht zwingenden Lebensbedingungen losgelöst von der 
Produktions- und Lebensweise im Inneren der kapitalistischen 
Zentren zu begreifen.17 Es sind die durch die CO2-Emissionen des 
globalen Nordens verursachten Dürren und Überschwemmungen 
im globalen Süden, die ein Leben in den betroffenen Regionen 
verunmöglichen und die Flucht zum einzigen Ausweg machen 
können; es ist der europäische Bedarf an – für die Digitalisierung 
ebenso wie für die Dekarbonisierung unabdingbaren – Metallen 
wie Kobalt, der im Kongo die Fluchtursachen produziert; es sind 
die Supermarktketten und Konsumgewohnheiten in Nordeuropa, 
für die die Migrant*innen im »Plastikmeer« von Almería schuften; 
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und es ist die von einer neoliberalen Politik betriebene »Reform« 
sozialer Infrastrukturen, deren Folgen von weiblichen Pflegekräf-
ten aus Osteuropa und dem globalen Süden aufgefangen werden.18 
Die Flucht von immer mehr Menschen ebenso wie das Hereinbre-
chen der Klimakrise in den Alltag der Gesellschaften im globalen 
Norden signalisieren die »Heimkehr der Bedrohungen«19, die einst 
vom globalen Norden ihren Ausgang nahmen. 

Genau genommen handelt es sich hierbei um einen globalen 
ökologischen Klassenkonflikt. Wie wir im dritten Kapitel gesehen 
haben, zerstört eine transnationale Gruppe von (Super-)Reichen 
durch ihren Lebensstil und ihre Investitionstätigkeit die Existenz-
bedingungen vieler anderer. Zudem organisiert und dominiert 
sie eine Produktions- und Lebensweise, die strukturell auf der 
Ausbeutung von Mensch und Natur beruht. 

Aber warum wird der ökologische Klassenkonflikt nicht als 
solcher wahrgenommen und ausgetragen? Wie konnte die (sozi-
aldemokratische) Linke die Kategorie »Klasse« so schnell ent-
sorgen? Und warum gelingt es der Rechten heute, den Konflikt 
zwischen oben und unten in einen zwischen innen und außen zu 
transformieren? 

Die Antwort auf diese Fragen findet sich nicht in einem wie 
auch immer gearteten »falschen Bewusstsein« der Menschen oder 
in damit zusammenhängenden Manipulationsstrategien. Um sich 
ihr zu nähern, müssen wir vielmehr die realen Widersprüche des 
Kapitalismus betrachten, vor allem jene Widersprüche, die die 
Lohnabhängigen-Existenz kennzeichnen: Ebenso wie die Kapi-
talistenklasse sind auch die Subalternen entlang von nationalen 
Grenzen gespalten. Lohnabhängige im globalen Norden sind auf 
das Funktionieren eben jener Produktions- und Infrastrukturen 
angewiesen, deren Ressourcen- und Emissionsintensität den 
Lohnabhängigen im globalen Süden das pure Überleben zuneh-
mend verunmöglicht. Diese Überlagerung von globalen vertika-
len Gegensätzen durch horizontale Spaltungen entlang nationaler 
Grenzen ist in das kapitalistische Staatensystem eingeschrieben. 
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Sie beinhaltet die Möglichkeit, klassenübergreifende Kompro-
misse in einem nationalen Rahmen zu bilden.20 Allerdings ist 
diese Möglichkeit räumlich äußerst ungleich verteilt: Es sind vor 
allem die früh industrialisierten Staaten des globalen Nordens, 
die darüber verfügen. Die Hinterlassenschaften ihrer Kolonialge-
schichte sowie ihre dominante Position in einer von ungleichem 
ökologischen und ökonomischen Tausch geprägten Weltordnung 
versetzen sie in die Lage, sich die für den Klassenkompromiss 
nötigen Ressourcen zu verschaffen und die entstehenden sozial-
ökologischen Kosten zu externalisieren.21 

Dazu kommen die horizontalen Ungleichheitsverhältnisse in 
den Ökonomien des globalen Nordens selbst: Die Spaltung der 
Subalternen entlang nationaler Grenzen verlängert sich bis in 
die Belegschaften hinein. Hier sehen sich Beschäftigte mit einem 
einigermaßen gesicherten Status und relativ hohen Löhnen sol-
chen Gruppen gegenüber, die prekär als Leiharbeiter*innen oder 
Werkvertragsnehmer*innen beschäftigt und dabei nicht selten 
vorrangig migrantisch und weiblich sind. Allein die Präsenz die-
ser Gruppen kann bei den Kernbelegschaften Verunsicherungen 
hervorrufen, erscheint ihr eigenes Beschäftigungsverhältnis im 
Lichte der Existenz einer prekären Konkurrenz doch als Privileg, 
das es zu verteidigen gilt. Dies wirkt disziplinierend und kann 
zu Anpassungsreaktionen führen, die an rechte Orientierungen 
anschlussfähig sind.22 

Wie Stuart Hall im Anschluss an Gramsci bemerkt, sind es 
diese horizontalen Differenzierungen und Unterschiede, die für 
das Funktionieren des Kapitalismus so wichtig sind. Denn sie 
ermöglichen es, den vertikalen Klassenwiderspruch durch die 
Ausgrenzung anderer zu bearbeiten: »[E]thnische und ›rassische‹ 
Differenzen [können] als ein System ökonomischer, politischer 
und ideologischer Antagonismen innerhalb einer Klasse konstitu-
iert werden […], die im Hinblick auf den Besitz beziehungsweise 
die ›Enteignung der Produktionsmittel‹ ansonsten ähnlichen Aus-
beutungsformen unterworfen ist.«23 
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Bei der autoritären Stabilisierung der imperialen Lebensweise, 
wie sie die Rechte am konsequentesten verfolgt, wird genau mit 
diesen und um diese Differenzen gekämpft. Es geht darum, Letz-
tere zu stärken beziehungsweise wiederherzustellen (das rechte 
Projekt) oder sie solidarisch zu überwinden (die emanzipato-
rische Alternative). Denn die gegenwärtige Krise zeichnet sich 
gerade dadurch aus, dass Differenzen und Trennungen in Frage 
gestellt und damit die etablierten Formen der Bearbeitung des 
vertikalen Konflikts in horizontal getrennten Sphären geschwächt 
werden: Der Klassenkompromiss im globalen Norden erodiert 
auch deshalb, weil die Möglichkeit zur Externalisierung seiner 
Kosten aus ökologischen Gründen schwindet. Die Kohlenstoff-
senken der Erde, die sich überwiegend im globalen Süden befin-
den, sind mit der Absorption der Emissionen, für die der globale 
Norden verantwortlich ist, schon lange überfordert. Durch den 
Aufstieg Chinas und anderer Länder des globalen Südens, der 
nichts anderes bedeutet, als dass immer mehr Gesellschaften 
selbst davon abhängig werden, Kosten externalisieren zu kön-
nen, verschärft sich dieses Problem. Die Zerstörungen, die die 
Externalisierung ökologischer Kosten bislang vor allem andern-
orts verursacht hat, kehren deshalb dorthin zurück, wo sie ihren 
Ursprung haben. 

Alle spüren das, genauer gesagt: Alle spüren, dass es so wie 
bisher nur dann weitergehen kann, wenn uns die künftigen Gene-
rationen und die Menschen andernorts egal sind, wenn also die 
dem globalen Norden zur Verfügung stehenden politischen und 
militärischen Ressourcen dafür eingesetzt werden, den Klassen-
kompromiss der im Hier und Jetzt Lebenden auf Kosten anderer 
zu erneuern. Sofern es sich bei den anderen um Geflüchtete oder 
im globalen Süden Lebende handelt, lässt sich dies nur durch 
rassistische und koloniale Narrative rechtfertigen. 

Das ist das Projekt, das die Rechte verfolgt: In einer Situation, 
in der sich mit dem Erstarken der Klimabewegung, den Befun-
den der Klimawissenschaft und der zunehmenden Alltagswirk-
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samkeit der Klimakrise die Einsicht Bahn bricht, dass sich vieles 
geändert hat und noch mehr wird ändern müssen, schwingt sie 
sich zum Verteidiger des Bestehenden auf. Sie suggeriert, eine 
von äußeren Gefahren bedrohte Ordnung könne autoritär, exklu-
siv und ausgrenzend stabilisiert werden, wenn nur die Differen-
zen, durch die das kapitalistische System funktioniert, gefestigt 
beziehungsweise wiederhergestellt werden. Die autoritäre Rechte 
kann glaubwürdiger behaupten, die Außengrenzen zu sichern, 
Migration und Migrant*innen zu bekämpfen, auf die Interessen 
des globalen Südens keinerlei Rücksicht zu nehmen und – siehe 
unten – eine zunehmend infrage gestellte Männlichkeit zu schüt-
zen als ihr bürgerlicher Counterpart. Denn dieser sieht sich bei 
der Stabilisierung horizontaler Differenzen mittels Nationalismus, 
Rassismus, Kolonialismus und maskulinistischen Gebarens noch 
zu einer gewissen Zurückhaltung verpflichtet, die allerdings umso 
brüchiger wird, je mehr sich die bürgerlichen Parteien selbst zu 
Getriebenen rechter Tabubrüche machen.

Sebastian Friedrich bezeichnet die Strategie der Rechten als 
»Ethnisierung des Sozialen«. Er zitiert aus einer Rede von Björn 
Höcke zur »neuen deutschen sozialen Frage«: Höcke zufolge ist 
die soziale Frage der Gegenwart »nicht primär die Verteilung 
des Volksvermögens von oben nach unten«, sondern »die Frage 
der Verteilung des Volksvermögens von innen nach außen«.24 
Damit wird der vertikale Gegensatz gleichzeitig aufgegriffen – 
die Rechte schwingt sich zum Beschützer der »kleinen Leute« 
auf – und als Strukturmerkmal kapitalistischer Gesellschaften 
geleugnet – der vertikale Gegensatz erscheint als aus dem hori-
zontalen abgeleitet, der sich aus unterschiedlichen nationalen 
Zugehörigkeiten ergibt. Es seien, so der ehemalige AfD-Vorsit-
zende Alexander Gauland, die vielen nach Deutschland kom-
menden ungelernten Menschen, die das Lohnniveau drückten 
und die Unternehmen veranlassten, die Lohnkonkurrenz anzu-
heizen. Der sich verschärfende Gegensatz zwischen oben und 
und unten resultiere demnach nicht aus der Klassenstruktur 
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kapitalistischer Gesellschaften, sondern aus der Migration und 
damit aus dem Gegensatz zwischen innen und außen:25 Die deut-
schen Lohnabhängigen, so lautet die rechte Erzählung, werden 
in einen Wettbewerb mit migrantischen Anbieter*innen billiger 
Arbeitskraft gezwungen, und die deutschen Unternehmen wer-
den aufgrund der Anwesenheit von Migrant*innen gleichsam 
dazu gedrängt, die Lohnkosten zu drücken. 

Auch in dieser Sichtweise verschwindet der Klassenwider-
spruch als strukturierendes Moment kapitalistischer sozialer Ver-
hältnisse. Allerdings gibt es einen fundamentalen Unterschied 
zur sozialdemokratischen Entsorgung dieses Widerspruchs: 
Die neoliberal gewendete Sozialdemokratie begrüßte letztlich 
die Globalisierung in ihren vielfältigen Ausprägungen. Sie legte 
es darauf an, ihr mit einem »neuen Unternehmergeist auf allen 
Ebenen der Gesellschaft« gerecht zu werden, mit einer »neue[n] 
angebotsorientierte[n] Agenda der Linken«,26 die letztlich auf 
einen Abbau sozialer Rechte und eine objektive Verschärfung 
des Klassenwiderspruchs hinauslief. Wenn man so will, hat die 
Sozialdemokratie den vertikalen Gegensatz negiert und gleich-
zeitig horizontale Trennungen abgebaut: indem sie die Globali-
sierung als alternativlos akzeptierte oder indem sie versuchte, die 
Einwanderung von Fachkräften zu erleichtern – zweifellos eine 
höchst instrumentelle und an den Bedürfnissen der deutschen 
Wirtschaft orientierte Liberalisierung. Die autoritäre Rechte 
macht sich heute die Tatsache zunutze, dass die sozialdemo-
kratische Linke die sozialen Gegensätze nicht nur nicht mehr 
artikuliert, sondern durch den Abbau sozialer Rechte sogar noch 
verschärft hat. Sie tut dies, indem sie den vertikalen Klassenwi-
derspruch rassistisch und nationalistisch codiert und in einen 
Innen-Außen-Gegensatz umdeutet, den es gerade durch eine 
Verstärkung horizontaler Trennungen zu bearbeiten gilt.27
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»Rohe Bürgerlichkeit«

Es steht außer Frage, dass die autoritäre Rechte sich damit nicht 
nur rassistischer Ressentiments unter Arbeiter*innen bedient 
beziehungsweise diese schürt. Ihr Erfolg beruht auch darauf, 
dass sie nach Jahren einer von neoliberalen Kräften forcierten 
Erosion des fordistischen Klassenkompromisses ein neues klas-
senübergreifendes Angebot macht.28 Ebenso wie sie die von der 
Sozialdemokratie kaum mehr thematisierten Erfahrungen von 
Missachtung und Verunsicherung auf Seiten der Lohnabhän-
gigen aufgreift und regressiv politisiert, appelliert sie an eine 
»rohe Bürgerlichkeit«,29 die sich in ihren vermeintlichen Frei-
heitsrechten bedroht fühlt. Darin liegt durchaus eine Paradoxie: 
Rechtsautoritäre Parteien rekrutieren Unterstützer*innen und 
Wähler*innen auch aus einem Lager, dessen Angehörige – und 
hier wirkte die Coronapandemie als Katalysator – auf die Straße 
gehen, um Partizipation einzufordern, den Schutz individuel-
ler Freiheiten anzumahnen und vor einer angeblich drohenden 
Diktatur zu warnen. 

Carolin Amlinger und Oliver Nachtwey bezeichnen dies als 
»libertären Autoritarismus«. Dessen Anhänger*innen »betrach-
ten sich als Opfer vermeintlicher progressiver, ›linksliberaler 
Kosmospolit:innen‹, die sich des Staates, der Universitäten und 
der Medien bemächtigt haben.«30 Sie kämpfen gegen die solidari-
sche Bewältigung der Pandemie, offene Grenzen für Geflüchtete, 
Geschlechtergerechtigkeit oder wirksamen Klimaschutz. Ihr reak-
tionäres Aufbegehren, ihre »konformistische Rebellion«31 oder, 
wie Nora Räthzel ein ähnliches Phänomen bereits in den frühen 
1990er-Jahren nannte, ihre »rebellierende Selbstunterwerfung«32 
kommt nicht zufällig als Partizipationsforderung daher. 

Partizipation ist im Neoliberalismus zu einer wichtigen Anfor-
derung an die Subjekte geworden.33 Diese sollen sich mit ihrer 
ganzen Person, mit ihrer Kreativität und ihrem Anspruch auf 
Selbstverwirklichung in die Arbeitswelt einbringen und zudem 
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zivilgesellschaftlich engagieren. Ebenso sehr wie die Partizipation 
eingefordert und als Begehren von den Subjekten verinnerlicht 
wird, werden die mit ihr verbundenen Erwartungen aber regel-
mäßig enttäuscht.34 Sie kollidieren mit betrieblichen Rentabili-
tätszwängen und mit einem Modus von Politik, in dem nicht sel-
ten Expert*innenwissen die demokratische Auseinandersetzung 
ersetzt, statt sie zu informieren. Die politische Rechte macht sich 
dies zunutze. Ähnlich wie sie die Missachtungs- und Verunsiche-
rungserfahrungen von Arbeiter*innen aufgreift, macht sie den 
Mittel- und Oberschichten ein Angebot, in dem das Partizipa-
tionsbegehren gegen die Demokratie gewendet wird, das Äußern 
von Ressentiments zur Meinungsfreiheit mutiert und das Produ-
zieren und Konsumieren auf Kosten anderer als unverbrüchliches 
Freiheitsrecht erscheint. »Obwohl sie von konträren Verteilungs-
interessen motiviert sind, treffen sich die Aversionen der best- 
und schlechtestsituierten Fraktionen gegen Veränderung mit 
denen der rechten Mitte und münden in eine gemeinsame, von 
ganz oben bis ganz unten reichende Koalition gegen die trans-
formativen Anliegen des ökosozialen Lagers.«35

Zwischen der regressiven Politisierung subalterner Interes-
sen und der Mobilisierung einer »rohen Bürgerlichkeit« gibt es 
allerdings einen zentralen Unterschied: Während die Rechte die 
materiellen Interessen der oberen Klassen in aller Regel tatsäch-
lich vertritt, täuscht sie dies im Hinblick auf die lohnabhängigen 
Mittel- und Unterklassen häufig nur vor. Zwar enthält die Pro-
grammatik einer Partei wie der AfD auch sozialpolitische Ele-
mente. Im Kern, so Sebastian Friedrich, steht die AfD aber »für 
eine autoritär-protektionistische Variante des Neoliberalismus«,36 
die darauf zielt, Unternehmen und Besserverdienende zu entlas-
ten und die soziale Sicherung den Familien zu übertragen. 

Wie Wolfram Schaffar in seiner global vergleichenden Analyse 
der autoritären Rechten gezeigt hat, lässt sich die von der AfD 
verkörperte Verbindung von Neoliberalismus und Autoritarismus 
vielerorts beobachten.37 Zwar betreibt die Rechte nicht überall 
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eine neoliberale Politik. Bisweilen zieht sie ihre Stärke auch dar-
aus, dass sie die Subalternen gegen internationale Kapitalfrak-
tionen und eine politische Einmischung von außen mobilisiert. 
Ihre Programmatik kann dann starke sozialpolitische Elemente 
enthalten.38 In anderen Fällen aber geht der Autoritarismus eine 
enge Verbindung mit dem Neoliberalismus ein, die im Kontext 
einer Krise der imperialen Lebensweise zu sehen ist. So ging etwa 
dem Putsch gegen die Regierung von Thaksin Shinawatra im Sep-
tember 2006, der dem von Schaffar so genannten »autoritären 
Konstitutionalismus«39 in Thailand den Weg bereitete, eine Krise 
voraus, die stark ökologische Züge trug und die Grenzen einer 
Verbreitung der imperialen Lebensweise signalisierte. Unter-
stützung erfuhr die antidemokratische Bewegung nicht nur aus 
der Mittelklasse, sondern auch von Gewerkschafter*innen und 
Arbeiter*innen. Diese ließen sich, so Schaffar, folglich in ein neo-
liberal-autoritäres Projekt einbinden, »das sich letztlich gegen sie 
selbst wendet«.40

Die Krise der Petromaskulinität

Wenn dem aber so ist, das heißt, wenn rechte Parteien, einmal 
an die Macht gekommen, häufig Politik gegen die materiellen 
Interessen eines relevanten Teils ihrer Anhänger*innenschaft 
betreiben, dann stellt sich die Frage, warum sie von diesen über-
haupt gewählt werden. Ein Teil der Antwort ergibt sich aus dem 
zuvor Gesagten: Sie verleihen realen und wahrgenommenen 
Erfahrungen von Missachtung, Verunsicherung und Ohnmacht 
einen politischen Ausdruck, die von einer neoliberalen Politik 
der Alternativlosigkeit und aufgrund der Dethematisierung 
gesellschaftlicher Widersprüche durch die Sozialdemokratie 
jahrelang ignoriert wurden. Die Lösung, die sie anbieten, ist die 
Verstärkung horizontaler Trennungen. Klassenverhältnisse blei-
ben unangetastet, die Existenz von Armen und Reichen gilt den 
Rechten als natürliche Form der Ungleichheit. Der zu politisie-
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rende Gegensatz ist deshalb nicht der vertikale zwischen oben 
und unten, sondern der horizontale zwischen innen und außen. 
Angestrebt wird eine auf einem klassenübergreifenden Bündnis 
beruhende exklusive Solidarität, die sich gegen diejenigen rich-
tet, die von außen kommen beziehungsweise irgendwann einmal 
gekommen sind.

Ein zweiter Teil der Antwort ergibt sich, wenn neben den 
Klassendynamiken eines zunehmend krisenhaften Kapitalismus 
auch dessen Subjektivierungsformen in den Blick genommen 
werden. Wir haben in unserem Buch von 2017 auf die zentrale 
Rolle von Subjektivierungsprozessen für die Reproduktion einer 
herrschaftsförmigen Produktions- und Lebensweise verwiesen: 
»Wenn Herrschaft die Individuen nicht einfach zwingt, diszipli-
niert und unterdrückt, sondern an ihren Wünschen und ihrem 
Begehren ansetzt, dann wird sie zum Teil der individuellen Iden-
tität, formt diese und ist dadurch umso wirksamer. Sie ist den 
Einzelnen nicht länger äußerlich, sondern bedient sich eben jener 
Mechanismen, mit denen sie auf sich selbst einwirken, entfaltet 
also ihre Wirkung gerade dadurch, dass sie nicht als Herrschaft 
empfunden wird.«41

Das Neue an der heutigen Konstellation liegt darin, dass 
die Widersprüche der verinnerlichten Herrschaftsverhältnisse 
zunehmend manifest werden: Die sozial-ökologischen Grenzen 
der imperialen Lebensweise, möglicherweise sogar der kapi-
talistischen Produktionsweise, zeichnen sich ab; die globalen 
sozial-ökologischen Voraussetzungen für Klassenkompromisse 
erodieren; Geschlechtsidentitäten werden brüchig; Flucht- und 
Migrationsbewegungen nehmen zu und lassen sich auch durch 
immer härtere Grenzregime nicht mehr stoppen – Letztere sind 
eher ein Gradmesser für die Bedeutung des Phänomens der Flucht 
und für die Ratlosigkeit der Regierungen des globalen Nordens 
im Umgang mit ihm, eine autoritäre Reaktion auf die Tatsache, 
dass sich das vom globalen Norden selbst verursachte Leid nicht 
länger auf Distanz halten lässt. 
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Cara Daggett interpretiert dieses Aufweichen von unterschied-
lichen Grenzen als »Riss im patriarchalen Damm«.42 Erschüttert 
oder auch verflüssigt werden jene lange Zeit für selbstverständ-
lich gehaltenen Gewissheiten, die den Kern einer weißen männ-
lichen Dominanz bilden: hierarchische Geschlechterordnungen, 
eindeutige Geschlechtsidentitäten, Heteronormativität, die rassis-
tische Strukturierung von Arbeitsmärkten, sozialer Teilhabe und 
politischer Beteiligung, die Legitimität einer auf fossilen Brenn-
stoffen beruhenden Lebensweise, die internationale Dominanz 
des globalen Nordens, die die Zufuhr der für diese Lebensweise 
benötigten Rohstoffe auf Kosten anderer jederzeit gewährleistete. 
Nicht zuletzt, so ließe sich ergänzen, wird die patriarchale Domi-
nanz auch in dem Maße infrage gestellt, wie infolge der Kämpfe 
für Geschlechterdemokratie die Subventionierung männlicher 
Lohnarbeit durch unbezahlte weibliche Reproduktionsarbeit 
nicht länger gewährleistet ist. 

Daggett bezeichnet die Subjektivität, die durch die Erschütte-
rung dieser Gewissheiten in Frage gestellt wird, als »Petromasku-
linität«. In ihr konvergieren herrschaftsförmige Naturverhältnisse 
mit rassistischen und patriarchalen Formen der Dominanz. Auf 
ihre Anfechtung durch Migrant*innen, Bewegungen wie Black 
Lives Matter, queere Menschen, Frauen oder Klimaaktivist*innen 
reagieren petromaskuline Subjekte mit einer Radikalisierung, die 
von den rechten Parteien und Regierungen politisch aufgegriffen 
und artikuliert wird. So verstanden ist die autoritäre Stabilisie-
rung der imperialen Lebensweise eine Reaktion auf die Infrage-
stellung der Herrschaft des weißen Patriarchats. Darin liegt der 
Wert des Konzepts der Petromaskulinität: 

»Es macht uns auf die Möglichkeit aufmerksam, dass die Klima-
krise das faschistische Begehren katalysieren kann, einen Lebens-
raum zu sichern, einen Haushalt, der verbarrikadiert ist vor dem 
Gespenst des bedrohlichen Anderen, egal, ob es sich dabei um 
Schadstoffe, Immigrant*innen oder um von der geschlechtsspezi-
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fischen Norm abweichende Personen handelt. Petromaskulinität 
ernst zu nehmen heißt, auf die durchkreuzten Begierden privi-
legierter Patriarchate achtzugeben, sobald sie ihre fossilen Fan-
tasien einzubüßen beginnen.«43 

Noch pointierter formulieren es Andreas Malm und das Zetkin 
Collective: »Wenn die Männerwelt der Autos und der Kohle und 
der blutigen Steaks in Frage gestellt wird, wird eine Reaktion ihre 
kriegerische Wiederbehauptung sein. Der in die Ecke gedrängte 
Mann schlägt zurück, er reagiert über.«44 

Daggett hat ihr Konzept am Beispiel der USA entwickelt. Auch 
wenn deshalb bei der Nutzung ihrer Befunde in anderen räum-
lichen Kontexten Vorsicht geboten ist, deutet einiges darauf hin, 
dass das Aufbegehren der Petromaskulinität in der Klimakrise 
auch andernorts eine wichtige Dimension autoritärer oder gar 
faschistischer Entwicklungen darstellt. So fällt auf, dass etwa die 
AfD in Deutschland und die FPÖ in Österreich gerade in Zeiten 
forcierter Bemühungen um eine Dekarbonisierung zunehmend 
von offen faschistischen Kräften dominiert werden und gleich-
zeitig immer mehr Zuspruch bei Wahlen verzeichnen. Unter 
Männern, vor allem konservativen weißen Männern, ist der Kli-
mawandelskeptizismus besonders ausgeprägt. Dieser korreliert 
zudem mit xenophoben Einstellungen.45 Das klassenübergrei-
fende Angebot, mit dem die Rechte aufwartet, findet hier seine 
subjektivitätsbezogene Entsprechung. 

Das ändert nichts daran, dass die Erfahrungen und Interes-
sen weißer Männer je nach Klassenzugehörigkeit höchst unter-
schiedlich beziehungsweise gegensätzlich sind, dass sich Fossilis-
mus und Patriarchat also auf vielfältige Weise verbinden können: 
Aggressive junge Männer mit übermotorisierten Autos, die sie 
weder beherrschen noch besitzen (sondern leasen), unterschei-
den sich vom Porsche Cayenne fahrenden Manager, für den sein 
Gefährt ebenso Statussymbol wie Komfortzone ist; der Automo-
bil-Facharbeiter, der mit seinem Benziner auf der Autobahn den 
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Tesla-Fahrer zum Kräftemessen bittet, unterscheidet sich vom 
»Coal-Roller«, also jener vor allem in den USA (aber nicht nur 
dort) verbreiteten Spezies, die sich an den schwarzen Rauchwol-
ken ergötzt, wie sie von ihren hochgerüsteten Dieseltrucks aus-
gestoßen werden.46 

Die autoritäre Rechte vertritt diese Gruppen bei weitem nicht 
im selben Maße. In der Regel macht sie sich die materiellen Inter-
essen wohlhabender weißer Männer zu eigen, während sie die von 
Männern aus der Arbeiter*innenklasse sogar missachten kann. 
Das Angebot, das sie dem petromaskulinen Subjekt jedoch unab-
hängig von seiner Klassenzugehörigkeit macht, besteht darin, eine 
geschlechtsspezifische, rassifizierte gesellschaftliche Arbeitstei-
lung zu stabilisieren, die Möglichkeit zu garantieren, sozial-öko-
logische Kosten weiterhin zu externalisieren, und die antirassis-
tischen, feministischen und klimabewegten Kräfte kleinzuhalten, 
die genau dagegen aufbegehren. Die autoritäre Rechte bietet folg-
lich, wie Birgit Sauer und Otto Penz bemerken, »Anknüpfungs-
punkte für eine Reetablierung alter Gewissheiten, vermeintlich 
stabiler, weil als natürlich begriffener Geschlechtsidentitäten, tra-
ditioneller Geschlechterkonstellationen und -hierarchien sowie 
binärer Zweigeschlechtlichkeit. Dies wird als ›natürliche Ord-
nung‹ präsentiert, und ebendiese Verortung in der Natur enthält 
ein Sicherheitsversprechen.«47

Selbst dort, wo die Rechte also gegen die materiellen Inter-
essen von Teilen ihrer Klientel agiert, vermag sie dies dadurch 
zu kompensieren, dass sie deren emotionale Interessen bedient 
und die »affektive Resouveränisierung«48 einer verunsicherten 
Männlichkeit betreibt. Arlie Russell Hochschild hat dies einge-
hend für die USA untersucht. Der hier 2016 zum Präsidenten 
gewählte Donald Trump war, so Hochschild, »der Kandidat der 
Identitätspolitik weißer Männer«.49 Er sprach und spricht diese 
in einer Gefühlslage an, die von einer Tiefengeschichte der rea-
len oder wahrgenommenen Benachteiligung und vom Vorwurf 
mangelnder politischer Korrektheit geprägt ist. Indem sich Trump 
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demonstrativ über jede politische Korrektheit hinwegsetzt und 
hemmungslos gegen Muslime, Migrant*innen, Frauen wettert, 
rufe er bei seinen Anhängern eine »berauschende, reinigende 
Erleichterung«, eine »Hochstimmung« hervor, die ihren Grund 
darin habe, »von den Fesseln politisch korrekter Ausdrucksweisen 
und Ideen befreit zu sein«.50 

Hochschild verdichtet ihre empirischen Befunde in der Meta-
pher der Warteschlange, in der die »normalen« weißen Männer 
geduldig der Erfüllung des amerikanischen Traums eines besse-
ren Lebens harren, das sie sich mit ihrer harten Arbeit redlich 
verdient zu haben glauben. Doch statt in der Schlange voranzu-
kommen, erleben sie, wie andere – People of Color, Frauen, Mig-
rant*innen und selbst vom Aussterben bedrohte Tiere – bevor-
zugt werden. Derjenige, der sie bevorzugt, ist der Staat, in dem die 
politisch korrekten liberalen Eliten den Ton angeben.51 Dagegen 
wettern Trump und die Tea-Party-Bewegung, wobei die politische 
Inkorrektheit, die Ersterer an den Tag legt, der Enttäuschung der 
Wartenden über die eigene Benachteiligung und der Wut auf die 
dafür Verantwortlichen Ausdruck verleiht. Selbst Trumps Poli-
tik zu Lasten der unteren Klassen und der Umwelt, unter deren 
Verschmutzung gerade die Subalternen besonders leiden, kor-
respondiert insofern noch mit deren emotionalen Interessen, 
als das Angewiesensein auf staatliche Hilfe, sei es beim Umwelt-
schutz, auf dem Arbeitsmarkt oder bei der Gesundheitsfürsorge, 
als »unmännlich« gilt. 

Die emotionalen Interessen, das zeigt dieser letzte Punkt, 
haben ihrerseits einen materiellen Kern: Sich einzugestehen, auf 
Hilfe angewiesen zu sein, stellt immer auch eine Kränkung dar; 
soziale Widersprüche in Begriffen von Klasse und Ungleichheit zu 
denken, impliziert das Eingeständnis der Lohnabhängigen, eine 
subalterne gesellschaftliche Position zu besetzen und daran als 
Individuen, also durch Bildung, Weiterbildung und harte Arbeit, 
grundsätzlich nichts ändern zu können, letztlich also fremdbe-
stimmt und machtlos zu sein.52 Die sexistische und rassistische 



Kapitel 6188

Deutung der gesellschaftlichen Widersprüche bietet hier einen 
Ausweg, und zwar in Gestalt einer emotionalen Selbstermächti-
gung, die mit der dominant-neoliberalen Orientierung der rechten 
Politik bestens kompatibel ist: Es sind nicht länger schwer durch-
schaubare soziale Verhältnisse, denen der Einzelne ausgesetzt ist 
und deren Veränderung oder gar Überwindung einer kollektiven 
politischen Anstrengung bedarf, wie sie etwa von Gewerkschaften, 
Umweltverbänden und sozialen Bewegungen unternommen wird. 
Vielmehr sind es die »Anderen« – benennbare soziale Gruppen 
und deren Bevorzugung durch eine woke staatliche Politik –, die 
den Einzelnen daran hindern, die verdienten Früchte seiner har-
ten Arbeit zu ernten. Das Paradox, dass eine autoritär-neoliberale 
Rechte Politik gegen Teile ihrer eigenen Klientel macht, löst sich 
in diesen Deutungen und maskulinen Anrufungen auf. Der freie 
Markt, so Hochschild, wird zum »unerschütterliche[n] Verbün-
dete[n] der guten Bürger, die in der Schlange vor dem amerikani-
schen Traum warten. Der Staat steht auf der Seite derjenigen, die 
sich unberechtigterweise ›vordrängeln‹.«53

Ähnliche Muster der Deutung und Anrufung finden sich bei 
rechten politischen Kräften in anderen Ländern sowie bei denen 
wieder, die ihnen bei Wahlen ihre Stimmen geben. Der durch 
fundamentale Veränderungen und Erschütterungen hervorge-
rufenen Krise der (petro)maskulinen Subjektivität wird mit einer 
»maskulinistischen Identitätspolitik«54 begegnet, die ihre Attrak-
tivität aus dem Versprechen zieht, ungleiche gesellschaftliche und 
internationale Verhältnisse autoritär zu stabilisieren. 

An den Grenzen der liberalen Demokratie

Das Beunruhigende am Aufstieg der autoritären Rechten ist nicht 
nur die unmittelbare Bedrohung, die davon für gesellschaftliche 
Gruppen wie Migrant*innen, Geflüchtete oder queere Menschen 
ausgeht. Dazu kommt, dass der Autoritarismus sich bis weit in 
die bürgerliche Mitte hinein als anschlussfähig erweist.55 Auch die 
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hier beheimateten politischen Kräfte reagieren zunehmend repres-
siv auf Geflüchtete, Migrant*innen oder die Klimabewegung.56 
Der autoritären Rechten im Grundsatz nicht unähnlich – aller-
dings meist unter expliziter Abgrenzung von deren rassistischen 
Begründungsmustern – setzen auch sie auf autoritäre Maßnahmen 
und die Stärkung horizontaler Trennungen, um exklusive »Frei-
heitsrechte« zu schützen und die sich verschärfenden sozial-öko-
logischen Widersprüche zu bearbeiten.57 

Die sich radikalisierenden Teile der Klimabewegung, wie etwa 
die Letzte Generation und Extinction Rebellion, werden für ihren 
zivilen Ungehorsam kriminalisiert, während sich hochrangige 
Regierungsvertreter die Freiheit nehmen, offen gegen geltendes 
Recht zu verstoßen. So weigerte sich Bundesverkehrsminister Vol-
ker Wissing, bis zum 17. Juli 2023 ein Sofortprogramm vorzulegen, 
in dem er darlegt, wie der Verkehrssektor die zum wiederholten 
Male verfehlten Jahresziele des Klimaschutzgesetzes erreichen will. 
Laut Letzterem wäre er genau dazu aber verpflichtet gewesen. Dass 
ihn das nicht kümmerte und dass er dabei sogar noch Rücken-
deckung von Bundeskanzler Olaf Scholz erhielt, lag daran, dass 
sich die rot-grün-gelbe Regierungskoalition im Frühjahr dessel-
ben Jahres darauf verständigt hatte, die Sektorziele, und damit ein 
Kernstück des Klimaschutzgesetzes, außer Kraft zu setzen. Im Juni 
2023 passierte die neue Regelung das Kabinett – das Parlament 
hatte dieser zum Stichtag des Sofortprogramms allerdings noch 
nicht zugestimmt, so dass die alte Regelung noch galt. 

In der offenkundigen Diskrepanz zwischen ökologisch gravie-
renden, gleichwohl ungeahndeten Rechtsverstößen durch staat-
liches Spitzenpersonal und der Kriminalisierung eines zumindest 
in seinen Forderungen harmlosen Klimaprotests zeigt sich ein 
grundlegendes Problem liberaler Demokratien im Umgang mit 
einer sich verschärfenden ökologischen Krise. Die sozial-ökolo-
gischen Kosten der imperialen Produktions- und Lebensweise 
lassen sich nicht länger in Raum und Zeit verlagern. Ihre Verla-
gerung im Raum stößt mit dem Aufstieg von Ländern wie China 
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und der sich damit intensivierenden Konkurrenz um Ressourcen 
und Senken an Grenzen. Zudem werden immer mehr Menschen 
aus dem globalen Süden auch aufgrund von sozialen Ungerech-
tigkeiten, die durch die Klimakrise verschärft werden, gezwun-
gen, ihre Heimat zu verlassen und im globalen Norden Schutz 
zu suchen. In der Zeit wird die Verlagerung sozial-ökologischer 
Kosten durch die Klimawissenschaft und Klimagerechtigkeits-
bewegung, deren Protest sowohl verzweifelter als auch militanter 
wird, politisiert und dadurch erschwert. In Aktionen wie Straßen-
blockaden oder dem Widerstand gegen einen fortgesetzten Abbau 
von Kohle findet das auch im globalen Norden immer spürbarere 
und verheerendere Einbrechen der Klimakrise in den Alltag seine 
politische Entsprechung. 

UN-Generalsekretär António Guterres hat Recht, wenn er 
schreibt: »Klimaaktivisten werden manchmal als gefährliche 
Radikale dargestellt. Aber die wirklich gefährlichen Radikalen 
sind die Länder, die die Produktion von fossiler Energie erhöhen. 
Investitionen in neue Infrastrukturen für fossile Brennstoffe sind 
moralischer und wirtschaftlicher Wahnsinn.«58 Eine solidarische 
Bearbeitung der Krise der Externalisierung erfordert deshalb tiefe 
Eingriffe in die Eigentums- und Verfügungsrechte der Erdzerstö-
rer sowie eine radikale Beschränkung von solchen »Freiheiten«, 
auf die vor allem, aber eben nicht nur, die Reichen ein Recht zu 
haben glauben: das Fliegen (mit Privatjets), die Produktion und 
Nutzung großer Autos, das Rasen ohne Tempolimit, der Erwerb 
von Aktien von Rüstungs-, Auto-, Öl- oder Bergbaukonzernen. 
Das sind Freiheiten, die zu Lasten anderer gehen. Eva von Rede-
cker sieht das Problem im Freiheitsversprechen der Moderne 
darin, dass es zum einen unbegrenzte Bewegungsfreiheit sowie 
die Freiheit der Nutzung von Besitz und Eigentum verspricht, 
zum anderen aber indifferent ist gegenüber allem irdischen 
Leben, also der menschlichen wie der außermenschlichen Natur. 
Deshalb funktioniere das dominante liberale Freiheitsverständnis 
»derzeit vor allem als Gallionsfigur der Verwüstung«.59
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Die Denkweisen und Praktiken einer unsolidarischen und 
naturzerstörerischen »Freiheit« zu beschränken, ist unter libe-
raldemokratischen Vorzeichen jedoch schwierig. Denn die libe-
rale Demokratie besteht in ihrem Kern darin, formale politische 
Gleichheit zu ermöglichen, die sozio-ökonomische Ungleichheit 
aber unangetastet zu lassen beziehungsweise ihre Entstehung 
und Reproduktion durch eine kapitalistische Eigentumsordnung 
abzusichern und allenfalls in ihrem Ergebnis zu korrigieren.60 
Nur unter diesen Voraussetzungen können Handlungen, die 
die Rechte anderer infrage stellen und deren Lebensgrundlagen 
untergraben, als Wahrnehmung von Freiheitsrechten erscheinen, 
und nur dann kann jeder Versuch, ein Tempolimit einzuführen 
oder Fleischfabriken, Inlandsflüge und Privatjets zu verbieten, 
als nicht nur illegitimer, sondern auch völlig abwegiger Eingriff 
in »Freiheitsrechte« diskreditiert werden. 

Aus einer solidarischen Perspektive wären derartige und viel 
weitergehende Eingriffe unabdingbar. Damit aber stünden Kern-
elemente der liberalen Demokratie in Frage. Und sie müssten in 
Frage gestellt werden, um andere Gleichheitsversprechen dieser 
politischen Form sowie die natürlichen Lebensgrundlagen zu 
sichern. Gefordert wäre folglich eine Ausweitung demokratischer 
Verfahren auf solche gesellschaftlichen Bereiche, die bislang sys-
tematisch gegenüber ihnen abgeschottet waren. Die Förderung 
von Öl, die Abholzung von Wäldern für die industrielle Land-
wirtschaft, die Produktion von Gütern wie Handys, Billigfleisch 
und Panzern, die Herstellung und Nutzung von unsinnigen und 
schädlichen Luxusgütern wie SUVs, Privatjets oder Yachten dürf-
ten nicht länger eine Angelegenheit privater Entscheidungen sein. 
Dasselbe gilt für Kernbereiche des Grünen Kapitalismus wie die 
Elektro-Automobilisierung, die – vorangetrieben von starken Par-
tikularinteressen – viele Menschen andernorts und in der Zukunft 
schädigt, ohne dass diese die Möglichkeit hätten, an den entspre-
chenden gesellschaftlichen Weichenstellungen mitzuwirken. Der-
artige Entscheidungen zu entprivatisieren, würde bedeuten, die 
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liberale Demokratie zu retten, indem man über sie hinausgeht und 
sie gleichsam in einer solidarisch-radikalen Demokratie aufhebt. 

Was sich derzeit jedoch abzeichnet, ist das genaue Gegenteil: 
nicht Fortschritt zu mehr Demokratie, sondern Rückschritt zu 
weniger.61 Statt die sozial-ökologische Krise global-solidarisch zu 
bearbeiten, setzen die politischen und gesellschaftlichen Eliten auf 
die national-exklusive Karte, statt über die liberale Demokratie 
hinauszugehen, fallen sie hinter diese zurück. Die unter liberal-
demokratischen Vorzeichen kaum mehr zu sichernden exklusiven 
Freiheitsrechte einer imperialen Lebensweise ebenso wie der ero-
dierende Klassenkompromiss, der wesentlich auf der Externali-
sierung sozial-ökologischer Kosten beruhte, werden nach außen 
und innen zunehmend autoritär abzusichern versucht. 

Die grüne Modernisierung kann darüber nicht hinwegtäu-
schen, denn auch sie hängt von einem Außen ab, das politisch 
zunehmend umkämpft ist und in seiner Ressourcen- und Sen-
kenfunktion ökologisch an seine Grenzen gerät. Der von Olaf 
Scholz propagierte »Dialog auf Augenhöhe« mit den Ländern des 
globalen Südens ist vor diesem Hintergrund wenig mehr als das 
letzte rhetorische Aufflackern eines sozialdemokratischen Inter-
nationalismus, der seine materielle Existenzgrundlage mit der 
Möglichkeit zur Externalisierung verloren hat. 

In Zeiten, in denen sich die sozialen und ökologischen Wider-
sprüche kaum mehr unter liberaldemokratischen Vorzeichen 
bearbeiten lassen, zeigt sich also das gewaltförmige Gesicht des 
Kapitalismus immer ungeschminkter. Getrieben von rechten 
Kräften, gebärden sich nun auch die (früheren) Repräsentant*in-
nen der liberalen Demokratie autoritär und repressiv. Nur so 
scheint sich die imperiale Produktions- und Lebensweise noch 
stabilisieren zu lassen: indem sie sich die sozialen und ökologi-
schen Kosten, die sie selbst produziert und lange Zeit erfolgreich 
externalisiert hat, durch Repression und den Ausbau der Grenzen 
zwischen einem zu schützenden Innen und einem immer bedroh-
licheren Außen vom Leib hält.
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Vor diesem Hintergrund erklärt sich die bis in bürgerliche 
Kreise hineinreichende Affinität für einen Autoritarismus, der 
sich in der Kriminalisierung von Klimaprotest oder in einer aus-
grenzenden Migrationspolitik manifestiert: In einer Situation, in 
der die Zuspitzung und Häufung von sozial-ökologischen Kri-
senphänomenen sowie deren Politisierung die liberale Demokra-
tie an die Grenzen ihrer Legitimität und Funktionalität treiben, 
mobilisieren deren konservative, liberale, grüne und sozialdemo-
kratische Repräsentant*innen alle Mittel zu ihrer Verteidigung 
und setzen genau damit liberaldemokratische Essentials aufs 
Spiel oder gar außer Kraft. Zwar grenzen sie sich dabei von der 
extremen Rechten ab. Im Kern übernehmen sie aber ein wichti-
ges Element aus deren Repertoire, nämlich, dass in der Krise der 
imperialen Lebensweise ein kapitalistischer Klassenkompromiss 
nach außen und innen ungleich autoritärer abgesichert werden 
muss als noch zu fordistischen Zeiten.62 

Solidarische Strategien gegen 
die autoritäre Stabilisierung

Rechtsautoritäre Politiken, so lässt sich unsere Argumentation 
zusammenfassen, kommen nicht selten im neoliberalen Gewand 
daher. Sie richten sich damit auch gegen die materiellen Inter-
essen der Subalternen, die zu vertreten sie vorgeben. Aber das 
ist nur vordergründig ein Paradox. Denn die autoritäre Rechte 
bietet eine Erklärung für die tatsächlichen und wahrgenomme-
nen Erfahrungen sozialer Missachtung der Lohnabhängigen an, 
wenn auch nur für die Erfahrungen derjenigen mit der »richti-
gen« Staatsbürger*innenschaft. Demnach sind es die von einem 
woken Geist beseelten politischen Eliten, die die Institutionen 
der liberalen Demokratie nutzen, um Politik gegen die »kleinen 
Leute« zu betreiben. Insofern richtet sich die autoritäre Rechte 
gegen die politischen Eliten ebenso wie gegen die Institutionen, 
die ihnen Macht verleihen. Den Markt dagegen versucht sie nicht 
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selten zu stärken. Denn er belohnt aus ihrer Sicht die Leistung der 
hart Arbeitenden und wehrt die Ansprüche derer ab, die am nati-
onalen Wohlstand partizipieren wollen, ohne durch ihre eigene 
Arbeit dazu beigetragen zu haben. Den Staat zurückzustutzen, 
bedeutet auch, der traditionellen Geschlechterordnung wieder zu 
ihrer Geltung zu verhelfen. Schließlich ist es aus Sicht der autori-
tären Rechten der bevormundende, in die Reproduktionssphäre 
eingreifende Staat, der diese Ordnung gestört und die Familie 
ihrer Funktion beraubt hat, den gesellschaftlichen Zusammenhalt 
zu gewährleisten. 

Die bürgerlichen Verfechter*innen der liberalen Demokra-
tie – Konservative, Liberale, Sozialdemokrat*innen und Grüne – 
haben der rechten Erzählung wenig entgegenzusetzen. Denn die 
Überzeugungskraft der Rechten gründet gerade darin, dass die 
Problembearbeitungspotenziale der liberalen Demokratie ange-
sichts sich häufender und verschärfender Krisen ausgeschöpft 
zu sein scheinen. Vieles spricht dafür, dass die gesellschaftlichen 
Widersprüche im Kapitalismus nur noch durch eine autoritäre 
Transformation der Demokratie bearbeitet werden können. Nur 
so scheinen sich die horizontalen Grenzen ziehen zu lassen, die 
eine Einhegung des vertikalen Klassenkonflikts erst ermöglichen. 

Insofern verwundert es nicht, dass sich die Bürgerlichen 
mancherorts selbst immer autoritärer gebärden: ein sozialdemo-
kratischer deutscher Bundeskanzler, der ohne vorausgehende 
gesellschaftliche Debatte eine Zeitenwende ausruft und Milliar-
densummen in die Aufrüstung steckt, ein liberaler Verkehrsmi-
nister, der mit der Rückendeckung eben dieses Bundeskanzlers 
offen gegen geltendes Recht, namentlich die Sektorziele des Kli-
maschutzgesetzes, verstößt, ein konservativer Parteivorsitzender, 
der sich nicht mehr von Kooperationen mit der AfD auf kommu-
naler Ebene distanziert, oder eine grüne Außenministerin, die 
einen für viele Menschen vermutlich leidvollen oder tödlichen 
»Asylkompromiss« der EU verteidigt – die Anzeichen verstärken 
sich, dass die Rechte nur der extreme Ausdruck einer Entwick-
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lung ist, die in manchen Bereichen auch von den bürgerlichen 
Kräften vorangetrieben wird. Das schließt nicht aus, dass in ande-
ren Bereichen wichtige Differenzen fortbestehen beziehungsweise 
innerhalb des bürgerlichen Lagers um Veränderungen gerungen 
wird. Dies trifft vor allem auf die Geschlechter- und die Naturver-
hältnisse zu: Im Hinblick auf beide lässt sich eine liberal gerahmte 
Modernisierungspolitik im Sinne einer passiven Revolution beob-
achten, in der sich autoritäre Elemente mit einer Stärkung von 
Diversität und ökologischer Innovation verbinden. 

Was bedeutet all dies nun für emanzipatorische gesellschaftli-
che und politische Kräfte? Wie sähen Konturen eines alternativen 
Projekts aus, mit dem sich die »Monster« bekämpfen und solida-
rische Perspektiven entwickeln ließen? Was könnten progressive 
Kräfte der rechten Erzählung und den autoritären und grün-kapi-
talistischen Tendenzen im bürgerlichen Lager entgegensetzen? 
Wie könnten sie einer Situation gerecht werden, in der verschie-
denste Erfahrungen von Missachtung und Verunsicherung von 
einer fundamentalen Krise der gesellschaftlichen Naturverhält-
nisse überlagert und dynamisiert werden? Mit der Erörterung 
dieser Fragen möchten wir die systematischen Überlegungen zu 
einer emanzipatorischen Alternative im siebten Kapitel vorbe-
reiten.

Kehren wir dazu noch einmal zu Didier Eribon zurück, mit 
dem wir dieses Kapitel begonnen haben und dessen Analyse 
ebenso vielschichtig ist wie seine Biographie. Eribon ist schwul, 
kann seine Homosexualität in dem Arbeiter*innen-Milieu, in 
dem er aufwächst, aber nicht leben. Die Homophobie, die er hier 
erfährt, verursacht bei ihm Schamgefühle. Im Pariser Intellektuel-
len-Milieu, in das er sich als Erwachsener begibt, verhält es sich 
genau umgekehrt: Während die sexuelle Orientierung hier keine 
Rolle spielt, ist es sein Arbeiter*innenklassen-Habitus, der zu 
Akzeptanzproblemen führt. Diese biographischen Erfahrungen 
verarbeitet Eribon soziologisch und berührt damit ein zentrales 
Problem der Linken: Deren Versagen, den Klassenerfahrungen 
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der Arbeiter*innen einen politischen Ausdruck zu verleihen, geht 
einher mit ihrer Unfähigkeit, andere Formen von Unterdrückung 
zu politisieren und eine »verbindende Klassenpolitik«63 zu ent-
wickeln, ökologische Fragen als Klassenfragen zu begreifen und 
Letztere mit den Anliegen anderer gesellschaftlicher Großgrup-
pen zu verbinden, die von der Rechten abgewertet und ausge-
grenzt werden. Die Diskriminierung von sexuellen Minderheiten, 
die patriarchalen Geschlechterverhältnisse, die ungleiche Verur-
sachung und Verteilung (der Folgen) von Naturzerstörung oder 
die Entrechtung von Migrant*innen sind wesentliche Formen von 
sozialer Ungleichheit, die sich zwar nicht auf Klassenerfahrungen 
reduzieren lassen, aber dennoch mit diesen interagieren und sich 
gegenseitig verstärken. 

In der analytischen und politischen Verbindung dieser Formen 
von Ungleichheit liegen erhebliche Potenziale für die Entwicklung 
von solidarischen Alternativen. Derzeit spaltet das Verbindende 
die gesellschaftliche und politische Linke in Deutschland und 
andernorts jedoch, und zwar so sehr, dass ihre Existenz als rele-
vante Kraft in Frage steht. In Deutschland zeigte sich dies exemp-
larisch an dem Konflikt, der sich im Sommer 2023 an der Nomi-
nierung von Carola Rackete zu einer der Spitzenkandidat*innen 
der Linken für die Wahlen zum Europäischen Parlament 2024 
entzündete. Rackete ist Klimaaktivistin und Seenotretterin. Einer 
breiteren Öffentlichkeit wurde sie bekannt, als sie 2019 als Kapitä-
nin der Sea-Watch 3 trotz eines Verbots der italienischen Behörden 
den Hafen von Lampedusa ansteuerte, um aus Seenot gerettete 
Geflüchtete an Land zu bringen. Bei ihrer Präsentation als Kan-
didatin für das EU-Parlament bezeichnete die Vorsitzende der 
Linken, Janine Wissler, Rackete als eine Person, die Klima- und 
Klassenpolitik miteinander verbinde.64 Die Reaktionen des links-
konservativen Parteiflügels um Sahra Wagenknecht, der sich kurze 
Zeit später von der Linken abspaltete, ließen nicht lange auf sich 
warten: Die Nominierung von Rackete sei eine »politische Geis-
terfahrt«, wetterte der Ex-Parteivorsitzende Klaus Ernst. Und der 
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Bundestagsabgeordnete Alexander Ulrich warnte davor, »allein 
um frühere Grünen-Wähler zu werben«. Die Partei bringe sich 
zunehmend um die Stimmen von Arbeiter*innen, sozial Benach-
teiligten und Friedensbewegten. Statt der Linken zu nützen, sei 
Racketes Kandidatur eher ein »Geschenk für die AfD«.65 

Die Linkskonservativen weisen auf einen wichtigen Punkt hin, 
mit dessen Problematisierung durch Eribon wir dieses Kapitel 
begonnen haben: Es fehlt an einer linken politischen Kraft, die 
den lebens- und arbeitsweltlichen Klassenerfahrungen vieler 
Menschen einen emanzipatorischen Ausdruck verleihen würde. 
Das ist dem Niedergang von sozialistischen und kommunisti-
schen Parteien sowie der neoliberalen Wende der Sozialdemo-
kratie in den 1990er- und 2000er-Jahren geschuldet. Aber auch 
den linken Neugründungen beziehungsweise Reorientierungen 
(etwa der britischen Labour Party unter Jeremy Corbyn) ist es in 
jüngerer Zeit nicht gelungen, diese Leerstelle zu füllen. 

Die Schuld dafür nun in deren »Identitätspolitik« zuguns-
ten von Geschlechterdemokratie, migrantischen Rechten und 
Klimaschutz zu suchen, wie die Linkskonservativen dies tun, 
ist gleichwohl verfehlt. Es bedeutet, sich nicht nur der Chance 
auf einen zeitgemäßen und bündnisfähigen Universalismus zu 
begeben, sondern auch genau das gefährliche Spiel zu betrei-
ben, das den Vertreter*innen einer verbindenden Klassenpolitik 
gemeinhin vorgeworfen wird. Denn die implizite Botschaft des 
Linkskonservatismus ist, dass die Vertretung der Interessen der 
einheimischen Arbeiter*innenklasse oder auch der »normalen 
kleinen Leute« gegenüber der Anerkennung und Politisierung 
anderer Unterdrückungserfahrungen Priorität habe. Auch wenn 
die Linkskonservativen das sicherlich nicht beabsichtigen, drohen 
sie damit jenen Kräften Vorschub zu leisten, die aus der Prio-
risierung einen Gegensatz machen, die also die Interessen der 
einheimischen Arbeiter*innen dadurch zu vertreten beanspru-
chen, dass sie die Ansprüche anderer rassistisch, sexistisch und 
nationalistisch bekämpfen. 
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Bei der Frage von Klasse und Identität handelt es sich um 
einen politisch falschen Gegensatz. Allerdings gründet dieser in 
der Widersprüchlichkeit der sozialen Verhältnisse selbst, da der 
Klassenwiderspruch wie beschrieben auch durch rassistische und 
sexistische Spaltungen sowie durch die räumliche und zeitliche 
Externalisierung ökologischer Kosten überlagert und bearbeitet 
wird. Obwohl politisch falsch, lässt sich der Gegensatz von Klasse 
und Identität deshalb nicht einfach in die eine oder andere Rich-
tung auflösen. Das ist es aber, was der Linkskonservatismus ver-
sucht. Er ist dabei nur der politische Ausdruck einer bestimmten 
Form der linken Zeitdiagnose, der zufolge Identitätspolitik per 
se partikularistisch sei und einem linken Universalismus sozialer 
Gerechtigkeit entgegenstehe. Damit aber verkennt er, worauf es 
in einem inklusiven und solidarischen Projekt ankäme, nämlich 
»aufzuzeigen, dass und wo sich universale Versprechen als macht-
volle Verallgemeinerungen der partikularen Interessen bestimm-
ter sozialer Gruppen erweisen.«66 

Das Ergebnis ist, dass die Linkskonservativen die machtvol-
len Verallgemeinerungen reproduzieren und dadurch wesentli-
che Dimensionen der Lebensweise einer als höchst klischeehaft 
und paternalistisch begriffenen Arbeiterklasse missachten. Denn 
auch unter Lohnabhängigen finden sich verschiedene sexuelle 
Orientierungen und Geschlechtsidentitäten; ein Großteil der 
Lohnabhängigen hat eine Migrationsgeschichte; Umweltbelastun-
gen und gesundheitliche Belastungen sind auch Klassenfragen 
(Arbeiter*innen leiden stärker unter ihnen als Vermögende); und 
schließlich sind sich auch viele Lohnabhängige des Widerspruchs 
bewusst, dass die Arbeit, die ihnen Einkommen und Lebensstan-
dard sichert, in globale sozial-ökologische Ungleichheitsverhält-
nisse eingebettet ist.67 

Umgekehrt werden Klassenkämpfe vermehrt von Klimaakti-
vist*innen unterstützt, die die ökologische Frage explizit als soziale 
Frage begreifen und politisieren.68 Zudem lässt sich seit einiger 
Zeit eine Feminisierung von Streiks beobachten: Gegen die jahr-
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zehntelange Neoliberalisierung sozialer Infrastrukturen formiert 
sich Widerstand, der wesentlich von Frauen getragen wird.69 Und 
schließlich gibt es eine lange Geschichte migrantischer Arbeits-
kämpfe, angefangen mit den Streiks im Ruhrkohlebergbau und bei 
VW Wolfsburg zu Beginn der 1960er-Jahre, die von sogenannten 
»Gastarbeiter*innen« getragen wurden, über die wilden Streiks 
des Jahres 1973, die im Kampf der Kölner Ford-Arbeiter gipfelten 
und an denen sich zudem migrantische Frauen in der Autozuliefe-
rer- und Elektroindustrie beteiligten, bis zum migrantisch gepräg-
ten Streik der Kuriere beim Online-Lieferdienst Gorillas 2021.70 

Ein eindrückliches jüngeres Beispiel für eine ökologische Klas-
senpolitik führt Simon Schaupp an: die Verbindung von sozialen 
und ökologischen Fragen in der französischen Gelbwesten-Bewe-
gung. In einer Erklärung derselben vom 7. April 2019 heißt es: 

»Wir sind uns der Umweltkatastrophen bewusst und erklären: 
›Ende der Welt, Ende des Monats – die gleiche Logik, der gleiche 
Kampf!‹ Es ist die gleiche Logik der unendlichen kapitalistischen 
Ausbeutung, die die Menschen und das Leben auf der Erde zer-
stört. Die Begrenzung der Ressourcen zwingt uns, die Frage nach 
ihrer Verteilung und nach der Kontrolle über die Produktion zu 
stellen. Der Klimawandel, die Zerstörung der biologischen Vielfalt 
und die atomare Bedrohung gefährden unsere Zukunft. Gemein-
schaftsgüter (Wasser, Luft, Boden, Recht auf eine gesunde Umwelt) 
dürfen nicht zu Waren werden. Die CO2-Steuer ist ein klassisches 
Beispiel für eine falsche Umweltpolitik, die diejenigen bestraft, 
die für die Umweltprobleme gar nicht verantwortlich sind. Es 
gibt jedoch Verursacher und Umweltverschmutzer, gegen die wir 
durch gemeinsame Aktionen gezielt vorgehen müssen. Die Gilets 
Jaunes fordern all jene, die der Plünderung aller Lebensformen ein 
Ende setzen wollen, dazu auf, den Kampf gegen das gegenwärtige 
System zu führen, um gemeinsam mit allen notwendigen Mitteln, 
eine neue soziale und ökologische Bürgerbewegung zu schaffen. 
Empörung reicht nicht mehr aus, wir müssen handeln.«71
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Diese Erklärung ist im Kontext unserer Überlegungen deshalb 
bemerkenswert, weil sich unter die Gelbwesten immer wieder 
auch rechte Kräfte gemischt haben. Oberflächlich betrachtet 
könnte man deshalb ihren Protest, der sich an einer von der 
französischen Regierung geplanten CO2-Steuer entzündete, als 
ein (petromaskulines) Aufbegehren von Lohnabhängigen gegen 
eine wirksame Klimapolitik kritisieren. Die Erklärung zeigt, dass 
eine solche Betrachtung an der Sache vorbeigeht. Zudem zeigt 
sie, wie man den Rechten durch eine verbindende Klassenpolitik 
begegnen kann: »Die Tatsache, dass sich linke und ökologische 
Gruppierungen konsequent in die Gelbwestenproteste einmisch-
ten, anstatt auf das Auftauchen rechter Kräfte nur mit Distanzie-
rungen zu reagieren, hat bei der weitgehenden Verdrängung der 
letzteren aus der Bewegung eine wichtige Rolle gespielt.«72 

Im nun folgenden abschließenden Kapitel knüpfen wir an diese 
sowie weitere Erfahrungen aus Kämpfen um Alternativen an und 
erörtern die strategischen Fluchtpunkte, die sich in diesen abzeich-
nen. Wir beginnen mit dem Konflikt um Lützerath im rheinischen 
Braunkohlerevier, der einen ähnlich paradigmatischen Charakter 
hat wie die Gelbwesten-Proteste in Frankreich.
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Kapitel 7

Solidarische 
Perspektiven

Ich weiß, ich verlange Unmögliches. 
Doch in unserer Zeit, wie in jeder Zeit, ist 
das Unmögliche das Mindeste, was man 

verlangen kann.

James Baldwin1

Lützerath wird bleiben. Auch wenn die Kohle irgendwann abge-
baut ist, wird der Name des Ortes in Nordrhein-Westfalen wei-
terwirken: als Symbol für den Mut und den Einfallsreichtum 
von Menschen, die sich gegen einen mächtigen Konzern und die 
Macht des Staates wehren. 

Lützerath ist aber auch ein Symbol für eine Politik, die die 
Zeichen der Zeit nicht erkennt. Die Zeichen der Zeit sind der 
rechtzeitige Ausstieg aus der Kohle – wie auch aus Erdgas und 
Erdöl – und der Übergang zu einer Produktionsweise, in der das 
gute Leben für alle und nicht die Verteidigung von Partikular-
interessen mächtiger Eliten der zentrale Bezugspunkt ist.2 Ver-
antwortlich für diese verfehlte Politik ist auch die Ampelkoalition, 
die seit Ende 2021 Deutschland regiert. Gemeinsam mit der nord-
rhein-westfälischen Landesregierung aus Christdemokraten und 
Grünen einigte sie sich auf einen Deal mit dem deutschen Ener-
giekonzern RWE: Dieser durfte das im rheinischen Braunkohlere-
vier gelegene Lützerath zerstören, um die unter dem Ort lagernde 
Braunkohle abzubauen. Im Gegenzug gab das Unternehmen sei-
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nen Plan auf, fünf weitere Dörfer in der Region zu zerstören. Es 
verpflichtete sich, bis 2030 aus der Kohle auszusteigen, also acht 
Jahre früher als im sogenannten »Kohlekompromiss« vorgesehen, 
den Bund, Länder und Energiekonzerne im Jahr 2020 geschlossen 
hatten. Für die vorzeitige Stilllegung seiner Braunkohlekraftwerke 
wird RWE vom Staat mit 2,6 Milliarden Euro entschädigt.

Bis zum letzten Moment versuchte eine breite Koalition von 
Bewegungen, die von Fridays for Future, Extinction Rebellion, 
Letzte Generation und Ende Gelände bis zu einem lokalen Protest-
bündnis, kirchlichen Gruppen, der Linkspartei, der Jugendorgani-
sation der Grünen und kritischen Wissenschaftler*innen reichte, 
die Zerstörung von Lützerath zu verhindern. Klimaaktivist*innen 
besetzten die verbliebenen Häuser, nachdem die ursprünglichen 
Eigentümer*innen enteignet und umgesiedelt worden waren. Mit 
enormer kreativer Energie bauten sie eine Protestinfrastruktur auf 
und trainierten sich und andere in zivilem Ungehorsam. Viele 
Demonstrant*innen harrten in einem Camp in der Nähe des Dor-
fes aus und trotzten den winterlichen Wetterbedingungen. Am 
14. Januar des Jahres 2023, einem regnerischen und stürmischen 
Wintertag, versammelten sich schließlich rund 35.000 Menschen 
zu einer Großdemonstration auf den matschigen Feldern rund 
um Lützerath. An diesem Tag eskalierte die Polizeigewalt, es gab 
zahlreiche Verletzte. 

Vor allem die Grünen sahen sich im Anschluss an die Pro-
teste mit der berechtigten Empörung der Demonstrant*innen 
konfrontiert: Kaum sind sie zum zweiten Mal nach 1998 Regie-
rungspartei auf Bundesebene geworden, machen sie wieder Poli-
tik gegen die Bewegungen, aus denen sie selbst hervorgegangen 
sind und von denen sie teilweise – siehe Fridays for Future – sogar 
aktiv unterstützt wurden. Beim ersten Mal war es vor allem die 
Friedensbewegung, die sich gegen die Grünen wandte, nachdem 
ihr damaliger Vorsitzender und Außenminister einer rot-grünen 
Regierung, Joseph Fischer, die deutsche Beteiligung am NATO-
Krieg im Kosovo unterstützt hatte. Heute enttäuschen die Grü-
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nen die Anliegen der Klimabewegung, deren Stärke sie auch ihre 
jüngsten Wahlerfolge verdanken. Damit fördern sie die Skepsis 
sozialer Bewegungen gegenüber linken Parteien insgesamt.

Lehren aus Lützerath

Sicherlich hat niemand von einer Regierungsbeteiligung der Grü-
nen eine sozial-ökologische Revolution erwartet, auch wenn sie 
sicherlich mehr Handlungsspielräume für progressive Anliegen 
haben, als sie nutzen. Zum einen sind die Grünen nur Teil einer 
Koalition, in der ökologische Fragen stark umkämpft sind. Zum 
anderen steht außer Frage, dass die staatliche Politik einer ande-
ren Logik folgt als die Aktionen der sozialen Bewegungen. Wir 
sind in der Einleitung bereits darauf eingegangen: Der Staat ist 
kein Instrument, das einfach in den Dienst einer grundlegenden 
gesellschaftlichen Veränderung gestellt werden kann. Vielmehr 
sind die Möglichkeiten staatlicher Politik systematisch durch die 
herrschenden gesellschaftlichen Verhältnisse begrenzt. Diese Ver-
hältnisse haben sich gleichsam in den Staatsapparat eingeschrie-
ben, sie prägen das Denken seines Personals und bestimmen, wel-
che Probleme überhaupt und in welcher Form diskutiert werden 
können. 

Der von den 68ern einst anvisierte »Marsch durch die Insti-
tutionen« endete in einem Marsch der Institutionen durch die 
früheren Protagonist*innen der Bewegung. Diese Erfahrung 
machten die Grünen bei ihrer ersten Regierungsbeteiligung auf 
Bundesebene zwischen 1998 und 2005: Schneller als es ihm lieb 
war und meist ohne es zu merken, verinnerlichte das grüne Spit-
zenpersonal die institutionellen Restriktionen und missverstand 
dies als Ankunft auf dem harten Boden der Realität. Gemeint war 
die Realität der Herrschenden, die sie bis dahin kritisiert hatten 
und nun mitgestalten wollten. Das Versäumnis der heute tonan-
gebenden Grünen liegt darin, die Erfahrung von damals nicht 
reflektiert zu haben. Stattdessen liefen sie blindlings und unvor-
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bereitet in eine Situation, in der sie einen Quasi-Freibrief für 
einen der weltweit größten Umweltsünder als klimapolitischen 
Kompromiss verkaufen sollten. 

Angesichts von so viel grün-kapitalistischem »Realitätssinn« 
wird sich der fossile Riese RWE vermutlich noch länger die Hände 
reiben. Denn in Zeiten einer eskalierenden Klimakrise darf der 
Konzern nun weitere 280 Millionen Tonnen Braunkohle abbag-
gern und verbrennen. Im Jahr 2030 lässt er es dann gut sein mit 
der heißen Luft und der verbrannten Erde – und kann sich auf 
der Gewissheit ausruhen, dass dann die gestiegenen Preise für 
Zertifikate aus dem europäischen Emissionshandel die Kohle-
verstromung ohnehin unrentabel gemacht haben. Als Zugabe 
obendrauf bekommt der Konzern die Zerstörung einer wichtigen 
Infrastruktur der Klimagerechtigkeitsbewegung, die ihm in den 
kommenden Jahren noch einiges an Ärger beschert hätte: Das 
besetzte Lützerath war ein Ort, an dem Menschen zu Aktions-
trainings, Workshops und Festivals zusammenkamen. 

Nun könnte man auch sagen, dass die Vorgängerregierung 
der jetzigen Ampelkoalition, die von der CDU mit der SPD als 
Juniorpartner gebildet wurde, die Energiewende systematisch 
ausgebremst und damit die derzeitigen Sachzwänge geschaffen 
hat, mit denen die jetzige Regierung konfrontiert ist. Außerdem 
ließe sich argumentieren, dass die Situation ohne die Grünen 
in der Regierung noch schlimmer wäre, da diese Partei unter 
den drei Koalitionspartnern die ökologischste Agenda verfolgt. 
Schließlich könnte man einwenden, dass die derzeitige Regierung 
keine Schuld am Anstieg der Gaspreise nach dem russischen 
Angriff auf die Ukraine und an der anschließenden Wieder-
belebung der Kohle zum Zwecke der »Energiesicherheit« trägt. 
Das ist alles korrekt, trifft aber nicht den entscheidenden Punkt. 
Dieser liegt zunächst einmal in der simplen Tatsache, dass der 
Abbau der Kohle unter Lützerath aus Gründen der Versorgungs-
sicherheit und der Netzstabilität schlicht nicht nötig war. Zu  
diesem Schluss kommen gleich mehrere Gutachten.3 Sodann, 
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und in der aktuellen politischen Diskussion weitgehend vernach-
lässigt, stellt sich die Frage: Für wen und was wird der Strom 
eigentlich erzeugt? Um wessen Versorgungssicherheit geht es hier 
eigentlich?

Denn selbst wenn die Kohle benötigt würde, um den beste-
henden Strombedarf zu decken, wäre es ökologisch naheliegend, 
erst einmal diesen Bedarf zu problematisieren, bevor zu seiner 
Deckung noch mehr CO2 emittiert wird: Müssen wir Strom für 
Autofabriken erzeugen, damit darin riesige Mengen an immer 
größeren Fahrzeugen hergestellt werden, die, einmal freigelassen, 
selbst Unmengen an Strom verbrauchen oder die fossilen Treib-
stoffe gleich selbst in Kohlendioxid verwandeln? Brauchen wir 
Energie für eine chemische Industrie, die Berge von Plastikver-
packungen herstellt, die nach einmaligem Gebrauch verbrannt 
oder nach Malaysia, in die Türkei oder in afrikanische Länder 
exportiert werden? Was hier sichergestellt wird, ist eine Produk-
tions- und Lebensweise, die bereits heute unzählige Menschen in 
eine existenzielle Unsicherheit stürzt.

Viel sinnvoller – und angesichts sich häufender und zuspit-
zender Krisen immer dringlicher – wäre es dagegen, innezuhalten 
und zu fragen, was gesellschaftlich notwendig ist und so produ-
ziert werden kann, dass es die Erde nicht weiter aufheizt und die 
Lebensgrundlagen der Menschen hierzulande, anderswo und in 
der Zukunft nicht zerstört: ein nachhaltiges Mobilitätssystem, ein 
gut ausgebautes und für alle zugängliches Gesundheitssystem, ein 
Energiesystem aus Erneuerbaren, bezahlbare Wohnungen oder 
ein Bildungssystem, das Herkunftsunterschiede ausgleicht, statt 
sie zu reproduzieren. 

In Ländern wie Deutschland gibt es dafür genug Geld. Die 
Gesellschaft ist reicher als je zuvor. Wer es sich leisten kann, 
100 Milliarden Euro für die Bundeswehr auszugeben oder ein 
Rettungspaket für die Banken zu schnüren, das fast 500 Milliar-
den Euro umfasst, hat auch die Mittel, die Gesellschaft zukunfts-
fähig zu machen. Warum sollten wir weiterhin Ressourcen und 
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menschliche Kreativität für die Entwicklung neuer Finanzinstru-
mente, das Design von SUVs oder die Optimierung von Waffen-
systemen verschwenden? Warum sollten wir wertvolle minerali-
sche Rohstoffe in Elektroautos verbauen? Warum nicht stattdessen 
die sozialen Anstrengungen, die praktische und kollektive Intel-
ligenz der Beschäftigten in der Produktion, in der Pflege oder im 
Gesundheitswesen, die Kreativität der Ingenieur*innen in den 
Dienst eines guten Lebens für alle stellen?

Solche Fragen lassen sich in Parlamenten auf Bundes- und 
Landesebene oder in den Ministerien bislang kaum diskutieren. 
Kein Wunder, denn sie berühren den Kern der kapitalistischen 
Produktionsweise: die Möglichkeit, das Privateigentum an den 
Produktionsmitteln zum Nachteil der Allgemeinheit einzusetzen, 
solange sich daraus Gewinne, Wachstum und Steuereinnahmen 
ergeben. Das wird verklausuliert mit Begriffen wie »Wettbe-
werbsfähigkeit«, mit dem Verweis auf Arbeitsplätze oder dem 
Argument, dass »die Chinesen« das Problem beim Klimawandel 
seien. Europa mache ja schon seine Hausaufgaben. Doch das sind 
Nebelkerzen. 

Deshalb brauchen wir radikale soziale Bewegungen wie die 
für Klimagerechtigkeit, die in Lützerath und anderswo kämpfen. 
Sie rütteln an scheinbaren Gewissheiten, sie machen Anliegen 
sichtbar, die in den Staatsapparaten nicht oder nicht ausreichend 
vertreten sind, und sie machen vermeintlich selbstverständliche 
harte Realitäten als das begreifbar, was sie sind: die geronnenen 
Ergebnisse früherer gesellschaftlicher Konflikte, in denen sich 
mächtige Kapitalinteressen durchgesetzt haben.

Diese harten Realitäten als geschichtlich gewordene zu begrei-
fen und sich einer Sachzwang-Logik zu verweigern, heißt, die oft 
verschüttete Möglichkeit von Veränderung freizulegen und deut-
lich zu machen, dass alles anders hätte kommen können – und 
heute ganz anders kommen könnte. Das macht radikale soziale 
Bewegungen so unbequem und gefährlich für die Herrschenden, 
und es erklärt die Repression, der sie sich gegenübersehen. Das 
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macht sie aber auch so wichtig, denn sie verschieben den Hori-
zont dessen, was denk- und sagbar ist. Sie öffnen einen Möglich-
keitsraum, oft im Zusammenspiel mit Verbänden und kritischer 
Wissenschaft, der der staatlichen Politik allein im Kapitalismus 
systematisch versperrt ist.4

Um das Erreichte zu sichern und Erfolge wirksam werden zu 
lassen, müssen jedoch Pflöcke eingeschlagen werden. Verände-
rungen müssen gesetzlich verankert, finanziell unterstützt, gegen 
Rückschritte gesichert und so gestaltet werden, dass sie vorher-
sehbaren Angriffen standhalten und die Verteidiger*innen des 
zerstörerischen Status quo dauerhaft schwächen. Dies ist eine 
Schwierigkeit, die zum Scheitern vieler fortschrittlicher Bewe-
gungen geführt hat. Viele von ihnen schaffen eine Aufbruchsstim-
mung, zeigen mögliche Alternativen auf, verschieben öffentliche 
Debatten und politisieren Teile jüngerer Generationen. Doch 
ohne greifbare gesellschaftliche Veränderungen, wie ein Ende 
der Nutzung fossiler Brennstoffe, ein Verbot der industriellen 
Fleischproduktion, ein konsequenter Rückbau des autozentrier-
ten Verkehrssystems oder den Aufbau einer sozial-ökologischen 
Wirtschaft, verpuffen sie irgendwann in Frustration. 

Eine weitere Gefahr liegt darin, dass Bewegungen zu Beginn 
vor allem gegen Repression und die herrschende Meinung kämp-
fen, ihnen auf mittlere und lange Sicht aber die Vereinnahmung 
droht. Repression kann Bewegungen sogar noch stärken, erhöht 
sie doch bei aller Gefahr für Leib und Leben auch die Aufmerk-
samkeit für ihre Anliegen. Vereinnahmung bedeutet dagegen 
oft das schleichende Ende. Entscheidend ist zunächst einmal, 
sich dessen bewusst zu sein. Sodann kommt es auf einen kri-
tisch-reflektierten Umgang damit an. Das gilt sowohl für radikale 
soziale Bewegungen als auch für emanzipatorische Akteure in den 
staatlichen Apparaten, in Parteien, Gewerkschaften und Verbän-
den. Ihnen allen stellt sich die Herausforderung, transformative 
Strategien zu entwickeln und sich dabei wechselseitig zu unter-
stützen. Emanzipation bedeutet Befreiung von den herrschaft-
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lichen Verhältnissen, also einem die Lebensgrundlagen immer 
weiter zerstörenden Kapitalismus.

Im Unterschied zu modernisierend-affirmativen Strategien 
zeichnen sich transformative Strategien dadurch aus, dass sie 
sich gegen eine Vereinnahmung sperren und Erfolge sichtbar 
machen. Sie konzipieren konkrete Reformen so, dass in ihnen 
grundlegende Veränderungen aufscheinen und dass idealerweise 
Dynamiken in Gang gesetzt werden, die sich der Kontrolle der 
Herrschenden entziehen. 

Emanzipatorische Akteure, denen es um weitreichende 
Transformationen geht, sollten sich des Spannungsverhältnisses 
bewusst werden, in dem sie sich notwendigerweise bewegen, 
nämlich Politik in den und gleichzeitig gegen die Institutio-
nen des kapitalistischen Staates zu machen. In diesem Wider-
spruch kann sich emanzipatorische Politik erfolgreich bewegen, 
wenn sie sich auch als institutioneller Resonanzboden sozialer 
Bewegungen begreift.5 Statt nur Wähler*innen oder Mitglieder 
repräsentieren zu wollen, müssen Regierungen und Parteien, 
Gewerkschaften und Verbände, denen es um grundlegende Ver-
änderungen geht, zur Ermächtigung von Bewegungen beitragen, 
aus der sie umgekehrt ihrerseits Kraft ziehen. Nur so lassen sich 
Dynamiken in Gang setzen, die über die strukturellen Grenzen 
des kapitalistischen Staates hinausweisen und schließlich in der 
Absicherung von weitreichenden sozial-ökologischen Errungen-
schaften münden.

Die Grünen haben dies versäumt. Sie agieren gleichsam auf 
einem halbierten Resonanzboden: Aus der Selbstermächtigung 
der Klimagerechtigkeitsbewegung zogen sie bei den letzten Wah-
len Kraft in Form von Stimmen. Aber sie geben der Bewegung 
nichts zurück. Im Schlamm von Lützerath überließen sie die 
Bewegungen gar der staatlichen Repression, die – den Symbol-
gehalt der Kämpfe vervollständigend – von einem grünen Polizei-
präsidenten orchestriert wurde. 
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Solidarität

Wie damit umgehen? Was wären emanzipatorische Richtungsfor-
derungen beziehungsweise Elemente eines Hegemonieprojekts, 
die das Potenzial hätten, von breiten politischen Bündnissen 
getragen zu werden, in den Staatsapparaten Resonanzen zu erzeu-
gen, aber auch eine attraktive und solidarische Produktions- und 
Lebensweise zu schaffen? Wie ließen sich transformative Strate-
gien in einer »Zeit der Monster«, also des gesellschaftspolitischen 
Rechtsrucks und der zunehmenden öko-imperialen Spannungen, 
stärken? 

Kritische Analysen und ein bewusstes Begreifen der komple-
xen Wirklichkeit sind wichtige Bestandteile von solidarischen 
Alternativen. Politik, so Pierre Bourdieu, beginnt mit der Auf-
kündigung des »unausgesprochenen Vertrags über die Bejahung 
der bestehenden Ordnung; mit anderen Worten: Politische Sub-
version setzt kognitive Subversion voraus, Subversion der Welt-
sicht.«6 Strategisches Handeln mit dem Ziel, die gesellschaftlichen 
und politischen Kräfteverhältnisse zu verändern, gehört ebenso 
zur politischen Subversion, wie auch solidarisch gelebte alltägli-
che Beziehungen, bereits heute und oft unspektakulär entstehende 
Alternativen sowie andere Gewohnheiten und Subjektivitäten 
dazugehören. 

Produktionsweisen wie solidarische Ökonomien oder ein 
transparenter öffentlicher Sektor, die nicht zuvorderst an Profit 
orientiert sind, enthalten oft bereits Elemente einer möglichen 
anderen Gesellschaft. Prinzipien des Rückbaus bestimmter Bran-
chen und des Aufbaus einer solidarischen und an Gebrauchs-
werten orientierten Wirtschaft können entlang dieser Vorbilder 
gestärkt und alltagspraktisch erfahren werden.7 Entscheidend ist 
dabei, das Prinzip von Sorge oder care zu stärken und von ihm 
ausgehend die Ökonomie zu denken und zu gestalten. Das bein-
haltet, die gesellschaftliche Reproduktion und die damit verbun-
dene Arbeitsteilung solidarisch zu reorganisieren und die klassen- 
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und geschlechtsspezifische sowie rassifizierte Ausbeutung und 
Herrschaft zu überwinden. »Care, commons und Suffizienz in 
der Produktion und im Konsum« – so nennt Christa Wichterich 
die Eckpunkte einer solidarischen Alternative.8

Der Staat und das internationale politische System sind zentral 
bei der rechtlichen, finanziellen, administrativen und diskursiven 
Absicherung emanzipatorischer Errungenschaften. Gleichzeitig 
sind sie Teil der vielfältigen Krisen und Probleme und müssen in 
ihren Strukturen und Funktionslogiken verändert werden. Das 
gilt vor allem für die Ausrichtung staatlicher und internationaler 
Politiken an Wirtschaftswachstum und dominanten Kapitalin-
teressen. 

Wir sind nicht so naiv zu denken, dass »die Menschen« eigent-
lich nur darauf warten, vom Joch der Kapitalmacht befreit zu wer-
den. Wir haben auch keine »Weltverbesserungsphantasien«, wie 
uns von Fred Luks vorgeworfen wurde.9 Die imperiale Lebens-
weise ist für viele Menschen mehr oder weniger gut lebbar und 
attraktiv – oder zumindest erscheint sie alternativlos. Dennoch 
gibt es vielversprechende Ansätze und praktische Erfahrungen, 
die zeigen, dass und wie transformative Politik machbar ist. Wir 
möchten einige von ihnen im Folgenden zum Ausgangspunkt 
nehmen, um die verbindenden Elemente und strategischen 
Fluchtpunkte transformativer Politik aufzuzeigen: solidarische 
Begrenzungen, Vergesellschaftung als Basis für eine sozial-öko-
logische Wirtschaft, solidarische Resilienz, Reparatur sowie ein 
anderes Verständnis und eine andere Praxis von Freiheit.10 

Solidarität ist der Geist, der alle diese Elemente durchweht 
und beseelt. Wir verstehen sie mit Raul Zelik als eine soziale Pra-
xis, die sich der »Zerstörung des Zwischenmenschlichen« durch 
den Marktliberalismus und den von diesem begünstigten Auf-
stieg der autoritären Rechten widersetzt.11 Solidarität kann die 
systemischen Grenzen der kapitalistischen Produktions- und der 
imperialen Lebensweise transzendieren. Sie markiert den Hori-
zont einer emanzipatorischen Perspektive jenseits der bestehen-
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den zerstörerischen Ordnung. Dabei ist sie notwendigerweise 
international, überwindet also auch die territorialen Grenzen 
des Nationalstaats.12 Es geht um eine »Praxis systemsprengen-
der Solidarbeziehungen«: Die in der zeitlichen, räumlichen und 
sozialen Ferne liegenden Folgen der imperialen Lebensweise wer-
den in deren Nahbereich zurückgeholt, das Leid der einen wird 
als notwendige Folge exklusiver Freiheiten der anderen sichtbar 
gemacht. Andreas Lob-Hüdepohl bezeichnet dies treffend als 
»entgrenzende, universale Zuständigkeit der prima facie Nicht-
zuständigen […] – um aller notleidenden Menschen willen«.13

Solidarität in diesem Sinne ist zunächst eine Haltung, eine 
Ethik und ein Empfinden, um andere Menschen zu unterstützen 
und das Gemeinwohl zu stärken. Sie ist auch ein Horizont von 
sehr unterschiedlichen, pluriversen Kämpfen.14 Johannes Sieg-
mund schlägt den Begriff der »Klimasolidarität« vor, weil er darin 
die gemeinsame Antwort der ideologisch, organisatorisch und 
strategisch höchst diversen Klimabewegung sieht. Gelebte Klima-
solidarität organisiert vielfältige Widerstände gegen den fossilen 
und kolonialen Kapitalismus, sie ist aber auch die »Vorwegnahme 
einer gewaltfreien Welt, in der alle ein gutes Leben haben kön-
nen. Klimasolidarität ist als Krisenintervention notwendig und 
›gewaltwendig‹. Anstatt sich in den Teufelskreisen der Gewalt zu 
verlieren, wendet sie Not und die Gewalt ab und sucht einen Weg 
der gegenseitigen Hilfe und Kooperation.«15 

Bei dieser in den Kämpfen vorweggenommenen besseren 
Welt geht es auch um den Anspruch darauf, überhaupt Rechte 
zu haben und Solidarbeziehungen zu institutionalisieren. Beste-
hende verrechtlichte Solidarbeziehungen, wie etwa der Sozial-
staat, sind ambivalent. Vom Anspruch her universalistisch, sind 
sie bislang weitgehend nationalstaatlich organisiert und basieren 
auf globalen Gewalt- und Ausbeutungsverhältnissen. Zudem sind 
sie auch innerhalb der Nationalstaaten ungleich. 

Inklusive globale Solidarität als gewollte und gelebte, insti-
tutionalisierte und verrechtlichte Beziehung ist eine der großen 
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Herausforderungen des 21. Jahrhunderts. Denn nur damit kann 
die kapitalistische Barbarei abgewendet werden. Eine Bedin-
gung dieser überlebensnotwendigen Solidarität sind politisch 
erkämpfte solidarische Grenzziehungen.

Solidarische Begrenzungen 
politisch erkämpfen

Grenzen sollen überwunden werden – das ist die dominante 
Logik und Handlungsorientierung im Kapitalismus, auch im 
Grünen Kapitalismus: mehr Produktion, mehr Konsum, mehr 
Lohnarbeit, mehr Energie und Rohstoffe – und vor allem mehr 
Profite. Voraussetzung dafür ist die Nicht-Anerkennung von 
Grenzen. Der britische Ökonom Tim Jackson schreibt dazu: 
»Die Leugnung von Grenzen ist ein wesentlicher Bestandteil des 
Wachstumsmythos. Dass dieser es im Kapitalismus nicht schafft, 
klar zwischen dem zu unterscheiden, was begrenzt ist, und dem, 
was es nicht ist, ist die Wurzel allen Übels.«16 Wir haben gezeigt, 
dass und wie die kapitalistischen Gesellschaften strukturell dazu 
tendieren, planetare Grenzen zu überschreiten, und eben deshalb 
an ihre eigene harte Grenze stoßen, nämlich jene der bio-phy-
sischen Reproduktion. 

Doch der Kapitalismus ist nicht nur expansiv und Grenzen 
verschiebend, sondern setzt seinerseits auch Grenzen. Eine wich-
tige Grenze markiert das Privateigentum, vor allem an den Pro-
duktionsmitteln. Wird es von emanzipatorischen Kräften in Frage 
gestellt, dann werden im Extremfall die staatlichen Gewaltappa-
rate mobilisiert, um es zu schützen.17 Andere Grenzen werden von 
Regierungen gesetzt, um als unerwünscht erachtete Menschen, 
auch wenn sie in Not und auf der Flucht sind, physisch an Grenz-
übertritten zu hindern. Damit gehen durchaus Konflikte zwischen 
den herrschenden Kräften einher, denn was Regierungen verhin-
dern wollen, ist von Unternehmen unter Umständen erwünscht, 
weil sie Arbeitskräfte benötigen.
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Auch große Teile der Bevölkerung erleben diese Doppelbe-
wegung der Entgrenzung und Grenzziehung. Die Mobilität hat 
in der kapitalistischen Moderne immer weiter zugenommen, die 
andernorts produzierten Waren wie Handys, Lebensmittel oder 
Kleidung werden als willkommen angesehen. Menschen kom-
men eher in Lohnarbeit unter Bedingungen eines expandierenden 
Kapitalismus. Das Begehren nach »Mehr« ist tief in die gesell-
schaftlichen und individuellen Alltagspraktiken und die Psyche 
eingeschrieben. 

Gleichzeitig gab es historisch und gibt es heute gegenüber den 
Ansprüchen des Kapitals, immer mehr Menschen und Natur aus-
zubeuten, Kämpfe um Grenzziehungen. Menschen wehren sich 
gegen die Zerstörung ihrer Lebensgrundlagen durch Bergbau-
konzerne, gegen die Verschmutzung von Luft und Wasser.18 Am 
20. August 2023 haben in einem historischen Referendum fast 
60 Prozent der Wahlberechtigten in Ecuador dafür gestimmt, 
das Öl in der Kernzone des Yasuní-Gebietes im Boden zu lassen. 
Damit bleibt eines der an Biodiversität reichsten Gebiete der Welt 
intakt. Zu hoffen ist nun, dass sich die Regierung an diese Grenz-
setzung hält; weitere politische Konflikte sind dafür notwendig.19 

Eine wichtige historische Errungenschaft von Grenzziehun-
gen ist der Sozialstaat mit seinen vielfältigen Mechanismen der 
Umverteilung und der Unterstützung von Menschen, die auf 
Solidarität angewiesen sind. Im Kapitalismus ist der Sozialstaat 
notwendigerweise defizitär, produziert Ein- und Ausschlüsse, 
seine Institutionen sind umkämpft und ständigen Angriffen aus-
gesetzt. Im Prinzip handelt es sich bei ihm aber um eine wichtige 
Grenzziehung, die soziale Ungleichheit zumindest korrigiert, 
die Existenzgrundlagen absichert und die Unterstützung von 
Menschen in Not von einem Almosen in einen Rechtsanspruch 
transformiert.20 Der Sozialstaat ist dabei keineswegs gegen den 
Kapitalismus per se gerichtet, im Gegenteil: Zu seinem Funktio-
nieren benötigt er bis heute eine expandierende, in vielen Berei-
chen grenzüberschreitende Ökonomie. Soziale Sicherheit und 
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Verteilungsspielräume werden derart gewährleistet. Wir haben 
es also mit einer permanenten Doppelbewegung der Grenzüber-
schreitung und Grenzsetzung zu tun. 

Mit anderen Worten: Wir benötigen ein sinnvolles Verhält-
nis zwischen dem Begrenzten, dem zu Entgrenzenden und dem 
Unbegrenzten. Da der Begriff der Grenzen durchaus problemati-
sche Assoziationen trägt und wir einen Fokus auf den Prozess set-
zen wollen, sprechen wir von solidarischen Begrenzungen.21 Diese 
sind notwendig, weil die imperiale Produktions- und Lebensweise 
zu immer stärkeren Verwüstungen und Ungleichheiten führt und 
global nicht verallgemeinerbar ist.  

Solidarischer Begrenzungen bedarf es in Form von Regeln, die 
die imperiale Lebensweise in ihrem expansiven Charakter zurück-
drängen und es Menschen ermöglichen, nicht auf Kosten anderer 
und der Natur leben zu müssen: Die Begrenzung von Flügen, von 
motorisiertem Individualverkehr und industrieller Landwirtschaft 
muss einhergehen mit einem universellen und gleichberechtig-
ten Zugang zu nachhaltigen Mobilitätssystemen und zu qualitativ 
hochwertigen, saisonal und regional erzeugten Lebensmitteln. 
Damit verbunden ist die Begrenzung der Macht und des Verfü-
gungsanspruchs des Kapitals, bis hin zu Eingriffen in Eigentums-
rechte und zur Vergesellschaftung der (Re-)Produktion. 

Es geht aber auch um eine »Ethik kollektiver Selbstbegren-
zung«, die ein selbstbestimmtes Zusammenleben ermöglicht.22 
Andere Werte und Formen des Wohlstands, nämlich jene eines 
sinnerfüllten Lebens, müssen gesehen und positiv erfahren wer-
den, damit Menschen nicht länger (nur) von den Konsumver-
sprechen der Werbeindustrie getrieben sind.23 Friederike Haber-
mann hat den Begriff der »Ecommony« vorgeschlagen, um eine 
wesentlich auf Gemeingütern basierende Wirtschaft zu fassen, in 
der Eigentum zunehmend durch Besitz ersetzt wird. Dafür muss 
die Welt nicht neu erfunden werden; es gibt unzählige Beispiele.24 
Frank Adler weist in seinem Überblickswerk zum Thema Post-
wachstum darauf hin: 



Solidarische Perspektiven  215

»Transformative Politiken der Selbstbegrenzung können zurück-
greifen auf ein großes Reservoir an Praktiken, Werten, Traditionen 
und Erfahrungen, auf ein Pluriversum von Bewegungen, Initia-
tiven, Weltsichten und Prinzipien aus verschiedenen Regionen, 
Kulturen, Epochen, sozialen Gruppen, die zeigen, wie gutes Leben 
und Grenzen verknüpft werden können.«25

Diese vielfältigen Begrenzungen müssen politisch erkämpft wer-
den und mit gesellschaftlichen Lernprozessen einhergehen. Kohei 
Saito betont in seinen Vorschlägen für einen »Degrowth-Kom-
munismus«, dass die planetaren Grenzen nicht als Orientierung 
ausreichen: Die Bestimmung von Grenzen sei 

»ein Produkt politischer Prozesse, die von wirtschaftlichen, sozi-
alen und ethischen Entscheidungen begleitet werden. […] Ein 
Werturteil darüber, in welcher Welt wir leben wollen, muss wirk-
lich demokratisch, unter möglichst großer Berücksichtigung der 
Stimmen der zukünftigen Generationen erörtert und debattiert 
werden.«26 

Es wäre politisch töricht, zu glauben, dass die zunehmenden wis-
senschaftlichen Einsichten über die ökologischen Zerstörungen 
die Regierungen, Staaten und Unternehmen zum Handeln brin-
gen.27 Es braucht dafür emanzipatorische Kämpfe. 

Vergesellschaftung und sozial-ökologische 
Infrastrukturen

Eine ebenso ermutigende wie politisch und konzeptionell zentrale 
Initiative der jüngeren Zeit ist »Deutsche Wohnen & Co. enteig-
nen« (DWE). Sie hat mit einem längeren politischen Vorlauf das 
erfolgreiche Referendum zur Enteignung großer Immobilien-
unternehmen 2021 in Berlin organisiert. Anfang 2024 ist es zwar 
fraglich, ob die Berliner Politik den mehrheitlichen Wunsch der 
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Bevölkerung respektiert und die großen Wohnungsunternehmen 
tatsächlich vergesellschaftet. Klar ist jedoch, dass eine großmaß-
stäbliche Vergesellschaftung von Wohnraum die Lebenssituation 
vieler Menschen unmittelbar verbessern und gleichzeitig sehr 
konkret ein Strukturprinzip des Kapitalismus in Frage stellen 
würde, nämlich die private Verfügung über eine basale Infra-
struktur. Durch eine Vergesellschaftung würde diese der Profit-
logik entzogen und in ihrer Gebrauchswerteigenschaft gestärkt. 

Ähnlich ließe sich mit anderen Infrastrukturen verfahren. 
Auch im Energiebereich wird über Vergesellschaftung diskutiert, 
in der Wasserversorgung wurden vielerorts privatisierte Unter-
nehmen rekommunalisiert. Im italienischen Campi Bisenzio 
nahe Florenz besetzten die Beschäftigten des Automobilzulie-
ferers GKN 2021 ihre Fabrik, nachdem der Eigentümer deren 
Schließung angekündigt hatte. Mit Unterstützung von Wissen-
schaftler*innen und der Klimabewegung erarbeitete das Collet-
tivo di Fabbrica einen Konversionsplan, der vorsieht, statt Auto-
teilen Lastenräder und Fotovoltaik-Anlagen zu produzieren. Eine 
Genossenschaft soll als Rechtsform für die geplante alternative 
Produktion fungieren.28 

Die (wiederbelebte) wissenschaftliche Debatte über Vergesell-
schaftung, demokratische Wirtschaftsplanung, Gebrauchswert-
orientierung und Konversion ist ein Ausdruck dieser Entwicklun-
gen. Gleichzeitig wirkt sie orientierend auf diese ein. Beide – die 
Debatte und die Entwicklung – stehen also in einem wechselseiti-
gen Zusammenhang, der sich nicht zuletzt daraus ergibt, dass die 
Bewegungen ihre eigenen Intellektuellen hervorbringen.29 

Das mag angesichts der dominierenden Dynamiken von 
rechts als randständig erscheinen. In der Tat ist die Vergesell-
schaftungsdiskussion weit davon entfernt, in großem Umfang 
gesellschaftlich wirkmächtig zu werden. Aber dennoch ist sie ein 
wichtiger Gradmesser der fundamentalen Krise, die wir derzeit 
erleben. Sie macht zudem deutlich, dass die Grenzen kapitalisti-
scher Krisenbearbeitung erreicht sind, dass eine andere Gesell-
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schaft für die Vielen zu einer Frage des Überlebens geworden ist. 
Und schließlich zeigt sie auf, was denkbar und möglich wäre, wie 
also konkrete Reformen, deren Notwendigkeit und Machbarkeit 
für die Vielen unmittelbar einsichtig sind, für die sich also prin-
zipiell Mehrheiten organisieren ließen, zu gestalten wären, damit 
sie den Weg in eine grundlegende Veränderung der Produktions- 
und Lebensweise ebnen.

Vergesellschaftung bedeutet im Kern Demokratisierung. Den 
Wenigen in den Unternehmensleitungen oder an der Spitze von 
Staaten und internationalen Organisationen wird die Möglichkeit 
genommen, Entscheidungen zu treffen, die zu Lasten anderer in 
Raum und Zeit gehen, ohne dass diese anderen die Möglichkeit 
hätten, an den Entscheidungen mitzuwirken. Positiv gewendet: 
Alle haben das Recht, gleichberechtigt an den Entscheidungen, 
von deren Auswirkungen sie betroffen sind, beteiligt zu werden. 
Und, darauf besteht Hans Thie: »Alles Eigentum, das über das 
Persönliche hinausgeht und – in welcher Form auch immer – 
Macht über andere Menschen begründet, wäre demokratiepflich-
tig. Das ist der Sprung, den man gedanklich machen muss.«30

Das klingt abstrakt, hat aber zwei konkrete Implikationen: 
Erstens beinhaltet es, dass die reproduktionsnotwendigen gesell-
schaftlichen Bereiche der Profitlogik entzogen und einer demo-
kratischen Kontrolle unterworfen werden.31 Dabei handelt es 
sich vor allem um soziale und sozio-technische Infrastrukturen: 
Krankenhäuser, Wohnungen, Einrichtungen der Pflege und Kin-
derbetreuung, Bildungseinrichtungen, Versorgungssysteme in 
den Bereichen Mobilität, Wasser, Energie und Kommunikation. 
Viele dieser Bereiche sind oder waren zumindest einst unter 
öffentlicher (nicht notwendigerweise demokratischer) Kontrolle 
und gehorchten der Logik der Daseinsvorsorge, bis sie im Neo-
liberalismus entweder privatisiert oder aber als öffentliche Berei-
che einem Wettbewerbs- und Profitabilitätszwang unterworfen 
wurden. Wie schädlich das ist, zeigte besonders eindringlich die 
Coronakrise. 
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Eine Politik der Vergesellschaftung würde auf den noch exis-
tierenden Erfahrungen und Wissensbeständen der öffentlichen 
oder gar demokratischen Bewirtschaftung von Infrastrukturen 
aufbauen. Zudem könnte sie die Bezeichnung »Infrastruktur« 
auf andere, bisher nicht als solche bezeichneten, nichtsdestotrotz 
reproduktionsnotwendigen Bereiche ausdehnen. Dazu gehört 
etwa das Landwirtschafts- und Ernährungssystem. Es ist nicht 
nur essenziell für alle, sondern stellt auch ein zentrales Feld des 
sozial-ökologischen Umbaus dar.32 Insofern ist nicht einzusehen, 
warum große profitorientierte Unternehmen die Produktion und 
Distribution von Lebensmitteln bestimmen sollten. 

Das Landwirtschafts- und Ernährungssystem zu vergesell-
schaften würde nicht bedeuten, dass es keine selbständig wirt-
schaftenden Betriebe mehr gäbe. Jedoch wäre deren Größe 
beschränkt. Vor allem aber wäre die Verfügungsgewalt über den 
Boden vergesellschaftet oder genossenschaftlich organisiert. Es 
gäbe beispielsweise keine Finanzinvestoren mehr, die sich riesige 
Landflächen unter den Nagel reißen, um aus der agrarindustriel-
len Produktion von Lebensmitteln oder Energiepflanzen Profit zu 
schlagen. Die Bodenvergabe würde stattdessen demokratisch kon-
trolliert und an eine solidarische und sozial-ökologische Bewirt-
schaftung gebunden. Entsprechende Ansätze gibt es bereits heute. 
Ein Beispiel ist die Kulturland-Genossenschaft, die landwirtschaft-
liche Flächen erwirbt, um sie dem Zugriff von Finanzinvestoren 
und Großunternehmen zu entziehen und sie einer solidarischen 
und ökologischen Landwirtschaft zur Verfügung zu stellen.33 Der-
artige Ansätze müssten gestärkt und zum allgemeinen Prinzip der 
Bodenbewirtschaftung gemacht werden.

Die zweite Implikation einer als Demokratisierung begriffe-
nen Vergesellschaftung besteht darin, dass sie eine Voraussetzung 
für die solidarische Selbstbegrenzung schafft.34 Damit meinen 
wir nicht den Verzicht auf die Güter und Dienstleistungen, die 
für ein gutes Leben notwendig sind. Im Gegenteil, darauf liegt 
sogar der Fokus. Es geht um die Fülle des für ein gutes Leben 
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Notwendigen, dessen Vorhandensein im Kapitalismus struktu-
rell verknappt wird. Denn es ist ja nicht so, dass Knappheit den 
Wohnungen, Lebensmitteln, Kleidung oder den Infrastrukturen 
für Gesundheit, Bildung, Pflege, Kommunikation, Mobilität oder 
Energie per se innewohnen würde. Tatsächlich ließen sie sich für 
alle Menschen in ausreichendem Maße und unter Berücksichti-
gung ökologischer Restriktionen zur Verfügung stellen.35 Dass das 
nicht passiert, dass also viele Menschen keinen oder nur einen 
eingeschränkten Zugang zu lebensnotwendigen und das Leben 
lebenswert machenden Gütern haben, liegt daran, dass die Ver-
fügungsmacht in den Händen weniger Menschen liegt und dass 
diese Wenigen aus der Produktion und dem Verkauf des Lebens-
werten und Lebensnotwendigen den höchstmöglichen Profit zu 
ziehen versuchen. Selbst dort, wo sich Infrastrukturen in staat-
licher Hand befinden, sind sie der Marktlogik unterworfen bezie-
hungsweise mit budgetären Zwängen wie der Schuldenbremse 
konfrontiert, die letztlich den Besitzer*innen großer Vermögen 
zugutekommen. Das bedeutet nicht selten, dass die Bezahlung 
und die Arbeitsbedingungen etwa in der Pflege oder im öffent-
lichen Personentransport schlecht sind und deswegen zu wenig 
Menschen dort arbeiten. 

Umgekehrt wird ein großer Teil des gesellschaftlichen Arbeits-
vermögens in bullshit jobs verausgabt, die ebenso gut bezahlt wie 
gesellschaftlich sinnlos oder gar schädlich sind. David Graeber 
hat diese Diskrepanz brillant beschrieben:

»Offensichtlich gilt in unserer Gesellschaft die Regel, dass eine 
Arbeit umso schlechter bezahlt wird, je offensichtlicher sie ande-
ren Menschen nützt. Auch hier ist es schwierig, ein objektives 
Maß zu finden, aber einen Eindruck kann man sich mit einer ein-
fachen Frage verschaffen: Was würde geschehen, wenn diese 
ganze Berufsgruppe einfach verschwinden würde? Man kann 
über Krankenschwestern, die Mitarbeiter der Müllabfuhr oder 
Automechaniker sagen, was man will, aber eines liegt auf der 
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Hand: Würden sie sich plötzlich in Luft auflösen, die Folgen wären 
sofort spürbar und katastrophal. Auch eine Welt ohne Lehrer und 
Hafenarbeiter würde schnell in Schwierigkeiten geraten, und 
selbst ohne Science-Fiction-Autoren oder Ska-Musiker wäre sie 
sicher weniger schön. Dagegen ist nicht ganz klar, wie die Welt 
leiden würde, wenn alle Privat-Equity-Manager, Lobbyisten, Pub-
lic-Relations-Forscher, Versicherungsfachleute, Telefonverkäufer 
auf ähnliche Weise verschwinden würden.«36

Man könnte diese Liste problemlos erweitern. In Zeiten der öko-
logischen Krise würden sicherlich auch solche Jobs dazu gehören, 
die – wie der Bau von zu vielen und großen Autos – Mensch und 
Natur großen Schaden zufügen und deshalb manchen von denen, 
die sie ausüben, zunehmend Unbehagen bereiten. 

Der Auf- und Ausbau der reproduktionsnotwendigen Infra-
strukturen muss folglich mit dem Rückbau von solchen wirt-
schaftlichen und gesellschaftlichen Tätigkeiten einhergehen, die 
aus der Perspektive der sie Ausübenden sinnlos und aus sozial-
ökologischen Gründen nicht zu legitimieren sind. Die entschei-
denden Maßstäbe von Legitimität sind dabei die Verallgemeiner-
barkeit und die Reversibilität. Die Produktion und die Nutzung 
von Autos für den Individualverkehr, zumal von immer größeren, 
sind nicht verallgemeinerbar. Sie beinhalten einen überpropor-
tionalen Zugriff auf Ressourcen und Senken und untergraben 
damit die Lebensbedingungen von Menschen andernorts und in 
der Zukunft. Ihre Folgen sind auch nicht reversibel, denn die für 
die Automobilität nötige Extraktion von Metallen und fossilen 
Rohstoffen hinterlässt zerstörte Ökosysteme, und die CO2-Emis-
sionen des Transportsektors sind einer der wichtigsten Treiber 
der Klimakrise. Der Übergang zur Elektro-Automobilität – das 
haben wir im fünften Kapitel gezeigt – wird daran im Grundsatz 
nichts ändern. Mit ihm verschieben sich die sozial-ökologischen 
Probleme nur, etwa von der Extraktion fossiler auf die metalli-
scher Rohstoffe. Aber sie werden nicht überwunden. Auch die 
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Elektro-Automobilität verursacht sozial-ökologische Kosten, 
die sie in Zeit und Raum externalisiert. Das aber ist hochgradig 
undemokratisch. Die von der Kostenexternalisierung Betroffe-
nen haben keine Chance zur Mitsprache, sei es, weil sie woanders 
leben, oder weil sie erst künftig leben werden. Zudem verstärkt 
die Externalisierung die öko-imperialen Spannungen. Faktisch 
handelt es sich bei der Automobilität um ein sozial-ökologisches 
Herrschaftsverhältnis. Allerdings erscheint sie nicht als solches, 
denn das Herrschaftsverhältnis schreibt sich in die Institutionen, 
Infrastrukturen, Kräfteverhältnisse und Alltagspraxen vor allem 
des globalen Nordens ein und wird dadurch dort, wo sich die 
Vorteile der Automobilität konzentrieren, unsichtbar. 

Das Problem lässt sich nicht dadurch lösen, dass nun alle 
Beschäftigten der Autokonzerne, die Arbeiter*innen in den Eisen-
erzminen oder die Bevölkerung der Erdölregionen an den Ent-
scheidungen der Konzerne beteiligt werden. Dagegen steht nicht 
nur die nationalstaatliche Fragmentierung des kapitalistischen 
Weltsystems, sondern auch die kaum zu bewältigende Komplexi-
tät entsprechender Entscheidungsverfahren. Zukünftige Genera-
tionen können ihre Stimme schlicht noch nicht erheben. Deshalb 
bleibt nur der Rückbau der Autoindustrie als Akt der solidarischen 
und demokratischen Selbstbegrenzung. Und die Automobilität ist 
nur einer von vielen Bereichen, die zurückgebaut werden müssen. 
Die hier vorgebrachten Argumente betreffen genauso die Kohle-
verstromung, die Atomenergie (aus der zumindest Deutschland 
2023 ausgestiegen ist), die Rüstungsindustrie oder die industrielle 
Fleischproduktion. Die Vergesellschaftung dieser und weiterer 
Bereiche würde die Voraussetzung für einen Rückbau schaffen, 
der unter privatkapitalistischen Eigentumsverhältnissen nicht 
möglich wäre. 

Die beiden Implikationen einer demokratischen Vergesell-
schaftung sind eng miteinander verbunden: So setzt der Rück-
bau des autozentrierten Verkehrssystems voraus, dass andere 
soziale und sozio-technische Infrastrukturen auf- und ausgebaut 
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werden. Die meisten Menschen pendeln nicht freiwillig mit dem 
Auto zur Arbeit, sie nutzen es möglicherweise auch für andere 
Wege nur mangels Alternativen. Automobilität ist deshalb auch 
erzwungene Mobilität. Als solche lässt sie sich nur überwinden, 
wenn die Mobilitätszwänge beseitigt werden. Dies geschieht 
etwa dadurch, dass ländliche Räume mit den Infrastrukturen 
ausgestattet werden, die in den Jahrzehnten des Neoliberalismus 
systematisch zerstört wurden. Wo Gesundheits- und Pflegeein-
richtungen, Kindertagesstätten, Schulen, Kulturzentren, Biblio-
theken, schnelles Internet und Ähnliches vorhanden sind, müssen 
Menschen nicht länger große Distanzen zurückzulegen, um ihren 
Alltag zu bewältigen. Das ist auch eine Lehre aus den Gelbwes-
ten-Protesten in Frankreich, die sich dagegen richteten, dass die 
fossile Automobilität verteuert werden sollte, ohne dabei auch 
die Rahmenbedingungen zu verändern, die die Menschen zum 
Autofahren zwingen.

Der Zusammenhang zwischen Rückbau und Aufbau zeigt 
sich noch in einem anderen Punkt. Soziale Infrastrukturen oder 
eine sozial-ökologische Landwirtschaft sind arbeitsintensiv. Sie 
schaffen dort, wo sie entstehen, gesellschaftlich sinnvolle Arbeits-
plätze. Die Arbeitsplatzverluste durch den Rückbau großer und 
volkswirtschaftlich zentraler Industrien und durch den Abbau 
von bullshit jobs ließen sich so zum Teil kompensieren. Das ist 
alles andere als ein Selbstläufer, denn Rückbau und Arbeitsplatz-
bedarf können räumlich auseinanderfallen. Jedoch besteht flä-
chendeckend ein Bedarf an Arbeitskräften in der Pflege und im 
Gesundheitsbereich, der nicht zuletzt aufgrund niedriger Löhne 
und schlechter Arbeitsbedingungen nicht gedeckt werden kann. 
Das gilt auch in anderen Bereichen der Daseinsvorsorge wie dem 
öffentlichen Personentransport und stellt eine Herausforderung 
für die Gewerkschaften dar, der diese – siehe die Kampagne #wir-
fahrenzusammen – teilweise in einer neuen Allianz mit der Kli-
mabewegung gerecht zu werden versuchen.37 Hans-Jürgen Urban 
spricht diesbezüglich von »Transformationsallianzen«.38 Weitere 
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Kompensationsmaßnahmen wären der kostenlose Zugang zu den 
lebensnotwendigen Infrastruktursystemen und eine Arbeitszeit-
verkürzung bei vollem Lohnausgleich, die die Produktivitätsge-
winne an die unmittelbaren Produzent*innen zurückgeben würde 
und dazu beitragen könnte, sowohl bezahlte als auch unbezahlte 
gesellschaftlich sinnvolle Arbeit anders, vor allem geschlechter-
gerecht, zu verteilen. 

Der demokratisch organisierte Rückbau von sozial-ökologisch 
nicht tragbaren Industrien und Dienstleistungen wird notwendi-
gerweise partiell sein. Denn die Kompetenzen der Beschäftigten 
ebenso wie ein Teil der Produktionsmittel werden gebraucht, um 
die sozial-ökologisch erwünschten Infrastrukturen auf- und aus-
zubauen. Das Stichwort hier lautet Konversion.39 Ein großer Teil 
der heutigen Autoindustrie etwa

 
»könnte auf die Schienenfahrzeugproduktion umgestellt werden.  

Statt großer SUVs und spritfressender Verbrenner könnten dann 

bei VW, Daimler, Ford und ihren Zulieferern Komponenten für öf-

fentliche Verkehrsmittel wie Eisenbahnen oder auch Busse produ-

ziert werden. Die dort tätigen Arbeiter:innen und Ingenieur:innen 

besitzen eine hohe Kompetenz in der Blechumformung, der all-

gemeinen Metallbearbeitung, der Maschinennutzung, der Montage 

und der Steuerungstechnik. Genau das befähigt sie aber auch, Ei-

senbahnen und Busse herzustellen. Das ist ein wesentlicher Grund, 

warum sich die Klimabewegung strategisch gegen eine Zerstörung 

der Arbeitsplätze und Fertigungskapazitäten bei VW, Ford oder 

Continental wenden sollte. Nicht zuletzt ergibt sich hieraus eine 

gemeinsame Perspektive für Arbeiter- und Klimabewegung.«40

Der Arbeitskräftebedarf einer Mobilitätswende ist enorm. Meh-
rere Studien gehen davon aus, dass er den Arbeitsplatzabbau in 
der Automobilproduktion überkompensieren würde.41 Die Vor-
aussetzung dafür wäre, die Autokonzerne in gesellschaftliches 
Eigentum zu überführen. 
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Solidarische Resilienz

Der Historiker Adam Tooze sieht bei der Klimakrise eine drei-
fache Ungleichheit: »Die Ungleichheit der Verantwortung für 
ihre Entstehung, die Ungleichheit der Betroffenheit von den 
Auswirkungen und die Ungleichheit an verfügbaren Ressour-
cen für den Schutz vor den Folgen und die Anpassung an die 
Erderwärmung.«42 Die letzte Dimension der Ungleichheit wird 
bislang unterschätzt. Doch sie wird umso dramatischer, je mehr 
sich die disruptiven Ereignisse häufen. Es sind vor allem die Ver-
mögenden und große Teile der Gesellschaften des globalen Nor-
dens, die sich eher vor den negativen Folgen schützen und an 
diese anpassen können. Es handelt sich in gewisser Weise um eine 
weitere, viel Leid, Gewalt und Tod verursachende Form der Kri-
senexternalisierung.43 Damit werden die (welt-)gesellschaftlichen 
Spaltungen vorangetrieben, die wiederum den rechtsautoritären 
politischen Kräften zugutekommen. Insbesondere staatliche und 
internationale Politik werden immer stärker mit Vorsorge- und 
Aufräummaßnahmen befasst sein und die Kosten dafür werden 
zunehmen. Dazu kommen militärische Auseinandersetzungen 
und Aufrüstungsprogramme in einer scheinbar außer Rand und 
Band geratenden Welt, wodurch die dafür nötigen enormen 
finanziellen Mittel, die Produktionskapazitäten, das Wissen und 
die Arbeitskraft andernorts fehlen.

Die demokratische Kontrolle von Infrastrukturen ist für das 
gute Leben aller entscheidend. In Zeiten der Klimakrise wird 
sie zudem zur Bedingung für das Überleben. Wir haben uns im 
zweiten Kapitel kritisch auf das Konzept der Resilienz bezogen. 
In seiner neoliberalen Variante, so haben wir im Anschluss an 
Stefanie Graefe argumentiert, affirmiert Resilienz den Status 
quo. Anstatt die Krisenursachen transparent zu machen und zu 
bekämpfen, betrachten Resilienzstrategien diese als gegeben und 
konzentrieren sich darauf, die gesellschaftliche und vor allem die 
individuelle Widerstands- und Anpassungsfähigkeit zu steigern. 
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Diese Form der affirmativen Resilienz ist gleichzeitig exklusiv: Sie 
blendet die unterschiedlichen Kapazitäten der Krisenanpassung 
aus, die sich aus den ungleichen gesellschaftlichen und interna-
tionalen Verhältnissen ergeben. 

Mehr noch: Affirmative Resilienz hier untergräbt die Anpas-
sungsfähigkeit dort. Wenn Länder wie Deutschland krisenfest zu 
werden versuchen, indem sie etwa ihre Gasversorgung räumlich 
diversifizieren und Gas aus dem Senegal importieren, dann ist 
das nur vordergründig der von Bundeskanzler Olaf Scholz pro-
klamierte Deal »auf Augenhöhe«. Denn zum einen verursacht 
die Gasextraktion selbst sozial-ökologische Kosten in den Her-
kunftsländern. Zum anderen wird Gas zwar oft als Brücke auf 
dem Weg in eine Zukunft bezeichnet, die von den Erneuerbaren, 
etwa in Form von grünem Wasserstoff, geprägt sei. Faktisch han-
delt es sich aber um einen fossilen Energieträger, dessen Ver-
brennung die Klimakrise weiter anheizt und dessen Nutzung 
mit dem Bau zusätzlicher Terminals für Flüssigerdgas an der 
deutschen Nord- und Ostseeküste infrastrukturell festgeschrie-
ben wird. Die Folgen einer derartigen Perpetuierung des fossilen 
Energieregimes treffen letztlich den globalen Süden stärker als 
den globalen Norden.

Resilienz im globalen Süden setzt deshalb den Rückbau und 
Begrenzungen im globalen Norden voraus. Eine autoritär sta-
bilisierte ebenso wie eine ökologisch modernisierte imperiale 
Lebensweise im globalen Norden macht es vielen Menschen im 
globalen Süden unmöglich, sich an die nicht mehr vermeidbaren 
Folgen der ökologischen Krise anzupassen. Die Ökonomie, die 
mit affirmativen Resilienzstrategien krisen- und energiesicher 
gemacht werden soll, ist »keine Ökonomie, die um das Lebens-
recht aller herum organisiert ist, sondern eine der automobili-
sierten, privaten Hausbesitzer, der ausschließenden Politiken und 
der strukturellen Produktion von Abfall.«44 Es ist eine Ökonomie, 
die auf ungleichen Verhältnissen im internationalen und inner-
gesellschaftlichen Maßstab beruht.
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Solidarische Resilienz setzt an dieser Stelle an. Sie sieht im 
Außerkraftsetzen der krisengenerierenden Mechanismen einer 
imperialen Produktions- und Lebensweise die notwendige Bedin-
gung für eine Klimaanpassung im Interesse der Vielen. Gleich-
zeitig erkennt sie an, dass diese Bedingung nicht hinreichend ist. 
Denn die Klimakrise bedroht und zerstört bereits heute mensch-
liches Leben, die Natur und Ökosysteme, und sie wird auch dann 
noch weiterwirken, wenn die imperiale Produktions- und Lebens-
weise bereits Geschichte ist. Hinreichend ist solidarische Resilienz 
also erst dann, wenn sie die Gesellschaften in einer Weise umbaut, 
die ein (Über-)Leben trotz der Katastrophe gewährleistet. Das 
betrifft vor allem die gesellschaftlichen Infrastrukturen. Insofern 
bedingen sich die beiden strategischen Elemente »Vergesellschaf-
tung« und »solidarische Resilienz« wechselseitig.

Das lässt sich am Beispiel des Wohnens, der Erhöhungen der 
Mietpreise und der Energiekosten sowie der damit einhergehen-
den Auseinandersetzungen, die derzeit etwa in deutschen Städten 
darum geführt werden, anschaulich zeigen. Der Gebäudesektor 
verursacht in Deutschland circa 30 Prozent der Treibhausgas-
emissionen und ist für 35 Prozent des Endenergieverbrauchs 
verantwortlich.45 Die Wärmewende ist deshalb ebenso wie die 
Energie- und die Mobilitätswende ein Schlüssel zu wirksamerem 
Klimaschutz. Darüber hinaus ist sie für eine solidarische Klima-
anpassung wichtig, denn schlecht isolierte Gebäude, in denen 
meist Menschen mit niedrigem Einkommen leben, schützen nicht 
vor den sich häufenden Hitzewellen. Den Gebäudebestand ener-
getisch zu sanieren, wäre folglich eine Maßnahme, in der sozial- 
und klimapolitische Ziele konvergieren. 

Dem steht allerdings die im Bereich Wohnen vorherrschende 
Profitorientierung entgegen. In deren Rahmen, so Armin Kuhn, 
»ist der klimagerechte Umbau im Zeitraum, der für die Umset-
zung des 1,5-Grad- (oder selbst des 2-Grad-) Ziels nötig ist, 
unmöglich. Die profitorientierte Bewirtschaftung von Wohnun-
gen und Immobilien will die dabei entstehenden klimatischen 
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Kosten immer externalisieren. Denn wie in anderen Wirtschafts-
bereichen auch ist die klima- und umweltschädlichste Lösung 
kurzfristig oft die billigste und damit gewinnträchtigste.«46 Dort, 
wo energetisch saniert beziehungsweise das Wohnumfeld durch 
Begrünung an die steigenden Temperaturen angepasst wird, kön-
nen Mietsteigerung, »grüne Gentrifizierung« und damit die Ver-
drängung von einkommensschwächeren Gruppen die Folge sein. 
Solidarische Resilienz im Gebäudesektor würde deshalb bedeu-
ten, die Eigentumsfrage zu stellen und das Wohnen als soziale 
Infrastruktur zu begreifen, die weitgehend zu vergesellschaften 
oder genossenschaftlich zu organisieren wäre. 

Der klimagerechte Umbau sozialer und sozio-technischer 
Infrastrukturen setzt deren gesellschaftliche Kontrolle voraus 
und kann gleichzeitig als mehrheitsfähiges Einstiegsprojekt in 
die Vergesellschaftung und den grundlegenden Umbau der Pro-
duktions- und Lebensweise fungieren. Die sich intensivierende 
Kooperation zwischen Mieten- und Klimabewegung in Deutsch-
land verleiht dem einen politischen Ausdruck.47 Wie der Stadt-
soziologe Mike Davis bereits vor zehn Jahren schrieb, bieten »die 
egalitären Aspekte des Stadtlebens die besten soziologischen und 
physikalischen Voraussetzungen für Ressourcenschonung und 
Reduktion des CO2-Ausstoßes«.48 Das lässt sich auf die Klima-
anpassung und auf ländliche Regionen übertragen. Es markiert 
den Horizont einer Anpassungspolitik, in der sich der Abbau 
von sozialer Herrschaft und der Abbau von Naturbeherrschung 
wechselseitig bedingen und gemeinsam die Grundlage für eine 
solidarische Bewältigung der Klimakrise schaffen – dafür, dass 
im Schlechten etwas Gutes entstehen kann. 

Eine Strategie der solidarischen Resilienz verbindet folglich 
den Schutz vor den nicht mehr vermeidbaren Auswirkungen der 
Klimakrise und den Fokus auf die am stärksten Betroffenen mit 
der Frage, wie wir eigentlich leben wollen und können. Es geht, 
so Philipp Staab, um die »Entfaltung von Freiheit im Kontext 
kollektiver und individueller Selbsterhaltung. Positiv bedeutet 
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Anpassung die Mobilisierung für diese Freiheit.«49 Wir kommen 
auf diesen Aspekt noch zurück. 

Die Aufwertung der für das Überleben und ein gutes Leben 
aller nötigen Infrastrukturen ist die Essenz zahlreicher progres-
siver Kämpfe, wie sie sich derzeit weltweit beobachten lassen. Sie 
wird umso wichtiger, je stärker und häufiger die Infrastrukturver-
sorgung durch die Klimakrise bedroht wird und gleichzeitig in 
den Mittelpunkt der Klimaanpassung rückt. Vergesellschaftetes 
Wohneigentum, lokale und klimaangepasste Ernährungssysteme, 
funktionierende Einrichtungen der Pflege und Gesundheitsfür-
sorge oder ein nachhaltiges Mobilitätssystem – das waren schon 
immer Kernanliegen progressiver Kräfte. In Zeiten der Klimakrise 
werden sie zu einer Frage des Überlebens. 

Reparatur als solidarische und 
transformative Praxis 

E. Tendayi Achiume, die ehemalige Sonderberichterstatterin der 
Vereinten Nationen zu Rassismus und Fremdenfeindlichkeit, 
schrieb 2022 in einem Bericht an die UNO-Vollversammlung: 

»Systemischer Rassismus diente als grundlegendes Organisations-

prinzip für die globalen Systeme und Prozesse, die den Kern der 

Klima- und Umweltkrise bilden. […] Völker in ehemals kolonisierten 

Gebieten, die rassifizierend als nicht-weiß bezeichnet wurden, tra-

gen die unverhältnismäßige Umweltbelastung infolge der Gewin-

nung, Verarbeitung und Verbrennung von fossilen Brennstoffen.«50 

Entsprechend wichtig sei »die Entkolonialisierung des internatio-

nalen Systems und die Wiedergutmachung von Rassendiskriminie-

rung, die ihre Wurzeln in Sklaverei und Kolonialismus hat«.51

Diese bis heute anhaltende enorme Ungleichheit und Gewalt wird 
in der internationalen Politik zunehmend thematisiert, auch in 
Bezug auf die ökologische Krise. Es geht zum einen, wie bereits 
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gezeigt, um den Kampf gegen den erdzerstörerischen Reichtum 
der Wenigen und für den Rückbau der von ihnen kontrollierten 
Produktion. In den ehemals kolonisierten Regionen geht es, neben 
Wiedergutmachung, auch um Unterstützung beim Umgang mit 
den sozial-ökologischen Schäden und Verlusten. Viele davon, wie 
etwa der Meeresspiegelanstieg, die Wüstenbildung, abgeholzter 
Regenwald, der Biodiversitätsverlust oder ausgetrocknete Seen 
und Flüsse, sind irreversibel. Das betrifft auch Krankheit und Tod 
von vielen Menschen, seelische Verletzungen und Traumatisie-
rung durch Gewalt und den Verlust kultureller Errungenschaften. 
In anderen Fällen ist die Heilung von Menschen, Gemeinschaf-
ten und Natur durchaus möglich. Die Reparatur von Schäden, 
wie sie etwa beim Abbau von großes Seltenen Erden oder Uran 
verursacht werden, wird jedoch die Arbeit vieler Generationen 
in Anspruch nehmen. Wiederum andere Schäden wie die Weg-
nahme von Land müssen sofort wiedergutgemacht werden, um 
die Lebensbedingungen geschädigter Menschen und Regionen 
zu sichern. Adressat*innen von Reparatur- und Wiedergutma-
chungsleistungen sind oft enteignete indigene Völker, übrigens 
auch im globalen Norden. Doch die katastrophalen Überschwem-
mungen in Pakistan vom Sommer 2022 zeigen, dass Reparationen 
für die Folgen der Klimakrise auch von Regierungen gefordert 
werden. Die Zahlungen für die erlittenen und noch folgenden 
Schäden sollen von den verantwortlichen Unternehmen und Län-
dern geleistet werden.52

In der offiziellen Klimapolitik wird das seit einigen Jahren als 
loss and damage (Verlust und Schäden) diskutiert.53 So wichtig das 
Thema ist, so sehr bleibt es beim politischen Ton der humanitären 
Hilfe des Nordens an den Süden. Es wird nicht nur zu wenig Geld 
zur Verfügung gestellt, sondern es gibt auch kein Recht auf solida-
rische Unterstützung im Fall von klimawandelbedingten Verlus-
ten und Schäden. Deutlich wird in diesen Diskussionen, dass bei 
den offiziellen Maßnahmen die nördlichen Akteure und Teile der 
Eliten des Südens die Prozesse kontrollieren wollen. Allerdings 
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ist aktuell, dass heißt Anfang 2024, die Finanzierung des von der 
Weltbank verwalteten Fonds viel zu gering.  

Von großen Teilen der sozialen Bewegungen und kritischen 
Wissenschaftler*innen werden über die Kompensation von Ver-
lust und Schäden hinaus Klimaschulden und Klimareparationen 
betont, um transformative Gerechtigkeit einzufordern.54 Klima-
reparationen sind »Politiken und Maßnahmen, die von einem 
Staat oder einem Unternehmen ergriffen werden, um vergangene 
und gegenwärtige systematische Ungerechtigkeiten im Zusam-
menhang mit der Klimakrise zu beseitigen und die (Welt-)Wirt-
schaft so umzubauen, dass Klimagerechtigkeit, Wohlergehen und 
Gleichheit für alle Menschen weltweit gewährleistet sind.«55 

Dabei geht es erstens um Kompensationen und Unterstüt-
zung, die in den geschädigten Bevölkerungsgruppen und Regio-
nen ankommen. Damit soll der Gefahr begegnet werden, dass 
unverantwortliche Regierungen in Nord und Süd die Gelder für 
andere Zwecke einsetzen. Die Kompensationen können Schul-
denerlasse, Technologietransfer, Geldflüsse oder Unterstützung 
bei Maßnahmen zum Katastrophen- und Klimaschutz und zur 
Anpassung oder Renaturierung umfassen. 

Zweitens ist es wichtig, dass die Hauptverursacher der Klima-
krise – nördliche Regierungen und fossile Konzerne – ihre histo-
rische und aktuelle Verantwortung anerkennen und entsprechend 
handeln. Zentral ist dabei der Ausstieg aus der Förderung und 
Nutzung fossiler Energieträger und das Verantwortlichmachen der 
fossilen Erdzerstörer. Doch auch die Extraktion anderer Rohstoffe, 
das haben wir an vielen Stellen des Buches gezeigt, muss drastisch 
zurückgehen. Die Rückgabe von Land und Territorien ist eine 
andere Maßnahme der Begleichung von Klimaschulden, wobei die 
zu beteiligenden Akteure und die einzurichtenden Mechanismen 
konkretisiert werden müssen. Zudem sind die Anerkennung des 
Klimawandels als Fluchtgrund und entsprechend offene Migra-
tionspolitiken eine wichtige Maßnahme. Klimareparationen sind 
schließlich ein Lernfeld für Versöhnung, praktizierten Antirassis-
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mus und für Geschichtsarbeit, bei der die Verletzungen der Betrof-
fenen des Klima-Kolonialismus aufgearbeitet werden.56 

Entscheidend ist jedoch drittens, dass die transformative 
Gerechtigkeit verbunden wird mit Forderungen nach struktu-
rellen Reformen der neokolonialen und rassifizierten Weltwirt-
schaft, die dauerhaft Abhängigkeiten und Ausbeutung schafft und 
für den Klimanotstand verantwortlich ist. Es geht nicht um ein-
malige Zahlungen, die vielleicht noch mit paternalistischem und 
selbsterhöhendem Gestus erfolgen, sondern um grundlegende 
Veränderungen der kapitalistischen Wachstums- und westlichen 
Fortschrittslogik sowie um solidarische Formen der internatio-
nalen Arbeitsteilung und des entsprechenden Investitions- und 
Handelsregimes. Dafür sind unter anderem quantitative Ober-
grenzen der Rohstoffextraktion sowie Begrenzungen für die Pro-
duktion von und für den globalen Handel mit besonders klima-
schädlichen Waren notwendig. 

Die Anerkennung von Klimaschulden und entsprechende 
Reparationen können damit Teil von umfassenden Umbaupro-
zessen sein, die darauf zielen, dass Menschen auskömmliche und 
gerechte Lebensbedingungen haben und diese auch gestalten kön-
nen: ein gutes Ernährungs-, Wohn-, Bildungs-, Mobilitäts- und 
Gesundheitssystem, vielfältige Identitäten und ein Leben ohne 
Angst. Doch dafür bedarf es anderer weltwirtschaftlicher und 
-politischer Strukturen und Machtverhältnisse. Die Forderungen 
nach Klimareparationen sind damit Teil struktureller Verände-
rungen der Weltwirtschaft.57

Freiheit und Bleiberecht

Die abrupten, nicht vorhersehbaren Veränderungen des globalen 
Klima- und Erdsystems haben unabsehbare Folgen. Eine Zahl des 
IPCC-Berichts von 2022 sprengt dabei die Vorstellungskraft: 3,3 
bis 3,6 Milliarden Menschen leben bereits heute in Kontexten, 
die stark vom Klimawandel betroffen sind. Das gilt insbesondere 
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für jene sozialen Gruppen im globalen Süden, die historisch am 
wenigsten zum Klimawandel beigetragen haben. Aber auch im 
globalen Norden werden die Folgen der Klimakrise zunehmend 
spürbar, etwa in Form von Hitzewellen, und auch hier sind die 
Betroffenheit und die Möglichkeiten, sich zu schützen, höchst 
ungleich verteilt. In bestimmten Regionen steigt aufgrund der 
zunehmenden Trockenheit der Bedarf an künstlicher Bewässe-
rung in der Landwirtschaft. Und die zunehmende Extremhitze 
erhöht die Sterblichkeitsraten. 

Immer mehr Menschen müssen aus wirtschaftlichen, politi-
schen und klimatischen Gründen ihr zerstörtes Lebensumfeld 
verlassen und werden zur Migration oder gar Flucht getrieben. 
Der Sommer der Migration 2015 war ein erster Höhepunkt mas-
siver Fluchtbewegungen nach Europa. Der Hohe Flüchtlings-
kommissar der Vereinten Nationen schätzte Mitte 2023, dass 
über 100 Millionen Menschen weltweit auf der Flucht vor Ver-
folgung, Krieg und Gewalt sind.58 Das führt in den Zielländern zu 
Unsicherheiten und Ängsten, die vor allem von rechten Kräften 
politisch kapitalisiert werden. Die Regierenden antworten mit 
einer zunehmenden Abschottung. Doch, so Benjamin Opratko, 
»was passiert mit der politischen Kultur einer Gesellschaft, die 
ihre Lebensweise systematisch mit mörderischer Gewalt an 
ihren Außengrenzen absichert: Kann verhindert werden, dass 
die Gewalt in ihr Inneres zurückschlägt …?«59 Dystopische Ein-
stellungen nehmen angesichts solcher Politiken, der damit ver-
bundenen Diskurse und sich zuspitzender Krisen zu.

Und doch gilt es, an einem emanzipatorischen Freiheitsver-
ständnis festzuhalten, das nicht auf ein individualistisches Ver-
ständnis von Freiheit reduziert wird, sein eigenes Leben ungeachtet 
der problematischen sozialen wie ökologischen Konsequenzen zu 
leben und sich tendenziell aus der Verantwortung für diese Kon-
sequenzen zu befreien.60 Ein freies und selbstbestimmtes Leben 
bedeutet auch Befreiung aus vielfältigen Unterdrückungsverhält-
nissen und damit Kampf gegen die Ursachen der aktuellen Krisen. 
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Ein sinnerfülltes, sicheres und auskömmliches Leben wird für 
die Menschen attraktiv, wenn sie etwa weniger arbeiten können 
und weniger konsumieren wollen und müssen, wenn sie mehr Zeit 
für sich und andere haben.61 Wichtig sind daher sich verändernde 
Subjektivitäten, Bedürfnisse, Wünsche und Affekte, die nicht wei-
ter die imperiale Produktions- und Lebensweise reproduzieren. 
Freiheit bedeutet dann, mehr Optionen im Leben zu haben, als die 
produktivistische und konsumistische Engführung auf Erwerbsar-
beit, Einkommen und Warenkonsum. Damit stellt sich notwendig 
die Frage nach gesellschaftlichen Macht- und Eigentumsverhält-
nissen sowie nach dem kapitalistischen Profit- und Wachstums-
imperativ, die sehr grundlegend verändert werden müssen. 

Es geht darum, sich der eigenen Verantwortung zu stellen, 
bei der Gestaltung gesellschaftlicher Verhältnisse mitzuwirken, 
die ein möglichst freies und selbstbestimmtes Leben ermögli-
chen. Es bedarf der Bereitschaft, sich zu informieren und sich 
zu beteiligen. Verantwortung zu übernehmen, muss gelernt und 
gesellschaftlich ermöglicht werden.62 

Doch, so die feministische Philosophin Andrea Maihofer, »das 
inhaltliche Verständnis von Emanzipation ist dabei jeweils his-
torisch spezifisch und gesellschaftlich-kulturell bedingt und als 
Ausdruck der jeweiligen Vorstellung von der zukünftigen Ent-
wicklung nicht nur ständig umkämpft, sondern auch angesichts 
neuer gesellschaftlicher Problemlagen und Einsichten ständig in 
Bewegung.«63 Vielleicht blicken wir in ein paar Jahren auf erfolg-
reiche Kämpfe gegen die politische Rechtsentwicklung in diesem 
Sinne zurück. Denn wir lernen in diesen Zeiten dramatisch, dass 
selbst die liberalen Freiheitsrechte in vielen westlichen Gesell-
schaften nicht so selbstverständlich sind, wie von vielen ange-
nommen wird. In Zeiten der sich zuspitzenden Klimakrise ist 
es daher geboten, ein breites und emanzipatorisches Verständnis 
von Freiheit zu entwickeln.

Eva von Redecker sieht ein solches Verständnis in der »Bleibe-
freiheit«, einem Gegenbegriff zum liberalen Freiheits- und Fort-
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schrittsbegriff der Moderne, der den Menschen Freiheit zusichert, 
solange andere dabei nicht eingeschränkt werden. Das derzeit 
vorherrschende, moderne Verständnis von Freiheit basiere vor 
allem auf der freien Verfügung über Besitz und der entsprechen-
den Anhäufung von Reichtum, der Vorstellung unbegrenzter 
Beweglichkeit und der Sehnsucht nach Unendlichkeit (auch 
des eigenen Lebens). Auch der Besitz am eigenen Körper bezie-
hungsweise die Annahme einer eigenen und autonomen Ver-
fügung darüber gehören dazu.64 Es gehe vielen Menschen nur 
noch darum, auf die eigenen Kosten zu kommen. Wenn dieses 
Freiheitverständnis weiterhin dominiert, werden Kollaps und 
Inferno immer wahrscheinlicher. Ein Leben in Freiheit wird 
immer weniger möglich. 

Das individualistische Verständnis von Freiheit übergehe 
die fundamentale Tatsache, dass Menschen seit der Urerfahrung 
des Geborenwerdens in Abhängigkeit voneinander und von den 
biophysischen Lebensgrundlagen leben. Daher bedürfe es eines 
Umdenkens, eines solidarischen Denkens und Ausübens von 
Freiheit: Freiheit nicht gedacht als zunehmende Mobilität und 
Handlungsreichweite auf Grundlage einer immer weiteren wirt-
schaftlichen Expansion und Naturausbeutung – sondern Freiheit 
als Möglichkeit, bleiben zu können, ohne dass die Zerstörung der 
Lebensgrundlagen zum Migrieren zwingt, Bleiben überhaupt in 
einer bewohnbaren Welt.65 

Freiheit bedeute deshalb auch, in harten Konflikten politi-
sche Grenzen zu setzen. »Die Bleibekämpfe gegen Abschiebung 
und Abbaggerung könnten als Speerspitze der Selbstrücknahme 
beschrieben werden. Die Forderung, dass jemand oder etwas 
bleiben soll, ruft zu dessen Verteidigung nach neuen Schranken 
im Hier und Jetzt […]. Das Ziel besteht darin, eine Zukunft zu 
sichern, in der Freiheit für alle Bestand haben könnte«.66 Bleibefrei-
heit, so von Redecker, ermögliche ein Leben in Fülle, ein Leben des 
Gemeinsamen und des Teilens – und zwar in einer Gesellschaft, 
die sich nicht weiter ruiniert, sondern fortdauert.67
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Ein solches Verständnis von Freiheit beinhaltet eine funda-
mentale Kritik an der imperialen Produktions- und Lebensweise. 
Diese zeichnet sich gerade dadurch aus, dass sie für viele das 
Bleiben systematisch verunmöglicht. Sie zerstört die Lebensbe-
dingungen unzähliger Menschen und zwingt sie zu Flucht und 
Migration. Die Überwindung von Produktions- und Konsum-
mustern, die zu Lasten anderer gehen, die radikale Reduzierung 
der Reichweite der zerstörerischen Dimensionen unserer Hand-
lungen und die Vermeidung von irreversiblen Handlungsfolgen 
für andere ist deshalb die Voraussetzung einer solidarischen Frei-
heit, die das Recht zu bleiben beinhaltet. 

Analog dazu kann ein Verständnis von Solidarität in Zeiten 
der existenziellen Klimakrise formuliert werden. Bisherige Solida-
rität war zwischenmenschlich und gesellschaftlich, insbesondere 
durch den Sozialstaat institutionalisiert. Doch die materiellen 
Mittel zur Solidarisierung kamen aus einer expansiven Wirtschaft, 
die auf intensiver Naturausbeutung basierte. Zukunftsfähige Soli-
darität muss breiter gedacht werden, nämlich als Solidarität unter 
Bedingungen zunehmender ökologischer Schäden und Verluste 
und einer nicht mehr expansiven kapitalistischen Wirtschaft. 
Solidarität bedeutet auch Solidarität mit der nicht-menschlichen 
Natur. Die breiten Diskussionen und ersten konkreten Maßnah-
men zur Anerkennung der »Rechte der Natur« deuten in diese 
Richtung.68 

Transformative Zellen

Wir haben in diesem Kapitel – und an einigen anderen Stellen 
des Buches – gezeigt, dass es umfassende Vorschläge, Initiativen 
und praktische Erfahrungen gibt, die sich der kapitalistischen 
Raserei und der tiefen Verankerung der imperialen Lebensweise 
entgegenstellen. Immer wieder haben wir darauf hingewiesen, 
dass vor allem emanzipatorische soziale Bewegungen grundle-
gende Veränderungen anstoßen. Breite, meist themenspezifische 
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politische Kampagnen wollen progressive Anliegen öffentlich 
stärken und sind möglicherweise in der Lage, Diskurse zu ver-
schieben. Doch der Fokus auf emanzipatorische soziale Bewe-
gungen ist zu eng.

Das trifft auch für eine zweite Perspektive zu. Individuelle 
Verhaltensänderungen können gesellschaftlich wirksam werden, 
wenn immer mehr Menschen auf das Auto verzichten, nicht 
fliegen oder sich vegetarisch beziehungsweise vegan ernähren. 
Emanzipatorische Veränderungen finden ebenso statt, wenn eine 
jüngere Generation teilweise oder sogar mehrheitlich andere 
Orientierungen ausbildet, etwa im Hinblick auf den Stellen-
wert von Erwerbsarbeit und Karriere oder darauf, wie Erwerbs-, 
Haus- und Sorgearbeit gerechter aufgeteilt werden. Doch ent-
gegen einem immer wieder zu hörenden Argument, dass »die« 
Menschen oder »die« Konsument*innen über ihr individuelles 
Verhalten oder ihre Kaufentscheidungen den Schlüssel zur Nach-
haltigkeit in der Hand hielten, betonen wir die zu verändernden 
wirtschaftlichen, politischen und sozialen Bedingungen eines 
guten Lebens für Alle.

Zentral ist dafür die gesellschaftliche Aufdauerstellung von 
transformativen Forderungen, Praktiken und Errungenschaften. 
Insbesondere der Staat und die internationale Politik spielen hier 
eine wichtige Rolle. Denn die finanziellen, legalen und administ-
rativen Ressourcen des Staates können dazu beitragen, der (fos-
silen) Kapitalmacht etwas entgegenzusetzen und jene Prozesse 
voranzutreiben, die wir in diesem Kapitel beispielhaft dargestellt 
haben.

Doch damit beginnen schon die Probleme. Wir haben darauf 
hingewiesen, dass der Staat, die EU und das internationale poli-
tische System eher Teil des Problems als der Lösung sind – denn 
sie sind organisatorisch und in ihrem Handeln von mächtigen 
Interessen durchsetzt und folgen dominanten gesellschaftlichen 
Logiken. Derzeit können allenfalls einzelne staatliche Initiativen 
durchgesetzt werden. Viele sinnvolle und wichtige Projekte wer-
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den dagegen von anderen politischen Kräften und vielen Medien 
verhindert, von privatwirtschaftlichen Akteuren blockiert oder in 
Kompromissen verwässert. 

Dazu kommt der »strukturelle Konservatismus der Bürokra-
tie«.69 Die staatliche Bürokratie ist ein Machtfaktor ersten Ran-
ges. Sie ist nur schwer kontrollierbar und hebelt Reformversuche 
immer wieder aus. Das politische Spitzenpersonal kann die staat-
lichen Apparate meist gar nicht überschauen. Im Unterschied zur 
auf Zeit eingesetzten politischen Spitze haben die Bürokrat*innen 
meist stabilere Arbeitsbedingungen, das Fachwissen und kennen 
ihre Apparate. Eigene Interessen und Routinen, Karrieren und 
Konkurrenz, Anerkennung und Neid spielen eine wichtige Rolle.

Mittelfristig geht es also nicht nur um andere staatliche und 
internationale Politiken, sondern um die Struktur des Staates 
selbst. Seine Handlungslogiken und seine enge Verbindung mit 
kapitalistischen Interessen müssen verändert werden. Das gelingt 
aber nur, wenn Wirtschaft und Gesellschaft selbst umgestaltet 
werden. Hier historische und aktuelle Erfahrungen gründlich 
aufzuarbeiten und aus ihnen zu lernen, ist ein aufwändiges, aber 
lohnenswertes Projekt.

Über den Staat hinaus ist für uns eine Einsicht wichtig, um 
konkrete Ansatzpunkte für emanzipatorisches Handeln zu ermit-
teln. In unserer Gesellschaft geschieht politische Gestaltung ins-
besondere durch organisierte Interessen: durch Parteien, Unter-
nehmensverbände, Gewerkschaften oder durch Organisationen, 
die sich für den Erhalt der Umwelt, für Menschenrechte oder 
andere Anliegen engagieren. Der Begriff der »Verbände-Demo-
kratie« deutet in diese Richtung. Dazu kommen die erwähnten 
sozialen Bewegungen in verschiedenen Bereichen und mit unter-
schiedlicher, oft heterogener politischer Ausrichtung. Das alles 
sind wichtige Akteure, mit denen sozial-ökologische Umbaupro-
zesse in bestimmte Richtungen vorangetrieben werden – oder 
aufgehalten werden sollen. Die konkrete Richtung der Verände-
rung, das haben wir ausreichend dargelegt, ist umkämpft.
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Vor diesem Hintergrund wollen wir abschließend eine Über-
legung im Hinblick auf emanzipatorische Handlungsfähigkeit for-
mulieren. Der marxistische Staatstheoretiker Nicos Poulantzas 
diagnostizierte, dass die herrschenden Klassen und Klassenfrakti-
onen auch vermittels bestimmter staatlicher Apparate über Macht 
verfügen beziehungsweise sich dort ihre Macht kristallisiert – 
man denke heute an die Wirtschafts- und Finanzministerien. 
Umgekehrt könnten die beherrschten Klassen nicht auf staatliche 
Apparate zählen; ein Sozialministerium ist zwar offener gegen-
über den Interessen der Regierten, bleibt aber eng mit kapitalisti-
schen Interessen und Logiken verbunden.70 Doch, so Poulantzas, 
es gebe »Oppositionszentren« in den staatlichen Apparaten. Diese 
seien »die notwendige, aber nicht hinreichende Bedingung« einer 
Transformation des Staates.71 Das heißt, sie können nur dann 
transformativ wirken, wenn sie mit den Kämpfen »aus der Dis-
tanz«, also den gesellschaftlichen Kämpfen, interagieren. »Genau 
in diesem Fall werden die Effekte des Kampfes am nachhaltigsten 
in das Regime interiorisiert.«72

Aus unserer Sicht kann dieser Gedanke über den Staat hin-
aus auch auf organisierte Interessen erweitert werden. Nehmen 
wir die Gewerkschaften als Beispiel: Sie sind zuvorderst dafür da, 
die Interessen der Beschäftigten an guten Arbeitsbedingungen, 
angemessenem Lohn und sozialer Absicherung zu vertreten und 
entsprechende Regeln in den Betrieben und Unternehmen, durch 
gute Ausbildungsinstitutionen oder durch die staatliche Politik zu 
erreichen. Lange spielten die Interessen von Frauen oder femi-
nistische Themen kaum eine Rolle und mussten innerhalb der 
Gewerkschaften von entschiedenen Menschen und Gruppen 
erkämpft werden. Dasselbe gilt für angemessene Antworten auf 
die ökologische Krise.73 Es braucht konkrete Menschen, Initia-
tiven und Entscheidungen (auch Personalentscheidungen), um 
Organisationen zu verändern – und strategische Klärungen, was 
wie geschehen soll. Die von der Wiener Arbeiterkammer im Jahr 
2022 initiierte »Akademie für sozialen & ökologischen Umbau« 
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als Austauschraum zwischen Gewerkschaften, Arbeiterkammer, 
Klimabewegungen und kritischer Wissenschaft ist ein Ansatz-
punkt, um solche Klärungsprozesse zu fördern.74 Inwiefern die 
Analysen und Diskussionen dann in die Strategiebildung der 
Interessenvertretungen einfließen, muss sich zeigen. Doch dazu 
bedarf es handelnder Akteure.

In Österreich ist zudem auch spannend zu sehen, inwiefern 
es zu einer Stärkung linker parteipolitischer Kräfte kommt und 
sich gar Regierungsoptionen verbessern. Die Wahl von Andreas  
Babler zum Parteivorsitzenden der SPÖ im Juni 2023, gute 
Wahlergebnisse der KPÖ in einigen Bundesländern und Städ-
ten sowie sich möglicherweise aus der Umklammerung der ÖVP 
befreiende Grüne könnten dann auch einen Resonanzboden 
für emanzipatorische Anliegen in den Staatsapparaten bilden – 
und Initiativen für einen grundlegenderen sozial-ökologischen 
Umbau stärken.

Auch die großen Umweltverbände ringen intern um die stra-
tegische Ausrichtung: Geht es eher in Richtung ökologischer 
Modernisierung des Kapitalismus und »Umwelt(-schutz)« als 
Politikfeld oder geht es um strukturelle Veränderungen der kapi-
talistisch-imperialen Naturverhältnisse?75 

Das zeigt: Nicht nur der Staat, auch die Interessenorganisatio-
nen sind nicht homogen. Es finden interne Auseinandersetzungen 
darüber statt, wie reale Probleme und Krisen einzuschätzen sind, 
wo eindeutiger Handlungsbedarf besteht und wie angemessen 
gehandelt wird. Hier sehen wir ein wichtiges Feld für emanzipatori-
sche Veränderungsprozesse im Rahmen einer sozial-ökologischen 
Transformation. Ein entscheidender Ansatzpunkt für Veränderun-
gen ist also die Heterogenität, teilweise Widersprüchlichkeit der 
Organisationen in Bezug auf die handelnden Akteure, aber auch 
auf Ziele und Organisationshandeln. Wir können diese Überlegung 
auf öffentliche und private Unternehmen, nachgeordnete staatliche 
Behörden, Schulen, Hochschulen, Kirchen und Sozialverbände, 
Stiftungen, Medien und andere Organisationen ausweiten. 
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Die Veränderungspotenziale einzuschätzen, dann kluge Ini-
tiativen zu starten, gegebenenfalls Bündnisse zu schließen, sich 
dabei innerhalb der Organisationen zusammenzutun, das könnte 
durch »transformative Zellen« geschehen. Darunter stellen wir 
uns dauerhaftes kollektives Handeln von Gruppen von Menschen 
in organisierten Interessenvertretungen, Schulen, im Pflege- oder 
Gesundheitsbereich vor. Sie wollen ganz konkret in ihrem pro-
fessionellen Umfeld Veränderungen anstoßen und voranbringen. 
Dadurch entsteht Handlungsfähigkeit, der Unmut über die Ver-
hältnisse im Nahbereich und in der Gesellschaft endet nicht in 
Frustration. So können »radikal-reformerische« Einstiege in den 
Umbau entstehen.76 

Auch wenn der Staat und seine Apparate einer anderen 
Logik unterliegen als Bildungsinstitutionen oder Interessenver-
bände,77 gilt dies auch für Teile der staatlichen Bürokratie. Hier 
könnten sich »transformative Zellen« bilden, um wegen einer 
begrenzten Kontrollierbarkeit sozial-ökologische Projekte gegen 
Widerstände voranzubringen. Wenn solche Projekte an Stärke 
und Sichtbarkeit gewinnen, könnte sich das Bonmot von Roswin 
Finkenzeller auf paradoxe Art verwirklichen: »In geordneter Hie-
rarchie hält die Basis die Spitze auf Trapp.«78 Raul Zelik analysiert 
dies am Beispiel der erwähnten Initiative »Deutsche Wohnen & 
Co. enteignen«: 

»Diese Kampagne, die sich auf den weitgehend vergessenen Ver-
gesellschaftungsparagrafen im Grundgesetz berief, erhielt nach 
einigem Zögern die Unterstützung von Teilen der rot-rot-grünen 
Regierungskoalition (der Linken und einigen Grünen), obwohl die 
Kampagne sich auch kritisch gegenüber dem Berliner Senat posi-
tionierte. Im Windschatten des Volksentscheids wurde der Senats-
koalition schließlich von einem kritischen Verwaltungsjuristen eine 
juristische Strategie zur Einführung eines Mietendeckels vorge-
schlagen. Diese Initiative aus der Stadtgesellschaft wurde zunächst 
nur von einzelnen Abgeordneten und Regierungsmitgliedern auf-
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gegriffen und gegen den Widerstand der Immobilienwirtschaft, 
teilweise auch der eigenen Fraktionen (die ein Auseinanderbre-
chen der Koalition fürchteten) vorangetrieben. Man könnte also 
resümieren, dass eine widerständige Forderung aus der Berliner 
Stadtgesellschaft von Abgeordneten und Regierungsmitgliedern 
in die Institutionen hinein verlängert wurde. Obwohl keine der 
beteiligten Seiten eine Führungsrolle innehatte, ergänzten sich die 
Kräfte außer- und innerhalb der Institutionen.«79

Dieses Beispiel zeigt aber auch die Widersprüche und Begrenzun-
gen des Staates als Terrain emanzipatorischer Politik: Der Mie-
tendeckel wurde 2021 vom Bundesverfassungsgericht kassiert, 
das dem Land Berlin die Gesetzgebungskompetenz für Mietober-
grenzen absprach, ohne damit allerdings über deren Verfassungs-
mäßigkeit zu urteilen. Der Volksentscheid zur Enteignung großer 
Wohnungskonzerne war zwar im selben Jahr erfolgreich, harrt 
aber seitdem der Umsetzung. Je mehr sich progressive Initiativen 
also den kapitalistischen Kern-Institutionen wie dem Privateigen-
tum nähern, desto stärker werden die Gegenkräfte, die sich inner-
halb und außerhalb des Staates formieren.

Für solche Initiativen beziehungsweise Zellen gilt deshalb, 
sich immer wieder zu vergewissern, welche konkreten Hand-
lungsspielräume in bestimmten Konjunkturen es gibt, wo poten-
zielle Widerstände entstehen, inwiefern Unterstützung innerhalb 
der Organisation oder von außen notwendig ist. Erfahrung und 
Klugheit, Vertrauen und Glaubwürdigkeit, aber auch Mut sind 
für erfolgreiche Strategien wichtig. Mittelfristig geht es auch 
um eine andere, nämlich professionelle und politisch radikalere 
Sozialisation der Aktiven von morgen in den unterschiedlichen 
Organisationen. 

Wir wollten in diesem Kapitel verschiedene Horizonte einer 
emanzipatorischen Krisenpolitik darstellen und beschreiben, wie 
sie sich möglicherweise überschneiden: Solidarische Selbstbegren-
zungen und Suffizienz bedingen die Verwirklichung von Freiheit. 
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Sie erfordern ihrerseits die Vergesellschaftung des Rückzubauen-
den, denn unter den Bedingungen kapitalistischer Konkurrenz 
sind Selbstbegrenzung und Rückbau nicht denkbar. Und schließ-
lich setzt die Freiheit zu bleiben Sicherheit voraus, die angesichts 
der sozial-ökologischen Krise nur durch solidarische Resilienz 
und die Stärkung der dafür nötigen Infrastrukturen geschaffen 
werden kann.

Dies sind keine abstrakten Prinzipien, sondern die verbinden-
den Elemente oder auch Fluchtpunkte vieler emanzipatorischer 
Kämpfe weltweit – sei es innerhalb bestehender Organisationen 
oder als selbstorganisierte Prozesse. Die zahlreichen Initiativen 
und Bewegungen, die diese Kämpfe führen, stehen ohne Zweifel 
in einem rauen Gegenwind. Aber sie halten die Erinnerung an 
die Machbarkeit einer anderen Produktions- und Lebensweise 
wach, die in Zeiten existenzieller Krisen für die Vielen zu einer 
Notwendigkeit wird. Insofern zeigen sie die Möglichkeit einer 
emanzipatorischen Alternative jenseits der Grenzen des Kapita-
lismus auf, für die es sich zu kämpfen lohnt.
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